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Zuordnung 

GlIederung 

Internet 

Personen bezogene 
Bezeichnungen 

Anhang 

Vortlem rku 9 n 

AUGEMEINER TEIL 

Vorbemerkungen 

Der RH emacter dem .,ionalrar gemäß Art 126 d Abs 1 B- VG über 
seine Tätigkeit im vorausgegangenen Jahr Bericht. In den vorliegenden 
Bericht wurden im Wesentlichen d .. bis zum Redakrionsschluss 2. Sep­
,ember 2002 berichmeif gewordenen Ergebnisse der vom RH in den Be­
reichen der Bundesministerien durchgeführten Gebarungsüberprüfungen 
aufgenommen. 

Die Zuordnung der überprüflen DienSts,ellen und Unternehmungen zu 
den Wirkungsbereichen der einzelnen Bundesministerien folgt der zum 
Redaktionsschluss dieses Berichles geltenden Zuständigkeirsverreilung 
und Reihung der Bundesministerien. 

[n der Regel werden bei der Berichterstatrung punkteweise zusammenfas­
send die Sachverhalrsdarstellung (Kennzeichnung mit 1 an der zweiten 
Slelle der Absatzbezeichnung), deren Beurreilung durch den RH (Kenn­
zeichnung mit 2), die SttllungnahlTlt tkr ii/xrprliftm Sttlle (Kennzeichnllng mll 

3 und im Klmivdrllck! sowie eine allraJlige Gegeniiußerung des RH (Kenn­
zeichnung mit 4) aneinander gereihr. Das in diesem Bericht enthaltene 
Zahlenwerk beinhaltet allenfalls kaufmännische Auf- und Abrundungen. 

Der vorliegende Berichr des RH iSl n.ch der Vorlage an den a,ional",r 
über die Homepage des RH . http://www.rechnungshof.gv.ar. verfUgbar. 

Alle personenbezogenen Bezeichnungen werden aus Gründen der Über­
sichtlichkeir und einfachen Lesbarkeir nur in einer GeschlechtSform ge­
wählr und gel,en gleichermaßen rur Frauen und Männer. 

Enrsprechend einem Wunsch von Abgeordneren aller im Rechnungshof­
ausschuss Vertretenen Fraktionen schließt der RH in einem Anhang zu 
den Prüfungsergebnissen eine Auflistung der verantwordichen Entschei­
dungsträger der überprüfren U ncernehmungen an. 

1 
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Unerledigte 
Anregungen 

In Verwirklichung 

begriff~ne Anre~ungen 

Verwirklichte 
Empfehlungen 

'( )n"lle P"-ten Hut h haltllll ,l!" 

der "Hendl< hell hnan,kol1(rollL' 

DIC~ 1982 begonnene ressorrweise Aufliscung der "Unerledigten Anregun­
gen dUS Vorjahren" wIrd im vorliegenden Bericht fongeschrieben, wobei 
Mitteilungen über beabsichtigte Maßnahmen bzw allrollige Hinderungs­
gründe beigefügt sind, 

Die im TB 1998 begonnene, ressortwflse gesonderre Auf]iscung von 
"In VerwirklIchung begriffenen Anregungen!! wird im vorliegenden Be­
richr fongeschrieben, wobei Mlneilungen über weirere beabsichrigre 
Maßnahmen blW allfallige I inderungsgründe im Hinblick auf eine gänz­
hche Verwirklichung der Empfehlungen beigefügt sind, 

Ebenso wie bei den unerledigu:'n Anregungen führt der RH seine ressort­
weise Zusammenstellung jener Empfehlungen weiter, denen rninlen'Veile 
durch die erforderlichen Maßnahmen enrsprochen wurde. 
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Bund 

Länder und 
Gemeinden 

Burgenland 

Kärnten 

Niederösrerrelch 

Tatlgkeit des R ehn ngshofes 

Die Tätigkeit des Rechnungshofes 

BereItS während des Jahres 2002 ha< der RH dem National" .. die Benchte 
der Reihe Bund 200211 bis 2002/3 vorgelegt (siehe dazu Innenseite des Um­
«hlagbogens), 

Wie in den Vorjahren hat der RH enrsprechend seiner bundesverfassungs­
gesetzlichen Aufgabe, als "föde ratives Bund- Länder- Organ" auch die 
überörcliche Gebarungskoncrolle bei sonstigen Gebietskörperschaften 
und deren Unternehmungen wahrzunehmen, Gebarungsüberprüfungen 
durchgeführt. Bei Gemengelagen ( emelnschaftsfinanzierungen bzw Ka­
piralbeteihgungen mehrerer Gebietskörperschaften uneer Einschluss des 
Bundes) war sowohl dem 3tionalrar als auch dem weiters betroffenen 
allgemeinen Venrerungskörper zu berichten. 

Wahrnehmungs- und TätIgkeitsberi chte hat der RH im Jahr 2002 Im 
Bereich der Länder und Gemeinden bis zur Druck legung vorgelege: 

- FinanZierung der Linder- und Gemeindehaushalte, Teilgebiete der 
Gebarung, EB und HYPO- BANK BURGENLA D Aktiengesell­
schaft, Therme Stegersbach Erschließungs- und Becriebsgesellschaft 
mbH, Kurbad Taczmannsdorf Aktiengesellschaft, Famdieneherme Lu Cl­

mannsburg-Frankenau GmbH, Gesamtanalyse Thermenkonzept Land 
ßurgenland 

- New Public Managemene In den Ländecn, Vetennärbehördliche Aufsich t 

- Europäische Scrukcurfondsforderung, Landeskrankenhaus Kitts« 

ew Public Management 10 den Ländern, Fmanzlerung der Länder­
und Gemeindehaushaltc, Neue H eimat Gemeinnützige Wohnungs­
und Siedlungsgesellschaft Kärnten Gesmb H , Kärntner HClmstätte 
Gemelnnürzlge Bau-, \Xlohnungs- und iedlungsvereimgung GesmbH. 
Abwasservecband Wörcher See Wesc 

- 5cadrwerke Amsrenen. Amsrerrner Veransralrungsbecriebe GmbH 
- tadt Krems 
- Flnanz,.rung der Länder- und Gemeindehaushalte, EVN- Penslonskasse 

AG , EVN AG: Betriebliche Altersvorsorge, Bau und Finanzierung des 
Regierungsvienels in der Landeshaupcscadt St Pölten - Follow up, Ab­
wasserverband Lainsirz 

3 
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Gebarungsuberprürungen 

" 

OberÖ$terreich 

Salzburg 

Steiermark 

Tirol 

Vorarlberg 

- New Public Management in den Ländern, Teilgebiete der Gebarung 

- Krankenhaus Hainburg 

- Niederösrerreichische Landesbank- Hypothekenbank AG 

- Finanzierung der Länder- und Gemeindehaushahe. Salzkammerguc­
schwerpunkc-Versorgungsverbund, Gemeinnützige Weiser Heimscäc­
tengenossenschaft, Reinhalreverband Asch.chtal, Reinhaltungsverband 
Anersee 

- New Public Management in den Ländern , Stadtgemeinde Traun 

- Finanzierung der Länder- und Gemeindehaushalte, Alkohol und Such,­
gift 3m Steuer; Evaluierung der Vorschtiften 

- New Public Management in den Ländern, Gemeindeverband Senioren­
wohnheim Bramberg, Gemeindeverband Seniorenwohnheim Urcendorf 

- Abfallw;nschaft der Stadtgemeinde Leoben, Sparkasse der Stad, Leoben: 
Vorgaben des Haftungstrngers, Abfallwirrschaftsverband Leoben 

- Finanzierung der Länder- und Gemeindehaushalre. Kur- und Frem­
denverkehrsberriebe Bad Radkersburg Gesellschaft mbH, Thermalquelle 
Loipersdorf Gesellschaft mbH & Co KG, Gesamtanalyse Thermenkon­
zept Bundesland Steiermark, Auswirkungen des EIWOG auf die cei­
rische Wasserkrafr- und Elekrrizi'ärs-Aktiengesellschafr, Sozialhilfever­
band Weiz, Stad,gemeinde Kapfenberg, Abwasserverband Knirrelfeld 
und Umgebung, Abwasserverband Mittleres Feiscrit"al, Sozialhilfever­
band Mürzzuschlag 

- New Public Management in den Ländern, Joanneum Research For­
schungsgesellschaf, mbH 

- Grazer S .. drwerke AG , ESG Wohnungsgesellschaf, mbH Villaeh, 
Sozialhilfeverband Fürsrenfeld 

- Finanz.ierung der l.änder- und Gemeindehaushaicf, Auswirkungen des 
EIWOG auf die Tiroler Wasserkraftwerke AG , Abwasserverband Zirl 
und Umgebung 

- New Public Management in den Ländern, Ka,asrrophenvorsorge 

- Finanzierung der Länder- und Gemeindehausha,lce. Dornbirner par­
kasse: Vorgaben des HafrungSlrngers 

- New Public Management in den Ländern 
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Cebarun •• uberpru'ungen 

Wien 

Europäische nion 

Gesetzliche beruf­
liche Vertretungen 

Tat k Uds Re«: nu shofes 

- Finanzierung der Länder- und Gemeindehaushalte. Auswirkungen des 
EIWOG auf die Wienmom GmbH 

- Wienrr linien GmbH & Co KG: Bauvorhaben treckenabschnill 
U 3-Ost. ichrrheltstechnische Konzepte U- Bahnlinien U l und U 3 

Ösrerreich uncerliegt hinsichdich der an die EU emrichttren bzw von 
dieser rückgeleiteten Millel der Koncrolle durch den Europäischen Rech­
nungshof, wobei der RH - auf der Grundlage seiner im innecstaadichen 
Bereich unverändert gebliebenen Zuständigkeit - die Prüfungshandlun­
gen des Europäischen Rechnungshofes in der Regel durch eigenständige 
Geb.rungsüberprüfungen begleitet. über welche er dem Nationalrat in 
diesem TB berichrer. 

Die Auswahl und die Festlegung der Prüfungsvorhaben des Europäischen 
Rechnungshofes liegen au!lerhalb der Ingerenz des RH . Im Geisre part­
nerschafdicher Zusammenar~it unterStüczr der RH den Europäischen 
Rechnung,hof bei seinen Prüfungsvorhaben in ÖSterreich - etwa durch 
die Erleichrerung des Zuganges zu Informarionen. durch die Beschaffung 
von Unterlagen und durch die Abklärung bzw Bereinigung techni,ch­
organisatorischer Anliegen . 

Auf Ersuchen des Europäischen Rechnungshofes leitet der RH dessen je­
weilige Prüfung,feststellungen den überprüften österreich ischen Dienst­
sreHen und Einrichtungen zu und übermittelt deren Antworten dem Eu­
ropäischen Rechnungshof zwecks weiterer Behandlung durch die hiefür 
zuStändigen Organe der EU. 

Mit Wirksamkeit ab dem Jahr 1997 iSt der RH befugt. die Gebarung der 
gesetzlichen berunichen Vertretungen (derzeit etwa 80) zu überprüfen, 
welche dem RH auch alljährlich ihre Voranschläge und Rechnungsab­
schlüsse zu übermitteln haben . 

H insichtlich der PrüfungsmaßStäbe des RH und der Vorlage der Berichte 
und VeröfTenrlichungen wird .uf die diesbezüglichen Ausfuhrungen des RH 
im Abschnitt "Hauptprobleme der öffentlichen Finanzkontrolle" verwiesen . 

Im Jahr 2002 hat der RH das Ergebnis seiner Überprüfung dem Vorsitzen­
den des sa .. ungsgebenden Organs (Vertrecungskörpers) nachStehender 
gesetzlicher beruflicher Vertretung bekanncgegeben: 

- Kammer der Wirtschaftscreuhänder. 
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Im Einvernehmen mi, dem BMF regel, der RH die Form und die Gliede­
rung der Voranschläge und der Rechnungsabsch lüsse der under und der 
Gemeinden. Darüber hinaus ha, der RH an der Ordnung des Rechnungs­
wesens des Bundes mju.uwirken. 

Alle Urkunden über Finanzschulden des Bundes sind, soweir sich allS ihnen 
eine Verpflichtung des Bundes er8ibr, vom Präsidenten des R 1-1 gegenzu· 
zeichnen, woraus sich die Gesetzmäßigkeit der Schuldaufnahme und de­
ren ordnungsgemäße'incragung in das Hauptbuch der taacsschuld er­
gibc. Darüber hinaus isr der RII auch mit jenen Finanzschuldengebarungen 
des Bundes befasst, d,e keiner Gegenzeichnung bedürfen. 

Im Jahr 200 I war der RH mit 84 Fällen von Finanzschuldengeb.rungen, 
davon 76 im Rahmen einer Gegenzeichnung, befass<. 

Der RH hat jährlich den Bundesrechnungsabschluss zu verfassen und die­
sen spätestens bis zum 30. Seprember des folgenden FinanzJabres dem 

acionalrat zur verfassungsgemäßen Behandlung vorzulegen; zugleich 
mit dem Bundesrechnungsabschluss h., der RH jährlich einen N.chweis 
über den Smnd der Bundesschulden vorzulegen . 

Demgemäß h .. der RH den Bundesrechnungsabschluss 2000 sam, .ch­
weis über den rand der Bundesschu lden für das J ahr 2000 dem atio­
nalra, im September 2001 zugeleitet; die Genehmigung des arionalra­
tes erfolgre mit Bundesgesetz, BGBII r 141 / 2001. 

Den 8undesrechnungsabschluss 2001 samt ach weis über den Stand der 
8undesschulden fur das Jahr 200 I hat der RH im September 2002 dem 
Nationalrat vorgele8l. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 349

www.parlament.gv.at



TaUgkell des Rechnungshofes 

Kalkulat;"11 n:<:ht'eCLendl'r ,\I,d.ln.lhll",n 

Aufgrund einer Entschließung des Nanonalrart"Si vom März 1981 sind 
dem RH die Gese,zes- und Verordnungsentwürfe der Bundesverwal,ung 
zur rellungnahme hinsichtlich de, Plausibilität der beigefügten Kalku­
lation der Kosrenfolgen , wie diese seit dem Jahr 1987 auch haushaltsge­
serzlich gebortn ist, zuzuleiten. 

Im Jahr 2001 wurden dem RH insgesamt 288 Gesetzes- und Verord­
nungsemwürfe zur Stellungnahme überminelr. 

Hinsi chtlich des Erfüllungsgrades der Kalkulationspflichten durch die 
einzelnen Ressons wird auf die Ausführungen im Abschni rr nHauprpro­
bleme der öffentlichen Finanzkontrolle" verwiesen. 

Darüber hinaus wurden dem RH Im Jahr 2001 aus den Bundesländern, 
insbesondere aus Kärnten . Oberäsrerreich und Vorarlberg , insgesamt 
92 Entwürfe zu neuen rechrserzenden Maßnahmen zur Begutachtung 
übermittele. 

Aufgrund des Unvereinbarkei,sgese,zes 1983 haben die Mitglieder der 
Bundesregierung. die ( .. ,ssekre'äre, die Mi'glieder der landesregierun­
gen (fü r \"' ien: der Bürgermeister sowie die weiteren Mitglieder des 
StadtSen3tfs) jedes zweite Jahr sowie anlässlieh ihres Amcsamrines und 
ihres Ausscheidens aus dem Amr dem Präsidenten des RH ihre Vermö­
gensverhältnisse offenzulegen. Dieser ha, außergewöhnl iche Vermögens­
zuwächse dem Präsidenten des jeweils in Betrachr kommenden allgemei­
nen Vertretungskörpers zu berichten. 

Aufgrund einer im Jahr 1984 erfolg,en Änderung des Parteiengese,zes 
hat der Präsident des RH jährlich bis spätes,ens 30. September Lis,en von 
Spenden ($penclen- und Spenderliste) über 7 260 EUR an poli,ische Par­
teien oder an eine ihrer Gliederungen enrgegenzunehmen, deren fristge­
rechtes Einlangen zu überwachen, zu verwahren und auf Ersuchen der be­
treffenden poli,ischen Partei öffentlich festzustellen, ob Spenden in der 
ihm i.iberminel[en Lisre ordnungsgemäß deklariert wurden . 
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Wie schon zuvor auf der Grundlage einer Entschließung des Na<ionalra­
tes vom November 1983, seinerzeit allerdings jährlich, har der RH auf­
grund einer Novellierung des Bundes-Verfassungsgesetzes im Jahr 1988 
nunmehr jedes zweite Jahr bei Unternehmungen und Einrichtungen, die 
s~iner Kontrolle unterliegen und für die eine Berichcspflichr an den Na~ 
Clonalrat besteht, die durchschnittlichen Einkommen einschließlich aller 
Sozial- und Sachleistungen sowie zusätzliche Leistungen für PensIOnen 
von Mitgliedern des Vorstandes und des Aufsichtsrates sowie aller Be­
schäfrigcen zu erheben, die durchschnitclichen Einkommen der genannten 
Personen kreise für Jede Unternehmung und für jede Einnchtung geson­
dert auszuweisen und darüber dem ationaJrac zu berichten. 

Der letzte diesbezügliche Bericht wurde im Dezember 2001 vorgelegt. 

Aufgrund des im Jahr 1997 beschlossenen Bezügebegrenzungsgesetzes 
Sind dem RH bzw dessen PräSidenten nachStehende Aufgaben über­
tragen : 

(I) Gemäß der bis Jänner 2000 geltenden RechtSlage war im September 
jeden Jahres, erstmals im Jahr 1998, ein Anpassungsfaktor zu ermitteln 
und öffentlich kundzumachen, mit dem der 50 genannte Ausgangsbetrag 
(100000 ATS) zum 1. Jänner des Folgejahres anzupassen war. 

Gemäß emer ovelle zum Bezügebegrenzungsgeseez (BG BI [ r 5/2000) 

hae der Präsident des RH nunmehr bis 31. Mai jeden Jahres, erStmals im 
Jahr 2000, einen Anpassungsfakcoe zu ermitteln und öffentlich kundzu­
machen, mie dem der rur das Vorjahr geloende Ausgangsbetrag mit Wirk­
samkeit zum I. Juli des betreffenden Jahres anzupassen ist; die sich daraus 
ergebenden Beträge sind zu ermitteln und zu veröffenclichen . Die letzte 
entsprechende Kundmachung erfolgte im Amcsblan zur Wiener Zeitung 
vom 16. Mai 2002, wobei die Bezügeanpassung zum I .Juli 2002 erfolgre. 

(2) Gemäß Art I § 8 Abs 4 des Bezügebegrenzungsgesetzes hat der RH 
- jedes zweite Jahr - dem Nationalrat, dem Bundesrat und den Landea­
gen über die durchschnietlichen Einkommen einschließlich der Sozial­
und Sachleistungen dee gesameen Bevölkerung - nach Branchen, Berufs­
gruppen und Funktionen getrennt - zu berichten. Solange die hiefur er­
forderlichen staei"ischen Daten nicht zur Verfügung stehen, haf der RH 
diesen Bericht aufgrund von Gutachten von Sachverscändigen zu ersta[t~n . 

Der RH har auf der Grundlage von seitens der damaligen Stati"ik ÖSrer­
reich herangezogenen Datenquellen dem Nationalrat im Dezember 2000 
über die Durchschnittseinkommen der Gesamtbevölkerung der Jahre 
1998 und 1999 berichtet . 
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8ezulebelren~un •• gesetE 

Tatlgkeil d s Rechnungshofes 

(3) Überdies hat der RH gemiiß An I § 8 Abs 3 des Bezügebegrenzungs­
gesetzes dem Nationalrat, dem Bundesrat und den Landtagen jedes zwei· 
re Kalenderjahr - nach Jahreswerten getrennt - über alle Personen zu 
berichten, deren Bezüge oder Ruhebezüge von Rechmrägern, die der 
Kontrolle des RH unterliegen, zumindest in einem der beiden vorange· 
gangenen Kalenderjahre insgesame den Becr.g von I 120 000 AT (im 
Jahr 1998) und I 127 486 ATS (im Jahr 1999; 2000: I 130868 ATS; 
200 I: I 138 788 ATS; 2002 : 83 546 EUR) übersteigen . Sofern diese 
Rechtsträger ihrer gesetzlichen Mitreilungspnicht an den RH nicht nach­
kommen, hat dieser die erforderlichen Daten durch Einschau in die be­
treffenden Umerlagen des Rechmrägers zu ermi«eln . 

Von seinem Einschaureehr hat der RH in mehreren Fällen an Ort und 
Stelle Gebrauch gemache; verSChiedenei ich haben jedoch die Rechmräger 
die Prüfungszuständigke;t des RH oder die gesetzliche Mi«eilungspflicht 
in Abrede gestell<. 

(4) In Fällen, In denen dem RH die Einschau durch Rechmräger verwei­
gere wurde, hae erden VfGH angerufen, der gemäß An 126. B- VG zur 
Klärung von Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung von gesetz­
lichen Bestimmungen, die die Zuständigkeit des RH regeln, berufen ist. 

(5) Der VfGH har den Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften 
(EuGH) im Oezember 2000 um Vorabemscheidung darüber ersucht, ob 
gemeinschafurechtliche Vorschriften, insbesondere jene über den Daren· 
schutz so auszulegen sind, dass sie einer nacionalen Regelung im Si nne 
des Ar< I § 8 Abs 3 des Bezügebegrenzungsgesetzes entgegenStehen. 

Eine Vorabentscheidung des EuGH iSt bisher niche erfolgr. 
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Allgemeines 

Befassu ng des RH 

1 

Hauptproblem der 
offenUichen Finanzkontrolle 

Hauptprobleme der ö ffentlichen Finanzkontrolle 

FII1;IIl/K· llc Au", irkungl'n 
rCdll'CI/l'ndl'r :\LtI.\nahml'n 

Gemäß § 11 des Bundeshaushal<sgeserzes hae Jeder Bundesmlnoseer. In 

dessen \VirkungsbereICh em Geseezes- oder Verordnungsenewurf Jusgear­
be"ee wurde. eine Stellungnahme darüber abzugeben. ob lind inwiefern 
die Durchführung der vorgesehenen Vorschriften voraussichrl ich ver­
mehrte Ausgaben Hjr den Bund bzw finanzielle AuswirkuoRen fLif andere 
Geble<skörperschaften verursachen wird. 

(I) In Encsprechung der Encschbeßung des Naeionalraees vom 19. Mdrz 
1981 wurden dem RH auch Im Jahr 2001 insgesame 288 Geseezes-lind 
Verordnungsencwürfe der BundesverwaJrung zur Stellungna.hme lugcleirct. 

Darüber hinaus wurden dem RH im BerichrsJahr aus den Bundesländern. 
Insbesondere aus Kärneen , Vorarlberg und Oberösrerrelch. Insgesamt 
92 Entwürfe zu neuen rechrseezenden Maßnahmen zur Begutachtung über­
mlnelc. 

(2) Wie schon In den Vorjahren wurden auch im Jahr 100 I Bundesgesec<" 
beschlossen oder Verordnungen im Bundesgesetzblact verlautbart, ohne 
dass dem RH vorher Gelegenheit zur Begueacheung der Verwahungsene­
würfe elngerjumt worden war. Dies betraf beispielsweise 

- das Bundesgesetz, mie dem das Bundesfinanzgeseez 200 I ge'jnderc wird 
(BGBII r 138/2001); 

- das Budgecüberschreicungsgesecz 2001 - BOG 2001 (BGBII Nr I ~91 
2001 ); 

- das Bundesgesetz, mit dem das Bundesbediensreren- Sozl3lplangest'rz. 
das Beameen- Dienscrechcsgesecz 1979, das Gehalcsgeseez 1956 lind d.1s 
PenslonsgeSctz 1965 geändert werden (2. Diensrrethcs- Novelle 200 I, 
BGBl l Nr 155/2001); 

- die Änderung der Verordnung über die ummeflerung ( ummt.'flt'­
rungverordnung-NVO, BGBIII r 89/2001); 

- die Verordnung über die Ausnahme von der EInhebung des Bel1.lnd­
lungsbeitrages-Ambulanz. BGBIII r 120/2001); 

- die Änderung der Verordnung über die Gewährung von Funkrlonsg,e­
bühren und Sitzungsgeld an die Mitglieder von Verwaleungskörpern der 
SoZIal versICherungsträger (BG BI 11 r 360.200 I ). 
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Flnarulelle Auswirkungen 

rechtsebender Maßnahmen 

Beuneilung durch 
den RH 

Vorlag~n 

Der RH ha< Sich m seiner Setllungnahme zu den ihm vorgeleg,en Gese,­
zes- und Verordnungsenrwürfen im \'(/esendichen auf eine Beurteilung 
aus der Sich, der Rechnungs- und Gebarungskonrrolle beschränkt und isr 
msbesondere auf die Darlegung der finanziellen Auswirkungen der vorge­
sehenen rech,serzenden Maßnahmen emgegangen . 

Die dem RH imJahr 2001 aus dem ßundesbereich zugegangenen Entwürfe 
neuer rechtsetzender Maßnahmen lassen nachsrehende Beuneilung des Er­
fiillungsgrades der Kalkularoonspfl,ch, durch die einzelnen Ressorrs zu: 

Kalkulition der Folgakostan 

'O~----------------------------------r-r------------------. 

2 l ~----------,-,---------------------~ 

20 I----------l 
Il l----------l 
10 

l 

BK~ BMA BMBWK BMF BMI BM) BMLV BMLFUW BMLS BMSG BMVIT BMW~ 

Zusammenfassende 
Bemerkung 

Gese,ze 

• 
IIUSl"('lClx-nd plausible:' Angabtn 

unzu~lChcnde Angaben 
ktlß( Angabtn 

o 
• Verordnungen • 

Der Kalkularoonspflicht wurde msbesondere bei dem Entwurf 

- tones IAF-Service-GmbH-Gese,zes (IAFG) sowie rur Änderungen des 
Bundessozialämtergesetles. des Jnsolvenz-Encgeluicherungsgese[les. 
des Arbeits- und Sozi.lgerichtSgeserzes und der Konkursordnung, 

- einer Vetwaltungsverfahrensnovelle 2001, 

- emer Denkmalschurzgesetz-Durchfuhrungsverordnung, 

- einer Novelle zum Familienlasrenausgleichsgesecz 1967 und zum ßun-
des-Seniorengesetz 1998, 

- einer Novelle zum Arbeitsmarktpolicik-Finanzierungsgeserz und zum 
ArbeitSlosenversicherungsgesetz 1977, 

- emer Karrellgeseez-Novelle 200 I und einer WettbewerbsrechtSnovelle 
2001 , 

- eines ScrnfprozessreformgesetZf's, 

- eines AebeitSmark,fordcrungsgesellschaftSgesetzes sowie 

- emes Abgaben- RechtSmittel- Reformgeserzes 200 I 

nIcht ausreichend entsprochen. 

Damit is[ im Vergleich mit dem Vorjahr der Amei l der Geserzesenrwürfe 
mir ausreochend plausiblen Erläuterungen zu den Kostenfolgen von 67 % 
auf 64 % zurückgegangen . Bei den übermittelten Verordnungsenrwürfen 
betrug d,eser Anteil 86 % (im Vorjahr 81 %). 
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Vorbemerkung 

Rahmen­
bedingungen 

Orga,nisations-
und Emscheidungs­
strukturen 

Hauplprobleme d r 
off ntlichen Finanzkonlrolle 

Der RH se[z[e sich wiederhol[ mi[ Teilbereichen des ös .. rreichischen Ge­
sundheicssyscems kritisch auseinander und wies darauf hin, dass die an die 
bisherigen Reformen geknüpf<en Zielseczungen nu r <eilweise erHillr wur­
den. Er scell[ - nach Anhörung des BM G - überblicksartig das Ge­
sundheitssysrem, seine ökonomischen tärken und Schwachstellen sowie 
die zu einer Verbesserung erforderlichen Maßnahmen dar. 

ach der Defini[ion der Welrgesundheicsorganisarion (WHO) is[ Gesund­
hei[ der Zustand völligen körperlichen, geisrigen, seelischen und sozialen 
Wohlbefindens. Jm sozialversicherungsrechrl ichen Sinn bedinge Gesund­
hei[ die Erwerbs- und Arbeirsfahigkei[ und die Fähigkeir zur Sorge für 
lebenswich[ige persönliche Bedürfnisse. 

Es besceh[ gesellschaftliche ÜberelOscimmung, dass für al le der gleiche 
Zugang zu allen medizinischen Versorgungsleisrungen nach fachlICh defi­
nierten QuaJi[ärsscandards möglich sein soll. 

Lau[ B- VG fallen mi[ wenigen Ausnahmen alle Bereiche des Gesund­
heirswesens in Geseezgebung und Voll ziehung in die Komperenz des 
Bundes. Beim Krankenanscal .. nwesen oblieg[ dem Bund dje Grundsarz­
gese[zgebung und den Ländern die Ausführungsgeserzgebung . Die sani­
[äre Aufsichr über die Krankenansralren liegr im AufgabenbereICh des 
Bundes. Besondere Vorschrif .. n bes<ehen fur die Unoversi[ä[sklinoken und 
deren Finanzierung. 

Die Versorgu ng der Bevölkerung mi[ Gesundheirsleismngen und die 
<euerung des Gesundheicswesens werden in Oscerreich als überwiegend 

öffentliche Aufgaben be"ach<et. Das GesundheItSwesen wird daher zu 
mehr als zwei Drinein aus Beicrägen und aus dem ceueraufkommen finan­
ziert. Rund ein Driccel wird von den privaten Haushalten aufgebracht. 

Die OrganiS3tionsstrukcur des österreichischen Gesundheicswesens ist 
durch die Wechselbeziehungen öffentlicher, gemelOnü[zig priv .. er und 
privater Träger bestimmt. 

13 
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System des österrelch.sehen 

Gesundheitswesens 

- I-

r r-
'I 
r-

2 

f® 

Bundes-

Die Organisarions- und EnrscheidungssHukcuren im ösrerreichischen 
GesundheitSwesen sreHen sich wie folge dar: 

Parlament I ~ Landes-
~ t~ Landtag ~ t t. regierung ~ 

I 
regierungen 

N."onal-I Bundes-
BMSG rat rat ~ ~ 3) Landesrärf' 

(i) 1) 

5trukcurfonds l----G I 
Landesfonds r 

LandeskommissIon 
Strukturkommission 

4 ... 
~ 

8 2 
7 patienrlnne~ " 
~ 

9 8 

~ 8 

Hauprverband der 

~ 
Ärzrinnen I Krankenansl31[en 

SozIalversICherungs-
Ärztekammern [r'jger 

Gebiees-
kr.lJlkenkassen 

2 

Quelle: Institut rur Höhere Studien HeaJth Eeon 2000. BM G 2000 

Erläuu'rungen: 

1. a) Gesetzesvorschläge der BundesregIerung an das Parlament bzw der Landes­
regl(:~Tun8 an den Landrag 

b) Beschluss der Bundesgest'tzt durch das Parlamenr. der Landesgesetze durch 
den L'lnd [ag 

2. Gesundlwitsverwaltung 
a) des Bundes (z6 Gesundheaspolizei, s3ß1(äre Aufsicht über Krankenansral­

ren, AufSICht über SozlalvecslCherungsrräger und Ärztekammer) 
b) der Länder (zB Errlchrungs- und Beulebsbewllhgungen. Umst'[zung der 

Planung Im land. Inves(t(lonsfinanz1erung Im Ekrelch der Krankenans(alren) 

3. Besrellung der MHglleder der Strukrurkommission bzw der u..ndeskom­
miSSion 

1. KonsultatIonsmechanismus 
a) zwischen Bund und Ländern bzw Gemeinden hinsichtlich rechuerzender 

Akte (Gt:5etze, Verordnungen), die wsärzliche Koseen verursachen 
b) ZWischen Ländern und SoZialversicherung hinsichtliCh Leisrungsversdlle­

bungen Im Gesundheitswesen (stauon3r/außecsrarlonär) 
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SV:IIlem des österrelchlsehen 

GesundheitswesenS 

Hauplprobleme der 
oHenUiehen Finanzkontrolle 

Gesundheits­
ausgaben 

~. Iniuauven zur \~elrerenrwicklung des Gesundheitswesens; SanktIonsme­
chanismus 

Der Bund kann bel Verstößen gegen verbindliche Planung und vorge­
schriebene Dokumenca(lon sowie bei Verstößen gegen Vorgaben 1m Zu­
sammenhang mit der Quulidit Geld rur Jeweiligen Landesfonds zurückhalten. 

6. Verhandlungen über Marktelnrrm, Leisrungen und Tarife (Gesamrvenmg 
und Einzelvenräge) 

7. a) obligatorische Mllglledschafr bt-I Sozialyersicherungsträger 
b) Kontrnhierullgnwang seitens der Sozialversicherungslr'.iger 

8 . a) grundsätzliche Wahlfreiheit fur Patienten Im Bereich der Kr:mkc.'nanstalren 
und Ärzte 

b) ßehandlungsgcoot der (öfTenrllchen und gememnürzLg privaten) Kranken~ 

anstalten und d~r (Vcrtl4lgs)Arlte 

Nach dem Europäischen ys(em Volkswinschaftlicher Gesamrrechnun­
gen beliefen sich die gesamten Gcsundheirsausgaben in Österreich im 
Jahr 2000 I) auf 16,5 Mrd EUR, das sind 8 % des Brurcoin lanclsproduk,es 
(BIP). Die Ausgaben der privaten Haushal,e macheen S Mrd EUR oder 
2,4 % des BIP aus. Die öffemlichen Gesundheiesausgaben betrugen 69,7 '!f 
der gesameen Gesundheiesausgaben (! I,S M,d EU R). 

1) aktueUe Werte btl Druddegung 

Der größee Ameil der Konsumausgaben des S,aates fur Gesundheit em­
fiel im Jahr 2000 mit 5,7 Mrd EUR auf Stationäre Behandlung, gefolg, 
von Ausgaben für 3mbula",e Behandlung mi, 3,1 Mrd EU R sowie für 
medizinische Erzeugnisse, Gerdre und Ausrüscungen mit 2 Mrd EUR. 

Die Konsumausgaben der privaten Haushalte für Gesundheit beuugen 
im Jahr 2000 4,4 Mrd EUR, wobei 1,9 Mrd EUR auf .mbul."'e und 
1,1 Mrd EUR auf stationäre Gesundheirsdiensrleisrungen entfielen. 
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18 

Finanz.mi« el­
he rku nft 

Die Finanzml[t~1 fur das GesundheitSwesen wurden von Bund, Ländern, 
Gemeinden, Sozialversicherungsträgern, Krankenfürsorgeanstalten und 
privaten Haushalten (private Krankenversicherungen, sonstige Finanz­
minel priva[er Haushalte) bereitgestellt. 

Die Finanzierungssrföme im österreichischen Gesundheitswesen (öffentli­
che Hauhalte) stellen sich folgendermaßen dar: 

Patienten 

Medizinische 
Rthabilit3UOf'l 

6 

3 

wdesfonds 

8 

Arzte usw 

Kranken­
ansta.lten 

.--_....!:::=::::;-l\lO,--.-<---------' 
Langzeir­

einrichrungen 

Qudlr: Gtsundhtltssystem Im Wandel , ÖS[em~ich 

Erläuterungen: 

I . Finanzausgleich 

2. M iHel des Bundes auf grund der Vereinbarung gemäß An 1 '5a B- VG 

3_ Mirtel der länder an die Landesfonds 

4. Mittel der Gemeinden an die' Landesfonds 

8 

5. Mittel der Sozilliversicherungsträger aufgrund der Vereinbarung gemäß 
Art 15. B-VG 

6. Minel der SoZialversicherung, die direkt an Krankenansrahen fließen 
a) Krankenanstahen, die nicht ü~r Landcsfonds finanziert wurden, aufgrund 

von pnvatrechrllchen Venrägen 
b) ~s[lmmre Lristungen der Fondskrankenansrahen. die nachr ü~r Landes­

fonds, sondern dlrekr mir den Sozialversicherungsträgern abzurechnen sind 
(zB Mur [er- K IOdpass-U n tCfSuchungen) 

7. Mirre l der SoZialversicherung für Ltisrungen von Vertragsparmern des 
außerstationären Bereiches (zB niedergelassene Ärzte. Aporheker) 
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System des asterreichischen 

Gesundheitswesens 

Hauptprobl e der 
olIentlIeh n Flnanzkonlroll 

8 . Maue! der Länd~r bzw ~melOden. die direkt an Krankenanstalren f11~ßen 
a) Betflebsabgangsmlnel, wenn sie nicht über dIe LandesJooos vertelh werden 
b} MJ[f~1 der Länder bl.w der Gemeinden als Trager von Krank~nanstahen, 

wenn sie nicht uber die Landesfonds nleßen (nach Bculebsabgang5deckung 
noch verbleIbender Abgang, Besoldung von Bedlens{e(~n) 

9. lelstungsonenfl~rte Krankenanj(alt~ntinanzlerung durch dIe Landesfonds. 
allenfalls Inve5tl[lonsrorderungen und AU$81~lChsminel 

10. KoS[enbetfr2ge , Se-lbSlbchahe der P3[1tm~n. Zahlungen der pnvat~n Kran· 
kenvtfSlcherungen 

I I. Zuschüsse der Länder bzw Gemeinden 

12. Mluel des rrukrurfonds an dIe Landesfonds aufgrund dcr Vereinbarung 
gemäß Art 15. B-VG 

13. Zahlungen der Sozla1versicherungsrräsc:r. Iktrelben eigener Einrichtungen 

14. Pllegeg<id d .. Bund .. bzw d<r Länd<r 

l~ . [eutrn 

16. Sol.la1verslcherungsbeHräge 

Der RH erminelte anhand der ihm zur Ver/Ugung stehenden Rechenwerke, 
Berichte und statistischen Auswertungen ('Ur das Jahr 200 I folgende Finan· 
zierungsquellen: 

Finanzminel öffentlicher Haushalte 

Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Gemeinden> 

Sozialvtrsicherung und Krank~nftirsor8eanStaJten 

Summe 

Finanzminel priv3ttr Haushalte 

priv3rt Krankenversicherungen 

sonstige Finanzmin~1 privater Haushalte 

um me 

Summe der Finanzmittel öffenrlicher und 
privater Haushalte 

in Mill EUR 

6414,S 

11679,0 

18093,S 

913,1 

4018,3 

493 1,4 

23024,9 

1m Vergleich dazu wies die Statistik Austri. rUr das Jahr 2000 bei den 
Staatsausgaben nach Aufgabenbereichen für das Gesundheitswesen 
16,S Mrd EUR aus; das sind 1 S % der Staatsausgaben. 

Nach der vom RH vorgenommenen Erminlung der Finanzierungsquellen 
becrugen der Anteil der Sozialversicherung und Krankenftirsorgeanstalten 
2001 rd SO,7 %, der Ausgabenaneei! der Gebietskörperscharten 27.9 % 
und die Ausgabenquote der privaten Haushalte 21,4 % an der umme der 
Finanzmirrel öffentlicher und privater Haushalte. 
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System des österrelehlschen 

Gesundheitswesens 

Öffe ncliche r 
Gesu nd hejtsd icnsr 

Die Scatistik Ausrria, die die Gesundhelcsausgaben nad) dem Europä­
Ischen Syscem Volkswimchafdi cher Gesdm"e(hnungen (E VG 1995; 
Amt fur amtliche Veröffendlchungen der Europäischen Gemeinschaften. 
Luxemburg. 1996) ermIC,el[e. WIes rur das Jahr 2000 den Anred der ge­
samcen Gesundheirsausgaben am BIP mit H fJf aus. Eine wissensch.lfdtche 

[udie errechne .. zB feir das Jahr 1999 eine GesundhelCSquore von 10.9 <;f 

am BIP. Diese unterschiedli chen Ergebnisse waren auf ungleiche Abgren. 
zungen und Definitionen wie zB das Fehlen jt'"ner BeHäge zuruckzu­
führen. d .. Länder und Gemeonden zur Oeflzicabdeckung den pi[älern 
aufwenden. 

Im Hinbli ck auf die Al,erspyramlde der öscerrfl<hlSchen Bevölkerung 
und die damit verbundenen Weiteren Ausgabensreigerungen für das Ge­
sundheitswesen erachtete es der RH für zweckmäßig. den Amell der Ge­
sundheitsausgaben am BIP im Rahmen einer Gesundheltsparrnerschafr 
(Bund. Länder. Gemeinden. SozialverslCherungscriiger. Orden. Kammern, 
gemeinnützige Gesundheirseinricluungen, Pariencenanwälre) zu verein­
baren . (" \'(Ias ist der ösrerreichlschen Gesellschaft die GesundhelC wen ?") 
Innerhalb des vereinbarten R(lhmens w;ire die bestmögliche Versorgung 
mit den entsprechenden Reformschrirren unter einer Finanzierungs- und 
Ausgabenveranrworrung in Form eint'S ganzheirllchen Gesunclhelrssysrcms 
sicherzustellen. 

Die Aufgaben des öffenrlichen Gesundheirs.cliensres werden in der Regel 
von Amtsärzten, die bei den Bezirksverwaltungsbehärden , den städtischen 
Magiscratcn und den Landesbehörden beschHrigr sind, wahrgenommen . 

Der amcslirzcl iche Aufgabenbereich umfassr alle Mallnahmen der Ges"nd­
heirssicherung der Bevölkerung. wobei insbesondere die s.anitäre Aufsicht 
über alle Krankenanscaltcn hervoiLuheben isr . 

Dem öffendichen Gesundheitsdienst standen mehrert" bundessraadicht" 
Unrersuchungsanscalren zur Verfügung , die nunmehr zur Ageocur für 
Gesundheir und Ernährungssicherhei[ Gesmb H zum Zweck der Vorbeu­
gung und Bekämpfung übertragbarer Kmnkheitcn sowie zur Qualiräts­
sicherung ua zlisammengefasst wurden . 

Im Rahmen einer bundesweiten QlIerschnirrsprüfling der sanitärt'n Auf· 
sich[ im Jahr 2000 empfahl der RH zum Bereich de öffenclichen Ge­
sundheitswesens: 

- die Fesrlegung der amtsärzrlichen Tätigkeiten auf klar umschriebene 
Kernaufg.ben des öfTenrlichen Gesundheicsdlensces. 

- die euregelung und Überrragung der sanitären Aufsicht an die Bun­
desländer. 

- die Vereinheirlichung der Ausbildung der AmrsärLre und Maßnahmen 
zur Fonbildung unrer Zuhilfenahme moderner KommunikatiOnsrechniken. 
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System des Österrelch.schen 

Gesundheitswesens 

Hauptprobleme er 
orrentlichen Finanzkontroll 

- die Forcierung von Qllalitäcssicherungsmaßnahmen in den Kranken · 
anstalten, 

- eine Verdichtung der Überwachung zwecks Vermeidung von Kranken· 
hausinfekrionen, 

- die Berücksichtigung des Gesundheits- und Krankenpflegediensres im 
Rahmen der Vorschrifeen des öffendichen Gesundheiesdienstes. 

Laut Micceilung des ßM G sei es im Rahmen der Vereinbarung über die 
Nel.lscrukturierung des Gesundheirswesens gelungt'n, den Stellenwert der 
systematischen Qualitätsarbeu im Gesundhei(swesen zu verankern und 
auch l\'(i[[eI zur Finanzierung von Projekten bereitzustellen. 

In der Leitlinie "Organisarion und Strategie der Krankenhaushygiene" 
sind unter anderem fachliche Anforderungen behandel, und definiere. Sie 
seehe nunmehr den Bundesländern und Krankenan"al'en zur Verfügung. 

Stationäre Kranke nve rsorgllng 

Öseereichischer 
Krankenansralten­
und Großgerä<eplan 

\'qichrigsre Grundlage für die Entwicklung des stationären Sekrors ist die 
KrankenanstaJrenplanung, bei der bisher der Schwerpunkt auf der Ber­
tenangebocsplanung lag . Nach der Reformvereinbarllng 1997 solleen die 
leiscungsoriemiercen Zah lungen an die Krankenanstal[en auf der Grund­
lage eines verbindl ichen. einvernehmlich fest,gele,gten Krankenanstalten­
und Großgerärcplanes geleisret werden, damie eIne optimale Kapazitäts­
und J..eiscungsangebocsscrukrur gewährleiseee ise . 

Ende 200 I betrug die Becrendichee in Öscerreich je I 000 Einwohner be­
zogen auf die Fondskrankenanscalten I) 6,2 (einschließlich der privaren 
AkuekrankenanscaJcen 2) 6,7). Der Planungshorizont 2005 siehe unverän­
dert für die Fondskrankenansealten 6,2 Beccen je I 000 inwohner vor 
(einschließlich der privaten Akutkrnnkenanscaleen 6,7). 

1) Fondskrunkl!'o .. nstalttn Sind Krolnken3:nsta!ten, deren L.c-Is(ongtn iJbtr den J('weiligen 

landeskrankenanstalrenfinanzlerungsfonds abgtrt'Chnt't we,dc-n 

2) Private Akotkronhnansrahtn sand KrankenanstaJten , deren ~Isrung('o ilber den 
Pr,varkrankenanstalrenfinaoz'erungsfonds abgerechnet ",,('rden. 

Obwohl aufgrund einer Anregung des RH in der Präambel zur Vereinba­
rung betreffend die Neustrukcurlerung des GesunclheHswesens und der 
Krankenanstaltenfinanzierung von den Verrra,gsparreien die Absichts­
erklärung abgegeben wurde, Maßnahmen zur Entwicklung eines ganz­
heitlichen Gesundheicssystems zu seczen, blieb eine einschneidende eruk­
turreform aus, die auch die Schließung wirrschafdi ch und medizinisch 
unzweckmäßiger Krankenhäuser und Krankenhaus.beeilungen sowie die 
Heranführung des Beccenangebotes an das durchschnirdiche europäische 
Niveau von derzeit 4,6 Senen je I 000 Einwohner beinhalten müsste. 
Die Beccendichee beträge in Frankreich 4,2, in den Niederlanden 3,5, in 
Dänemark 3.3, in Irland 2,9 sowie in Finnland und Schweden je 2,4 Bee­
een. Deutschland lag mir 6,4, Luxemburg mit 5,7 und halien mie 4.9 Ber­
ten je I 000 Einwohner über dem europäischen Durchschni[[ . Hiebei wären 
auch die unterschiedlichen Gesundheicssysceme zu berücksichtigen. 
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System des osterreichischen 

Ge.undheltswesens 

Mittelaufbringung 
fur die Kranken-
ansralrenfl naozierung 

Flnanzlcrungsantelle· 

Haup(Verband 

Bund ~mtmHtel 

länder t- Anteil 

GemeindenfU t- Antell 

Soostlse Erträge 

Bund kllnlschcr 
Mehraufwand 

Summe 

Universlcäukl inlkenl 
BundespersonaJ 

Mit einer Angleichung der Berrendichte In Österreich an den europäischen 
Durchschnitt könnten 16900 Akutbetten eingespart und 2.9 Mrd EUR 
aus dem stauonären in den ambuJancen und ntedergelassenen Bereich um· 
geschichtet werden. AlIerdlOgs wären hlezu die strukturellen Vorausset· 
zungen in anderen Sehoren des Gesundheitswesens zu schaffen. 

In einem erSten Schrin wurden die Ergebnisse der Leis[Ungsangebotspla· 
nung Hir die Fachrichtungen Orthopädie. Unfallchirurgie sowie Utologie 
in die Scandorc- und Kapazitärsplanung des Österreichischen Krankenan­
stalten- und Großgeräteplanes incegraert. 

Der Österreichische GesundheItSplan soll im Frühjahr 2003 anlässlich der 
Gesundheicskonferenz vorgestellt werden . 

Ein Enrwurf zum Gesundheitstelema<ikgeserz als Voraussetzung für einen 
zweckmäßigen Einsatz der Informauonstechnologie im Gesundheitswesen 
befindet sich in Begutachtung. 

Mit der Vereinbarung über die Reform des Gesundheicswesens und der 
Krankenanstaltenfinanzierung (l997 bis 2000). deren wesentliche Ziel-
setzung die Finanzierungsumsrellung im Krankenanstaltenberei ch war, 
wurden die Rahmenbedingungen geschaffen. um das gräßte Leisrungs-
segment Im Gesundheitswesen elOer umfassenden Budgetkonrrolle zu 
unterstellen und alle Financiers dabei einzubinden. 

Die Mlnelautbringung für die Krankenansralcenfinanzie rung aufgrund 
der Reformvereinbarungen 1997 und 2001 srellte sich folgende rmaßen 
dar: 

1997 1997 1998 1998 1999 1999 2000 2000 2001 2001 

mMdl ,n~ In MIII In~ In Md l ,n~ In MIII In '" mMJlI In '" 
EUR EUR EUR EUR EUR 

2652.8 72.4 2722.8 72.9 2810.8 72.5 2896.2 72.9 2994.4 74.0 

444.6 12.1 449.5 12.0 460.3 11.9 468.1 11.8 471.2 11 .6 

135.8 3.7 139.1 3.7 146.3 3.8 151.6 3.8 153.3 3.8 

91.9 2.5 94.1 2.5 99.0 2.6 102.5 2.6 103.7 2.6 

33.5 0.9 35.1 0.9 35.7 0.9 36.2 0.9 44.6 1.1 

303,6 8.l 295.7 7.9 322.7 8.3 320.8 8.1 281,4 7.0 

3662.2 100.0 3736.3 100.0 3874.8 100.0 3975.4 100.0 4048.6 100.0 

156.5 165.0 178.1 189.1 207.1 

• rundungsbedlngtt Abwtlchungrn möglich 

Obwohl die Sozialversicherung einen sehr hohen Anceil zur Krankenan­
sra!tenfinanzierung leistet, ist sie In ihren Möglich keiten zur Gesta!cung 
der s{3tlonären Krankenversorgung wegen der in den beschlussfassenden 
Organen der Landeskmnkenansraltenfinanzierungfonds von Gesetzes wegen 
bestehenden Mehrheitsverhält",sse e,ngeschränkt. Die Sozialversicherung 
wäre In die Planung und Umsetzung der Reformen insbesondere im 
Krankenansta!tenbereich verstärkt einzubinden_ 
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Hauptprob10m der 

System des D~terrelchlschen 

GesundheItswesens 

o"enll ehen F nanzkontrolle 

Der RH hielte im Hinbli ck auf die Notwendigkeit. die stationäre Ktan­
kenhausversorgung überregional :LU srru kwrieren und ein ganzheitliches 
Gesundheitswesen 2U entwickeln, eine tärkung der Stellung der Sozial­
versicherung in den beschlussfassenden Fondsorganen fur zweckmäßig. 

Kennda[en der stationären Krankenversorgung* 

Die Kennzahlen der s[ationären Krankenversorgung stellten sich in den 
Jahren 1997. 2000 und 2001 wie folgr dar: 

1997 2000 200 1 

Anzahl 

Krankenansr3,I[en 155 147 145 

sysremisierte Bercen. 54874 52465 52014 

tatsächlich bestehende Betten 53 282 50697 50229 

tatsächlich bestehende Betten 
je 1000 EW 7.05 6.25 6.20 
stationäre Patiencen 1938994 2 1439 19 2 178046 

durchschninliche Verweil-
dauer in Tagen 7.63 6.72 6.56 

Kosten in Mill EUR 

Personal 3720 4131 4249 

Med i kamen U~ 322 386 406 

sonstige Kosten 3071 3422 3612 

Summe 7 11 3 7939 8267 

• Die Kennd~u'n beZiehen sich auf jene Krankenanstalten. die Im Wf!:gf!: der Landes­
kn.nkenansta.henflnanzlf!:rungsfonds fiN:m: len werden. 

Die Anzahl der stationären Patienten nahm zwischen 1997 und 200 I um 
12.3 % zu. die Verweildauer sank hingegen um 14 %. 

Die steigenden Aufnahmezahlen waren ni cht nur die Folge einer ver­
säumren Verknüpfung des stationären und des außerstationären Bereiches 
und somi[ srrukrurbedingt, sondern auch das Ergebnis der rasanten Ent­
wi cklung der Medizin ; die höheren Aufnahmezahlen wurden weiters 
durch die Abrechnungsmodalirären des Leis[ungsorienrienen Kranken­
anstaltenfonanzierungs-Syscems (LKF ystem) I) bewirkt. 

1) LKF-Syuem: SY5um df!:r lLolsrungsoClf!:nuf!:nf!:n KrankifnansraltC'nlin.lu'IzlC'rung; nach 
dem FIO~nlmlttel nIcht mehr nach Tag$ärzC'n, $Ondf!:rn nach LDF-Pauschalf!:n vf!:rtC'ih 
wC'rden 

lDF- Pllus:chalen: Je-difr srationärif Aufenthalt C'ine-s PatIenten ruhre gemäß dem LKF­
Modell IR f!:1n Lris:cungsoflf!:nciC'nes Dia,gnOSf!:--FaJl-Pausclule. Dlesr:m LDF-Plluxhale ist 
lewells ein konkreter Punkrewen lugeordne[, der fur die Verrechnung rulch dC'm LKF­
Systc:m dlenL 

lKf-MOOf!:II: umfallt da.s Sy.uf!:m der LDF-PaU5Chalf!:n und dlC' s~zn~lIC'n Bepunkrunss­
~gelungC'n für Sonderbe~lche. 
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System des österrelCh'Sehen 

Gesundheitswesens 

Reformschrt([e im 
Krankenanstalten-
wesen 

Der Zuwachs an den Krankenanstahenkosten betrug zWischen 1997 bis 
2000 Je 3.9 9f . 2000 bis 2001 4.1 ')f , Im VergleIch zum durchschnl[t­
lichen WachStum des BIP von 3.8 % slOd die Krankenansraltenkosten so­
mit überproponlonal gestiegen. Die durchschni([liche Kostensteigerung 
der KrankenanStal .. n lag auch deutlich über der durchschnirrhchen Jah­
resinOaCionSrate von t ,6 t;f. 

Die Personalkosten bei iefen sich 1997 auf cd 52 %. 2000 auf rd 58 % und 
2001 auf rd 60 l)f der GesamtkoSten _ Im ärztlichen Bereich Stiegen sie In 
den letzten Jahren stark an. Zu begründen iSt dies mit dem medlzillischen 
Fonschrin. der zunehmenden peziallslerung und DifferenZierung der 
ärltlichen Tätlgkeiren und auch mit der Erfüllung von QualitJ.[Sstandards . 
Innerhalb der "nzelnen Berufsgruppen 1St elO Trend zu höher qualifizier­
tem Personal fe'tstellbar, Die beim Verwaltungs- und Betrlebspersonal 
bemerkbaren rückläufigen Entwicklungen waren durch RatlOnalislerun­
gen und zunehmende Auslagerungen bedingt. 

Krankenanstalten, d1(~' nICht über die Landeskrankenanstahenfonds finan­
ziert wurden, unterlagen :ihnlichen Emwicklungen . 

2, Krankenansraltengesetznovelle 1974 

Ziel der 2. Krankenanstaltcngesetznovelle war die Modernlsierung des 
ösrcrreichischen Krankenanstaltenwesens. Dazu diente 

(1) die Typisierung der allgemeinen Krankenanstalten In [andard- , 
Schwerpunkt- und Zenrralkrankenanstalten, 

(2) dIe Fesdegung von EInzugsgebieten, 

(3) die Anpassung des Aufgabenumfanges der Ans[alcsambulatorien an 
die Bedürfnisse der Patienten (zB Anwendung von Untersuchungs- und 
Behandlungsmethoden mit Behelfen. die .uBerhalb der Anstalt in ange­
messener Entfernung vom Wohnort des PaClenten niche in geeigneter 
Weise oder nur in unzureichendem Ausmaß lur Verfügung srehen) sowie 

(4) die Einrichtung des Krankenanstalten- Zusammenarbeitsfonds 1978. 
dessen Ziel eine längerfnsuge Sicherscellung der Krankenanstaltenfinan. 
zierung war. 

Die Fondslösung 1978 hatte zur Folge, dass sich die Krankenanstaltenkos­
ten und dIe Pflegegebuhrenersätze der Soz .. lversicherung diametral ent­
wickelten. Die Höhe der Pflegegebührenersätze war an die Einnahmen­
entwicklung der ozialversicherung gekoppelt. Davon unabhängig 
stiegen die Kosten der Krankenanstalcen überproportional. Forderungen 
der Krankenanstaltentriiger nach höheren Zahlungen des Bundes und der 
Sozialversicherung waren die Folge. 

trukturreformen erfolgten nur schleppend, Die Treffsicherheit der bereit­
geStellten trukturreformmlttel (I 988 bis 1996 lOsgesamt rd 654 Mill 
EUR) w.r gering; diese dienten überwltgend der Endastung der Länder­
budgets, 
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System des österrelchlsehen 

Gesundheitswesens 

Hauplpro leme der 
offenilichen Fln nzkonlrolle 

Die ZielsetZung in der XVII. bz\V XVIII. Gesetzgebungsperiode, ein dif­
ferenziertes leistungsbezogenes Krankenanstalcenfinanzierungs ys[em 
einzuführen, konme nicht erfüllt werden und wurde bis 1997 aufgeschoben. 

Reform der Krnnkenansraltenfinanzterung 

Ein wesendiches Ziel der Refotm der Krankenanstaltenfinanz.ierung im 
Rahmen der Vereinbarung über die Reform des Gesundheitswesens Lind 

der Krankenanstaltenlinanzierung 1997 bis 2000 war die Einführung eines 
bundesweit einheitlichen leisrung;sorientienen Vergü[ungssystems unter 
Berücksich[igung des Krankenansealreneyps (u ncerschiedli che Versor­
gungsleistung). Teilziele waren 

(1) die langfristige Eindämmung der überproportionalen Koscf:"nsreige­
rungen durch kürzere Verweildauer der Patiencen und vermehrte Leis­
tungserbringung im ambulanten und im außerhalb der Krankenanstalten 
gelegenen (extramuralen) Bereich sowie im rehabilicativen Nachsorge­
bereich, 

(2) die Reduktion entbehrlicher Mehrfachleistungen, 

(3) höhere KoSten- und Leistungstransparenz fur das Krankenhaus- Mana­
gement, 

(4) Entscheidungen auf fundierten Datengrundlagen, 

(5) die Aufrech,erhaltung der Qualitä' der medizinischen Versorgung 
und 

(6) die SichersteIlung der Behandlung nach modernen Methoden . 

Zur Zielerreichung war Folgendes festzustellen: 

(I) Die leistungsorientierte Abge]rung war zwischen den Bundesländern 
nichc verglt'ichbar, weil die Krankenanstalrenfinanzierungsfonds der Län~ 
der (Landesfonds) uneinheitlich dOtiert und die darauf beruhenden Punkte­
bewertungen unterschiedlich waren . 

Die Reformvereinbarung sah die Abgelrung der Leistungen über einen 
Kern- und einen Sceuerungsbereich vor; der Verceilungsschlüssel zwi­
schen Kern- u.nd Sccuerungsbereich 'Wal' nicht festgelegt. Ebenso we0l8 wurde 
bes[immc. zu welchem Prozentsatz die Verteilung der Geldmittel an die 
Fondskrnnkenanscalcen über das yscem der Leistungsoriencierten Kran­
kenanstalrenfinanzierung zu erfolgen hä[{f:". 

Die Landesfonds waren diesbezüglich mit weit reichender Gesralrungs­
freiheit ausgeStattf[' Dementsprechend unrerschiedlich waren auch die 
Abrechnungsmodalitäten der neun l.andesfonds . 
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System .... DsterrelchtsC:hen 

Gesundheitswesens 

Spitalsambulanzen 

(2) Die durchschnittliche Verweildauer ging seit 1998 von 7,3 Tagen auf 
6,6 Tage (200 I) zurück. 0 .. Anzahl der systemisierten bzw tatsächlIch auf­
gestellten Betten verminderee sich von 54 389 bzw 52 299 (1998) auf 
52014 bzw 50229 (2001). Die durchschnittliche Auslasrung der tatsäch­
lich aufgestellten Benen betrug 1998 77,7 %, 2001 77.94 %. 

(3) Eine alWiliige Reduktion von MehrfachleIStungen war - nicht zu­
letzt wegen der noch ausständigen diesbezüglichen Dokumentation -
weder beim damaligen BMAGS noch bei den Länderfonds f .. Clustelien . 

Die Abrechnungsmodal itäten der Landesfonds zeig,en, dass die Anstren­
gungen zur Entwicklung eines leistungsbezogenen Abrechnungsmodells 
bISher nocht erfolgreich waren. Dadurch trot das ursprüngliche Grund­
pnnzip einer bundesweIt vergleichbaren Leistungsorientierten Kranken­
anscaltenfinanzierung in den Hintergrund . 

Der Empfehlung des RH , im Zuge ei ner allfalligen Verlängerung der 
Reformvereinbarung sowohl das Finanzvolumen der Landesfonds als auch 
die Mittelverteilung bundesweit einheitlich festzulegen und die Mittel 
aller Landesfonds überwiegend im Kembereoch zu verwenden, wurde nicht 
nachgekommen, weil die Länder dazu ihre Zustimmung verweigereen . 

Der Empfehlung des RH , die Zielsetzungen weiterer Reformschritte zu 
verankern, wurde in der Vereinbarung gemäß Art 15a B- VG betreffend 
die eusrrukturierung des Gesundheitswesens und der Krankenanstal­
,enfinanzierung (200 1 bis 2004) nachgekommen . 

Die rd 1 600 pitalsambulanzen sind in der KrankenverSOrgung die hnirt­
stelle lwischen dem außerstationären und stat ionären Bereich. Zwischen 
1997 und 2000 Stiegen die Ambulan zfalle um rd 10 %, die Kosten je 
Ambulanzfall um rd 4 9f. 

Zur Entlastung der Krankenanstahenarnbulanzen und Stärkung des nie­
dergelassenen Bereiches von Än:ten (Arzrpraxen bzw Ordinationen) wurde 
anfangs 2001 ein so genan nter Behand lungsbeitr.g-Ambulanz eInge­
führt . Die Einhebung erfolgt durch den zuständigen Krankenversiche­
rungsträger. Für das Jahr 200 I wurden 29.1 Mill EUR vorgeschrieben . 

Im niedergelassenen Bereich wurden 2001 wsätzlich 146 KassensteIlen 
für Allgemeinmediziner und Fachärzte geschaffen . Laut Kran kenanseal­
t~nsta(istik stiegen dl~ Frequenzen ambulanter Patienten zwischen 1997 
und 2000 von 14,2 Mill EURI) auf 15,6 M,II EURI); 2001 sind sie auf 
I S,2 Mill EUR I ) gesunken . Die Behandlungsfalle im niedergelassenen 
Bereich stiegen 200 I um 1,44 %. 

1) DI~ Lulltn belnha.ltt'n man8~1.s Vtrglt'lchbarkeJ[ w('gen UmsceUun8 der Dokumentil­
lIo n des Hanusch- KNnkenhausn In Wien nLc h~ d~n AmbuLanzfrequenun 
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Nauptprobleme der 
Systam des: österreIchisChe .. 

GeSundheltswfI.eliS 

oll tUe Flnan~k ntroll 

Ärzte in 
Krankenanstalten 

Ärztedichte 

In den österreichischen Krankenanstalten waren 1998 16317 Ärzte be­
schäf'igt. Bis zum Jahr 2000 Stieg die Zahl auf 17 445 (+ 7 %) an . Diese 
Entwicklung weist auf die Krankenhauslastigkeit des österreichischen 
Gesundheitswesens hin . Zudem stieg der Bedarf an ärztlichem Personal 
aufgrund des Krankenanstalten-Arbeitszeitgeserzes . 

Im Durchschnitt endielen in Öseerreichs KrankenanStal,en im Jahr 2000 
auf einen Ar.lt vier tatsächlich aufgestellte Benen. Die Ärztedichte war in 
den Bundesländern unterschiedlich. In Tirol entfielen auf einen Arzt 2,8 
tatsächlich aufgeStell,e Betten , in Wien 3,5, in Vorarlberg und Kärnten 
hingegen 5,5 bzw 4,7. 

In kleinen Krankenhausabteilungen mit einer hohen Ärztedichte erhob 
sich die Frage, inwiewei, das Erfahrungspotenzial hinsichtlich Diagnostik 
und Therapie mit großen Abteilungen vergleichbar und damit die Aus­
bildungs- und Behandlungsqualität gewährleiStet ist. 

Honorierung der Ärzte 

Ärzte in KrankenanStalten bezogen ihre Einkünfte in der Regel aus 

(1) dem Dienstverhälrnjs mit dem Anstaltsrräger. 

(2) Sondergebühren (Arzthonorar und Ambulanzgebührenanteile), 

(3) der Führung einer Privacordinarion. 

Die private Krankenversicherung zahl .. im Jahr 200 I 410,7 Mill EUR 
an Arzrhonoraren aus. 

Der RH befasste sich im TB 1996, Reihe Bund 1998/ 1, ausführlich mi, 
den Bezügen, Gebühren und Honoraren der Spitatsärzre. DJe Anre8ung 
des RH , diens<rechdoche Vorkehrungen gegen unerwünschte Konkurren­
:z:ierung öffentlicher Gesundheicseinrichrungen durch Private zu creffen, 
fand in die Vereinbarung zur eusrrukturierung des Gesundheitswesens 
Eingang. Eine konkre<e Umse<Zung der Empfehlungen des RH , 

(1) die Sondergebühren im Krankenansca.ltengesetz des Bundes zu regeln, 

(2) Grundsätze einer Besoldungsregelung zu emellen, die eine adäquat. 
Entlohnung aller Spitalsärzt. sichert und 

25 
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System des asterrefchllchen 

Gesundheitswesen. 

Zusammenarbeit 
der Ärzte mit 
Krankenanstalten 

SelbSlbehandlung, 
Selbstmedikation 

Sl3tionäre 
Re habil ita(ion 

0) rur Sonderklassepaciemen eine einzige Sondergebühr fes[zulegen und 
einzuheben sowie die unmjnelbare Abhängigkeit der SpitalsärHeelOkom­
men von den Sonderk lassepa tienren zu beseitigen I), 

erfolg« bISher nlch .. LaU[ Mi[[eilung des BM G sei allerdings bezüglich 
der onde rgebühren In Krankenans(alten ein Gesetzesen(wurf für eine 
Bundesregelung ferugges[e1I .. 

t) Die lU~~fZll c hen Sonderklas~nemgehe für Arzte - em weScndl, her Tell Ihre-s Ein­
kommens - SIl1c..! gC"t'lgnn , An~lU' zu eU\er suuolUJ'en Krankenversor,w:un.w: .LU SlhatTen 
und stehen damit der gesundheuspolill sch erwunschcen Verminderun~ der kosten­
Imeml\'en Slaflonaren KrankeO\fersorgun~ entgegen 

Eine verstärkte Zusammenarbeit zwischen niedergelassenen Arzcen und 
Krankenanstalten beruht auf der Idee, die Behandlungsken(" zWischen 
außers[3cionärem und s[ationärem Bereich zu schließen, vorhandene Kapa­
Zitäten besser zu nutzen. niedergelassene Ärzre In die stati onäre ßehand~ 

lung mit einzubeziehen und eine effizientere Nachbehandlung zu sichern . 
Damit wären neben wirtschaftlichen Effekeen auch hohe Qualleärsstnn­
dards gewiihrlelstet . 

Derartige Kooperationsmodelle haben sich zB in den Tirole r Kntnken­
ansraltenfUniversit:irskliniken in den Bereichen Augen, Urologie (Prostaca­
zentrum) und Brustdiagnostisches Zentrum Im Rahmen der Kl inischen 
Ab<ellung für RadlodtagnoSlik 11 bewähre 

SchälZungen wfolge werden 95 'lf der AII<agsbeschwerden von der Be­
völkerung selbSl behandel[ und rd 20 bis 25 'Jf aller Arznelml[[el In 

ÖSlerretch Im Rahmen der Selbs[med,ka[ion verbrauch .. 

Die Selbscme<.ltkation ist in engem Zusammenhang mit den In Österreich 
restriktiV gehandhabren Rezeprpflichrbestimmungen zu sehen . 

W,ders<.inde gegen eine Lockerung der Rezep[pOlCh[besClmmungen be­
srehen sel[ens der drzdichen In[cressenvercretung. 

Im BereJc;h der stationären Langzeleversorgung nimmt die stationäre Reha­
blllw[lon eine besondere Stellung ein. Sie dient der \X'iederhers[ellung 
bzw Verbesserung des Gesundheitszustandes, der Wiedereinghederung 10 

d,. Gesell,chaf[. Insbesondere In das ArbellSleben. möglichSl dauerhaft 
und ohne Betreuung bzw Hilfe. Zur Erreichung dieser Ziele Sind In den 
Sozialversicherungsgesetzen medizinische, berufliche und soziale Maß~ 

nahmen der Rehabdl(3(ion vorgesehen. 

Die Penslons- und Unfallversiche rung Slell[ in 30 SonderkrankenanSlal­
(en rcl -1 000 BCHen zur medizinischen Rehabilitation zur VerH.igung . Für 
2001 berrugen die Aufwendungen rd 293.5 Mdl EUR. Für die Rehabili­
ration fehlee bisher eine übergreifende Koordlnauon der ollalverslChe­
rungsträger. die zu Versorgungs lücken insbesondere bei der Neurorehabi~ 
11(3(lOn fühne . 

,. 
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Hauptprobleme der 
offentllc:hen Finanzkontrolle 

27 

Soz iale Kra nkenversiche ru ng 

Flnanzidle Lagt 
der Kranken-
vers I( hefU ngst r:igef 

Im TB 2000, Reiht Bund 2UOI /5, untersuchrt der RI 1 die Auswirkungen 
der Maßnahmen des Srrukruranpassungsgeserzes 1996 111 den Jlhren 199H 
und 1999 auf die Sozialversicherungsrräger lind setzte sich auch mit der 
Frage der finanziellen Leisrungsrjhigkeir der Krankenversicherungsrrdger 
aus(.'lIlander. Dabei stellte er fest, dass sICh die Gebarungsergebniss(' oer Gt­
bictskntnkenkassen durch die Maßnahmen <.Jer bt:iden KonsolidIerungs­

pakete nur kurzfristig - n~lmhch zwischen 1995 und 1997 - verlX'sserr 
ha[[cn. 

Bereits 1998 ven~eichnett'n die Gebicrskrankenkassen im Burgenland, der 
SreiermMk und in Kärnten Abgänge; seit 1999 weisen alle Gebicrskran­
kenkassen - mit Ausnahme du Oberösterreichischen Gebietskranken­
kasse. die sters posinv gebarre - ell)en Mehraufwand aus. Die Sozialvt'r­
sIcherungsanstalt der Bauern und die VerSicherungsanstalt öffenrlKh 
Bedlens[e[er wiesen in den letzten fünf Jahren stets Abgänge aus. 

Il il1gegen erzielre die Sozialversicherungsans[alr der gewerblichen Wirr­
schaft in den leuten fünf Jahren Gebarungsüberschüsse. DIe ßerrit-bs­
krankenkassen insgesamt gebaru'n in den leuren fünf J'lhren knapp posi­
tiv, auch wenn einJ.:elne ßetriebskrankenkassen Abgänge verzeichneten. 

Der Versicherungsans[al[ der Eisenbahnen gelang es 200 I, In dn Abtei­
lung A (Allgemeines SozialverslCherungsgese[z) leicht posiriv lU gebaren 
und in der Abreilung B (Benmren-Kranken- und Unfallversicherungsge­
serz) sogar einen Überschuss von 1 Mill EUR lU erwlrrschafren. 

ach den Rechnungsvorschnf[tn der SozIalversicherungsträger ISt das 
Reinvermögen der Krankenversicherungstr.iger in die Allgemeine Rück­
lage, die Leisrungssicherungsrücklage LlI1d besondere Rücklagen (insb<:son­
dere den Unrersrützungsfonds) zu giJt-dt·rn. Die Leis[ungssichenll1gsrückhlgt' 
dienr zum Ausgleich unrerjähnger Schwankungen von Beitragseinnahmen 
lind Leistungsauslahlungen sowie zur bilanzmäßigen Absicherung der 
Erfüllung der Leistungsverpnichtungen und soll am Ende eines Ge­
sch;ifrsjahres ein Zwölf[el de~ Lclsrungsaufwandt's dlt'ses Jahrt"s lx·tragen. 

Bereirs 1997 harren die GebIerskrankenkassen in \'(fien und Tirol die All­
gemeinen Rücklagen aufgebrauchr; die Kärntner Gebietskrankenkasse 
harre sogar schon die Lt-Isrun~ssi(herungsrücklage aufgebraucht und wit's 
eint negative Allgemeine Rücklage aus. Im JJ.hr 1998 war bei der Kärnt­
ncr Geblttskrankenk'lsse die negative AllgemtlOc Ri.ickl.lge höher ;:d~ dtr 
(zweckgebundene) Unterstützungs(onds. so dass sie insgesamt ein unge­
decktes Reinvermögen auswies. 

Die SOlialversicherun,gsanstalt der Bauern wies Ende 1001 das höchste 
nega[ive Reinvermögen (- 137 Mill EUR) aus; negativ war auch Jas RtlO­
vermögen bei den GebIerskrankenkassen in Kärnren (-10 Mdl EUR), 
Tirol (- 12 Mill EUR) und Wien (-, Mdl EUR). Die finanZIelle Lage der 
Sozialversicherungsansralt der Bduern sowie der Geblt'tskrankenkassen 
ßurgenlands, Kärntens. Tirols und Wit'ns ist somit sehr ~1I1g<:spannr. Deren 
Geban1l1gssiru.ltion gibt Anlass zur Sorge, d.lSs die FinanZierung der Pflicht­
leisrungen aus kasseneigenen Mineln nICht mehr gesicherr ist. 
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Svstem des osterreichischen 

Gesundheitswesens 

Entwicklung wesem­
licher Gebarungsposi­
tionen im Zeitraum 
1997 bis 200 I 

Zwischen den Jahren 1997 und 200 J stiegen bei allen Krankenversiche­
rungstriigern die Aufwendungen für Versicherungsleiscungen um 19.9 f'j 
(. I 623 Mdl ER), die BeicragseInnahmen hingegen nur um 12" ':f 
(+ 931 Mill EUR), 

Die Aufwendungen für ärztlIChe Hilfe, HeilmilCel und Ansralrspflege 
machen rd 77 tjf der Versicherungsleisrungen aus. Der Rest emf.illt Im 

Wesentlichen auf Zahnbehandlungen und Zahnersarz, Krankengeld, Mut­
terschaftsleistungen. Rehabilitation. Transpordeiscungen, GesundhcHs­
festigung und Krankheitsverhütung sowie Früherkennung von Krankhei ­
ten und Gesundheitsforderung . 

Besonders hoch war der Anstieg der Aufwendungen für I-Iedmmel mit 
42,3 '!f. Deutlich geringer war der Anstieg der Aufwendungen aller Kran­
kenversicherungsträger für ärztliche Hilfe mH 17,6 qf. Die Aufwendun­
gen aller Krankenversicherungsträger rur Anstaitspnege snegen um 15,5 f'.f. 
Sehr germg war der Anstieg des Verwalrungsaufwandes. Er macht nur 3,3 f'.f 

aller Aufwendungen aus und erhöhte sich msgesamt um 7,4 CJf. 

Die Möglichkeiten der Krankenversicherungsuäger zur Beeinflussung 
dieser großen Gebarungspositlonen sind stark eingeschränkt: 

(I) Die pauschalen Zahlungen der Krankenversicherungscriiger für An­
staltspflege Sind in einer Verembarung gemäß Art 15a B-VG fiXiert. 

(2) Bemühungen der Krankenversicherungsträger zur Vernngerung des Auf­
wandes rur äraliche Hilfe smßen auf den Widerstand der Ärztekammern. 

(3) Rund 83 f.Jf der Einnahmen der KrankenversichenlOgsträger kommen 
als Beiträge rur die Versicherten herein. Während die Höhe der Beitrags­
sätze gesetzlich geregeh ist, hängen die Anzahl der Versichereen und die 
Entwicklung der Löhne und Gehälter (= Beitragsgrundlagen) stark vom 
konjunkturellen Verlauf ab. 

Demnach zeigte der RH Im erwähnten TB 2000 einige Möglichkeiten 
zur Erlielung von Einsparungen auf: 

(I) Die Verschreibung von Genenka sollte gefördert werden; Genenka 
sind wlrksroffidente Medikamente, die nach Ablauf des Patentschutzes 
der OrigmaJmedikamente - meist umer einem anderen Handelsnamen 
- wesentlICh billiger vermarktet werden. 

(2) Die Kontrolle der Wirtschaftlichkeit der Verschreibwelse der Ärzte 
("Ökonomiekontrolle") sollce verstärkt und eine 11 ega[lvliste" für Heil­
mittel erstellt werden. 

(3) atzungsmäßige Mehrleistungen sollten nur unter Bedachtnahme auf 
die Vermögenslage der Krankenversicherungsträger gewähre werden. 

(4) Die Gewährung außerordentlicher Vorrückungen und freiwilhger so­
zialer Zuwendungen an die Bediensteten der Krankenversicherungsträger 
sollte eingeschränkt werden . 

(5) Durch verstärkten IT -Einsatz Im Bereich der Vertragspartnerabrechnung 
könnte em Einsparungspotenzial von rd 4,4 Mill EUR genutzt werden. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 37 von 349

www.parlament.gv.at



Zusam menfassend e 
Bemerkungen 

H uplpr d r 
off nUt n Flna zko roll 

Die Finanzm",el für Gesundheit betrugen in ÖSterreich (öffentliche und 
private ll aushalte) im Jahr 2001 annähernd 23,025 Mrd EUR. 

Der Anred der GesundheItsausgaben am ßIP wäre Im Rahmen elOer Ge­
sundhelrspannerschafr zu veretnbaren ("Was Ist der öseerreichischen Ge­
sellschaft die Gesundheit weil?"). Innerhalb des vereinballen Rahmens 
wäre die bestmögliche Versorgung mit den entsprechenden Reforrnschrit­
ren unter einer Finanzierungs- und Ausgabenverantworrung in Form ei­
nes ganzheillichen Gesundhell$syslems sicherzustellen. 

Mit einer Angleichung der Benendlchte an den europäischen DUIchschnJtt 
von 4,6 Je I 000 Einwohner könnten 16900 Akutbellen eingespart und 
mit entsprechenden Strukrurreformen 2.9 Mrd EUR aus dem stationären 
1n den ambulanten und niedergelassenen BereICh umgeschichrer werden. 

Die SoZialversICherung wäre in die Planung und Umsetzung der Refor­
men Insbesondere im Krankenanstaltenbereich verstärkt einzubinden. 

Die an die Reform des GesundheHswesens und der Krankenanstalren­
finanZierung geknüpften Zielsetzungen wurden nur tetlw~lse erfuHt , 

Die Abrechnungsmodalnäten der Leistungsoriemienen Krankenanstal­
tenfinanzIerung waren In den Bundesländern aufgrund der weitgehenden 
GestaltungsfreIheit der neun Landesfonds unterschiedlich. 

Das ursprüngliche Grundpnnzlp etnee bundesweic: vergleichbaren Leis­
rungsonentu!rten Krankenanstaltenfinanzierung [rae: in den Hintergrund. 

Der Empfehlung des RH, anlässltch der Verlängerung der Reformverein­
barung sowohl das Finanzvolumen der Landesfonds als auch die Millel­
ve"edung einheitlich festzulegen und die Mi"e! aller Landesfonds über­
Wiegend Im Kernbereich zu verwenden, wurde mcht nachgekommen, 
wed die Länder dazu Ihre Zustimmung verweigerten. 

Die Anregung des RH, dlenSlrechtliche Vorkehrungen gegen uner­
wünschte Konkurrenzierung öffendicher Gesundheltsemrichrungen zu 
treffen, fand in der Vereinbarung betreffend die eusuuKrurierung des 
Gesundheitswesens und der KrankenanstaJtenJinanzierung Eingang . Eine 
konkrete Umsetzung erfolgte bisher nicht. 
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"~uptpr ble d r 
oll ntllehen Fina zkr -'-'-"-

Allgemeines 

Höhe des 
Allsg leic hshaushalts 

AUSGABEN 11 

hlt'\o'on für K.l5sen\"~rwJ.ltun,g 

m r;; J" AllfXdhm 

EINNAIIMEN" 

11Ie\o"on Hir Kassenverwal(Ung 

In q Jl'r Em't.lhllJm 

(ht rflll h "hl B, nde,IIIl,1 '('ru Ig ,lgUlh r­

Illt" ,klunJ... der h. 1" n't,lrhl'r 

Der RH berich'e<e dem N'[lonalra, zuleclC Im TB 1995 S. 59 f liber die 
Kd.ssenscärkerkreciLce (Kassensrärker). Die srefl~e Erhöhung theser Geld­
verbindlichkeiten des Bundes ab 1996 veranlass<e den RH - nach An­
hörung der Österreich ischen Bundesfinanzierungsat:enwr 'ÖBFA) - tU 

einer Darstellung der Kassensrärker. 

Das alljährliche ßundesfinanzgeSe(2 (BFG) ermächuge den ßundesmlnls­
cer für Finanzen zur Aufnahme. Tilgun.g und Z3hlun~ der ZLn~t'n für 
kurzfristig aufgenommene GeldverbmdllChkeiten . Werden dlt'st' lUf vo­
rübergehenden Kassenstärkung eingegangenen Geldverblndla<hkt'icen 
mchr Innerhalb desselben Finan.q'lhres getilgt, so werden aufgruntl des 
Bundeshaushalcsgeseczes (B IIG ) fmanzschulden des Bundes begründ,·, 
(§ 65 Abs 2 BI-IG). 

Die Kassenverwalcung des Bundes umf.'1Ssr Im \'Vesemllchen die Verwal ~ 

wog der Kassenbestände. die Veranlagung der Gudlabtn sowie du: Vor­
sorge für die Aufrecluerhalrung der jederze"igen Zahlungslahlgkw (§ \0 
Abs I BHG). Diese Aufgaben obliegen der .ufgrund des Bundesfin,onzle­
rungsgese"es eingerichcecen ÖBFA. Eine we"ere Haup'.lufgabe der ÖBFA 
srellr die Aufnahme von Geldverblndlichkeitt'n ele" Bundes lind dnen 
Verwalrung dar. Die ÖBFA arbeiret Im Jmt'n und ,lUr Rechnung Je!!. 

Bundes. 

2 Der Ausgleichshaushai, des Bundes umfasse ,m WesendIChen Elnn .. hmen 
aus der Aufnahme und Ausgaben für die RLickzahlun,g von FinanL'\ChuIJen, 
fur Kassenstärker und fu r \Vährungstauschvenriige (Ausrausch von Zin~cn­
und/oder Kapiralbeträgen zur Absicherun,g von Trolns.lktionen in frl'mdcT 
Währung gegen Kurs- und Zinsenrisken, § 65 Ab. I lceaer S,l[l BIIG) . 

Die Ausgaben und Einnahmen des Ausgleachshaushalts entwickelren sich 
in den Jahren 1996 bis 200 I wie folge: 

1996 199' I99H 1999 20CKI 2001 

In MrJ EUR 

9,16-1 12.161 11.RH- .10M~ 61.118 1'.11~ 

0,2';0 3.8,13 DU 11.07H \9.2\1 22.66') 

2.6-1 31.60 /-1.92 l6.1-I (i/.X' 61.0-

15.9';9 17.0-16 19.685 \5.611 66.2'2 iH529 

0,2';0 3.8.1 , \,7r 11.089 ::'9.2.) I 12.66\ 

l.l- 22.55 12. }(j J l./.J 59.2{) \1l.HJ 

I t 0,(; Elnn.Lnmen und Aus,gJben JI("St'r Tabelle um~n auch die bruttomjß,,,: JarLusteliendt'n Devl'lC'nfc.'rmln~('''SlndhC' 

Quelle: ßunJe-sredmun,Ets.:alKthluss. BJnd 2, Tabellen A.I 1 und AI. , 
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OBFA: EntwiCklung eier Ka.ssenSlarker 

Limits und deren 
Ausnützung 

Ermächtigung gemäß BFG 

Zusanermächugung gemäß 
Artikel V BFG I) 

Gfiamtermächtlgung 

Seit 1996 war eine sprunghafte Erhöhung des Gesamtumfanges des Aus­
gleichshaushalts festzustellen . le war neben der erhöhten Aufnahme von 
Finanzschulden (übe"ährige Kred"aufnahmen) zu einem großen Te.l auf 
die erhöhte Aufnahme von Kassensrärkern zurückzuführen . Dabei stieg 
deren Anteil bIS über die Hälfte der Einnahmen und Ausgaben des Aus­
gleichshaushalts an. 

3 Die Limits' der Jahre 1996 bis 2001 für Kassen"ärker wurden wie folgt 
ausgenützt: 

• gemäß dem lC'weJIJgtn BFG frSl8~fz,r Ilöchstau.!imaßr drr nru rlnl.ugrht'ndt'n Geld­
vt'rbmdhchkelten des Bundes 

1996 1997 1998 1999 2000 2001 

In Mrd EUR 

~,4~0 ~,4~0 ~,450 5,450 20,348 12.354 

2.907 5.087 5.087 6,177 6.1 7 6.177 

8.35] 10.537 10.537 11.627 26.525 18.BI 

Ausnützung der Ermächrigung 1) 0.250 3.84\ 3.306 8.398 20.967 13.203 

I) Erntächtigung rur den Bundesmlnt5ref fur Flnanu'n zur Aufnahme und Tilgung tusäa.IJchtr auf grund ckr Mllfkt~twlcklung 
Jl()(Wendlgrr Kasstnnirker 

2) ohne ~I~n(ermlngochäftt' 

Qutlle: Bundesn:-chnungsabschlus.!i. Band I, 17. 7.2.3 

Kassenstärker gelten als Instrument der Liquiditätsvorsorge gemäß § 40 
Abs I BHG. um lederzelt die Erfüllung falliger VerpOichrungen des Bun­
des zu gewährleisten. ie sind Bestandteil des Ausgleichshausha1ts. dessen 
Gesamthöhe durch das jeweilige BFG beschränkt wird . Sie werden. weil 
sie unterjährige Geldverbindlichkeiten darstellen, auf das Maasrricht­
Defizit nicht angerechnet. 

Die ÖBFA verwendete bis zum Jahre 1998 Kassenstärker ausschließlich 
dazu. kurzfriStige und im inne des § 65 Abs 2 BHG vorübergehende 
Liquiditätsengpässe des Bundes zu überbrücken . Nach Einführung des 
Aus"ian Treasury Bill-Programms (ATB- Programm ) im Jahre 1999 
nahm sie kurzfristige GeldverbIndlichkeiten auch dann auf, wenn kelO 
zeitlich unmittelbarer Geldbedarf des Bundes gegeben war. 

Zum Zeitpunkt der Aufnahme nIcht benötigte Kredite oder Teile davon 
wurden biS zu ihrer Verwendung veranlagt. Die Kas enstärker entWICkel­
ten sich zu einer ständigen FinanZIerungsquelle innerhalb eines Finanz­
jahres und zu einem Hauptträger der Liquiditätsvorsorge des Bundes. 

Das ATB-Programm wurde von der ÖBFA im März 1999 mit elOem Ge­
samrvolumen von fünf Mrd EUR begonnen . Dabei werden Bundesschatz­
scheine mit einer laufzeit von sieben bis 365 Tagen begeben. Die Verzin­
sung erfolgt durch Vorausabzug der Zinsen; eine Börsennotierung ist 
möglich. 
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OBFA: Entwicklung cle .. Kassenstarke .. 

d r 

oflenllleh n F nanzl-"~·-~"~ 

FinanLieru ngs­
ins trume nte 

Bu nJess, h;uzschelne. 
Im~M>nclere ATB 

ßarvorlagen 

. hulclverschrelbungen 

.)ummt" 

Ind~.'\ 

11 ohne Dr:\',scntc-rmtnges<.haüc­

Qu.II" aaFA 

Kassenstände und 
Kassenstärker 

Dun; hschn rtukassenstand 

1m DurchschnIC( davon 
KasSfOSe.lrker (I 

4 Die ÖBFA verwendete bei der Aufnahme von Kassenscärkern Je nach Lage 
des eldmarkces verschiedene Finanzlerungsinstrumenre I); 

1996 

0,047 

0,20.\ 

0,250 

/00 

1997 

0,741 

2,875 

0,227 

3,813 

I 537 

1998 1999 

In Mrd EUR 

0,256 4,B~ 

2,830 2,181 

0,220 1,882 

\,306 8,398 

1322 3359 

2000 2001 

20,MO 11 ,785 

0,611 0,895 

0,031 

0,28~ O.521 

20,967 I U03 

8387 5281 

Ab dem Jahr 1997 wuchs das Volumen der unte'Jährigen Finanzierung 
des Bundeshaushalcs sprunghaft an und erreich .. im Jahr 2000 das filS( 
84fuche des Jahres 1996, reduzierte sich aber Im Jahr 2001 wieder deurlich, 

5 Wfle Im Folgenden dargestellt, stieg der Anted der kurzfnstlgen Geldver­
bmdlichkeiten an den Kassenständen des Bundes seI[ 1996 ständig an 
und erreichte Im Jahr 2000 bereItS mehr als 52 %. Erst Im Jahr 2001 
kam es wIeder zu einer deurlichen RedUZIerung des Anteils auf 28 'ilO. 

1996 1997 1998 1999 2000 2001 

In Mrd EUR 

2,2·16 1,711 1,855 2,226 3,330 3,958 

0,021 0,320 0,275 0,'00 1,7·17 1,100 

m f'J tkJ DJlrrhRhmtIJk.,dJntJlanrkJ 0,93 18,35 1-1,82 31,45 52.46 27.79 

1) ohne Dt-..·jst"nrt'rmlngt'S<.N.t{t' 

Qudi< QaFA 

Lau, Mm.dung der ÖBFA würden die MöglIChkeiten des ATB- Pro­
gramms genu"" um allf:illige Ausfalle In der langfns[lgen Flnanzlfrung 
des Bundes abzudecken. D,e Kassengebarung Sei täglICh durchzuflihren 
Aufnahmen von Kassensrärkern selen aus Kosrengründen clann durchzu­
führen, wenn der Markt Sie anbl~[e und nICht nach momentanem Bedarf. 
Zum Zeitpunkt der Aufnahme \Ion Kassensrärkern nicht erforderliche 
Kassenbestände würden bestmöglich veranlagt . 

Al; "vorübergehend" Im Sinne des § 65 Abs 2 BHG werde der Zeitraum 
bIS zum Ablauf des jeweiligen Finanzjahres verstanden. Die uerzeifl8e 
Td[lgke .. der ÖBFA Im BereIch der KassenSlärker bzw der LIqUIdItätsvor­
sorge enrspräche den No,wendlgkei,en des BHG In seiner Gesam,he .. . 
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34 

DBFA, Entwicklung der Kassenstarker 

Liq u id itätsplanu ng 

Um fa ng der W ä h­
t"ungsabsicher'ung 

(Dev iscllwrm in­
gt: .,chäfte) 

(, Die konkrete LI<IU,dlräcspl.lI1ullg des Bundes obheg, genüß Gescll ­
SCh.lftwtrtrag der G{:'sch~iftsfUhrlillg dt'r ÖBFA Sie erfolgt auf}.;runJ Jes 
vom ßMF monathth bt:ki.lnnrgtgtbc..·11tn K.ls\enbt:darfes. Dltst'r wird !all~ 

fe nd ;)n~ep.l,\;st. D.lbei festgesccllce Kass('nengt'n erfordern die Aufn'lhnw 
von KfLIiS{:,llst~irkt'rn, Die "Cost of carri' (Kosten fUr Jie Aufred1terllJ!tulltt 
der Llqllididü) wt:rdell j~ihrllch vom Auf~lchtsrat Im Ri.lhmell der kassc:n · 
n')JJjigt'n Vorsch.u.1 .lLIf das jeweils kom .. ntnde FinM'l;tj,lhr genthmlgr. 

7 Dt:r Umf:lng cln W~ihrllnft~HbsJ(ht'rling rt.ir K.ls ... t::nstiirker Stl(,~ lind fit"! 
In iihnllcher Wei'ie Wie der Umr~lng der K'lssensti.irker in Frc.:I1"It!wiihrung . 

1996 199' 199H 1999 200n 2()(JI 

,n "',d EUR 

K.1~"I.:'Ii ... r;.Hkt·r In Frt'mdw;iluun,g D.ll? 0.17(, I. \ I , 17,H6"T 9. \17 

DeVIS('nltrmlngC:Sfh;ihe 11 0,121 :!.69:! I H,.Y1! 9, i61 

I) ~md ,,1Jt' ( lbt.'rclnkUnh(·, t'lnen bc\[lmm[('n I remdw;ihrun].:sht·[r.lJ.: LU t'lnt"m wkünfll!-.wn / ..(."Hpunk[ IU t'lnem \orht .... ummu.·11 
Prt'l\ LU kauten oder ZII \o'{~rk.1U!e11 

Qut"!lt· Buncle..rtlhnunl{'>.JhM.hlm .... B.md I. TI. "Tl. ~ 

01(' Währungsilb!SlChtrull,g vc:rmlt."<.1 von I yy6 bl'i 200 J wtrtn'lLißlgc: \'Väh· 

rungweriuSle. In de" J"hren 199H bi, 2001 waren bei dell K'.".Il"ärkern 
Im Saldo Kurli~ewlnne aus DevlsC'l1[ermll1gesch:iften zu VHlt'Khnen. 

Dun.: h U,IS ATB- Progr.lmm scieg der Zinsenaufwanu tlir die llllllidieJr .1b 
1998 bis 2000 prowessiv und f,el 200 I w,cder, 

1.lnstc"naurwJ.nd Hir Kas~ensrJ.rker 

Kurs!ttc"wJnnt:' .lUS DeVisen­
tt."rmin~(~hj([en UUli 

199H 

2.11 

Qut'IIt': ßUl1dl' .. rt.'t.hnun~!wlb<-.thlus!l. ßJod I. TI '1 l.' 

1999 200n 2001 

,n Mdl EliR 

11,6H 61. 12 O. \2 

Dt.' nl ZIIlSclldlifwand Wdrell die: Ertraf.:SllllSen .auS <.Jen Vel'<lnl.lgungel1 \on 
KdssenbesrändC:1l ,lLIS Kassens{jrkern gt'gt'nübc:rzusreIJen, Wie von der 
ÖßFA für d'e J.lhrc 2000 und 2001 ermll,el" ergab d,., für kurzfmllgc 
FinanZierungen emt'n POsltlvt'n Saltlo von 1,7H Mdl EUR (1()()() und 
2 Mdl EUR (20())), 
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OBFA: Entwicklung der Kassenstarker 

Haupt robl me d r 
offentliehen Flnanzk .. r'.,~l1r 

Veranlagungspolit ik 8 L'L1t der ÖBFA sind die Grund";,,e der Vernnlagungspolltik generelluncer 
strenger Beachtung der möglichen Risken zu finden (zB ausgedrückr In 
VeranlagungsgrenLen für einzelne Instiwtionen). Die Veranlagungskrjre~ 

rien werden gem~iß dem Gesellschaftsveerra,g jährlich einstimmig von der 
Geschäftsführung mit Zustimmung des AufsIChtsrates festgelegt. Sind 
diese bti einem konkreren Geschäft erfüllt, fallen sie in die 7.uständigkeir 
der Geschäfrsführung. Ein abweichendes Geschäfr bedarf der Genehmi~ 
gung des Aufsichtsrates. 

Ein allfalliger positiver Saldo aus dem Zinsenaufwand aus Kassenstärkern 
und den Ercrägen aus der Veranlagung füher zur Reduktion des Budger~ 
abgangs. Die ÖBrA sieht darin einen Beitrag zur Optimierung des Zln~ 
senJufwands .IUS der Aufnahme von Geldverblndlithkeiten des Bundes. 

Der RH verwies auf die geserzlichen Grundlagen für Kassensrärker. die 
von einer konkreten und kurzfristigen Liquitlitätsenge des Bundes ausge­
hen . Durch die derzeHige PraxIs der ÖBFA ist der h3ushaitsrechrIIChe Be~ 
griff des Kassensrärkers an seinen Grenzen angelangt. 

D,e Aufnahme von Kassensc;;rknn ocschr'jnkt sich nach § 10 Abs I BHG 
iluf das unbedingte Mindestmaß .tur Erhalwng der Zahlungsfi.ihlgkeir des 
Bundes. Eine vorausgängige Aufnahme kUi.tfrisriger Geldverbindlichkei­
ten zur präventiven LIquiditätssicherung und allenfalls zur Erzielung von 
Wechselkurs- und ZlOsenertr;igen ISt zwar inrerprerierbilr, Jedoch nicht 
ausdrücklich definiert. Bereits 1962 verwies der Verfassungsgerichtshof 
in einem Erkenntnis (V,G II Sig 1 '10) auf Jen kurz''''''gen Charakter 
der Kassensrärker. ach Ansicht des RII tflfTt diese Auffassung nach wie 
vor zu, 

Um die Llquiditätspolirik des Bundes den Anforderungen eines s(hl"g­
kräftigen und dennoch riSIkobegrenzren Cash-Managemenrs anpassen zu 
können. regt der RII an, die betreffenden Bestimmungen des BI IG in 
Richtung der Mögll(hkeit der Anpassung an die Marktgegebenht'lten 
neu und eindcu[Jg zu formulieren. 
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Vorbemerkungen 

I , r 1', 

Haup'D;~:::~=~: 

oll n k 

Der RH har sich bereics anlässlich seiner Gebarungsüberpru.fungen hinsicht­
lich der betrieblichen Altersvorsorge und von Pensionsbssen (NTB 2000, 
TB 2001, TB lederösterreich 200 I) mit yscemen der betrieblIChen AlterS­
vorsorge aus becriebswir[Schafdicher und auch aus volkswirtschaftlicher 

icht auseinander geserze. Im Hinbli ck auf die langfristige icherung der 
Finanzierung der Pensionen bei weicerhin gegebenem KonsoJ.dierungs~ 
bedarf des Bundeshaushaltes und im Anschluss an seine Ausführungen im 
TB 1999 über das SYStem der sm.d ichen PenSIOnsverSI cherung hielt der 
RH eine überblicksartl.:e Darstellung des SyStems der betrIeblichen Pen­
sionsversicherung rur zweckmäßig. 

Bis auf wenige Ausnahmen erfolgr die Finanzierung der öffenrllChen Pen· 
sionsversicherung welrwelt nach eInem Umlageverfahren. Das Umlage­
verfahren emspncht einem "GeneratIOnenvertrag "; die PensIOnen eines 
Jahres werden Im Wesentlichen aus den laufenden Pensionsbeirrägen der 
Beschäf(igeen finanziert. Damit un[erscheldet sich dieses PensIOnsver· 
sicherungssysrem deutlich von jenen, die - wie das ös(erreichische Be­
criebspensionssys[em - nach dem Kapiralcleckungs\lerfahren finanziere 
werden. 

Die yscema<ik des Kapitaldeckungsverfahrens funktlonlfr< nach dem 
Grundsatz, dass die Dienstnehmer- und Dienscgeberbeitrüge .uf persön­
lichen Pensionskomen der Versichereen gesammel( und veranlag[ werden 
und schließlich ab dem Zeiepunkt des Pensionsanrrirrs In Monarsbetrii· 
gen ausgezahlt werden . 

Arten von Be(riebspensionssys[emen 

Be[riebspenslonen 
mi t l..elstungs­
verpfliehrung durch 
den Dienscgeber 

Ein leiswngsorien[ienes Berriebspe:nsionssys[em beruht im \'(fesentli,hen 
darauf, dass sich der DienStgeber verpflich«t , dem Begünscig«n - .150 
dem Oiensrnehmer und allenfalls seinen Hinterbliebenen - Pensionsleis­
rungen , die über die ASVG- Penslon hinausgehen, unmlttelba,r zu erbrin­
gen. Eine solche direk« leistungslUsage bedeutet Im Allgemeinen für den 
Dienscgeber, dass dieser die "aarliche A VG- Pension durch einen Betriebs­
pensionszuschuss ergänz<. Im Falle einer Verschlech«rung der ASVG- Pen­
sion 1St der Dienscgeber daher verpflichtet. eine solche Bezug,kürzung durch 
eine Erhöhung des Bc[nebspenslOnszuschusses auszugleIChen. 

In einigen Fällen besteht die Pensionszusage der Unternehmung unab­
hängIg von der Höhe der A VG- Pension , so dass die Un[ernehmung 
dlfsbezüglich kelOe Kompensationspflicht trifft . Der BetrlebspenSlon -
zuschuss wird ausschließlich vom Diensrgeber finanzlcrr. 

Die Unternehmung muss fUr die zukünftige Lelstungspnicht laufend 
Rückstellungen bilden. Für deren Höhe ist der gegenwärtige Wert (Bar­
weH) der erwa rreten zukünftigen Zahlungsverpflichwng maßgeblich. 
Dieser wird rechnerisch ermitrel[, Indem ein jährlicher Aufzinsungsfaktor 
zugrunde gelegt wird , der sich aus dem Rechnungszinsfuß ergibt, mir 
dem der RückStellungsbetrag aufgezins< wird . 
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Systeme der betrieblichen 

Pensionsvorsorge 

Bernebspt"nsionen 
mit Beitrags­
verpflichtung durch 
den DIenstgeber 

BeHleb"che und 
überbeHlebliehe 
PensIonskassen 

cheldt'l der Dlenstllthmer vor ErreKhen des PensIOnsantrittsalters aus 
der Unrernehmung aus, bedeutet dies zumeist den Verlust der Betnebs­
pensIOn. Ein Konkurs des Dlensrgebers kann zu t'lnem Entfall der Lels­
rung führen . Dieses RISiko trä~t der Dienstnehmer. 

Im Falle eines beit ragsonentlerten ßetnebspensionssysrems yerpOlchter 
sich der Dlcnstgd)(~ r nichl d.llu. eine bestimmte Pensionsleistung zu er­
bnngt·n, sondtrn nur, Beit~.ige Lugunsten des Dlens[fl{·hmers und alltnf.dls 
seiner Il lnrerbllebenen zu bezahlen. Der Aufwand für lhe Uncernehmung 
besteht nur solange. als der Dienstnehmer Im Beuieb beschäfrigr isr. 

Die sllh 111 späterer Folgt daraus für den Begünstlgren ergebende Pension 
ISt zum Ztlrpunkr der Bcltragslelstllng noch unbeHimmt, weil sie übli­
cherwclse ausschließlICh von dtn Veranlagungsergebnissen der kapitali ­
sierten Beiträge abh~ing(. Das Risiko für den Veranl.lgungserfolg der elll­
geuhlten Beirräge und somit für dl(: I löhe der sp~iteren Pensionsleisrung 
t~.igt .lu'ischließlich der Dienstnehmer. 

Im AII~emeJllen werden lhe Beluagszahlungen an ('lIle betnebhche oder 
überb(.'trit'bllcht' Pensionskasse gdelStt'L I Hiu(jg ISt der Dlensrnehmer 
ebenfalls yerpfllChtet, zumindest .Iher berechtigt. ßeitr:ige einzuzahlen, 
die 111 der Folt:e selllt' sp~üt're Pension erhöhen sollen. 

Erworbene Ansprüche aus den BeJtr<lgszahlungen Sind nach Ablauf einer 
gewis'ien M Indestwartcfrls[ unverf.dlb<lr, :luch wenn der Dienstnehmer 
vor semem PenslOnSanrfl[[ aus der Unternehmung 3llsscheldet. Beitrags­
zahlungen des Dtenscnehmers SInd Jedenfalls sofon unverf.,lIb.tr. 

D.1S Pensionskassen- und BetrJebspensJOnsrech( enth:ilt Bestimmungen. 
die dem Schutz der Penslonsberechtigren dienen sollen. So stellen bei­
spielsweise die eingezahlten Beltr:ige ein Sondervermögen dar, das nicht 
dem Konkursnsiko der PenslOnskass{- unrerliegt. Das Geserz trifft auch 
Anwelsllllgen hlllslChrllch der Veranlagungsmöglichkeiten des KapJ[~ds 
und verlangr die Einrichwng gesonderter Konrrolllllsranzen . 

Bel einer PensIonskasse handeIr es Sich um eine Aktiengesellschaft , (he 
berechtigt ISt, PensJOnslelsrungen zuzusagen bzw zu erbringen. In einem 
PenslOnskassenverrrag ZWischen der Pensionskasse und dem Dienstgt'ber 
werden sowohl die zu erbringenden Leiswngen an die Anspruchsberechtig­
ten .11s auch die an die Pensionskasse zu enrnchttnden ßeirrjge festgeleJ.!r. 
Die Penslonsk.lSse übernimmr die F(.''Samte Verwalcung der Veranlagung und 
Pension'i/ .. ahlungen und hebt (11ftir ('Inen Verwalwngskostenocltrag elll. 

Die Gründung und der Aufbau von PenSIOnskassen und die Übertragung 
gegebener PensIonszusagen auf tllle Pensionskasse wurden zur St~irkung 
der bernebllChen und übtrbtrrieblichen Pensionsvorsorge 1990 geserzlich 
geregelr. Das Ptnsionskassengesetz (PKG) legte Rahmenbeclingungen In 
org.iI1ISJlOnScher, d.15 BerriebspenslOnsgesetz (BPG) In arbtlts- und sozial­
rechtlicher Il insicht fest .· 

• IA \6~ A Bl!ot~R XVII, GP 
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Systeme der betrieblichen 

Pen"lansvorso ... e 

Fina nzie rung von 
Pe ns io nssys tc m cn 

Hau prob. e r 
off U ehen F n nzkr-"~rll'~ 

M ir dem P KG sollte eine Verbesserung der re(hdithen Absicherun,g der 
be<rieblichen Alters-, H interbliebenen- und allenralls auch InvJliditäts­
vorsorge erreicht werden, indem die in die Pensionskasse eingezahlten 
Beitr'.ige dem Zugriff des Dienstgelx'rs weitgehend entzogen werden lind 
zusätzlich eine exekurions- und insolvcnuechdiche Abskherung genie­
ßen. \'({eiters wurden Regelun~en getroffen, die eine sicht"ft' und remable 
Verwaltung des angelegten Vermögens s,cherstellen sollen . 

Die ZIelsetzung des BPG bestell( da"n, d .. Möglichkeit des Doenstge­
bers. bereits gegebene Zusagen zurtickzuziehen, srark elnzuschr:.inken und 
duch im Falle eines DlenStgt:bt:rwechseis den Dlensmehmer vor Verlust 
der Leisrungslusagen zu schütl.en .· 

Eine Übertragung bestehender PenslOnsverpflleiHungen duf BJ.sls von 
Lelscungszusagen in eme Pensionskasst' Ist möglich, wenn der Dlens[­
geber das entsprechende Deckungserforuernis innerhalb \Ion :lehn Jahren 
einzahl[ und eine achschusspfllCh[ für etwaige Deckungslücken über­
nimmt (§ 8 PKG). 

Die laufenden Einkommen der Beschäfrigren bilden in der im Umlage­
verfahren finanzierten staJ.t! ichen Pensionsvorsorge die Fl nanl.ierungs­
grundlagen der aktLlellen Pensionen . Dadurch soll eon Zuriickbleiben des 
Niveaus der Pensionen hinrer dem Lebensstandard der Erwerbstätigen 
vermieden werden. 

Im Kapjtaldeckungsverfahren hJngr die PeoslOoshöhe 'Von den lan.gjährigen 
Veranlagungsergebmssen der Pensionskassen ab und Wird weiterS durch 
ökonomische Faktoren, Wlt' beispIelsweise die Enrwicklun,g der Inflations­
rate, beeinflusse Auch Faktoren, wie dlt· durchschmuhche Lebenserwar­
(Ung. üben einen bestimmenden Einfluss auf das PenSIOns.nlveau allS. So 
führe das Steigen der durchschnlullChen lebenserwJ.rwng zu ell1er Ver­
ringerung der monachchen PensIOnszahlungen, weil das angesparte Kapital 
auf einen längeren Zeitraum aufgeteilt werden muss. 

\X'ie der RH bereits In seinem Bertell[ über das System der sf.l.ullchen 
Pen ionsversicherung im TB 1999 festgestellt hat, können ehe angespar­
ten Anwarrschafren Im K.lp'td.lt.leckungsverfahren bis .tUr Zelt on In­
anspruchnahme der PenslOnSlelS[Ung - drei bis vier )ahrzehnce nach 
Beginn der Beiuagszahlungen - erheblich an \'(/ert vc.'rlieren. Eine Ent­
wicklung des PensionsnIveaus im Gleichschri([ zu den ErwerbseInkom­
men ist syscembeding( nICht vorgesehen. 

39 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)48 von 349

www.parlament.gv.at



40 

Systeme der betrlebl'chen 

Pensions vorsorge 

Rahmenbedingungen beitragsorientierter ßetriebspensionen 

Risiko und Chancen 

Veranlagungsergeb­
nisse und RechenzIns­
fuß Im Vernnlagungs­
zeitraum 

Ein über Umlagen finanziertes Pensionssysrem beteiligt die aus dem Er­
werbsleben ausgesclllcdenen Pensionlsren im \X/esenrlichen an der Ent­
wicklung der Wirtschaft. Ein über ein KapItaldeckungsverfahren finan­
Ziertes PensIonssystem Ist vOn Schwankungen der Finanzmärkte abhängig. 

Die Ilöhe der ßetrtcbspension ergibt sich ausschließlich aus dem Veran­
lagunNsergebnls der PensIonskasse und ISt dem vollen Inflations- und 
KaplCalmarktrlslko unrerworfen. Dieses Risiko trägt bei BetrtebspenslOnen 
auf der Grundlage von ßeitragsverembarungen Im Gegensatz zu Jenen 
mH Leisrungszusage, fur deren ErHillung der Diensrgeber veranrworrlach 
ist, allein der pensionsberechtltt;te Dienstnehmer. 

Die Verschiebung von Risiko und Chancen vom DIenstgeher zum Dienst­
nehmer bezogen auf beiuagsortenrlerte PensIonszusagen bedeutet einen 
grundsdtzllchen Syscemwechsel Jm Bereich der Pensionsvorsor,ge. 

Die Anwarrschafts- und Lelsrungsberechtigten bilden versicherungsccch­
nIsch und hinsichdich der Verdnlagun,g elOe Veranlagungs- und Risiko­
gemeInschaft. Das für kunftige PenSionszahlungen zur Verfügung stehende 
Kapital stammt aus den Beicrägen von DIenstgebern und Dienstnehmern 
sowie aus Veranlagungserträgen . Ein Ted des Kapitals wird einer Schwan­
kungsrücksteIlung zugeführt, die als Reserve fur Performanceschwankun-
8('n der Veranlagung diene. 

Zencrnle Rechnungsgrundlage der Pensionskasse ist der rechnungsmäßige 
Überschuss. Dieser ISt der erwaHete, In Prozent ausgedrückte, jährliche 
Erlös des veranlagten Vermögens (Rechenzinsfuß). Überschreiten die Ver­
anlagungsergebmsse eines Jahres diese Erwartungen, wird der Überschuss 
der erwähnten hwankungsrückstellung zugeführt, die in umme einen 
Sollwert von 10 '!f bis 15 '!f des veranlagten Vermögens erreichen soll. 
Be! Umerschreltungen des erwarteten Erlöses hingegen ist der Fehlbetrag 
aus der Schwankun~srücksrel1ung - soweit vorhanden - zu entnehmen. 

Wie der RH bereItS anlässlich emer Gebarungsüberprüfung der EVN 
PensIonskasse AG (TB Niederösterr<1ch 200 I) und der Verbund Pen­
sionskasse AG in ähnlICher Welse (NTB 2000) festgehalten har, fuhrt das 
Anserlen eines hohen Re<:henzinsfußes (6'Jf bzw 7,25 %) dazu, dass die 
jeweih~e Schwankungsrückstellung trorz gurer Veranlagungsergebnisse 
nICht ausreIChend (z wei Dri!!el bzw maJomal 40 % des jeWeiligen 11-
weHes) aufgebaut werden kann. 

Als Folge der ungünstigen KapItalmarktentwicklung fiel die Jeweilige 
chwankungsrückstellung im Jahr 2000 .uf Weree zwischen 0 'Jf (und 

war somit leer) lind ·1 %-. Eine niedrig dorierre hwankungsrückstellung 
kann Ihre AusgleIChsfunktion für die Kapitalm.rktentwicklung nicht 
ausreIChend erfüllen. Der RH hat daher die Ii erabsetzung des Rechen­
zinsfußes empfohlen. 
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Systeme der betrieblichen 

Penslon.vorsorge 

Veranla~ungstrgeb­

nisse und Rechen­
zInsfuß wahrend der 
PenslonsLlhlungen 

ttaupl ro le d r 
f nlll n F n zk"~"~~" 

Veranlagungsergebnisse betrieblicher und überbetrieblicher Pensionskas­
sen in Österreich ·: 

1999 
2000 

2001 

(2002: e.,tes Halbjahr 

+ IU 'lf 
+ 1,9 'if 

1,6 'if 

- 4,83 'lf) 

• VIII\ JC'r Ö')(C'rtt'llhNhf:n Kontrollbank nach Verunla~ungskapll:u g~wlCh[~t~ 

Ourxh'O(hnlll'~ 

Zur Berechnung der PensIOnshöhe wird ebenfalls ein Rechenzinsfuß her­
ange;c.ogen. Die Höhe des RechenzlOsfußes nimmt die erwarteten langjäh­
rigen Veranlagungsergebnisse vorweg. Das heißt, dass die Pensionshöhe 
unter der Annahme festgesetzt Wird, dass für das jeweils verbleibende 
Kap".1 auch nach Be~lnn der Pensionszahlungen Renditen in einer be­
stimmten Höhe erreicht werden können. 

Erwartet die Pensionskasse ein hohes durchschnittliches Veranlagungs­
ergebnIs. beISpielsweise 6 'lf pro Jahr, ergibt sich bei der Bere<:hnung eine 
höhere Pension; lie~t der Rc'Chenzinsfuß niedriget, etwa bei 3,5 'lf, fallt 
elle Pension medriger aus. Erfüllen sich die jeweiligen Erwarcungswerre, 
kommt die Pension In der kalkulierten Höhe z.ur Auszahlung . 

\1V'clchen die Veranlagungsergebnisse langfristig vom erwarteten Rechen­
zinsruß ab, müssen die Pensionen in der Höhe angepassr werden . Wenn 
die erwarteten Rencli(en im langjährigen Durchschnin überschricct'n wer­
den können, kann die zu Beginn der Pensionszahlungen einmaJ errechne­
te Pensionshöhe real steigen. LIegen die Veranlagungsergebmsse der Pen­
slOnskasse lan,gfflstlg unter diesem fiktiven Rechenzins , müssen die 
Pensionen gekürzr werden. 

Die Sicherheit, dass dlt' kalkullene Pensionshöhe zumindesr erhalten 
bleibt, srelgt, Je niedrigerer der RechenzLOsfuß angesetzt wird Ein höherer 
Rechenzins erhöht auch das Risiko, dass Pensionskür.lungen scaufinden, 
unJ er\Valge Erhöhungen fallen moderarer aus. 

Die Ilöhe des Einkommens aus einer zukünftigen Berriebspension nach 
ßeltl"".lgsoriemierung stellt daher eme ungewisse Größe dar~ es bleibr daher 
offen, wie weit die jeweilige Pension geeignet isr, das individuelle Risiko 
des Elnkommensverluste5 im Alter abzusichern. 

41 
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$y.teme der betrlebllchert 

Penslon.vorsorg., 

Renc.ll(l' 
Pt>nslonsk,lS~t· 

I')')<} I ..... 

2IXX) 1,1.) 

2(X)1 1,6 

(0(, 2(X)2 I,H 

Tc 01 f15 I kO!(fuppen 

Im Fol,KenJen wird ;wr VerdtudlChun~ der Zusilmm(,.'n h~in,gc cmc fikrive 

ßtr{'chnuns der EntwlCklul1~ der PtnSlOnshühe einer Jm I . Jänncr 1999 
mir 100 7r fesrgcseflren Berneb~pt.'n~IOfl d;1r~es[dlr. SchwJ.nklln~srü(kstel­
lungen bleiben (h.bel unbt'rückslC.htlgr. 

Pt>nslon .10; Rl"lht:n.llOo;fuß Pl'nswn Rt'thl'n;tIIl·Juß Pt>mlon 
6 rt \,5 '',f 

01 01 1')99 I on 'Ä" I lXI '. 

01 01 2IXX) . ",' III-,\~ • I.).H J(~),S ~ 

111 01 21HII - 1,1 102.9 r; - 1,6 IIIS,II '1 

01 01 20(l2 7.6 ~,",I ~ - ~,I 102,5 '1 

IO.H H I.H ~ H.' '!I,O~) 

Aus Jer Tabelle 1",'>5t SICh erkennen, dass 

VerJnlagungsergebnl'!ise unu:r Berücksichtigung des Rechenllnsfußes 
HJrkert.' Auswirkungen auf dlc Pt'n)lonshöht haben. als da~ Ver.lnLl­

~ungsergebllls dlt.'!l. vorerst erkennen Hiss(, 

- Vt.'r.lnlagungserJ.!,ebnisse. dlt.: hüher liegen a).;, der Jngenommtnt Re­

lht.'ntinsfuß. Jemge~('ni..lber ,gefingert' Auswlfkun~en ,)Uf die PensJOns­

höhe hoben unJ 

- cht Verwendung t'lnt.'S nledrlgertn RechenzInses ~lIr Berechnung der 
PtnSlon generell gi.in)[lge Auswirkungen auf dit' Emwlcklung Jr:r Pen ­

~Ionshöht' zeigr. 

Im ösrerrelChlschen sraacllchen Pensionsversicherun~ssys[em galt das Prin­
zip der Risikogemelnsc..haf[ aller VerslChereen . Der Bund lei"it{:'[ Zuschüsse 

zur Firu.nzlerun~ der PensionsversKherung. (He auch hlnslChrlich der unter­
schiedlichen RIsIkolagen der VersIcherren ausgleichend Wirken . Allein 
.tur PensJOnsverSltht'rung nach dem ASVG berrug der Zuschuss oes Bun­

d", Im Jahr 2lX) I 2,1 Mrd EU R, <I.", "I1[sp,..,h 11 'if der ge,armen Aufwen­
dungen uieser Penslon!l.verslcht.'rung 

Der Berechnung der Pensionshäht· Im bel{i.lgsoncmlerren Pensionssysrem 
hegt neben dem Rechenllnsfuß .lUch die dun:. hschOluhchc Lebenserwar­
[ung der Pensionsberethrigct'!1 l:llgruncle. In Ösu.' rrelCh Ziehen die mels­
ren PensIonskassen nath J\1:innern und Frauen ddlerenzlerre Leben~erwar­
wn,gsrdocllen her'lIl . Dies bedt"uttt einen grundsJrzllchen Systt.'nlwechsel, 
wtd dJmH von dem biS dahlll sowohl In Jer sr.l.ltllChen PenslOm;vorsor~e 

Jls .lUch In der IClstungsorit.'nncrcen ß(!(rJebspt'nsionsvt'r<ii{)r~un~ Jn~e­
wJndu:n Prinzip der R isikogemt'lIl~charr ;llitr Vers icherten durch dlt:., 10-

dlvlJu,llisierre DifferenZierung von Tellrisik0J.truPlx·Jl Jbgewidlen wurde. 

" 
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systemo der betrieblichen 

Pensionsvorsorge 

"auptpro I m d • 
off ntlich Fln nzko-··n'''n 

43 

Finan/icrbarkeir von Pen:!loions:!Io)sremen 

RIsiko der 
J{'mogrdphl~lhen 

EncwltklllO): 

Oll' FunktlOnstüchrlgkelt de~ umidgenfindn/ll'f(en ~rad[lichen Pen\lon\­
~y\[em~ h:tngr \\est'm!Jeh vom Vt'rhj!(ni s der Anuhl Jcr Erwerbstjtl~t'n 
,wr Anz.lhl der Pensionisten Jb, Die e-rwerb~t.l[I~e Generation \oll[t In 
der Wtte sein , mit Ihren BeHr;i~tn die Pen~lOnt'n .tu finanZieren , Dt.:r R 11 
h.H bereH'.o In seinem TB 1999 d.lr.lUf hlngewH:c;,en, d-ßs der Antcd lIl'r 
über 60-J:ihfl~en In den n;kh'\tcn drei j.lhrlChmt'n von rd 21 ("1 ,lUf ,~ i t;, 
,tClgen und der Anred Jer erwerb'\t:ingtn ßl'völkcrung um ru 10 Pro­
It'mpunkte auf 51 r',.f slnkl'n winJ 

N.u,h den Prognosen - eint' \erglt'l(hb~lre Emwl(klung der letzttn )Jhrt' 
vo""u,~e",m - sollen 20)0 WO Erwerbsfdhll(m ro 65 über (,O- J-ihrl):l" 
tw~cnüber"iotehen , 

Die EU- Kommission h.lt In Ihrer MInedung uDle Entwl(klung des ~)lIJI­
schurzes In wngleltperspeku\e: 7.ukunftsSKhtre Rentt'n " vom 11 Okto­
ber 2()()O zur Problemat.! .. tier FIIlJnZlerbJrkelt dt' r Juf tlem UmIJ~t'\l'r­

t".thren beruhenden stJ.Jtlichen Pl'nslonssysreme festgeMellt, dass "für dlt· 
ZlIkunft'\sicherung der Rentcn '" Jedoch nICht dc:r tltmographischt Alcen­
'illotitnt m.dJgebend (ist), sOI1Jt'rn der Abhiinglgc.'nqllocienr", der .turn d,l ­
m.dlgtn Zt:irpunkt In der Europäischen Gl'melnslh,lfr bei O,H6 Llg . 1),,\ 

hl' lllt. d.15\ auf Je-de-n ErwerbstJttgtn O,H6 nKhr erwerbstätige Personl'n 
Im Alter von über 19 Jahren kamen . 

Ein Anstieg oes Anretles der PenSlonl~ten .In der GeSJ.mtbevölkerun,L: be­
l.Lstct d.tS umlagenfinanzlt'rre PtllSlOllSSY rem dJon Illc.ht zusätzlich, wtnn 
belliiplelswel~e .luch der Anteil der Erwerbsrjugt'n an der Gesamtbevülke­
ruog oder d~ Penslonsanrnrcsalter entsprec.:hend stel~en , 

Auch elll kapltalmafktfinanzlerres l1etfiebspenslOnssysttm ist nKht unab­
hJn~lg von demographischen EntWicklungen , Steigt der Anteil der Pel1-
Slolll~ten nICht nur national, sondern 111 vielen Indll~trJestaaten t:1tlC..her­
m'1ßen, ohne dass du:s dUfch tlnen Anstieg der Erwerbstätigenquote 
allsgeglu,.- hen werden ki.lnn , müssen Pensionskas\en über lange Zt.' ltr,lume 
hlllweg t'fhc:bliche K.lpltalstc.xke Juflöliien, du.' llI{ht Im glei chen UmtlOf,: 
aufgeb.llH werden können. 

Da the I lohe des In PenslOnskJsst'n veraniJgten KJpltals für die Emwllk­
lung der Kap,tJ.lmJ:rkte nKht unbedeutend I\t. I)t nICht ausgeschlm~\en . 

d~~ da:" Kapltalmärkre t:ntsprechtnd re'agleren , Deurhche Verrtn~crun­
~en tier PensIonszahlungen konlHtn die Fol,Ltt' sein Daraus resu!tINcntlt 
N'llhfr'lgeelnbrüche würden die Volkswlrtsdl.lften ZUSJ[Zilch bel",[tn , 
Solche demographische Au~wlrkllngl'n eines kapicalmarktfinanzlcrten ßl'­
tfiebspen)lOnssysrems können l!Jnn elntrtten, wenn kapiralfin.lOZIl'rtt' 
Pensionen einen berrächrlilhen Amell Jn den Pen~lonen einer Volk..,wlrt­
schaft .lu\machen, Dies ist derlt'1[ In Österreilh nKht der Fall. 

Der ~efür(hrt're Effekt der fallenden Geburtt'nr.ltt'n Juf die umIJ~enhnan­

ll(:'rre Alter~\'ersofgung Wird cl •• her auch du: Enrwltklung des K •• pHJI ­
m;uktes und somn die ßcenebspt'n'\ionssystl'rne nllht unberührt 1.I~st: n , 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)52 von 349

www.parlament.gv.at



44 

Sysleme der' betrieblichen 

Penslonsvor'so'1le 

Bedell[ung der 
BfHlebspensionen im 
Vergleich mit anderen 

Pensionssystemen In 

Ö"erreich 

Die EU-Kommission hat Ln Ihrer Mineilun,g li Dle Entwicklung des SoziaJ­
schurzes m Langzeirperspekrive: zukunf[sSIChere Renren " vom 11. Ok[Q­

ber 2000 rür die MI(gliedstaa[en der EU festgestellt. dass "Al[ersver­
sorgungssysteme sowohl öffendiche als .luch private Einrich[ungen 

(umfassen) und in der Regel auf drei Säulen (basieren): öffentliche, be­

mebllChe/berufssrändische sowie privare ys<eme. Jede d.eser Säulen be­
sitzt spezifische Vor- und Nachteile". 

Es erhebe sich die Frage. wie weit kapitalmarkdinanzierre Betriebspen­

sionssysteme geeignet sind, das umlagenfinanzierre sraadlChe Pensions­
system enrweder zu ergänzen oder zumindest [eilwelse zu ersetzen. Aus 

volkswirtschafcl ichen Überlegungen heraus muss vorausgesetzt werden, 

dass ein Pensionssysrem im Alter eine gewisse Einkommeossrabilirä[ sicher­
stellen soll, die verhmdert, dass die PenSionisten Ihren Konsum über Ge­
bühr el nschrä.nken müssen, 

Im scaarhchen Pension.ssystem isr durch diverse gese[zliche Besummungen 
für einen SOZialen Ausgleich gesorgt. Ersarzzeiren, wie sie Im staatlichen 

Sysrem zur Verringerung von Härten als Folge von KinderbeHeuungs· 
zeiten oder Pertoden von Arbeitslosigkeit oder Krankheit vorgesehen 

sind, kennr hingegen das Betriebspensionssys[cm nichr, weil es grund· 
sä(zlich auf Erwerbsrä(igkei[ abstell[. 

Privare Renten umfassen - anders als die melsren sraadlChen Rentensys­
teme - üblicherweise keine umverreilenden Elemenre, die eine unter­

brochene Erwerbsbiographie. niedrige Löhne oder Zelten der ichtbe­

schäf"gung - neben Perooden der Arbeitslosigkeit auch für Schul- und 
Berufsausbildung , die Beneuung von Kondern oder pflegebedürftigen 

Angehörogen - ausgleIChen. 

Erwerbsrä[igkeir sowie die Kontinuität und Höhe des Einkommens sind 

wesentliche Faktoren fur die Höhe der späreren Becriebspension . Primär 
isr daher die rammbelegschaf[ von Berrieben von ßcrriebspensionssysrc­

men erfassr, nicht aber Beschäftigte in Teilzeitbeschäftigung oder mit be­
fristeten Verträgen , 

In der staatlichen Pensioruversi cherung können aufgrund entsprechender 
gesetzlicher Bestimmungen keine Versi cherLJngsz.eicen verloren gehen. 
Demgegenüber erlaubt das BPG die Festlegung einer Warrefrisr für die 
Erreichung der Unverfallbarkeit der Diens[geberbeicräge Jn der Höhe von 

höchstens fünf Jahren beo Beitragsvereinbarungen, von höchstens zehn 

Jahren im Fall direkter Leistungszusagen . Da die Rückzah lung dieser 
Beirräge an die Dienstgeber geseezlich ausgeschlossen Ist, ergibt sich aus 
dem Verfall dieser Beirräge kein finanzieller Vorteil für die Unrerneh­

mungen . 

Die Fesdegung einer \Xlarcefnsr ist in Ösrerrelch Bes[andtell vieler Be­

triebspenSlonsverträge und verschärft die Problematik , dass Beschäftigte in 
befristeren oder unterbrochenen OiensrverhäIrnissen kaum eJOe nennens· 

werte eigene ßerriebspension erwerben können und wirb daher mobi­

lirätshemmend. 
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Sysleme .. er betrIeblichen 

Penslonsvonorve 

Zusammenfassende 
Bemerkung 

Hau tprobl m r 
F zke:o---· .. -

Die s(aadiche PeoslonsverslCherung erfasst Einkommen nur bis zur Höchse­
beiHagsgrundlage. das heIß,. nur für Einkommen bis zu d,eser Höchsr­
grenze werden Beiträge en(rtchee( und damit Pensionsanwanschafren 
erworben . Im Gegensarz dazu ermöglichen Berriebspenslonssysreme be­
sonders Beschäftigten m" höheren Einkommen und deren DIenstgebern. 
ohne Begrenzung einer Höchsrbeirragsgrundlage Beiträge in eine Pen­
sionskasse einzuzahlen, worauS höhere Pensionen, als sie das sraarliche 
Pensionssysrem zur Verfugung stelle , resuleieren. 

HinsichtlICh der vom jeweiligen Diensegeber zu treffenden Emscheidung 
für eine besummee PensIonskasse Ise noch die Problemarik der mangeln­
den VeröffentlIChung über d,e Veranlagungsergebnisse und konkrete Ver­
rragsbedingungen der einzelnen Penslonskas.sen anzufiihren, die uneer ande­
rem mie dem Daecnschutzerfordernis begründee Wird . Die Wertlgkeic der 
BetriebspensIonssysteme 1st rur den einzelnen Versicherren schwer zu be­
urteilen. solange keIne vollsrändige Transparenz über d,e Veranlagungs­
ergebnisse der PenSlon,kassen und d,e durchschnittlICh ausgezahlten Pen­
sionen gegeben IS[. 

Für die drine Art der von der Europäischen Kommission genannren Pen­
sionsvorsorge. nämlich die private Vorsorge, besteht der Voneil, dass fur 
den zukünfeigen Pensionsbezieher eine breite Auswahl an Veranlagungs­
möglichkeiten zur Verfügung steht. Im Umerschied zum Betriebspen­
sionssyseem fließen krlne Beleräge der Diensrgeber In die Finanzierung. 
Das System der privaten Vorsorge emhält zudem keine Elemente. d,e hIn­
sichtlICh Kondererziehungs-. Ausboldungs- und anderen arbeItSlosen Ze,­
een oder Beschäfugungszelcen mie geringem Einkommen ausg leichend 
wirken. 

Ersr ab einem bestimmeen Haushaltseinkommen ISt es realistisch, dass 
Mierel von den pnvaren Haushalten für eine private Aleersvorsorge über­
haupt bereitgestellt werden können. Diese An der PenSIonsvorsorge schei­
det daher für BeZIeher niedriger Einkommen faj«isch aus und wäre daher 
nicht für alle Beschäftigten geeignet. einen Beitrag zu ihrer Grundsiche­
rung zu leisten . 

Beeriebspensionssysreme 10 der derzeir gülrigen Rechcsko05erukeion sind 
in der Lage. das staatliche PenslOnssyseem zu ergänzen, eignen sich aber 
nicht als Ersatz rur das staatliche Pensionssysrem. 

45 
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Begriffs­
bestimmung 

An w e ndul1!1:s -

bere iche 

Hauptpr I m d r 
orrentllchen zk .. ~·· .. ·".., 

OJ5 Instrument der Tedrcchrsfahlgkett ermöglldH bestimmten Einnch­

cungen des Bundes, In JUristischer Doppelgestair .i.lllfzuuercn. DJbe. h.m­
dein Sie elner~t'HS Im Jmen lind auf RechnllOg des Blindes; .1n<..l(.'r<.'r\l'I(~ 

~Ind \1(' b<:rechtigt. Im RJhmen der TeilrechrsfJhl,l-tkelt Im vom GeSt.'tl 

bestimmten Umfang als vom Bund verschlcc.km.' JUrlsClsche Personen de\ 
öffenriKhen Rechts Rechte und Pflicluen zu erwerben . 

Oll' Ttdn:c.hrsfJhlgkelt schränke dabei nICht dl(.' Red)(sr.ihl~kel[. ,ondern 
(he J Lmdlun,gsfjhigkcH dieser jurisClschen Persontll Cln. Sie dürfen Sl(h 

rechtsgeschäfd ich nur umee ßeachcung besrlmnlCcr Rahmenbedll1,glln~('n 
(zß fUr Zwecke der Elnrithcung. keine BeemuJchngun,g der ur!<l:khllthen 

AufgJben) be';i,igen. Dadurch erworbene Rech« und pnlCh,en "nd sol­
che der [edrt"Chtsfahl~en Junsnschen Person und m(hr JeSo Bunde" , Erwor­

benes Vermö~t'n ISt somH nlch[ Bestandteil des Bundesvermögen\; für 

eln!-:t'~Jn~ene Verpflichtungen hJütt der Bund nlChL 

Filr Jen BereICh der Tedrechrsfählgkelt haben <..Ile betroffenen Einriduun­

t:en für C'lnt' eigene Gebarun,g zu sorgen; sie Sind dabei \10m Gelnmg\l:x.'­
fCI( h des Bundeshaushaltsgesetzes ausgenommen , BCI diesen TJ[ I~kel[(:n 

luben sie dl(~' Grundsätze eines ordentlichen Kau(m.lnnes zu bt-Jthcen und 
der AufSlchcsbehörde lährllth mmels formgebundener Re<hnunlo:;"b­
schlüss{' Rechenschaft .lbzulegen Wen...len bei <..lIesen Täflgkel[en Bun­

desft.'ssourcen 10 Anspruch genommen, sind dem Bund (.!Je Kost{'n J .. für 
i.U t'C~e(l.t'n. 

Der dur(h die TedrechtsfählgkeH eingeräumte l-iandlung'\splf-lraum t'r­

mögbdu es den Elnnchtungen, auch Im PersonallxrcKh zusatzltdu.' Rc!)­
sourCl"n LU akqUirieren . Auf derartige Arbelts\l·rhältnls.)t' ISt da.) Pn\-a(­

re<..hr (zB das Angestell[engeserz) anzuwenden. 

Derzea r;lumr der Gese[zgeber umer anderem folgenden EinfldHlIn~tn 
Je~ Bundes eme eigene Rechtspersönllchken 1m RJhmen Jer Teilrechrs­
flihl~keJ[ em: 

(I) uen Universitäten unu ihren wIChtigsren UnrerglH.'derullgen (Insbt'­

~onJcrc Instltu[en und Unl\lcrsltJtsklinlken) ~em;lß dem Bundes~ese[i. 
Ober die Organlsa(lon der Unlversiräten bzw dem Blindesg{~ttl. llbt' r eh{' 

Organis.Hion der U niv('rs ltäten der Künste, 

(2) den wissenschaftlichen Einrichtungen des Bundes (Gcologlsc.he ß un­
des.'lnst'llt, ZenrraJanstJlt für Meteorologie und GoodYI1.1mlk. Östcrrclchl­
sellt.·s Archäologisches Instlrut, Ins[ltut für ÖsterrclChlsche Geschichtsfor­
schung> gemäß dem Focs(hungsorganlS3nonsgesCfz, 

n) dem Ösrerrelchischen Patemamc gemäß dem P.m.' ntgeserz 191'0 (ldF 
der l'a,ent~ese[Z- ovelle 1992), 
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Das Instrument der 

Tellrechts'ahflkelt 

(4) dem Bundesame für Elch- und Vermessungswesen im Bereich des 
Physikalisch-technischen Prüfdiensces gemäß der Novelle 1992 zum M~ 
und Eichgesetz sowie 

(5) den Schulen des Bundes gemäß dem chulorganisaeionsgeseez, dem 
Land- und forsewinschaftl ichem Bundesschulgesetz und dem Bundesge­
serz über Schulen zur Ausbildung von Leibeserziehern und portlehrern; 
dabei scehe den Schulen die Tedrechcsfahigkeie niche von Geseezes wegen 
zu, sondern wird ersr auf ihren Antrag im Rahmen eines Verwalcungsver­
fahrens zuerkannr. 

Die Bundesmuseen werden laut dem Bundes-Museengesecz mir spätesrens 
1. J änner 2003 in wissenschaftliche Ansealeen öffentlichen Rech" umge­
wandele. Eine Teil rechtsfiihig keit gemäß dem ForschungsorganisatlOnsgeserz 
verbleibe lediglich beim Anacomisch-Paehologischen Bundesmuseum. 

Bedeutung als Finanzierungsinsrrument 

Größenordnung Im Bereich der Universirären haben die Drinmi[[el im Rahmen der Tell­
rechtsfahigkeit gesamthaft gesehen nur eine geringe Bedeucung H.ir die 
Finanzierung des Universitäcssystems . Im Jahr 2000 betrugen die Ein­
nahmen aller teil rechtsfähigen Universirätselnrichtungen (wissenschafr­
liehe UmverSltäeen und Universitäeen der Künste) rd 167 Mill EUR oder 
9 %, gemessen am Gesamtbudget aller nlveCSltäten. 

Die Konzentration der Dnrrmlttelaktivitäten auf einige wentge Fachbe­
reiche (MedIZIn, Technik und aturwissenschafeen) führee don auf Inm­
rutsebene zu einer bedeutenden zusärzlichen Finanzierungsquelle neben 
den vom Bu nd zur Verfiigung gestellten Mitteln . So erreichten etwa Im 
Jahr 2000 die Einnahmen aus der Teilrechcsfahlgkeie im vorklinischen 
Bereich der medizinischen Fakultäc der Universitär Wien mehrfach rd 
40 % der Gesamteinnahmen der jeweiligen Institute. 

Entwicklung der öffendichen und teilrechtfahigen Gebarung der wissenschaftlichen 
Einrichtungen im Jahr 2000 

T ellrechrsf.ilugkC', t Bund~gebarun8 

In I 000 EUR 

Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben 

Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamlk 3500 3590 184 10838 

Geologische Bundesanstalt 1700 1500 71 6454 

Ins{j{U( fLir Österreich Ische Geschichtsforschung 38 45 4 6,5 

ÖSrerrelchlsches Archäologisches Institut 514 I 305 2126 

Gt:samr 5752 6440 259 203H 

Beim Öscerreichischen Paeeneame lagen im Jahr 2000 im BereICh der 
l eilrechcsf:ihigkeie die Einnahmen mie 4,5 Mill E R und Ausgaben mit 
3,0 Mill EUR in ähnlicher Größenordnung Wie lene Im BereICh als Bun­
desdienscscelle (Einnahmen 3,5 Mill EUR, Ausgaben .3,3 Mdl EUR). 
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Das Instru"'ent der 

Tellrechts'ah1lkelt 

Mirrelherkun(t 

Übergang zur 
Vollrech«fahlgkell 
der UniversHären 

H 

Off 

Die Erträge (einschließlICh FIn.nzerrräge) und Aufwendungen (einschließ­
lich Steuern) Im Bereich der Tellrechtsfahlgkell des Physikalisch-techni­
schen Prüfdienstes des Bundesamtes fiir Eich- und Vermessungswesen lagen 
mit 0,82 Mill EUR bzw O,H I Mill EUR bei rd 7 I)f bzw rd I % der Ein­
nahmen bzw Ausgaben dieser BundesdiensmeIle. 

Im Jahr 2000 waren 15 Bundesschulen als teil rech ISfah Ige Einrichtungen 
anerkannt. wobei drei keUle wirtschaftlichen Aktivlräten emfalreren. Die 
Einnahmen von rd 17 7 000 EUR stell,en angesIChts der Gesamtausgaben 
fur die Bundesschulen von 2,166 Mrd EUR eine vernachlässlgbare Größe 
dar. 

Ein bedeutender Teil der Mittel im Bereich der Tedrechtsfahigkelt im 
universilären Bereich smmmre direkt oder Indirekt aus öffentlichen Mu ­
rein In Form von Forschungsaufträgen und Förderungen von Bund. län­
dern, Gemeinden sowie der EU. Laut dem Forschungs- und Technolog .. -
bencht 200 I betrug der Anred des pnvaten Sekrors am Budget aller 
UnivefSltJten Im Durchschnitt der Jahre 1997 biS 1999 rd 1,5 %. 

Während d .. Zemralanstalt für Meteorologie und Geodynamik etwa d .. 
Hälfte ihrer Einnahmen in der Tealrechcsf:ihigkelC alls privacen Aufträgen 
erzielte, waren es bei der Geologischen ßundesansnllr hauprsächllch 
öffentliche Aufträge. Das lnsmut fiir ÖSterreichische GeschichtSforschung 
erwarb seme Einnahmen Im Bereich der Teilrechrsfahlgkeit 3usschlaeßlach 
aus Verrriigen mir Gebierskörperschaften; dem ÖsrerrelChlschen Archao­
logischen Insclrur dieme die Telirechrsf:ihlgketr zur Annahme von öffent­
lichen Förderungs- und prlvaren Sponsormineln. 

Die Auftraggeber im Bereich der Teilrechrsfailigkeit des ÖSterreich Ischen 
Parentamtes auf dem Geblec des gewerblichen Rechrsschurzes waren ein­
schlägige ßerufsgruppen der ösrerreichischen und Inrernationalen Wlrr­
schaft sowie Patentanwälce, Rechtsanwälte und orare. Die Einnahmen 
Im Bereich der TelirechtSf.ihlgkeit des PhysikalISch-technischen Prüf­
dienstes des Bundesamres für Eich- und Vermessungswesen stamm ren 
überwiegend von prlvacen Aurtraggebern . 

Die Mlnel der reilrechtsfahlgen EinrIchrungen an Bundesschulen resul­
tlerren überwiegend .Jus privaten Quellen (vor allem Flrmensponsormg 
und Teilnahmegebühren fur Fortbildungskurse). 

Mir der Elnfuhrung der TeilrechtSfahlgkeit im Universitären Bereich wurde 
den jeweiligen Einrtchrungen mehr selbstverantwordlcher Handlungs­
spIelraum als Anreiz LU vermehrren externen Kooperarionen zuerkannt 
Sie dienre auch zur Verbesserung von Motivation und Engagement der 
Beschäftigten Im Rahmen klarer rechtlicher Grundlagen fur die finanZielle 
AbWicklung der Gesch;iftf. 

Die Bedeurung. die Drirrmlcrelakrivitäten Im universitären Forschungs­
und Beschäftigungsbereich "ar allem in den Fachbereichen Medizin, 
Technik und 3curwissenschafren auf Instlcursebene erlangt haben. Wird 
auch bei der künftigen Vollrechrsfahlgkelt der Universitären zu beachren 
sem (laut dem UnlverslldrsgesetZ 2002, 6GBI I Nr 120 '2002, werden d", 
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Das Instrument der' 

Tellr'echtsfahlgkell 

Beu rteilung der 
Tei lrechrsf.ih igkei l 

Positive 
Auswlrkungt'1l 

Problemberc:'lchl' 

Unlver!ilrän'n mll I. JJnner 20t) t l.U luri~tlscht:'o Personen ues ölft'nth­
ehen Rt'cht\), 

Der Rl I überprüfte In den le[Ztc:n J<lhren mehrere Elnnehcungc:o des 
Bundes. Jenen ('lnt' l'1t:ene Rechtspersönl!chkeat Im Rahmen der Teal­
reehrsf:.ihl~kelr elngeräumr wurde; er lelgee hienel sowohl positive Aus­
wirkungen als auch Problembcreicht· auf. 

Folgende POSltl'-t~' Amwlrkun,gt'n Wilren feSCluStdlt'n: 

(1) Imenslvlerun,g der Forschungscä(l,gkeit Im unlversJ[ären Bert'l<.h 

Die eellrechcsfahigen Unl\'ersICäcselnflduungen s,t'[7{en dlt' aus DfI[[mlr­
reiaktivi rären erllel{en ~1I[[el größeenreds zur ßeschäfngllng zusätlJ 1<, hen 
wissenschafdichen Personals lind zur Vt'rlx'sst'rllng der Infr.lStrukwr t'ln 
lind verHärkren somit die Forschungstätigkeit (TB 1996 S. 275 Ab, I 
und TB 200 I S. '9 Abs I). 

(1) FleXiblere Ilaush.lt"rührung 

Durdl die UnJbhän,wgkeir vom BunJeshilllsh.ll{ konnte das Ös{(:,rrt'lChl­
sehe Part'n c.lmr Im BereICh der Tedrechr!.fdhl,t:kcn deuclich höhtrt' Ge­
wlI1ne l'rzu ... It'n, als dlt's .lls ßundesdlens{s[elle all(~nlt''\d der clJm;l"~t'n 
haush .. lrsn."chtillhen Bestimmungen mö~hch gewe"ien wäre (NTB 1999 
S. 167 Ab, ,). 

Folgend,· Problembert'lChe waren resczu!.[(:,llen: 

(1) Emhalwnt: der G runusäcze emes urdencllCht'n Kaufmannes 

Mehrfach m.lngelrf es ;111 ordnungs.Ltem:ißen Aufu'lchnungen Im ßlIdl~ 

halrungs- und Personalverwalcllngsberelch der relln.:'ehcsHihlgen UnI ver­
sicärseinrichcungen, \Xlit' der RH festsrellet', Wilr eS dadurch Jen v(:r..lIH· 

wordiehen Insejrucsvorsc3nden nur erschwert möglich. sich JcderzeJ( 
einen Einblick über J'e Vermögensl.ge lU verschaffen (TB 1996 S. 2'H f 
Ab.7 unJ H ,owle TB 2OC)! S. HO Abs \). 

(2) Kenncltthm3.then Jer ct"drechcsf<ihlgen EinrKhcun~ Im Aulknvt'rhjhnls 

Mehrfach vt'rJb!ii.lU01rcn es die reilrechc.,f;ih,,gen Universirärselllflch[Un· 
gen gt'genübt'r Ihren Verrragsparenern und DlenSCIlt"hmern, el nJelltIg 

klarzuseellen. J.1'iS Verrräge und Lelsrungel'l Im H.lhmen der TedredHs­
fahigkeir unJ nidu in Erfüllung eines öffentlic.h-redlCliehen Aufrmgs ge· 
schlossen bzw erbracht wurden (TB 1996 S. 177 Abs 6 und TB 20D I 
S. RI Abs 5). 

(~) Abführen von Kostenersänen für dlt: Inanspn1chn'lhme \Ion Bun· 
desressollnen 

Da dH:sbeztiglich gesetzlich vorgesehene Regelun,gen In Jen SaClungen 
der überprüften Unlverslrären fehleen, wurden von Jen reilrech{sf..ihlgc:n 
Universi[fitseinriehrun~en die Kos[en{"fs~itze für c.he Inanspruchn.dllllt' 
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Das h"strumen. der 

Tellrechta'.h.gkelt 

Zusam rnen(assende 
ßemerkun~ 

H pr lem d r 
offen lee F n nzk-~·--II~ 

von Person.ll, Raum, Ger;üen und Dlen~dels(lIngtn der Unlver')I[;ic als 

BundesemridHung nlchr an den Rektor Jbgeful", (NTB 1998 S. 9H Ab, I j 

und TB l()O I S. 8 I Ab, 6). 

( i) GewInnverwendung 

Die Verwendung der Im ßtrelCh dt:r Tedrechrst~ihlgkelt des Östt~rr<"I(hl­
sehtn PJrt'lHamres und des PhyslkaI1schtt'<.hnlschen Prüfdlenste"i de') 

Bundesamtes rür Eich- und Verm~ssung~west'n erzielten Gewinne war 
ußprllngll<.h nacht geregelt. Nach AnsICht des Rtl wären sie J.n den Bund 
Jbwl'ihren. Während der Ge,,·tLgeber ,J,eser Empfehlung Im J.lhr 20()2 

mit einer Änderung des M.Iß- und Elch,gest'cl.cs gerolgr Isr, steht eint' 
dlc,bezügl"he AnpJSsung de, ParencgesetLc, 197() noch aus (NTB 1999 

S. 1(,9 Abs 5 und TB 20()O S. l()1 Abs j). 

Da~ In~[(ument <.Jer Teilrt'chrc;fahlgkeH ermög)iC.hcc es den damit ausf:e­
'(.1(teten Bundesclnnchrungen F,runcls.1.tl)Kh. Illre Dn[[mluclaktlvltJ.ren 

unrer klaren rechtlichen Rahmt:nbedlOgungef1 und mlC der erfonJerilchen 
Transparenz dur(hzuführtn 
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Ausgangs lage 

Begri ffs­
best immung 

11 11 I I I \ 

der 
k 

L 

Der RH ist gemäß An 127 b B-VG befugt, die Gebarung der gesetz­
lichen beruflichen Vertretungen zu überprüfen , Diese Bestimmung trat 
am I . Jänner 1997 ,n Kraft und gilt für alle Gebarungsvorgänge nach 
dem 31. Dezember 1994, 

Die Einbeziehung der geserzJichen beruAichen VertrefUngen in die Finanz­
komrolle durch den RH wurde damit begründet, dass es sich um Körper­
schaften öffentlichen RechtS handle, die zum Teil hoheitliche Aufgaben 
erfüllen . Die Mitgliedschaft sei gesetzlich verpflichtend, die Beiträge 
würden den Mitgliedern wie Abgaben vorgeschrieben , Der RH prüfe 
auch andere Selbstverwaltungskörper, wie Gemeinden und Sozialversiche­
rungsrrägfr, deren Autonomie durch diese Kontrolle niehe beeimrächrigr 

werde. 

Die Einführung der Prüfungszusrändigkeir des RH war umsui([cn . Die 
meisten gesetzlichen beruflichen Vertretungen lehnten eine solche Kon­
trolle ab. Nach ihrer Ansicht würden mit einer Prüfung durch den RH 
als sraarliches Organ Einrichtungen der Selbstverwaltung kontrolliert 
werden, welche die Interessen ihrer ,M"lCglieder unter UmSländen auch 
gegen Maßnahmen des Staares verueten sollen. Darin wurde em Eingriff 
in ihre Auronomie gesehen. 

Weners bemmen die gesetzlichen beruflichen Verrrerungen. mcht - wie 
die übrigen der Konuolle des RH unterworfenen Rechrscräger - mit 
öffendichen Mirceln, sondern mit Beiträgen ihrer Mitglieder zu wirt­

schaften. 

Die geserzlichen beruflichen Vertretungen sind gesetzlich geschaffene, orga­
nisarorische Einrichtungen zur Wahrnehmung der Interessen von Perso­
n,ngruppen, die durch eine gleichgerichtere oder gleichartige Berufs­
ausübung z.usammengeschlossen sind. 

Der Konrrolle durch den RH unterliegen somit \Xflftschafrs- , Arbeirer-, 
Landwirrschafrs- , Landarbeirer-, Tierärzte- , Rechrsanwalts-. Notariaes-. 
Ärzee-, Apotheker- und Demistt"nkammer, die Kammer der \Xlirrschafts­
treuhänder. die Kammer der Archicekcen und Ingenieurkonsulenren, die 
Patentanwahskammer und das Österreichische Hebammengremium . 
WeiterS fallen die Pflichtverbände auf dem Gebiet des ßerg- und Schi­
führerwesens sowie des Spocrunterrichrswesens unrer die Prüfungszusrän­
digkei<. 
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54 

Prufunl der I.set.l:llchen 

beruflichen Vertrelungen 

D u rc hgefühnc 
Kammerp rüfungen 

Ei ngcschr~in k lC 

Prü fungsbcfugnis 
des RH 

Alle lliese K.lmmt'rn sIt'hen In d<:r Regt'! unrt'r sraarllCher Aufsiehe. t!Je 

sICh auf die Rt."(htm;ißI~kelr und Ult' Orclnungsmäßigkeit bes<-hriinkt. Die 

Aufsichrsbehörden werden d.lbel In den entsprechenden Gesetzt'n be­
Stimmt, WObei d.1S Auf"lthtsrt'tht dt'r stJJrlichen Behörden Inhaltlich und 
orgdnlSdronsch untt'rsthlt,'dhth geregdr ISr. 

So oblJt;gr belsplel~wt'lst' UI4: AufsKhr bel dcn \XlinschaJrsk.unm<:rn und 

den Arbeirerkammc:rn sowohl 111 Ansehung der jewedl~c:n ßundeskam­
mt:r dis auch uer Ldnueskammern dem Bundesminister für Wirr'!ochaft 

und Arbelr. Bel c.ltn Arzu:kammern und den Titrnnrekammtrn lB Wird 
hln~egt'n beim Aufsichtsrtcht lWlschen Bund und Land untt'rschleden . 

DIt~ Aufsicht über die Bundesk'lmmtm führr dtr Bund(osmtnlsttr HJf sozlaJe 
Sicherheit und Gent'raclonen. die wndeskammern werdtn von der lt'wel­

Ilgt'n Landesrtglcrung bt'.lufslchtlgt. Dlt· Aufsicht über dll' L.lIH.lWIf[­
schi.lftskammtrn führt die Jt'weIJI~l' L.inclesreglerung . 

In Angtiegenht'Ht'n der Gebarun~ Jener gesf'tzl!then beruflilhen Vertre­

run~<n. d,e on d,e Vollzl"hun~ des Bundes fallen. WIrd der R 11 Jls Org.1O 
des dtionJ.lmres tJ,tig. belüglKh der übrigen Interessen\;ertrecungen als 
Organ des b<'rreffenden 1~lIld(.lge, . 

Der RII überprüh dlt· Gebarung der gtser~h(hen beruflichen Vertretun­
gen nunml"hr Sl"lt fünf Jahren . In du:ser i'..et( fanden In,() der HO KJm­
mern chwerpunkIprüfungt'n n.lth dusgewählten Sachgl"bleren st.Ht. 

I läufige Themen W;Hcn Organis.ltlon. FunktlonJ:rswesen, wlftsehafcJlChe 
Entwicklung. R('thnunj.:swesen, l..elswngen, Personal SOWIC Ver"orgun~s­

elllflchcun,gen, WObei dl'r RII besonderes Augenmerk auf die Aufgaben­

definItion und die Verw.lhlln~sreform legre. 

Zweimal führte dcr R II Qucrsdlnlctprüfungen durch . Dabei wurde ein 
b~sclmmtes Thema gJeIChJ:e'(Jg 111 mehreren Kammern überprüft. um 

Qutf'\'ergleiche anstellen LU können. 

D,e üblllhen Prüfungsm..JJs<iibe des RII sind d,e ziffern mäßige R ochrogke", 
die Übereinstimmung mit den besrehenden Vorschflf[en, die Sparsamkeit. 
dlt \Xlirrschaftl!chkeir und (he Zweckmäßigkeit. Fü r Kammerprüfungen 

gelten nur Vie r dieser fünf Prüfungsmaßsräbe, weil die Überprüfung der 
Zwt'Ckmäßigkelf geseczltch nKht vorgesehen 1St. Diese EtnS<.hränklln!-: der 

Prüfun!-:sbt'fugnls cJt.· ... RII Ist eine Ausnahmt: . Der RII übt.·rprüfc .lUch 
andere Selbstverw.t!tungskörper, Wie Jie Sozlalve rsi(he ruJ1~sträge r . ohne 

dass sellle Pri.iflln~sbcfuJ.tnls deri.lfC etngeschränkt ist. 

D,e Maßstäbe der SpJrSJmkelt. Wonschafdlchkeor und Zw('{km,ilJlgkelt 
s[ellen alle auf ein optimales Verh.iltOlS ZWischen M l(telelnsa{z (Inpm) 

und LeIStUngsergebnIS (Ou<pu<) .Ib. D,e dreI Maßstäbe sond Ausformun­

~en eines allgemeinen Wirtst.hafrhchkeusprlnzlps (auch Eftillt'nlpnnzlp 
oder ,dl!!:emeint's ökonOmlt;lhes PnnL lp). D.l alle drei MJßsräbt· slt.h ;luf 

Clne Zlel- M icrel- Rehuion bezlt·hen, ~telh In der Praxis dilS Emt:dlen des 

MJßstabes der Zwt'( kmäßlgken eItle Erschwernis bei der Bellrtt' lllIn~ dM. 
ob ein Verstoß gegen d,IS JII~emeine \Xlirrschaftlichkelrspflnllp vorlltgc 
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Prufung der gesetzt lehen 

beruflichen Vertretungen 

Vorlage des 

Bcr;chtcs und 

Veröffemlichung 

":>Uplprobl mo der 
orrentlichon F nanzk .. -····"-

Wt"HerS umfasst die Überprüfung durth den RH nicht die für die Geba­

rlln~ maßgeblichen Beschlüsse der zus(~indlgen Organe der ges(;czllcht'n 

beruflichen Verrrerungen, die in \'<fahrnehmllng der Aufgaben .11s Jnreres­

scnvercrecung gd,iSSt werden. Tätigkelren im Vorfeld von ßeschlussfassun­

gen, ßeschlLisse, die nicht der \X'ahrnehmung von lnreresscm der j\hr~lie­

Jer dienen, oder Akrivltiicen, denen keint" Organbeschlüsst" l.ugrunJe 

liegen, uncerliegen jedoch der Komrolle. 

Dabei ist insbesondere die Are und \"<feise der Umserzung von Besthlüs­

en - also die Fesrsrellung. ob bei der Durchführung eints Beschlusses 

die Grundsätze tier zIffernmäßigen RlChclgkelt, der überclnsummung 

ml< den bestehenden Vorschriften und f<rner der Spars,lmkel< Lind Wirt­

sch.lfrlichkei{ ein,gehalrtn wurden - von besonderem Interesse. 

Das Vorlageverfahren und die Veröffentlichung unrerschelden sl( .. h bel 

Kammerprlifungen grundlegend von denen bei allen anderen Prüfungen. 
Normalerwe}se übermittelt der RH das Prüfungsergebnis der überprüften 

Stelle und fordert SI(:: auf, dazu [cllun~ zu nehmen. Zu der ab~egt"l:x:nen 

Stellungnahme kann der RH eine Gegenäußerung erswtcen, f~ll1~ er es für 

noewendig erachter. 

DN RH benchtet soclann über seine Prüfunben dem ,eweillgen .Jllgernel­

nen Venrcwngskörpcr. also dem NMlonalr:u. Landca,g oder GemelllJeraL 

Dieser Bericht wirJ vom RH sowohl In gedrucku:r Form als auch elekrro­

nlsch auf der Homepage des RH veröffentlicht, so dass er fur alle Imeres­

sienen zugänglich ist. 

Für die Überprüfung der .gesetzlIChen beruflichen Verrrecungen gilr je­
doch eine andere Regelung. lAs ErgebnIS der Überprüfun;: 1St 'om RH 

der zusrändl,gen Au[sichrsbehörde und dem Vorsitzenden d<."'"S Silt,wngsge­

ben den Organs bekanmzugeben. der es samt elOer allfalll8en Srellung­

nah me dem sil[zungsgebt"nden Org.ln der gesetzIachen beruflIChen Ver­

rretung vorzulegen h;.lr . Mit der Übermitdung des Prüfungsergebnisses 

1St die Tätigkeit des R 11 abgeschlossen . 

Der RH hat keine Mö~llchkeit. auf eine von dt·r Kammer dem Prufungser­

gebnls beigefugrt' S~tllungnahme mit (:lner Gegenäußerung zu reagieren. 

Inhalt und Form des endgültigen BeTl(htes bestimmt daher die überprüf­

re Srelle selbst . 

Eine Frist, Innerhalb der der VorsitLende den Beriche snm[ einer allfiilli­

gen Stellungnahme dem sJtzungsgebenden Or,gan vorlegen mus!-., Ist ge­

setzlich nicht vorgesehen. In der PraxIs werden die Beratht(:" bel tier auf 

die Berichtsübermi[[lun~ folgenden Haupt- oder Vollversammlung \'or­

gelegt. Die Sdtzungsgebenuen Organe cagen nlchr permant'nf, sondern in 
der Regel elO- bis zWClmal pro JJhr 

Die sonse übliche BeridHerSr3[rung des RI [ an den Nationalrar oder den 

jeweiligen Landrag isr geserzlich nichr vorgesehen, obwohl der R I I auch 
bei den Kammerprlifungen als deren Konrrollorgan tätIg l'ir. D.1Jurch ist 

es den allgemeinen Veurecungskörpern auch vl'fwehrr, Beflchte des RH 

über Kammerprüfungen in parlarnt'nti.1rlsche Behandlung ;l,U nehmt'n. 
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Prufung der geaet.lUchen 

beruflichen Vertretungen 

Nach Vorlage an das sa,wngsgebende Organ h .. dessen Vorsi .. ender die 
Veröffendlchung des Berichtes zu veranlassen . Den Ze"punk, und die 
An der Veröffendichung der Kammerberichte besrimm, der jeweilige 
Vormzende und nlch, der RH . Manche gese .. hche berufl,che Venrerun­
gen kommen Ihrer VerpfllCh,ung zur Veröffendlchung dadurch nach, 
dass sie ebe Berlch(e im Kammerbüro zur Einsicht für ihre Maglieder 
auflegen. Der RH ist niche berechtige, die Kammerberich(e selbs( zu ver­
öffenrlichen . 

Für Kammerprüfungen sJOd demnach Ressourcen des RH gebunden, ob­
wohl er die darüber erstaeeeeen Berichte weder veröffemilchen noch dem 

.. ionair .. oder dem berreffenden Landrag, al deren Organ der RH 
'ä,ig 1St, vorlegen darf. 
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BESONDERER TEIL 

Bere ich des Bundeskanzle ramtes 

"I \ 

Teilweise verwirklicht wurde dJe Empfehlung des RH hinsichtlICh: 

IntenSIVierung der Bemühungen um eine umfassend vernetzte Förde­

rungsdatenbank (TB 2000 S. )4 Abs 12.2). 

1.0/11 /llJlltrlllng dtJ BKA m tJ g,mtrnsalll 1Il1l d,m B/II F durch /11 mWerralJ­
btsrhluJJ I'om 3. Oklobtr 20()(} 11111 dl!f' Em,hllmg ""'" Bund"-FiJrd,,,ln,mbtmk 
beauftragt /lordtn. Ein, 1~IIJI(J"dlg, OaltnbefiJlllmg m "11 nalh tkr SAPIR 3 
Einfiihrung rn tkr g<1alllt'" Bllndm,,",'altllng mijglr,h. 

Verwlrk"cht wurden d.e Empfehlungen des RH h.nsichtllCh: 

(I) Anhebung der vom Überst'[zungsdlens[ im ßundespressedlenst erbrach­
ren LeisHIngen auf dIe orln des BKA bzw auf Internationale Vergleichs­
werte (NTB 1994 S. 8 Ab. 14, zulm( TB 2000 S. 27 A bs I). 

LaUI ,UJludlmg da BKA UI tmt RttJrgalllJollon dtJ BllruwprUJtJitnJltJ dllrrh­
gtfiihrt uYJrdm, m1l dtr PtrfonalreduZttrJmgrn beIm OhfrstfZllngsdlfnJl trfolgun. 
Darüber hl1lQIIJ u'iirm dIe OherstlZJml:Jliillg~iI oUJgeu'tlltt und mpJrert BedünJ­
teu d<1 OhfrsmllngsdltnJl<1 aurh m1l al1tkrm Agmden hffam uordtn. 

(2) teuerungsrelevanre Gestaltung der Benchte für das Per.;onal- und Budget­
conrrolling sowie ZugrIff der Inneren Revision auf das Personalinformacions­
system und das Budgec- Verrechnungs-Informatlonssystem (WB 1999/2 
Konsolodoerungspakece . 10-1 Abs 3, zu]etz( TB 2000 . Z7 Abs 2). 

Laut MII",lurIg des BKA JfI ab jahrnhfgmn 2002 du K OJllf11- lind UWIIlIgS­

rtehnung mtl tkm EUIJOIZ 1'011 SAPIR 3 un HaUIha/lJrechr und R«hmmgsu't.InI 

ollf Koslenslell",haJlJ trngifiihrt uorJ ... Dit ,Iektronu,'" ZlIgrlffimüglrrhkeil rkr 
11","," Rer'1JJOrt auf HnllshallJ- lind PtrJon"ldowl "..-de slfhtrg<Jttllt. 
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58 

Verwirklichte E"'plehlungen 

(lI Srraffung der dUr mehrt"re Abreilungen des Bundesprt'ssediens(e~ .lU'~f:­
splluercen ProdukClonsplanung sOwie Verbesserun,g dt"r Kosrenkalkul.lclon 
( TB 1991 S. HAb, 15. wle,z, TB 2000 S. 27 Ab, l). 

1..l1111 1\IIfUt/UII}:, dtI ßKA u't!rdl! dlt Elllfiibrllll)!, der K OSlmredJ1IImK flllt \ irl1Cs­

J(1'lIl1f. beI d" }\"JltllkdikuldllfJfJ h<u ,rkm. 

(.1) Nt:u~es[ahun~ dtT srratc:~,p:')tht"n AU~rJ(h[Ung des vom BKA finanl.ltrtl'n 
KurzwellenproWJmmeS Rad,o Ö ,erreJ<h I nterna[Jonal (TB 1999 S. 51! 
Ab, 2 und . (,0 Abs 9. zuletz, TB ]000 S. 2' Abs 1). 

Dt/J BKA 1ft/lI! 1I/If, cldU tj kimm K OJlmbtllrtJ)!, für das KurzU't!l!mp""Kraflllll 

mehr Illlle. Dtt.fe1 lelllllll!l1ehr allIlfhlteßinh AIlf,t'ifKf1JheJl dtJ ORF 

()) KUrung der Eif;enrumsfrJgt' und Verbesserunß der DokumentarIOn von 
Kunsrwerken der Artothek des Bundes. <.he an die ÖsterreIChiseht" Galerie 
Belvedere verliehen wurden (TB 2000 S. 10 Abs I I). 

D.IJ ßKA Iflltt fll/l. dllH du Inr~llltJrtJtI/u/(h"'lII)!,t:fI dt'Y ArlOlhek 1lIIlIltrtut/t 

111/1 der ÖSlerre/fhlldJcIl GtJlfTlt Btiadt!Yt! tJbgtf,lrcbw li'f)rdt?1J J0011111d daJJf1' It::Ule 

IIIIj!,ekliirltn EI"wllllmJiille mehr bestünden, 

(6) Nachforschungen zum Sc,lOdorr verliehener Kunsewerkt> der Arcocht'k J,"S 
Bundes (TB ](X)O . 1) Abs ) 5). 

Djll ßKA leIht:: da:u 11111. dau huher mt!hr alJ dnl Vitrlel deI GeJtJlluJJfJltllldes 

tJII K/IIl.Jlrl'f!rkell der Arlollxk h'llJ/(ht!tth ,hrrr Ddltll IIl1d der "mdlJru t'YjdJJI 

ln",it::11 Jeim, \ .'011 -46 K/IIlIlU 'fYktll. d,t IImh Al/1uhl da RH miig!tcht:rru/H' 111 

VtrlllJI p,eraJen tt'tJrtll. Jeltll 1Il1l1lerll.'etie 17 KIIIIJlu't!'Yke ollllt/flmden U'ordfll: beI 

unteren 18 uJtIJ Nat"iJlorsrhllllgt1l bt!, deli Jtll1trZtJlJgtll uJhl/ehfl/trn tlligeialtl 

mltl bei t!lf tlIIJIIJJilldb.Jr~/J Ktlnsrutrkm Jtl du Kllirurg,lIlfdhndllllg tUJ/!,eJfhJird 
II1Jrdw 

,. 
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Kurzfassun,g: 

Europäische Strukturfondsförderung: 
msetzung der Reformen für die neue Förderungs­

periode 2000 bis 2006 - Ziel I Burgenland; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Die EU strebte für die Strukturfonds in der neuen Fördcrungspcriodc 
eine Effizienzsteigerung. Vereinfachung und Dczcmralisierung an. 
Verzögerungen bei der Erlassung europäischer o rmen, Unkla.rhei­
ren über deren Anwendung und eine 'weiterhin sehr komplexe so­
wie 'lur .. vcndige Zusammenarbeit mit der EU-Kommission beein­
trächtigten jedoch die Programmerstcllung und verzögcrren den 
Programmstarc. Die östcrreichischen teilen konnten dennoch die 
umftmgreichen Programmpla.nungsdokumente für das Ziel 1 frist­
gerecht \'orlegen. 

Innerös[crreichisch wurden die Erfahrungen aus der vorhergehen­
den Förderungsperiode sowohl bei der Programmplanung als auch 
bei den Ven .. 'ahungss)'stcmen berücksichtigt, um dte Fördcrmiucl 
zielgerichrc[ einzusetzen und die Abläure zu vereinfachen. 

Wesentliche Europäische Rechtsgnondlagen für die trukturfo nd 

Verordnung (EG) r 1260/ 1999 zur Regelung der allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds 

Verordnungen zu den drei Suukturfonds: EFRE 11 - (EG) Nr 178311 999; 
E F21-( EG)Nr 178411999; EAGFL 1I_(EG)Nr 1257/1999 

Verordnung (EG) Nr 43812001 In Bezug .wr du! Verwahungs- und Koncrollsysceme bei 
ccukrurfondsinrervenrlonen 

Finanzplan 

Gesamtausgaben ~OOO biS 2006 gemäß Einheitlichem Programmplanungsdokumenc 
Ziel I ßursenland in Md l E R: 

EFRE 

171 

Gemelnschaftsberclligung 

ESF 

55 

EAGFL 

11 

FIAF I) 

I) Euror~uscher Fonds fur re~lonale EnfWllkluns 
2) ElIro~iS(hel' SO~J.llronds 

umme 

2'1 

i) EuropalU"ht-r Alßmhlun~ ... - und Garantldonds h.ir die Land ..... lrucha.ft 
I) Fjnamjt'run!-~jnsrn.ImC'nt nir oie Ausm'htun8 der FiS(ht:tel 

Nationale 
BeteilIgung 

94 

Private 
Beteilogung 

195 

Gesamte 
Ausgaben 

860 
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80 
Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Reformbestrebungen 
für die rrukrur­

fondsperiode 2000 
bis 2006 

Einheitliches 
Programmplanungs­
dokument und 
ErE,ränzu ng zur 

Programmplanung 

Der Europäische Rechnungshof prüfte Im September 2001 Im ßKA und Im 
Land ßurgenland den Durchführungsstand der Reformen für den neuen 
ProgrammplanungszeItraum (2000 bis 20(6) 10 ÖsterreICh unter besonde­
ref BerücksIChtigung des ElnheldlChen Programmplanungsdokumentes 

des Ziel I-Geb .. tes ßurgenland . Zu den Prüfungsfestsrellungen des Euro­
päischen Rechnungshofes vom JUOl 2002 gaben das ßKA Im August 2002 
und die ßurgenländische L1ndesreg .. rung imJ"" 2002 tellungmhmen ab. 

Der RH begleitete d .. Erhebungen des Europäischen Rechnungshofes 10 

Form elOer eigenen Gebarungsüberprüfung. Zu den im Februar 2002 über­
mittelten Prüfungsmitteilungen des RH nahmen das ßKA Im April 2002 
und die ßurgenländische Landesregierung im Juli 2002 teilung . Der 
RH gab im August 2002 eine Gegenäußerung zur rellungnahme des 
ßKA ab. 

Der RH nimme Im Interesse einer geschlossenen Darstellung und unbe· 
schadet der Berichterstattung des Europäischen Rechnungshofes auf supra­
nationaler Ebene bei der nachfolgenden Darlegung auch auf d .. Feststel­
lungen bzw Beurteilungen des Europäischen Rechnungshofes sOWie die 
diesbezüglichen tellungn.hmen der überprüften Stellen Bezug. 

2 Für die Strukrurfondsperiode 2000 biS 2006 strebte die EU eine Reform 
der europäischen StrukturpoIJtlk an. Dazu sollten dIe Gesetzgebung rUf 
dlt" Scrukturfonds vereanfacht, die Pnnzlplen der Subsldlanrär und der 
Partnerschaft ausgebam und eine Effizlenzsreigerung durch eine verbes­
serte Aufreilung der Zuständigkeiten 'Zwischen EU-KommiSSIOn und 
M.l tgliedstaar herbeigefuhrr werden . \Velters waren eine stärkere Dezen­
[raJislerung der Programm- und Mlttelverwalcung, eine vereinfachte finan­
zielle Abwicklung und "ne verstärkte Finanzkontrolle vorgesehen. Auf 
europäischer Ebene wurden 69,7 '!f (135,9 Mtd E R) der gesamten truk­
turfondsmlttel auf Ziel I-Geblete konzentrier<. 

Die allgemelOe Strukturfondsverordnung wurde im Juni 1999 veröffent­
liche. Wesentliche Durchflihrungsverordnungen und dazugehörige Arbeits­
papiere der EU- KommISsion entstanden erst in den Jahren 2000 und 
2001. 

3.1 Unter der Federfuhrung des Amtes der Burgenländlschen landesregierung 
waren 10 einem zweistufigen Verfahren ein ElOheiclIChes Programmpla­
nungsdokument und eine Ergänzung zur Programmplanung zu ersteHen , 
Verzögerungen bei der Erlassung von europäischen ormen, Unklarhelren 
über deren Anwendung und verspäteee Unterlagennachforderungen durch 
die EU-Kommission flihrten zu Unsicherheiten bei den österrelcilischen 

teilen und beeinträchtigten die Programmerstellung sOWie den Pro­
grammstar<. So konnten Im Jahr 2000 aUS dem schwerpunkrmäßlg be­
trach,eten EFRE nur gennge Förderungssummen ausbezahlt werden. 

Die gegenüber der vorhergehenden Förderungsperiode deutlich umfang­
re icheren Prog rammplanungsdokumente für das Ziel 1 konnten der EU­
KommiSSIOn dennoch fristgerecht im Oktober 1999 bzw Im Jul i 2000 
übe rmittelt werden . Die Ergänzung zur Programmplanung nahm die 
EU- Komm ission endgültig erst im J uli 2001 an. 
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Mittelverwalrung 
und Finanzkontrolle 

Projek!kon!roUen 

Europalsche 

Strukturfondsforderv 

3.2 Die Zusammenarbeit mit der EU-Kommission gestaltete sich weiterhin 
sehr komplex und aufwendig . Eine Vereinfachung und Dezemrahsierung 
konnte in der Programmerstellungsphase nicht erreicht werden. Der RH 
empfahl, besonderes Augenmerk auf eine rasche Vergabe und Auszahlung 
der rur das Jahr 2000 vorgesehenen EU-Mi!rel zu legen. 

4.1 Der Europäische Rechnungshof stellre zu den Programmplanungsdoku­
memen fest, dass im neuen Programmplanungsdokumem dIe Ergebni se 
der Zwischenevaluierung der vorhergehenden Förderungspertode aufge­
griffen wurden und dass die Bemühung, eine kohäreme Struktur zu schaf­
fen, in quantifiZierten Ziellndikacoren zum Ausdruck kommt. Er wies auf 
die starke Mitarbeit des mit der Evalujerung beaufuagten Ins[Jru[s an der 
Programmersrellung hin . 

4.l Auch der RH anerkannte die Quan!ifizlerung von Zielen in der Programm­
planung als zweckmäßig . 

5.1 Die Strukrurfondsforderung und Ihre Reformen erfolgten Im Rahmen des 
beStehenden öseerreichischen parrnerschafdichen SYStems der Förderungs­
gewährung und Programmabwicklu ng umer Ei nbl nd ung zahl reicher 
Bundes- und Landesstellen . Der Bund und die länder trafen dazu im 
April 2001 ein. Vereinbarung gemäß An 153 B-VG, d .. auch der Klar­
stellung der innerstaatlichen Veranrwortlichkeiren dient. Gegenüber der 
ersten trukturfondsperiode erfolgren eine Reduk!ion der .. ngebundenen 
Förderungss!ellen sow .. Straffungen und Vereinfachungen in den Abläufen. 

Der Europäische Rechnungshof traf zu den Verwal!ungs- und Kontroll­
systemen im Btreich der schwerpunktmäßig betrachteren EFRE- Abwick­
lung keine besondtren Feststellungen. 

5.l Das öSterr.ichisch. Hklerale Förderungssystem hat sich zur Abwicklung 
der EU-Förderungen /Ur das Ziel I grundsätzlich bewährt; In der ersten 
StruklUrfondspertode haben SIch jedoch Koordin3tions- und Abstlm­
mungsprobleme ergeben . Der RH anerkanme die nunmehr geeroffenen 
Maßnahmen zur Vereinfachung des Systems und zur KlarsteIlung von 
Veranrwortlichkeiten. 

6 Komrollen an On und celle bei zwei geförderten Um .. nehmungen In 

Eisensmd, gaben rur den EuropäIschen Rechnungshof und den RH keinen 
Anlass zu besond .. en Bemerkungen. In einem Fall wir. der Europäische 
Rechnungshof allerdings auf das Risiko eines Inreressenkonflikts hin, 
weil die WirtSchaf!sservice Burgenland AG als Maßnahmenveranrworr­
liehe Förderungsstelle am Förderungsempfanger beteilig! war. 

Die Burgenländlsche Landesregierung entgegnete, die Einbindung ver­
schiedener Bundes- und LandessteIlen sowie die strikte sachl iche und 
personelle Trennung von Enrscheidungsvorberei!ung und Genehmigung 
im Förderungsverfahren unterbinde allBillige Inreressenkonnikre. 
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62 
Schlussbcmerkung - Zusammenfas~end empfahl der RH , besonderes Augenmerk auf eine 

rasche Vergabe und AusLahlung der für das J ahr 2000 vorgesehe­
nen EU- Minell:u legen. 
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Bereich des Bundesministcriums für 
auswärtige Angelegenhei ten 

( III r l'di~rl" \'lregl Ilglll ,Il , \" ,.II1nl 

ich, verwirklicht wurden die Empfehlungen d" R II hm"thdlCh: 

(I) Erli.lssun~ ("Intr Rahmenrlchdlnlt" bezugla(h der DJuer der Vlsabear~l­
,ung <TB 1999 .69 Abs ~, TB 1()()() '. 55 Abs I). 

LIIII Ml/lu/III1K dls ß ,\IA sn ~tnl p,m~lIt Ahum/mllll)!, mll tim iibrlgell Amltfl­

dtrJ/4Ialffl dtl Sfhwf,tIJ" Dllrt"h/iihrllllgJii!krtmkfJIllmtll1 blJ~r n{j("h mrht milK­

"rh gru dt1l: du K OnJlI /nrbthiirJtll Jt/tIJ JedrKb Im Rtlhlllf'fI der K()l/w!"r/J(htfl 

7.mal1lf!ulltlrbell f'Qr Or' 11m ellle rauhe 1IIltIIlflbiirtJkrt/f/Hht, VI1t1bftlrbtll'"tJ!. 
bemiibl 

(2) Erlas'Iung einer Vt'rorclnun~ dt'r Bundesregierung für die Besoldung der 
Im Ausland verwende(en Beam(en (\VB 199.) .\ Ausl.mdsveruf'wngen 
Abs \.2, wlew TB 1D{)() S. 55 Ab. 1). 

IAIII,\f lllnlml?, des Bi\IA Jtl tJ utjii$;t der "hlebnmdell IIdlr/IJlJ!, des ß ,HLS mJ(-h 

1II(h/ gelllllf,ffI. du gtgr-llJ/ii"d/ldJC \ 'mm/nun?, ZlIlT'/aJJtlJ. 

(3) Ausg!.ederung der Sprachkur>e an JlIen S,andorren an die Ös<errelCh Ins(I­
ru, Gmbll (TB 2{)(){) .61 Abs 12). 

will ,\III/t/llll/K, dt:r Gesells(hdji sei Sie l'fJ1n ßAIA IIfk:h I/nh/lIl1/ tUJ~ Prtifiml!, 
der AlI1l!.ltcderllfl!!, der UJ Teheral/ J/a/ljindenden Spr(/(hkuy.ft' bt'dlljirtlf,/ U'orden. 

(.i) eufas'liung der I [aushal[svorsdlrlrten für die östt'rrelchlsfhen Ven rt·-
"mgsbehörden Im Ausland (TB 1981 Abs r.ll.I,wlew TB 200D S. 55 
Abs \). 

Ltlll /\j lllttfllllP. dd 8 ,\J 1'\ erHhflJII: Im Hmhlnk I/II/tln bwb.urhflf,tt Clmhr­
/iilllfl/!, für du ßI/thhu/llm/!,nI deJ BII1Idd. du EIII!ührull!!. I fJlJ S1'\ P pir du 1It111f­
hallinrYfrhl/lIl/f!, JOU'1t allfallrp,t A IIt1trllllKftI Jt'r BlOltlt'JhdIlJhal/It'er{JrdwlII/!, 

/989 tlllt: " 'ti/faul/np, der HallJhJI/Jl(Jrlfhrljim Jür tht ;iJl,""'r,,-hIHhtn \ 'fflrt­

IImKshchiirJm Im A/lsland z/lm jetz/gOl Zu/punk/ nub, JUJmull 
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11 \, n\ Irklo<! 1I 1, hu,r lIel e \, le 1I 1-:' 11 

Teilweise verwirklich, wurden die Empfehlungen des RH hinsichdich : 

(I) Einbehalrung von Konsulargebühren auch in Fällen der Ablehnung von 
Sichevermerksanträgen sowie Einhebung von Konsulargebühren bereits bei 
der Visaanrragsrellung (TB 1999 S. 69 Abs 9 und S. 70 Abs 10, TB 2000 
S. 55 Abs 2). 

LaUf Mimilllng dtJ BMA Jet i. Befolgung .intJ EU-RalIbe.rchluJIts IIQnI 20. De­
umhtr 200 I ,ine d,m"'lSprech",rk Nov.liltrllIIg dtJ Komula<gehüh<eng'JtlztJ 
umg,hmd htahJichllgt. 

(2) Rasche Umserzung des IT-Projekrs zum direk,en Zugriff auf die im 
Schengener InJormarionssysrem enrhalrenen Daren (TB 1999 S. 68 Abs 4, 
TB 2000 S. 56 Abs 5) 

wut Mllu;lung des BMA Jeit7i die VorarbeuOI für die Einrichtllng eITler unlralm 
Dat",hank schon u~it fongtJch<itttn, jed()(h du ,~m BMI zU Jchafft71d. RechlI­
grundlage n(J(h aUJJla'ndig. 

(3) Ergebnisoriencierte Dokumentation der ressortimernen Controllingmaßnah­
men (WB 1999/2 Konsolidierungspakere . 110 Abs 3, zuleur TB 2000 
S. 56 Abs 6). 

Laut "'illeilung dtJ BNIA befinde suh daJ Conr.ollingkonupt in dtr Umw­
zungJphaJe. EJ wü.rkn ..... 11 die LtiJl1tngt1l der Aht,ilimgen der- Z",,,almlle Im 
Sim" rks hunrkJtinbe/ll"hm KOJtt711'tChnllngJkonupu ""fini"t. Ein E.gehniJ allS 
de. KOJlen- IlIId LtwungJ.trh.ung Wtr'de .ückwirkrnd für daJ jahr 200 I 111 der 
<welltn jahrtJhiz'ljte 2002 erwarltl. 

(4) Erarbeirung eines Un[ernehmungs- und Marke[ingkonzeprs durch die 
Ösrerreich Insrirur GmbH (TB 2000 S. 64 Abs 22). 

Lalll iIIilltilrmg der GtJellj(hajt werde tin JolrhtJ für rkn Zeitraum I'Off 2002 biJ 
2006 "a,beiteltJ Konzept de1l/ Aujsichu,at Z/lr Genehmigung %lIgeltiltl werdel/. 

(5) Einfiihrung von berriebswirrschafrlichen Führungsinsrrumenren (%B Kenn­
zahlen) an der Diplomatischen Akademie (TB 2000 S. 70 Abs 12). 

Laut IIlllttilung rkr Dlplomatuchm Akademie u'tt'dt die Ernfiihrung Jolcher 
Kfflnzahlen im Zuge tkr AUJhaus tkr BtuiligllngJ- und FinanuontFOllrngJ u~tter 
z,'01"angttrieben. 

(6) Verbessene u[zung des jmerna[ionalen Know-hows der Diplomalischen 
Akademie bei der beruflichen Weiterbildung der Mirarbei,er des BMA 
(TB 2000 S_ 70 Abs 12). 

Laut Miueilung der Diplomatischen Akademi, hahe ,je - %//Ja'tz/ich ZII den 
kt1yrierebeg1eileuden ForlbildllflgsmodlJlen für nell eingetretene Afitarbeiter du 
BMA - nach Ableguffg tkr ,,,oIlIen prlalable imjllni 2002 mtmals Im ZUSOIII­
menwirken mit dmJ BMA tin Alt1l1ognllenllrt.l11lillg für AmlJleiler vor Ihrer Ver~ 
"tZ/mg in daJ AlIJland ong.hottll. Die Dlplornawcht Akatkmie ,t,..be thlt F .. t­
setZlmg beIder Programme an. 
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Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RI I hinsichtlich: 

(I) euordnung der Mltte!zuwelSung an Vertretungen (WB 199313 Aus-
landsvertretungen Abs 8.2, wletzt TB 2000 S. 56 Abs ). 

Lallt /lll1wlllng des BilfA er/olgt ab 1. 111ft 20()2 du dmku lall/mdt Mtlttlzll­

tl'tl1/mg a1l du emu/ntn iisurTtnhurht1l Vtr'lrtlllngsbthiirdm f'fm Wien altS 11Ulltls 

DOller- Zah/ulIgJ- "nd VerrechtJllfIgsollfiriigtll IIIJ Wege d~ (JUerrtichlJchen POSI­

JparkaJ!'. 

(2) Einführung eIner Kosren- und Lelsrungsrechnung sowie eines aussage­
fJhigen Berochtswesens, Erstellung eines konsolidierten Jahresabschlusses, 
Unrersuchung der besrehenden Gebarungskonrrollsysreme auf Ihre Wirk­
samkeit lind Soll-Isr-Vergleiche auf Basis des Ausgliederungskonzepts 
bei der Osrerreich Institut Gmb H (TB 2000 S. 64 Abs 22). 

Laut /lltlmlllng rkr GtStl/J(haft Wt11 du dWMiiglichtn Empjthlllngen dtJ RH 

umgtJt/%f u'OYdtn. 

(3) Beschäfrigung ledigitch eines Geschäftsruhrers bei der Osterreich Insriwr 
GmbH Im Hinblick auf die Größe cler Gesellschafr (TB 2000 . 64 Abs 22). 

Lam Mlluilung rkr Gml/J(haft u'tt'de kiinftlg t/ll GtJrhafu/iihrer .ol/zeitlich 

t/llgtSt/ZI. ein BelrtthsWaur iibernthme thrmanllilch du Fllnklion da zu.'elltfl 

GtJ(ha!lJ/iihrerJ. 

(4) Einführung eines Unrernehmungskonzepts beI der Dlplomauschen Aka­
demie, das sich an den Grundsärzen des vom BMF fur seine ausgeglieder­
ten OrganiS3tionseinheiren festgelegten Bereiligungs- und Finanzcon~ 
rrotlings orienrieren sollte (TB 2000 S. 70 Abs 12). 

Laut Mllltllllng <kr Dlplol11ßllJ(htn Akadmllt m tln Jolrhu Im Mal 2002 mItIlI 
uVJrdtll. 
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.)lhulwesen 

Bere ich des Bundesminis teriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur 

l wrlld L:tl' \nrl"l..lI l'l"Il.ll1 \"q.11 !"IeJl 

lehr verwirklIChe wurden lhe Empfehlungc:n des RII hinsichtlich: 

I m BereICh des Schulwesens 

(I) Betreuung der SdlUtbibllocheken durch Verwalrungsbediensct'n' an~[a[[ 
durch Lehrer (TB 1995 S. 251 Abs 11, ZlIlem TB 2()()() S. 72 Abs 1.6). 

0(/1 ß,\fB\f'K tertrulll1lt'erii"derl die AlilftlHIIII?" d,/H I...thr~r (I/lfgrlllUl Ihrer 

P.lt/fI!!.flXlJehel1 Fafhkflfll{klml. /iir tl/ae AllfJ!.tlbt- besur J!.tl'IJ.:I1t'1 u .. iirdJ. 

(2) Verwendung von Lehrbeaur(fJ~(en anscelle: von Lehrern bei den lehrgän­

gen für Umerflchcspraktlk.l.ncen mie einem J~ihrl1(hen Elnsparungsporen­
ZlJI von rd 102 noo EUR (TB 2000 S. H i Abs 9.2). 

0(/1 BAI B\VK lfffml die AIlf!aJJlmg, ewe AIIll't'ru'flldlmg IYJII!....ebrenJ jOU'It dt.,.en 
Amid/unp, "lIlIels tllltJ flKellt1l Vt'YlraJ!.eJ solle zur Si.-heruIJj', der Fachkom!'etnrz 
mrht tJNJ?tJchlQssm U't".Jl:fI. 

0) Konzentration der human'Nlssenschafrla(hen Au.sblldung emweder ;,ln der 
PädJ~o!pschen oder ,In der ßerufspädagoglschen Akademie des Bundes in 
Wien (TB 20()() .9 1 Ab, 9.2) 

Lallt MI/ted/mg dfS ßMB\f'K Ur fme KOI1UmratlO1I tI~r hllmaml'ls!tlJSfhajilt­

fht:fl A/lsblld/ml!. 111 tlC',. dtrZtltlgtii OrgdTJIJtJllom!fJrm fluht mehr :uukmaßIf!.. 
Ewe Äl1derliIJg dtJ DlrIlslrt:thts :lIr beiSlnlJ EII1It:t::.barkell da PerSOl1l1lr Ja btlm 
ßM LS beomrllgt u'Q"kIJ. 

f.f) Erstellung von mdl\iduellen Konzepren für {he ße(nebsrührun~ der elO­

.lt,lnen - den höheren rechmschen Lehransral[(~n angeghederren - Ver· 
suchs.nst.I,.n (TB 2000 5.95 Abs 1.2). 

will IIIII/erilmg du 81118 IfIK m geplartl. 11111 I. Jiinrter ]()03 "" IT -XeJliil:1<J 

Abrechmm/l.s- lind CtJlllmllm/!,!)fltllJ zlI/mplmltufltrt'lJ. 
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Unerledigte Anregungen 

Wissenschaft Im BereICh der \XlissenschJ.fr 

(';) Schaffung dlensrrechtllCher Vorkehrun8en gegen eine unerwünschte Kon­

kurrenzierung öfTenti icher GesundheICseinrichrungen ( TB 1998 S. 10·\ 
Abs 2.2, zulew TB 20()0 . '2 Abs 2 . .» 

Lulll I\lttrtJillu!!, dtJ BAIB \\'lK kiifmltlJ dlmJIr-ethl!trhe Vorkehr-lIu!!,t1I gegen emt 
IIneruiifUfhte KonkllrmlZlerllnf, öffmtfl(kr GtSundhtllJfmnrhllmgttJ d/lreh SPlftllJ­
iiJ"Zft dts BUl1tkJ IJur- durch ewe tn/lprtdxndl! Ä ntkrung bzu Ergiinzung tkr Jml1l­
m'hl!tchm ßmlmnumgm üw ',benbeJ(hJjltgllnl.nt gtlro/ftn ,ardm. Nach der 
ur-Iprünxllrhm ßtr'tllJrhaji dtJ htllflgtl/ ß ,\fLS ZII ßN'tJflmgen üb« flnt Äntlt­
rillig deJ § 56 d", ßI:nlllltll · DltIIJI",hlJgeJtlw J 97911111 der Cet'<rksrhJjI ö/ftlll­
IlCher DitnJI hiifft d/tJt: ZII l'erJlthen gel!,tbm, doJI Ire ZII ellier AnderIllIg dus" 
ßaltmmllng tn Rlrhlllng 'ma Ctnthll1lgllngJ/wbehallJ 1/al/ tllltr bloßtn Altlde­
pfllchl 11111 U nltrJugulIgJmiJgllfhkm I1Irhl wm w. 

~6) Anpassung des Verwaltungs- und Verrechnungssystems des BMBWK an 
die Vorgaben der E - KommISsion , damit EU-Förderungen auch künftig 
In Anspruch genommen werden können (TB 2000 S. 110 Abs 8.2 ). 

Das BI\I B \VK lehllle u'tlltrhm - lIn1er ßf't"IIßmg allf VtrU'alltlllgJiikono111Je lIIut 

Griintk der R«hlJJlcherbetl hzu tkJ VtrlraflenJJchnlW dtr FörderungJtnlp/iingtr 
fine AnpaHllnp' dtr IImerslaolllCbm Förderllnp,smodalllatt11 an die In den /tut,/,­
f,tII Fiir-d"'IIJj!.spr-ol!.ralllmm nfU tkfimerun gemetnJcha!lJrerhlllrhm FiirdtrllngJ­

t'OYaIlJIeIZlin/:ttI ab. 
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Teilweise verwirkliche wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

Schulwesen im Bereich des Schulwesens 

(1 1 chaffung der rechtlichen Rahmenbeding ungen für den ' Schulverbund 
Minelsch ule ' (vormals ' Schul versuc h Minelsch ule '), der für 10- bis 
14-jährige Schüler an Allgemein bildenden höheren Schulen und Haupt­
schulen eingerichcer wurde , ohne die unrerschiedliche Kompetenzlage Hjr 
diese beiden Schulen zu beachren (TB 1988 Abs 18.6 und Ab 19.26, 

TB 1994 S. 130 Abs 22 und TB 1995 S. 247 Abs 7. zule ... TB 2000 
S. 73 Abs I.l). 

DaJ BM BWK veru';es auf d" 111ill,tfung d<J Vor,ahro; derzeit würdm oll, em­
schliigigen SchulflerJ/iche ",aluitrl u ... tkn. 

(2) LeIS[ungsgerechre Abgelrung der Verwalrung von Sonderumerrichrsräu· 
men (z B Werksrärren und Laborarorien; TB 1990 Abs 55. I I, zulerzt 
TB 2000 . 73 Abs 1.2). 

Lalll ilfim;IlIng dtJ BII-IBWK Iti dim Fragt n"''"/thr btlm Vtnl'"/llIngIgt­
richlIhof allhiingig. 

(}) Zuweisung der PlansrelIen an die nachgeordneren Schulbehörden des 
Bundes in den Ländern und politischen Bezirken aufgrund von objektiven 
Merkmalen (insbesondere Schülerzahlen , auch geographische Gegebenhei ­
ren, srädrische Ballungsräume; NTB 1994 S. L 20 Abs 3, zulem TB 2000 
S. 74 Abs l.5). 

OaI BMBIr/ K wltderhollt. dwt Empfehlung "', Rahmen dtI Pmonalbudgtl­
ControllIngs weiterhill zn ''"folgtn. DarülNr hl1lollj U'f1"dt dit Entu'lcklllng ,'On 
Kmnzahltr, für d/t PlolII/ellmauHlallung tkr Lalld<J1chlllro~e ,wallge/mb",. 

(41 Reform der jährlich gleichbleibenden sch ulärzrlichen Reihenuntersuchun­
gen durch schwerpunkrn1äßige Untersuchungen (NTB L 996 S. 206 Abs 6, 
zulem TB 2000 S. 74 Abs 1.6). 

l...a/II j\liutil/mg d,es 8MB \VK seien timgt I mllllru'en geselzt u'ordell. li 'le du 
VtrbtJSertll/g dtr IT -ErfaI1ung der Gesundhell1do'ttI. Ef ·alHll!f'ung tkr ,chullirzt­
/je"", Arbt;, Imd Einrichtung ''Oll QllaIIlO~IZIrk"" /f/ fiifl/ Bllllde.rlO'lIde,,". 

(Sl Ausarbeitung und bundesweite EInführung von Merhoden zur Qualitäts­
emwicklung und """valuierung von heden (TB 1999 S. 95 Abs 4.2, zu­
letzt TB 2000 S. 74 Abs 1.8). 

DaI B/IIBWK tJtrU'ie.r ab'ern,alJ 011/ d/t AII""'lo)", dlS Zell/rums fiir Schul.,,,­
U'f(kllIlIg. 
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In Verwirklichung 

begrlrtene Anregungen 

(6) Einsparung \fon bis zu fünf Plan~[c:llen dun.h StraITung der Vt:rwalrungs­
abläufe bei den BJJcJunt:Sdkraonen "Ös.ttrreichs JUHt'nd lerm Ihre Bundes­
hauptstadt kennen" und "ELlropJII Ju,;:end lerm \Xlien k('nnen" (TB 1999 

. \04 Abs '.2, wlew TB 2000 ." lAbs 1.9). 

Dill ßl\lß\t"K It;rU"/f1 all/dIe h/lArlj?f /\lltlerllllll!.: Ul1t Pla11Jltllt lfl ',"flll t:m­

KelpJrl IHm/m. 

(7) Verbesserung der TrJn~raren:t und der Aussagekrafr der SeunelJung der 
Umt'rnchtspm.kuk,mu.·n durch Ft'Srlt'~ung einheitlicher Ma&tälx' (TB lCXX) 
S. H) Abs 5.2). 

will S/fllllllgnobmt dn ßM ß \\"K ulirdt U ttJlerhm l-erJmlJl u·erdm. du Trtllupa­

rt.'flZ IIl/d AIISJo!!.ekra/t tler ßtllrltlltmf!. dt:r U1JItrrlr!J/rprrJkllkalllf1J ZII1'fYbeslerlJ. 

(8) Ft'sdegllng \Ion Sr.lI1don und Srrllkrur der kiin(rlgt:n II cx.hsc.:hulen fLir päda­
gogIsche Berufe (TB 2000 S. 90 Abs IU). 

Lalll 1\IJ//ei/llnf!. dl'J ßI\lß\t"J; uiirdtll Jm)ahr](}()] Im Emlmlt.JJnJt1I nlll der 

Et.JllIIerlmgJ- "'ltl PI"nmlgJk"mnltuwl/ dlf rrllkrllmJ(Jd~lIt dllJJ.!.werltl 1I11t1 als 
B"JI1 für (111 endgii/lI}:,tJ SralldiJrrkrmzfprlkrdnf,tZ()J!.f"1I u"f1'dm. 

(9) Einführung \"on E\JIUlerungssy\[em~n für Ilöhert> cf(hl1lscht: Lehranscal­
ten zur teuerung ot'r Prd.Xl~nemlerun~ dt'r Ausbildung (TB 20()(} . 98 
Abs 92). 

D,n B,\fBW' K Itillt "111. t'.f Jt!1 'lt:rf:/1I tm mlJpruhttlder DlJkuJJumrpmUH zur 

EIl/IIICk/lIl1}!, e/flt:r a/l/ dIr I-[TL· ßlldlOlKlallgebore obp,tJlmmllt1l EI rJ/UlfYllllf,J­

methrxhk ~lIIgeltlll'l u ·orJefI 

(10) Durchführung von spe:tlellen Föroerungsm.Ißni.lhmen :tur Erhöhung der 
Absolvemenzahl bzw zur Vtrrnn!-:t'rung der hulabbrecher (Drop--ou[­
Quoten: TB 2000 5. 101 Abs 16.2). 

I-JIIII lUlltet/unK elf! ßt\lßW' K JUW ,111 der ChllJlllltllt "EllllrI/l1II du IITL" 
btrnll f!1I11F:lII/IIIOIIl'f1J KtJet:.llllld MaßIILlhmm mrbt:rf/ll'l u·ordell. 

\Xlis\en,dl.1(t Im Bereich der \Xlisst'nscha(r 

(11) Zusammenlegung der drei vonell1andt:r organis.lmflsc..h unabh:inglgen \'(1('[­

rerdlensre, nämhch der ZemralJnst,a!r für J\1eceorologlt und Geooynamlk. 
des rnlhtdflschen Weuerdlensrt'S und der ÖstcrrelCh,schen Geselb.cha(t für 
Z,viJluf,fahrt mit bes<hr'Jnkrer I laftung, Austro Conrrol C",mbll - vor­
mals Bundesamt für Zlvdluftl.,hrt - (TB 1995 5.280 Abs ), zuletzt 
TB 2000 S. 72 Abs 1. 1). 

Dar B,\lB\f/K tfllu mJl. t'J hilfe 111 Jf'Y ZII(rJm11lrfl/iihrllllJ!. der \f'tuerJltflIlf Immer 

~U1t Jtllmoll~ IIl1d !JfJ/u ·mJIf,t llrllklllrp')IIIIJt"~ 1\laßlltllmlt geltbt". Ei ,.erbllth 

brl uUJer AlJjla.J!lIIIf:.,. tl1lf EII/rcbeldlm).!. über (he ZutfkmilJflgktl1 1,:""e1' AUJi!.lte­
Jt-r,UJf, dtT Zmlrdlamt,III für j\ltlt:flrlJlfI/!,1f ,md Guxl)nafIJlk kiimu: Im SIIlIIl' d" 
0pll11l1erllng dlJ er:.u:/b..trm 1\J' III"ZffIJ n/lr 1111 ZlIJamnltIJh,,";: "111 twer 21110111-

fflmltJ!.IITlf, oll" dryl \r'tUt't'"dlt1l1/t Ktirrif)f:1I lurJOI. 
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In Verwlrkllchun8 

begriffen_ Anresun •• n 

Ewt "IJIII 8 1\1 V/T jtdtr/iihrend IIf1ter BtlZlrhllng IIJII Ver/rtf"" dfJ 131\1/3\\ 1\, 

dd B,\lLV "mi der Flntl"zler"'I?,1?,orpnlleguellJfhuf! eW1!.t!Jd:./f ullkllll,~JKrllpP~ 
h.lllt t/lltIJ Gt.ulZtJtntu /Ir/ über eUle Sellflrdllllflp, dd Alfwlmloxudltll IIl1d GfU­

pb)I1k"/ud;e'l DItIlJItJ Imd du Errlt·htllflg dd ",\IET -Amlrtd (,milU" JfIlOf 

Älldtrllllj:,m des ßlIl1dtJP.dtl::'fJ iihff- dit AIIJlrO ComrlJl GtJmbH. Jd LN/i/allrl. 

KtJflUJ IIl1d Ja ForJrhllllgJorgamJllllOnJgtselUI frur/lillft . 

() 2) Umsetzung der Emschlleßung des N'[JonalrJre, vom Oktober 199 \ be· 
rreffend Sicherstellllng einer gerechten Honor-arbe(edl~lIng dN Hun<.lcl:t­
;irlle Jn Unlvers"ö"klonlken ( TB 1996 ,23M n' Abs 5, IIU (1),11 ,2, 
12.1 und I U, zulem TB 2000 S. '5 Abs 1.2), 

will MUltlllll'f. deJ 8t\fBW' K Jelin Jtlllt dltJbtziif,lrdxlI ßOlJüh"'Ij:.U1 ZUIII 51111-
mUld }!,tkfll/lIlJtn. 1I't11 on/Krlmd il1JtJ RechIIJIf'fIlJ Im Bereu}; d"1 l~.UldtJkraflkHl­

bal/uJ Gral. tl1J Vt:r/t.lhrtn wr dtm Ver!oIJlmg1gtrnhlI);o/ 'l1Jb.illf.,lK .lf/. du{ für 

,hi Fragt dtr GtJtallllllg der ra-htlrrhen Regelilllgtli der Be/tlll}!.I/II}!. nJfl BmultJ­

ar2tm a1l UIIJl'trJltiilJklllllkm all dm SOIJ(Jergebiihr~1I prJjl/dlzull IIlId JUff"/ ab­

um artm JtJ. 

(13) Dlirchführun,g einer Personalbedarfserhebllng an der Ak,ldemie df'r hd· 
denden Künsre in Wien (TB 1997 S. 248 Abs 2, Lultra TB 2000 S. 75 
Abs 2.1). 

1..,1I1 111,lIetlllllj!, des 8J118\'i1K m ellle PmolltJlbedarjIerb.bll/lK "" d/'l' ""/lu,,,,· 
d'/!,f'J ImpltNJt'lJlleYmlK da Ul/lftrJltiilJgeJelUJ 20()] lIuhllllehr ut1fiihrmd. tull 

du AllfU1rkllllJl,tll der lIelltll KtJtlZ/'Cht'll BestmmulIlf,eI1 fl(J(:h IIIrht gtnt/I/ "bJehbi-lr 

!tUli. AlltrdmgJ turde eUit IIm[tJ11nuk Bedar/1plallnng "" PttrjolMI - IIl1d 5afh­
hn-fkh dit G rlilldlagt liir dlt uutllllgS,,",(hu lind UI1I1I1t/:..fttreJl1h.lrllll/:.tll UIII. 

11 Cl chJffung emes ÜberblICks für den Rekror betreffend JHe Jn der Wm· 
schafrsunlversnär \Xlien ge{jrigren Pnvargurachren und dabei anfallende 
Kosrenersatlverptlochrungen (NTB 1998 S. 99 Abs 15 .1, wl<tzr TB 20()() 
S, 71 Abs 1.1). 

Lallt Allllttlllll/!. de! B,uBU' K Stl dll! Regtlung über Jm KI}j/elltnat; 1~1 der 111-
ansprlIC-hlltlbmf l'fm ßlilldtJraJQ",'Ctlllm Zlige der ErJlellmJ}!. um Prll'Jt/!,/I/tHhIUi 

m F(Jrm uner RlchtlUlle deJ Unu'trJlliilJkolltglllmJ erla1.wl urmleN. Dlel" If}Jt Jt­

dfx.-h kemt! Illformlll1unJpfluhl t.lfl den Rektor beziighfh Jtr Erllt:IIl1l1g Jerarllgd 

Gllla(h,en Z-OY, Da tU/e sulcht InjormalJompj7/fh/ !!.fJtt:,{nh mrbt lllr~fuhw Jr/, 

kiJlllll Jfl/tm Jl1 ß,\fB\f' K ellli dert.lrll?t Rel!.tlrmg IfdlF,lnh tlll/:.ert:gt uddm. 

(J 5) Emwl(.klun~ von Insrrumenten. die eine bessere Vt'r~lelChbarkel( \"on Unl ­
versi(J.rskennzahlen ermöglIChen. sowie einheitlIChe BNe(hnun~~wel!te 
von DruJ>-Our-R.<en zur Ermmlung des Ausbildungsertolg, (NTB 199H 
S. 9, Abs 52, zuleczr TB 20()() S. '5 Abs 2.6>. 

O"s 8,1181f'K wltt dm tlbuhlllH d" "Oll ,hm 171 tllI/ir,,!: Ktg,hw<II [,{>mllt 
belrefftlld d,e ErtllllllflllJ!. 1"011 Drop-Out- Rolt» b:u· ErjnlKJqul}/w IIl1t. Es Zlt"rJf 
dfn ProJtktwuht Jaml dm ""fgr//nd der ExptrllJt eil/ti "kelten \,(JrJtl;liJ~t11 :'lIr 

l' ... x1t/rhb,,,ktll der Erfolgsquotell Mn! RH iibemllll,llI. 
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72 

In VelWtrldlchung 

begriffene Anregungen 

(16) Erminlung der Angemessenhei[ der Höhe des klinischen M'ehraufwands 
der Landeskrankenanstalten und Durchfuhrung von Maßnahmen fur eine 
gleiche Behandlung der Träger von Universitätskliniken (NTB 1998 S. 5 
Abs 3.2, wlem TB 2000 .76 Abs 2 .8). 

Dal BMBWK wlre 1/111, 'In ZlI' E"nlfllllng der AngmltJ"nheJl dtr Höht dtJ 
kllnlJchtn 1\I,hraufu'ondl he",l1", GlIlo(hm hafre "In, A rbm ttTnllllgtrtcht 
au!XtnOll1nIm. Der Vorschlag liir ein fJelles Modell zur Jl1chger«h/tn Emutdullg 
der Höhe da kltnlJchm i\I,hrau/u'and! 1011, End, 2002 ,,,,lrtgen. 

Cl7) Verbesserung der Grundlagen der Abwicklung der Verrechnung (NTB 1998 
S. 5 Abs 4.2) und Festlegung der Grundzüge für die Ermi[[lung des kl,­
nIschen Mehraufwands (NTB 1998 S. 6 Abs 5.2, wlem TB 2000 S. 76 
Abs 2.9). 

DOJ ßAtBWIK telile 11111, fiir alle drei Stand()Ylt der Umt't'rSlliitsklmdull ldirdro 

1~'tIIt'rhl1J externe Kapazlliilefl zur VermJerllflg tkr t'ilirk.Jamk.~1I dn- Kontrollen m 

An;pm(h genommen u'<rdm. Auf der Grundlag, dtr VOr/chMgt de.J 'm''trnthm­
Ireh bmtlltm Glllochters Jei in § 29 Abi 4 Z 2 da Unt,...-liIiÜJgmlZtJ 2002 
fes/gelegl U'ordtn. ddU du i\ledizmlIchen UnVUJllf./tm die 'Ulfu 'endlgm Dole" 
lind I nformat/otm, Zlir Emlllllu.g "nd AbWicklung dtl Klillmhen /II,hrau/­
u'I1f1ds ZII erheben. Zli dokumelllitt'm un.d"Zu btu'eY'rm hiilletl. 

Fe"'tr u a'rt db I. Ja'nner 2007 daJ Erg,bn;, dwer El7llIItiung der Lwtllng da 
KOIlmerJdfztJ gemäß § 55 de.! K,.onRenanJfalten- lind KprarIJlaflengtJttz.tI %tI 

Grund. ZII leg,n. lofern mchl In "ner VtrOrd",mg gemaß § 56 ditJa BllntkJgatlZe.J 
odtr 111 ttntr Vweinharung m,l df111 Rechl1triigrr dtt' KrankmallJlalt eme andere 

R'gelllng getroffen u'trdt. 

(18) Vertragliche Festlegung sämtlicher dem ÖSterreich ischen Akademischen 
Ausca"schdienst übenragenen Aufgaben sowie des Ausmaßes der hiefur 
bereitzustellenden Mittel (TB 1995 S. 276 Abs 2, zuletzt TB 2000 S. 76 
Ab.2. 11). 

LaI/I ,\tlltu/llng des BAiB WK u,trde llnt nlll dem Büro für Europiil1cht ßrI­
dungIkooperallOlJ. tmet' TtdorgamJOliofl deJ (JJlerrelChüehm AkademiJchen AIIJ­
fall-srhd,tnJles. vorbertlltte Vereinbarung dem Mmisferrat ZlIr GtnehlJllgung l'O'Tge­
legl u'erden. Dieser uUllIllgsvertrag Iml llIehrjiihriger wufzell werde lI/egwtumd 

Imd lJeiIpltlgtbend 1111 Hmblrde Oll/ du al/gestrebtt VtrlragllbJlmg liIIl dem gtJamtell 

(JJ/~elCh'J(hef1 Akademuehen AIIJlaUschd,emr stin. 

(9) Evaluierung jedes Förderungskriteriums des Fachhochschulbereiches vor 
dem Erstellen künftiger Planungsdokumente und der Festlegung von 
Plandacen, um die bildung.poli,ische Ziel erreichung ausreichend beurtei­
len .u können (TB 2000 S. 107 Abs 3.2). 

Will /llII"'{"n8 dn B/IIBIfIK Jei ZlIr Evaillitrl/tlg da Allf- lInd AIIIbdlla des 

FdchhochJchliluklorJ ,m Frühjahr 2002 eille tlldie beim Imlilill für Hb'here SIN­
di", beallftragt "'fttd.n, 111 der dlleh dn- Grad der Erfüllung der Jeu~'{ig", Förde­

"'.gJkrllemm behalldelt "",den Joll. Di, Ergebnim die.Jtr Studie Jolltll biJ Ende 
2002 /'O"ltgftl lind wichtige ImpulJt für die kiillftig, Form"lierung VOll Förde­

r/lflgskrlleriell liejwn. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Kulcurelle 
Angelegenheiten 

(20) Obereragung der Entscheidung über die Bundesforderungen im Fachhoch­
schulbereich in die alleinige Zus'ändigkei' des - bildungspoli[JSch ver­
antworelichen - BMBWK (TB 2000 S. 111 Abs 10.2). 

Das BMBIVK beroflte. daH J/fh du Elllbllldmlg dlJ FaehhochJehlllraleJ 111 du 
Berrrterillfig der Förderrlllgw'Ürdlgkerl allßerorderrliieh heuilhrl habe. Jagle jedoch 
ZII, du Anregung du RH bel der Erstellung des neueII Pla11lmgsdoku11/tllls ZII 

überleKm. 

(21) Weicerverfo1gung und Ausdehnung der in den vom BMBWK beauf'CJg­
ten Studien erarbe'lteten Kennzahlen lind Anregungen hinsi chtlich der 
Höhe der ormkoscen auf alle Fachhochschul-Scudiengänge sowie Aus­
wercung der Kos,enanalysen (TB 2000 . 11 3 Abs 12.2). 

Das ßJ\IßWIK U'leJ allf die "stmol1 dllrch die l'erbesserte Fmonzdatenerfassll1lg 
gebotene Miig!rchkeit hllJ. die ltandardiSlerten Dattll zu L"eTgleichell, ßenchmorkJ 
ZII bddm ,md ZlInl AIIJgangJp,mkt u'eiterer Oberleglmgetl ZII mochen. DleJt Ildch 
Maßgabe der At iiglichktiUIl dllrchzlI/iihrendell U rJlerlllchllllgtll lJ'iirden ellle 
Gmfldl"8e für die DlJkllJJlofi der I loht der NomlkoJletl brlderr. U.bel daJ Norw­
kOStefl1Yltf1l1 Im SlIJlle ltllJerze/flger Empfehlungen der OECD außer SIreil IUhe. 

im Bereich der kulturellen Angelegenheiten 

(22) Schaffung eines Gesam,überblicks über den Bescand und Zuscand denk­
malgeschützcer Objekte entsprechend der Entschließung des ationalrats 
vom 15 . März 1978 (NTB 1992 S. 28 Abs 1 • zuleez, TB 2000 S. 77 
Abs 3.2). 

Das ßMß\VK feilte ernelll nul, daSI elll derartiger Gesamliiberblick beml B,I1l­
desdellkmolaml ~'fJraulIich"lfh blJ 2009 fert/ggesullt U IT/ u.'erde, u'e" zu ditJetlJ 
Zmpllflkl dre alilonlPlIJehe Ur/lersehlllzmllllflg ,,"heu·tglleher Objeku kraß Ge­
je/ztJ ellde. 

(2}) Planung baulicher Maßnahmen zur Bergung beweglicher KlIlcurgü,er so­
wie Schaffung eines neuen Konzepts für den Ku![urgüterschu[z, insbeson­
dere im Hinblick auf die nicht mehr mögliche Nutzung des Steinbergsrol­
lens im Salzbergwerk Almussee ( TB 1992 S. 21 f Abs 5 und 6. zuleez, 
TB 2000 S. 77 Abs 3.3). 

Das BMß\flK lei/fe erlleut "J/I, daJJ für die Nellplallllng L'OIl Moß"ahmtll 
gemäß der /laager Kollt'tnllon ellle t'Ö'hge NeuerfauulIg der ZlIlchiitundnl Objekte 
nach III/erlldliollal übl/Chm Grulldsiüun erforderlICh lei. Ewe Planllng konkreter 
Schulzmaßnahmen kiinne eril nach Abschluss der NeuerfaJIung erfolgen: dult 
u'tYde .warmlehrlieh blJ Ellde 2009 abglJchloJml mfl. 
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74 

Sthulwt'sen 

\Xlissenschah 

Verwirkhthr wurden du:: Empfl'hlungen des RII hansidulICh: 

Im Bereic.:h des Schulwesens 

(I) Nadwollzlthbare Dokumem~lrlon der Koscenaufceilung zWischen den Päcü­

gOtpschen InscHuren und den nlversHärcn 11Inslchdl<.h der Lehrgän!-:t' 
für Be"euun~slehrer (TB 200() S. 81 Abs 10.2). 

LIII' ,\lIIIf/hUlK deI BAfB\VK hube tI tim Piid0f,fJf!.lJfhw 'nSII'"'e1/ tJlI!FprllJ!,t:'I. 

,he KfJIItllalljteil/ll/1!, zU'/Jchen 1...eIZ!t'ren /I"d U 1II1'l:rJl/dun "tlrhr'ollZiehbar :' /1 

d()kllfllt:JJlltnll. 

(2) Erhtbung dt'f Auslasrungsdaren im Verwalcungs- lind ßlbllOcheksberel{h 

der BerufspädagogISchen und der PädagogISchen Ak.odem,e des Bundes 10 

W,en (TB 2000 S. 90 Abs 8.2). 

Dm ßMß\VK Ühermllleite ddS Er1!,t:bul1 der AIISlaJlllfl}!.1f1"heblll/}!" lt '()"tHb du 
PerrofltJlrt:H()/Ir(ef/ iiber {hiS KeIl/lilIe ArbelllJahr hmu'f}!. tllI1}!.tlaI/t1 seie1l. 

0) Abgren:lung der Aufgaben der ßerufspädagowschen Ak.tdemle lind dt's 

Pädagogischen Insriwrs des Bundes In \Xlien hinsIChtlich des ersren Sru­

d .. nJb,chnltt' (TB 2000 S. 91 Ab; 9.2). 

Das ßt\lß\f'K I('''/~ mll. dms "111 Begum des SllIdltllJtlhrd :!O()!/{JJ du ßfrllfs­
pti'tlaf!,fJ}!,udx Akademte dtJ Blindes 111 \flien allrh den ('YJlfII S/lIthn/abJ(hlllll der 
LthrallllHlluhtl/ für ßerll[sJrhllltlllllld für tim tefhlJlsd~1I lind /!,fuwblirhen Ftlfh­
Il11ltrTlt'hl Will P,i'dflgogisroollllIllIlIl d~s Blindes 111 \\"'it'll ülN,.,uhlllell werde. 

im BereICh der Wissenschaft 

(.i> AlIsJrbeintn~ eines Rundschreibens des BMßWK tn seiner FlInknon Jis 

Aufslchrsbthörde an die reilrechrsf.'hlgtn Einrtchtungen htnSlChritch dt'r 

Verrrentngslx:fll.gnis Im Außenverhältnis, der GebJrlll1gsgrundsiirle unJ 

der steuerlichen Auswirkungen der MIrarbeIt an ForsdlUngsvorhJben 

(TB 1996 S. ]77 ff Abs 6, 7 und 10, zuletzt TB 2000 S. 7 lAbs 2_1)_ 

Das BAlB\f'K teIlte IIIU. fJ hdfl~ Imler HerdllzlthlillK der IIIIII!r dem TUt,/ "Drlll­
"11f1~/-,\I(/I,a}!,tfIJelll 011 U IIllerS/lilftll" trSrhltllflleIJ NtIUIllf!tl1t,t des A fltl'flltlfr­
hal/dhlldJeJ 1111 RII11t1s(hrelbm ferllJ',f.eJftllllll1d (111 alle Ulllt'N'Slltllm t'f!rSandl , 

(5) Erbrtngung der entgelrlichen Untersuchungsriitigkelt außerhalb der Ted ­

rt'Chrc;fiihlgkelt des PathologlS<.h-Anaromlschen InStHurs der Medlztnlschen 

FakulrJ.( der Ul1Jvecsltär Gnu und Unterlassung der Bemessung und Abgel­

rung dts Aufw'lnds für die Inanspruchnahme von EinrIchrungen des In­

stitutS (NTß 1996 S_ 215 ff Abs 16.2. 17.2 und 18.1, wlem TB 2000 S. 75 
Abs 2 .. 1). 

I..AIII \f,"nlll"}!, dt'J ß i\fß\f' K In dm Elllpfth//(Ilf!.m dtJ RH hwslrbrlub drr 
Dllr(hjlihrlmf!. Z'OIl Befimdll11p,en j Uli I( Prf)jfklllr/~l1ll1flgm m, SJlJllt dir JtlllffZtl­

ugm Pd'J/~""IIp,m tIIupr{J('hm u'fJrdm. ,. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 83 von 349

www.parlament.gv.at



Verwirklicht. Empfeh'un.en 

• 

(6) Behebung der seit mehr als vu.·r jJhren dunh eIn ft'Llt'rpoli~tdl(hes GU[· 
dchttn bekannten Siche rhcltsmängel (Embau von .lWel Bl"'JnJ~(hU[Z[ürt.·n 
und emes Panikbeschlages an Jen Türen) In ~tJrk besuchten Rdumil lh­
kelten der nunmehrigen UOI\trslcac für Musik und JJf'!I[dlende Kun~t Gr-J./ 
(TB 199' .262 Abs 20. zulew TB 2000 !:>. '5 Abs 2.5), 

(7) Festle.gung näherer Regelungen L.ur ErmJ[dung Jer 1 loht' der KOStent'~Hl.e 
für die uczung der Bundesressourcen dunh (he tt'drechtstdhlgt'n Ein­
richtungen und zur Rechnungslt'gung duf der Grum..lla.gt' t'lm .. r RlChdlOu:' 
des Universitätskollegiums der \Xllrcschafcsunlver~ltjt \'(Iien ( TB 199H 

. 9R Abs 11 .2, zulem TB 1000 .'6 Abs 2.'). 

will Aflllerilmg dtJ BMB\f'K 10m dU'Ibeziig/ui:>t. RlKrlIIIIKt'II l'(JII} Umr-erJIf,ifJ­
kolleJ!.1I1II1 er/allen IIlId In! Aprtl !()O:! mJ ,\fllutlulIgrhldlllt-riJjjml!Jthl ln/rdw. 

(8) Verstärkung der Anstrengungen zur Rtform Jl'r Führun.gs- und Organl . 
sationsstruktur der Unlver.",dtskbOiken ( TB 199M '. 7 Abs 6.2 und~. 10 
Abs 11.2, zuletzt TB 2000 S. 7(, Abs 2.10) und FortSetzung der Bemii­
hun,gen zur Vereinheltllthung der Träger!)(h.lfr der llnlversirJtsklJnlken 
( TB 1998 S. 7 Abs 7.2, zulew TB 20()() S, 7(, Abs 2.10). 

Dm ßAfB\yIK luel Oll! du BeIl/lIJl/llmg des § 2<) AbI 3 dtJ U'IIl'erJllti'IIKl:1tl­
ZeJ ]001 hw. u'OlIoch tim se/bJIJI,i'lldlf,f1J Aftdl'zUlIJdJt:!I Ulllt'fruliilfll tJlIJdriid:­

/nh ddl Rechl tUlgeriillllJ1 U IIrde. urh dll tWer GtJtllIfhil/t zur Fli'b","J.:. dli ßf­
Irteh1 der KrallktllanJla!t zu bttetllgm. 

(9) Enrwicklung eines Geha!rssysrems für den ÖsrerrCIc.hlSthen Akademlslhen 
AustauschdienSt (TB 1995 S, 277 Abs ,. wie", TB 20()O S. 76 Ab<. 2.1 I). 

LAIII MUItI/UlIg dtJ BJ\fB\f'K ltlm die \/errund/uIIKtfi iilNr tm tll1btlllIdJtJ Gr­
hilltJJ)1101l abgtsth/OIUII ulld fUlr EuugulIJ!, erzltlt u'(Jrdt:1J. 

(10) Ausarbelrung zweckm:ißlger Emscheidungs~rundlJ.gen zur Flni.lnl.lcrung 
des FJchhochschulbereichs, Insbesondere durch QUJnt.t'zlfrung der Bel­
rrjge der Länder. Gemeinden und pnvarer Geld~eber sOWie SlChersrellung 
einer zeitnahen Kontrolle und Auswertung der \'on den Erhaltern der 
Fachhhochschul--Srudlengänge zu erstellenden Jahresabschlüsse (TB 2000 
S. 108 Abs 404 und S. 112 Ab. 11.2). 

LI/Il ;\ltlltJillllg dtJ Bi\fB\f'K lurJt 1uI deli FUlillIt,Jdhr 2002 tlnt IIttlt'. mUr­
flefgtilii/zft Fman:do/tlltrjdIslIIIK wU'oh/ der Blldgtr t.lh tJ/uh dlr Jahn:!dh. 
Sfh/uJIdaltn emgtJt/:/. dlt :lIr \ (,-bd1tTlIIIg der AIIIU'n'IIIIIK btllrlJKr. 

(11) Verstärkte Berücksichtigung der erhöhten Jchfra.ge nach Anf.inger')(u­
dlenplätlen Im FachhochschulberelCh In den btldungspolltlsthen Uber­
legungen (TB 2000 S. 108 Abs 5.2). 

Das ß;\IBW'K tUI'de dtr IImrrlillderl hohen (Hhjrägr IMch Slmlullp/dl:tfl 

dlll'ch flntrl t'orgtZogtllert Ambl1l1Jfhrllt elllspruhert. u'()(}lIn-h tlb dUII Sludlw­
Jahr ]002/()3 zwiin:'/l(h 21/ dtll brrerlJ I fJrr,tJt:htntfl o()() fltUtll 5tI(JlelJp/~i/:tfJ 

flfXh 1It'I/ere 600 An!iingerj/JJdlf1Jp/iil~ 111 zlIklllljiJfJrlllJlllrtw FdfhrtdJlIlIJKtfl 

dllgeoo/m werden kiinntll . 
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76 

Verwirklichte Empfehlungen 

Kulturelle 
Angelegenheiten 

(12) Durchführung von Erhebungen nicht nur bei den Absolventen , sondern 
auch bei den Unrernehmungen, um die berufliche En[wicklung der Fach~ 
hoc:hschul- Absolvenren. die Zufriedenheir der Arbeirgeber sowie allfillige 
Defizite in der Ausbildung analysieren zu können (TB 2000 S, 109 Abs 6,2), 

Da! 8MB \~K ted/t! 11111, es hegt du E'ldber/chl tut" tml1p"'fthendm, rlQ11I Farh­
horhuh"lral mAll/trag g'gebtlltll St/ld" vor, DIt Erg,bl/lJU Milli/tri btt dtr 
kiinfllgm A ntrkmnung f'On Studitngiingen btriick.uchllgl u'eYden. 

(3) Vermeldung von Verzögerungen im Anerkennungs- und EvalUieTungs­
verfahren, insbesondere bei den Erscancragsverfahren, durch Verfahrens­
srraffung (TB 2000 . 110 Abs 9.2). 

Will /lllfwltmg d" B/I1BIrIK habe" gffllWI101fJ "llf dem Fothhtxhlth"lrOI zur 
Straf/Jmg dn Anerktml/l"gt""fah"'~1IJ eme Ntllfft'dtJllng trarbellef. du ah I. Okto­
bw 2002 zur Anumdung kommt Imd Ulsksond"e t!JtJtn verbaurun Ztllablau! 
fiir du Enl1th.ldung iiber du ZlIrrkronung der 811ntktfdrdmmg .nthalt •. 

im Bereich der kulcurellen Angelegenhei(en 

(14) R,chtlin,en für Förderungen aus Denkm.lschurzmitteln, welche seit der 
DenkmaJschurzgeserznovelie 1990 zu erlassen gewesen wären (NTB 1992 
. 24 Abs 7, .ulem TB 2000 S. 77 Abs 3.1). 

Dal B ,~IBIrIK t"ltt mit, da11 du Rlrh/lm"" für Fiirdtrlmgt1l 0111 D."k11l4l­
JrhUIZmllitin !erug gesltli, und nlll dtm ßt\1F okkordu1" u'ordefJ selt1l. Dusl! 
U'iirdt:flllUl I, jiinner 2003 m Kraft tteten. 
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Kurzfassung 

Prll '"',1: l rJ.:l hnl l 

Tei lreeh tsfähige Universitätseinriehtu ngen der 
Medizini ehen Fakultät der Universität Wien 

Die acht untersuchten Institute der Medizinischen Fakultät der 
Universiläl Wien haben die 1öglichkeilen der TeilrechlSfahigkeil 
in hohem mfang genutzt. Die daraus erzielten Mittel wurden größ... 
tenteils zur Beschäftigung zusätzlichen wissenschaftlichen Perso· 
nals und zur Verbesserung der Infrastruktur der Universitärscin· 
richrungen verwendel und forderren somil die Forschungsläligkeil. 

Im Jahr 2000 S1ammlen zwi ehen rd 12 <;f und rd 50 <;( der gesam­
ten Einnahmen der überprüften Institute aus dem teilrechtsfähigen 
Bereich . 

Die geführten Aufzeichnungen enuprachen vielfach nicht der im 
Bereich der Teilrechrsfahigkeil erforderlichen Sorgfahspflichl eines 
ordentlichen Kaufmanns und vermittelten kein getreues Bild der 
Vermögenslage. Der RH regle den Einsall geeigneler möglichSl zen­
traler Buchhaltungs- und PersonaJverwaJtungssysceme an . 

Aufgrund fehlender en!Sprechender BeSlimmungen in der alzung 
der Universität Wien leisteten die Institute keinen Kosccnersatz fur 
die utzung von Bundesressourcen. 
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Prüfungsablauf und 
- gegensmnd 

Te ilrechtsfähiger Bereich von achr vorkl inischen Instituten 
der Medizinischen Fakullät der Un ivers irät Wien 

Rechtsgrundlage UOlversl(.lcs-Orgafll.SJ.[lons8~n aus dem Jahr 197~ und 
8undes8~rz ubrr die Organisation der Un.lverslcären 
(UOG 1993) 

Gebarungscnr\\lickJung 1997 1998 1999 2000 

ßundesgeoorung· In Mdl EU R 

Einnahmen 12,81 12,84 1 1,~3 1 ~,2 1 

Ausgaben 12,80 12,8 1 1 4,~3 1 ~,22 

dJl 'fJn Pmonl1/aIlJgabtn 10.24 IO.J 1 11.68 12.44 

• ~lnsc..hlleßllCh der zweckgebunden!'n Grbarung 

Gebarung '" der Teilrechcsriihlgkelt 

Einnahmen 1.38 ,1,01 ~,20 ~,09 

Ausgaben ~ ,38 .1,03 4,64 ~,~~ 

#.Jtvn PtrJlmJlaNJgdbm 2.13 1,91 2.42 2.85 

Mitarbeiter 1999 2000 

Anzahl 

ßundesbed umsttce (beserzct Planstellen) 2~8,~ 26~,0 

Personal 10 der Te.lrechrsfahlgkelt 
(V ol lU'lciiqu I \,aJtnte) 106,3 73,8 

Der R I! uberprüfre von Mä .... b is April 200 I folgende acht ted rechrsfah lge 
Un lversitärseln n chrungen an der MediZinischen Fakultät der Universidit 
Wien : 

Ins(ltU( flir 
- Gefaßblologle und Thromboseforschung 
- H ltnfoßthung 
- Immunologie 
- Krebsforschung 
- L.boruerkunde und -genetik 
- Medizinische BIOchemie 
- Medizinische Compurerwlssens(hafren soWie 
- PachophYSIologle. 

Zu de n ,m Februar 2002 übe rmluel(en Prüfungs mirreilunge n nahmen 
das ßMßWK Im Apri l 2002 und die Vorstände de r überprüften Univer­
sirdtselnn(htungen ZWischen M:irz und MJI 2002 Stellung . Der RH er­
stattete seine Gegenäußerungen Im Juli 1002 . 
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E i nl ei {un~ 

Insrirucsgebarung 

Tellrechlsfa 
Unlvers 1 Is inrichlung n 

2 Die UmversICär und Illre wllhcigsren Unrergbederungen (beispielsweise 
Insclrute) können In JUrJlOCI\icher Doppelgestale aufereten: Einerseits llan­
dein sie .1Is Einrichtungen des Bundes in seinem amen und auf seine 

Rechnung; andererselclO sind sit darüber hmaus berechugt. im Rahmt.·n 
der TeilrechesflihigkclC Im vom Geserz bestimmten Umfang .115 t'lnt vom 
Bund verschiedene lurlsnsche Person des öffendichen Rechts Rechtt., und 

Pfl ichten ZU erwerben. Flir die vom RH durchgeführte Überprüfun;: der 
redrechcsfähigen Einflt.hrun,gen waren an der UnlverslCär \'\Iien .tb dtm 

Jahr 2000 die Besclmmun,gen des Bundesgesttzes über die Org.IIlIS,ltlOn 
der UnIversitären (UOG 199\) maßgebend . 

Die Gebarung des redrecll(sf;ihl~en Bereichs ISt mit der Sorgf<tlt elntS 
ordemlichen Kaufmanns zu besorgen. Die nlverslcäc5eIOClchrungen h.lben 
dem ß M ßWlK jährlich über dlre TätigkeIten Im Wiege des Dekans lind 
des Rekwrs mitreis formgebundener Rechnungsabschlüsse Rechens< haft 
abwiegen. Wlelters hat der RektOr dem ßMßWlK e/Oe Zusammenlas,ung 
der Rechnungsabschlüsse aller cedrechcsf.ihlgen Unlversltätselnntluun­
gen zur VeröffendlChung Im Hochschulbertclu vorzulegen . 

L'luC dem HochschulbeClch[ 1999 des damaligen BundesmmlstcClums fur 
\X'lssenschaf[ und Verkehr wiesen J:wel Drucel der rcl 990 teilrcchtd-:',h 1-

gen unlversirären E,nrlclHungen· Einnahmen In der TeilreC'hrsrjhlgkeir 
auf. DIe EInnahmen s"e~en von 1()·1 Mill EUR CI 997 ) auf I(H Mdl ELJR 
(20()(); gemessen am Gt:s'lOubudger der UnlVerSICJren encsprach d,t\ Im 
Jahr 2(X)O elOem Anteil von rd I () g . 

• ohnt' lim\t'r'Sltdlr-n der Kun\u' 

_~ . I Die ,lCht unrersuchfen Institute der MediZinischen Fakultär der UllIver­
Slt;Ü Wien haben (he Mög!tC'hkeHen der TedrechcsfjhigkeIC In hohem 
Umfang genutzt. Die t.'rzlelt(·n Mittel wurden größrenceils zur ßesch~if[J­
,gung zu~rzhchen wlssenstluftlicnen Personals lind zur Verbes~erung der 

Infr;.lsrrukrur der UniverlOirätscmClchcungen verwendet und fördereen so­
mit die Forschungst~itlgkc..·I[' 

Im Jahr 2000 stammten Iw"chen rd 12 r:r und rd 50 g der ges.lln,,'n 
Eillnahmen owie ZWischen rd 11 f7, und rd 63 t;F der gesamten Ausgaben 
der Liberprufcen Insclturc ,ms Ihrer Gebarung im Rahmen der Teilrechts­

f.ihlgkelt. GleIChZeitig lag der Anteil der Im Rahmen der Tedrech"'Jhlg­
keir angefallenen Personal.lUsgolben - gemessen an den gt"Samren Per!!oo­
nahU5~aben des Jeweiligen Institurs - ZWischen rd 11 r;t und rcl:;7 r" 

3.2 Aus diesen Kenngrößen ließ Sich die wesentliche Bedeurung <.Ier DrJ[[­

mHtel rUr diesen unlversltJ.ren Forschungs- und Beschä.fcl,gungsbert'l ch 
erkennen, die au{h bel der Vollrechrsfähl,gkelc der UmverslCi,iten zu be­
achcen sein wird. 
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80 
Gebarungs­
grundsäeze 

4.1 ~r jeweilige Insri[u(svo~[and hane die Gebarung im Rahmen der Teil­
rechcsfahigkeil - unabhängig von seinen individuellen Kenn,"issen und 
fähigkeiten - mie der Sorgfalt eines ordenrlichen Kaufmanns zu besor­
gen. Dazu zählte insbesondere die Führung ordnungsgemäßer Aufzeich. 
nungen, dle einerseits zur Dokumentation der finanziellen Auswirkungen 
und der Rechenschaft über die TÖligkeiten der leilrechrsfahigen Einrich­
rung. andererseits zur Disposition über künftige Tatigkeicen enrsprechend 
dem gegebenen VermögensSland (Deckungsfonds) zu dienen haben. Die 
geführeen Umerlagen haben einem sachversrändigen Drillen innerhalb 
angemessener Frist jederzeit ein geueues Bild der Vermögens- und Er­
rr:agslage zu vermine!n. 

4.2 Im Einzelnen srellee der RH fesr: 

(l) Vor allem in größeren l'nstituten wurden die Aufzeichnungen getrenm 
nach Ableilungen bzw Projekten geführe. 

(2) Durch den Einsatz einer Vielzahl von teilweise wenig bzw gänzlich 
ungeei8nen~n Buchführungs- und Personalverwaltungssyseemen wurde 
die Zusammenfuhrung von Daren erschwer< oder unmöglich gemaehr. 

(3) Der Einsaez von teilweise unzulänglich geschultem Personal führte zu 
erheblichen Mängeln . 

(4) Mehrfach waren in den Rechnungsabschlüssen zum 31. Dezember des 
Jahres weder Forderungen noch Verbindlichkeiten enthalten. 

Zusammenfassend war es nach Ansicht des RH rur die Instirutsvorstände 
nur erschwere möglich, sich jederzeit einen Überblick über die Vermö­
gensl.ge zu verschaffen. 

Der RH verwies auf die Veranrworrung der Insricuesvorseände fur den ge­
sameen Inst:iwtsberejeh und regte an, geeignete - möglichst zentral ge­
führre - Buchhal[ungs- und Personalverwaleungssysteme einzurichten . 
Weilts wären die besrehenden Mängel in der Buchführung und Personal­
verwal(Ung zu beseitigen und auf die Erfassung aller relevamen für den 
Rechnung,abschluss vom BMBWK vorgegebenen Erfordernisse zu achren . 

4.J Die {lIJlilulwo,.Jliintk nahmen die Anregungtn <kJ RH meh,.heitlich pOJiriv auf 
und berichteten von berem erfolglm V.,.bmtrtlngen. Al/trdingJ ma(hltrl tlmge t~1I 
ihnen ei7Jt zmtralt Bllchhoilllng lind Pmonalveru-'aÜnng tl(JlI zlI!a/zlrrhem PerJO­
nol abhiing,g. 

DaJ 8tH 8 WK rnforolltrlt alle U "'vtrJilalro durch RundJ(hreibcn über die bt.JIe­
htntk kaufmiinnlJche SorgfallJpflkhl dtr teilrechlJ/iihigtn Emri(htung"'. 
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Außenverhälf nis 

Kostenersäue 

Tc.lrcchtslah gc 
Unlv rsUatselnrlchlungen 

S. I Anhand der geführten Unterlagen wurde fesrgesrelle, dass es die Inseieuce 
bisher oftmals verabsäumt hatten, den Vertragspartnern und Dienstnehmern 
einen Hinweis darauf zu geben, dass Verträge und Leistungen seitens des In­
Sntu" im Rahmen der Teilrech"tahigkeie geschlossen bzw erbruche werden. 

S.2 m Rechesun.icherheicen zu vermeiden, empfahl der RH , sich künftlg 111 

derartigen Fällen eindeutig zu deklarieren . 

> " ~ Oll InslllutJr'Orstiintk Jagun dus ZlI. 

6.1 Die UnIversitäten und Ihre Einrichtungen können im Rahmen der Teil­
rechesfahigkeu wissenschafdiche Arbeiten, Untersuchungen und Befun­
dungen Im Aufrrag DriHer oder für BundesdienstS[clien übernehmen . 
Die für die Universirät als Bundeseinrichtung dadurch entstandenen Per­
sonal- . Raum-, Geräte- und Dienstleiswngskosten sind ihr zu ersetzen, 
an den Rekcor abzuführen und für die Aufgaben der Universieäc zu ver­
wenden. Nähere Regelungen hat die Satzung der niversität zu treffen . 

Zur Zelt der ördichen Überprüfung durch den RH enthiele dIe S.czung 
der Universicäc Wien noch kell1e Regelung über dte im UOG 1993 vor­
gesehenen Koseenersärze für die Inanspruchnahme von ßundesre sourct'n 
bei Täugkeitcn im Rahmen der Teilrechtsfahlgket[ . Dte Institute hancn 
umer Berufung auf die fehlende Regelung bisher noch keine Koscenersäeze 
an den Rekcor geleISce<. 

6.2 Der RH bemängelet, dass dIe vorgesehenen Koscenersäcze bisher nlChe an 
den Rekcor abgefuhrc wurden . Da e. sich dabei um die Abgeleung der 
vollen, durch die Täcigkeie der Inscicuee in der Teilrechcsfahigkeic enme­
henden Kosten handelte, hätte eine nähere Regelung in der atzung der 
Untversirät nicht abBewanet werden müssen . 

Wetters war auch die Universirär Wien mir der gesetzlich vorgesehenen 
Regelung über den Koscenersaez 10 Verzug . Den InstitUten als Bundesein­
richtungen werden durch ihre Tätigkeiten im Rahmen der Teilrechtsf.ihtg­
keit Ressourcen enczogen . Somit wären sie als Bundeseinrichtungen neben 
der Universität - soweit deren zencra.le Ressourcen beansprucht werden 
(Raum, Energie ua) - in erster Linie Nutznießer dieser Refundierung . 

6.3 Du J IIJllluw .... Jliind! btmfm flrh auf die fthlmtWl satzungsgmtiißm Rirhlllnlm 
zur Btmhlllmg der KOJlmmiilzt. Wtllm sahm su Slrh aufgrund feh/mdtr Zu­
grlfjlmög!trhktlten (111/ ztlllralt wru'oltungsltchmscht Da/nI 1(JU.'lt ~ lat"h/uhm 
tl1ld persollellen BtJtl'lltng (lIlßer'1land.e. in Etgmrtgtt KOJ /t11erriilzt %11 berechnell 
Jllld abzN/Uhren. 

LaUI ""ungnahmL tW AkodmllJrhm StnalJ tkr Vn" .. mlitl \Vitn u-lirdm du blJ 

ZlI1tIln- Kraft- Treten "" VOG 1993 an tkr Vn"m"ai \Vim Zlim I. Ja",,,, 2000 
ganz/t,h [eh/md,n Grund/agm pir du Bwtehnung und KOJlmko/ku/alloll UII",.r­
uta,,,. L.tlJlungtn ZN' Zell erorklltl U,"dnl. Danach uart tJ möglich. tlllt sm,,· 
,~II, . r"hllniißigt und dalltrhaftt W )ung zu den KOJ/trltrS,;'/zen ZI/ bts.-hluß tII. 

DaJ BAI BIrtK iiußer" VtrJla"dl1lJ pir die inlt1lJllm Vorarbt"m"" Akodmu­

Slbtn StrlalJ tkr V"",.,.SlI,;'1 \Vim. sah ;ed«h die bIS dalo [ehlmd! VnlJt!Zung dtr 
KOsI€IltrsQ/zt'trfJfluhtung darm mehr ali allsrelchntd btgriintkt an. 
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82 

onstlge 

Feststellungen 

chlLlss~ 

bemerklmgen 

7 Sonsuge Fesrsrellun,gen und Empfehlungen des RII berraft'n die Durch­
führuntl der Personalverrethnung, d .. , Meldung von Nebenbeschäfrigun­
gent die Abgeltung zusär.dlChef Arbt-IH,"n von (n'Hitu(san,gehörigen. Ab­

I-tren.lun,gsprobleme Im Ben·ich Jer Geb;'Hun~ sowie den Einsatz des 
I nli[llU[Wermögens Im ßt'n~lch der Krebsfurschung und die Bestellung 
von Abct:'llungsleJtcrn am Instlwt für H,rn(orschung. 

8 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Die für die reilrcchrsfahige Gebarung ci ngerichtecen Buchhal­
(ungen und PersonaJverwaJrungssysteme wären in geeigneter Form 
möglichst zentral Zu n.ihrcn, so dass eine bessere laufende Kontrolle 
und ein lückenloser ach voll zug ermöglicht wird. 

(2) Um Rech[sunsichcrheitcn zu vermeiden, sollten die Institute bei 
Rech[Sgeschäftcn im A ußcnverhähn i eindeutig als tcil rechtsfahige 
Einrichtungen auftreten. 

(3) Die im UOG 1993 vorgesehenen Kosrcnersälze für die urzung 
der Bundesrcssollr"cen durch tcilrccht'sfähige Einrichwngen wären 
an den Rektor der Universität Wien abzuführen . 

(4) Die Universität \"(ficn sollte in den S,lCzungen umgehend nähere 
Rcgcluntlcn berreffend Kosrcnersärzc rreffen. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 91 von 349

www.parlament.gv.at



Kurzfassun~ 

Öscerre iehi ehe Galerie Belvedere 

Die Österreich ische Galerie Belvedere (ÖG BEL) ist ein Bundesmu­
seum, in dem bildende Kunst vom MiuclaJter bis .tur Gegenwart 
gesammelt wird . ammllln~sobjekte 'werden im Oberen und Unte­
ren Belvedere. im Gustinus Ambrosi Museum lind in der \'(fiener 
Seccssion ausgestellt . Die ÖGBEL ist seit I. Jänner 2000 eine wis­
senschaftliche Anstalt üffentlichen Rechts des Bundes mit eigener 
Recht.persönlichkeit. Zu dic,cm Zeitpunkt endete die der ÖGBEL 
g.emäß dem Forschungsorgani)(tt;onsgesc[z eingeräumte Tcilrechts­
fahigkeit. 

Eine Reihe von Bestimmungen des Bundesmuseen-Gescrzcs 1998 
wurde vom BMF bzw BMB \VK verspätet oder überhaupt noch 
nicht umgesetzt. Die Aufbau- und Ablauforganisation, das Verwal­
tungs- und Finanzmanagement. die Dokumentation sowie die 
Buchführung, ßilanzierung und das Kassenwesen ,vurden zwar in 
einigen Teilen verbesserl, wie ~en jedoch in mehreren Bereichen 
inlmer noch erhebliche Mängel auf. 

Die Refundierung der Beamtcnbe<üge an den Bund erfolgte durch 
die ÖGBEL verspätet; die diesbezüglichen Unterlagen des Bundes­
rechenzentrums waren zunächsr nicht nachvollziehbar. Eine Berei­
nigung der Doppelinvencarisierungen von Kunstwerken durch die 
ÖGBEL und andere Museen konnte mangels Einigung unter den 
betroffenen Bundesministcrien noch nicht erreicht werden . 
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84 

Rech tsgru ncl lagen 

Kennda[en der Österreich ischen Galerrie Belvedere 

Art 10 Abs I Z 13 B- VG; 
Bundesmuseen-Ges<n, BGBII Nr 11~1I998 bis Ende 2001, 
danach Bundesmuseen-G ... t> 2002, BGBll Nr 14/2002; 
Fo<>chungsorganlSa<ioosgeserz, BGBI Nr HI1I98l idgF 

Die ÖGBEL iSt ,eit I. Jänner 2002 eine wlssenschnfthche Ansral, öffentlIchen 
Rechts mie eigener Rechrspersönlichkeic. Zu diesem Zeitpunkt endete die der 
ÖGBEL gemäß dem Forschungsorganisarionsgesetz eingeräumte Teilrechtsfiihigkeir . 

Aufb'ölben Bewahrung. Ausbau. wissenschaftliche Erschließung. Präsentation und Verwaltung 
des Sammlungsgu[e5 über du! bildende Kunst vom Minf'laher bis zur Gegenwart 

LelsrungsersrcUung Ausstellung von Sammlungsoblekren im Oberen und Unteren Belvedere, 
im Gosrinus Ambrosi Museum und In der Wiener Secession ua 

Gebarungsenrwicklung 1997 I) 1998 1) 19991) 20002) 200\l) 

in Mill EUR 

EinnahmenlErträ,gc 2.64 3,18 3,59 10,07 8,62 

Ausgaben/Aufwendungen 6,61 758 7,98 8.32 8,06 

Abgang bzw Verlust/Gewinn - 3,97 -4,40 -4,39 + 1,75 + 0,56 

Anzahl 

Mirarbeiter 134 132 106 100 106 

Besucher II 373 304 379786 399 119 496649 352772 

I) ordentliche und lweckgebundrne ~barung sowie Teilrcchtsfahlgkeic 
2) Ettr'.lge tln-KhllC'ßlich der BasIS2bgtlcung des Bund~ 
n 7..ahll!"n Qhne S«e:sSIQf1 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Der RH überprüf,e die ÖsrerrelchlSche Galerie Belvedere (ÖGBEL) erse­
mals Im November 1998 und im Jänner 1999 (NTB 1998 S. 65 fJ und 
fuhrte von März bis Mai 2001 eine Nachüberprüfung durch. Der Über­
prüfungszeicraum umfasste im Wesentlichen die Jahre 1999 und 2000. 
Ziel der Überprüfung war es . f.Stzus,ellen , inwiewei, die 1999 abgegebe­
nen Empfehlungen des RH verwirkloch, wurden und wie SIch die Aus­
gloederung ab I. Jänner 2000 in eine WISsenschaftlIChe Ansral, des öffent­
lichen Rechts auswirkte. 

Oie PrüfungsmItteIlungen wurden dem BMWA und dem BMFLUW im 
Okcober 2001. dem BMBWK . dem BMF und der ÖGBEL im Novem­
ber 2001 iibermircelt. DaZlI gaben cl ... BMWA im Dezember 2001 und im 
Sep,ember 2002. das BMF lind die öGBEL im Män und im Okcober 2002. 
das BMBWK im April und im Oktober 2002 und das BMFLUW im 
Mai 2002 S,ellungnahmen ab . Der RH ersraffe,e stlne Gegenäußerungen 
Im JulI und November 2002 . 
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Rechtsgru ndlagen 

Rech"J"'"önl ichkeit 

Überiassungsverrräge 

Übergabe-! 
Übernahmevenräge 

Osierre,ch,sche C"ler.e Belvedere 

l Die öG BEL ist ein Bundesmuseum, in dem bildende Kuns. vom Mi"el­
alter bis zur Gegenwart gesammelt wird . ach den Bestimmungen des Bun­
desmuseen-Gesetzes 1998 'SI die öGBEL seir I . Jänner 2000 eine wissen­
schaftliche Anstalt öffendichen Rech" des Bundes . Im Dezember 1999 
erließ der Bundesminister fur Unterncht und kulturelle Angelegenheiten 
die Museumsord nung der ÖGBEL, wodurch d,ese eigene RechcsJ"'rWnlich­
keit erlangte. 

3.1 Gemäß dem Bundesmuseen-Geserz 1998 wurde der Bundesminister für 
Finanzen ermächfigt . im Einvernehmen mir dem Bundesminister für 
Unterricht und kulturelle Angelegenheiten und dem Bundesminister flir 
wirtschaftliche Angelegenh .. ten Immobilien bzw Teile von Immobilien 
der ÖG BEL zum entgeltlichen Gebrauch zu überlassen . Dieser Verrrag 
wäre bis 31. Dezember 1999 abzuschließen gewesen; er wurde jedoch erst 
im März 2001 u",erfemgr, wodurch die ÖGBEL Mie<zahlungen VOn 
0 ,42 Mill EU R ru r den Zeitrnum J änne r 2000 b"Juni 2001 erst imJu­
ni 200 I an den Bund lei,,«e. 

l.l Der RH srell .. danüber honaus fes" dass d,e Überlassungsvenräge mir allen 
gemäß dem Bundesmuseen-Ges«z 1998 errichreten An"al,en verspäte, 
oder noch nicht abgeschlossen wurden . Diese Vo rgangsweise entsprach 
nicht den Bestimmungen des Bundesmuseen-Gese[zes 1998. 

3.3 Die (JG BEL teilte daw m/l. dass der Oberlawmgst'trtr(/g mt im Md ... 2001 
1I1J1trZtichntt u'erden komllt. tl'eil die tl()l1 der Burghallplm.all11Jchaft beizlIJlellen· 
den U lIterlagt1l nicht friiher l'Oriagen. 

D(/1 BMF gab dazlI be~a"f/f. dass die Hermllwtg du Em' .... nehmem mll dem 
BMWA lind dem BMBWK n1ll t/lltm .,.h<b{,chtn Zmau!rrand ,..,.bundm /J ·ar. 
nunmehr aber allt OherlasJ/mgH'trtriigt blJ auf )me nut don ,\ luJl'lItn m,xÜrnD" 
K/Jml und dem OJlerrFlchl1chen J\ luJtu"lliir QlIgnJ. ·ondlt KllllJl ahgeschloJJen !tIm. 

4.1 Gemäß dem Bundesmuseen- Geserz 1998 wurde der Bundesminister für 
Finanzen auch ermächtigt , bis 31. Dezember 1999 mi, einem Über­
gabe--lÜbernahmevenrag der öGBEL das Sammlungsgu{ als Leihgabe zu 
überlassen und die mobJl~ Auss[3uung und die Nmzungsrechtt;' an Imma· 
<eriellen Gütern ins Eigentum der ÖG BEL zu übertragen. Ein diesbezüg­
li cher Vercrag war bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung nich[ umer­

leichnec. 

Der RH stell te in diesem Zusammenhang auch fest, dass bis her nur mit 
einzelnen gemäß Bundesmuseen-Gesetz 1998 zu err ich tenden Anstalten 
Übetgabe--lÜbernahmevem äge abgeschlossen wurden. Die in diesen Ver­
trägen vorgesehenen A nlagen, in welchen das ammlungsguc angeführr 
sein sollte, konmen bisher mcht angefertigt werden , weil keine vollstän· 
digen Inventare bestanden . 
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Recht •• ",n ..... e" 

8& 

Ver50Kherung 

·Ll Dem Bund J.lg(;n 500mt( kt'ine sdHlfdichen Un(erlagen vor. welches 
Sammlungsgu( und wt'lche mobile Aussr.Htung bzw urzungsrelhte <in 
Immateriellen Gütern dt'rn GeschJfr~führer der jeweiligen Ansr,llt üher­
geben worden waren. 

f.3 Du OGBEL/iihrlt: dazlI am, dal! rillt'" Obergabe-IOberlldbmetfflru;.: e/fl Vtr­

zt'/rhrJis tld S"mJlJlunp,J/!,lIItJ btl/!.t/ii1!/ fl'«den kÖlJne. 

Dm B,\lBWJ'K }.:.tJb hc:kmml. düH Oll l/er EmrlfhlllllK l'Ofl Daltnba"ktll t.l~Jrbtllel 
Ut'1''''_ 

5.1 Da sowohl Im Überiassungsverrrdg als duch Im Enrwurf des Übergabe­
Übernahmevenmges II.urungen der ÖGBEL vorgesehen sind, schloss diese 
Versicherungt'n mt[ GesamtprJmien von (),O~ Mdl E R ab. Das mit 
einem \Xlert von ~26."' _1 Mdl E R angegebene Sammlungsgur ISt d.tbel 
nur mit 72,67 MIII EUR lind somI[ zu einem geringen Ted versichert . 

5.2 Da in den Überl.Issungsv('rtragen und Übergabe-, Übernahmt'verrr.igen 
bzw deren Ennvürft'n für allt.' Anst.drtn Il aftungen vorgeseh('n W;Jrc:n. 
würden n.Id, Ansichr des RII eil(: nocwendigen Schärzgur3chrcn über J.tS 
zu versichernde S.lmmlungsgm lind die Immobilien sowie die Versiche­
rungsprämien betr~ich(liche Kosren verursachen; lerztere wunlen Indessen 
bei der ErmlCtlunt-: der vom Bund an die Anstalren zu leisrenden ßaslsab­
gelrung für den kulcurpohmchen Aufrrat: nichr berückslChugr. 

Die Anstalten ~lOd /'WJf vom Bund \ erschledene Rechrsrräger. bei denen 
der GrunclSdCl. der Nllhtverslcherung bei Bundesvermögen nicht ,galr, 
doch befinden sith dtß SJ.mmlungsgut und die Immobilien weiterhin Zll 

100'::f Im Elg<nrum des Bundes_ Naeh Ansiehr des RH besrehr daher 
keine Nmwendlt-:kelr. hleftir VerslcherungsvertrJge abzuschließen. Es wäre 
vielmehr zweckmäßiger. laufend In icherungsmaßnahmen für Jmm­
lungsgur und Immobilien zu Investieren. Abgeschlossene VersIcherungs­
verträge über die Vermögenssch,ldenharrpfllCh[ , die Be[flebshafrpfll chr 
und die Be-rflebslinrerbrechung solleen hingegen aufrecht ('rhalten werden . 

5.3 Da, BA I/' trkliirtt Heh gegeniibtr dem ßMBIVK btrm, auf dtt VeYJ/ebtrullli deI 
StllllfllIIl1J}!,JJ!,IIU1 dllnh du: A mIt/11m r.rlllld!li·/Zlicb zu 1'trZlrhu,,; du A flJltllletJ 

,olllm Jedoch für Ihre GeJeba!lJjtiIJrt'1' eme ßiilldelhajtpf!ichll'trIlcbtrlmli ah"hl,,­
ßr". UIII daJ Rtf/tl} flllzlIl!,rmuII, U'ari1/ t:nlJpterhmdt SICheruIII!,1maßnohmtl111J 
dtll ,\Imetll ZII jiJr(Jf1'rII: lItlter1 lOI/U der \'trltlh ,'on KlltlJlu-erten JfI dtJJ 1\111-

land I"" tkr ZJlJllmml,., der BMBIr'K abh.mglg !!.e»lmhl u..-dm, Dm ß,IIßIr'K 
nahm dazu "Qch ",,"hl .Sttllllnl!,. 

Das BillF lI"d ""S ßMBIr'K guben aufkrdo" bekannt, du Oberr,abt-,Obenlabm,­
,-erltiigt u iirdm uafh K/;i,.,,,,!!. der Pr,ll!.i der Vn-Jlcherllng (/bgtJ(hlojj~lI. 
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O rganisation 

Kaufmännis< he 
Be[nebsor~dnlsatIOn 

Osterreieh ehe Cal r Belved 

6.1 Der RI I Sle!lee feSl, dass .m Bere.ch des Rechnungs\\esens der ÖGBEL 
große Schwlerigkeuen lnh.dcl.cher und personeller Are besranden. 

6.2 ach Auffassung des RH wiire es Aufgabe des BM8\'VK gewesen, d .. 

Ausgliederungsprozesse der Bundt'smust'en besser vorzubereiten und auf­
einander abzusrlmmf'n~ dabei ware insbesondere c.lle Verwendun~ dessel­
ben IT -Systems für Bert'lche, die bei allen Ansralten elnzurJ(hu:n Sind 

(wie Rethnungswesen. Kanenwesen, InvelHdrverwaltung) zweckmäßi,g 
gewesen. 

Gemäß den Erläuterungen Lurn Bundesmuseen- Geserz 1998 können die 
Anstalten Vertr~ge ml[ Drlncn, aber auch unrereanandc.::r abschließen; da­

bei Ist die Kooperation - .tUch In Form einer von den Anstalten LU grün­
denden Kapj[algesellsch.lfr - zur Besorgung Lenrraler Dienste durchaus 
vorstellbJr und Im Sinn der Nutzung von yner~leeffekten wünschens­

were. Der R I I empfahl, d.ese Uberlegungen aufzugre.fen und (ur gle.ch­
Jrtige Tätigkeiten aller Anstalten eane gemeinsame Plarrform der Bundes­

museen - eventuell in Form eaner Holding - In Erwägung zu Ziehen. 

6.3 Dm BJlIBIVK wirt tkzZII 0111. d,,!, a d" Allrtgllll~ da RH mll d", Am/alultl­
terll "brte,." ut:rJ~. Dllr{h ,hf AIIJ[!,luder'IfIK Jtl JeJr.lt:h z'om GtUlzgtbt:r beulIHI 

eUle Ko"kll"~"ZJllliallOlIlInier der,,\fuJ"n gtJc-h.4lw u"rdw. du dun-h t'lIlt Hol­
dmg u uder tlllJgtholxn u iirJe. 

6.4 Der R H erWiderte, dass SICh elOe KonkurrenlSHuatlon auf die kulrurpola­
tischen Aufgaben der Ansralren beZiehen solle('. In Verwillrungsberel chen. 

d .. alle Ansealten berreITen. hä"e dies aber vermeidbaJe Koseen zur Folge. 

S.cherhelC .m Oberer Schlosseeich 
Oberen Belvedere 

7.1 Im .Män 1001 sICken(' \Xlasser vom oberen 5<.hlosstelCh biS LU einem Depot: 
.m Bere.ch des Oberen Belvedere, .n dem rd 2 j()O Kunsrwerke mlC ernem 
\'(ren von mehreren hunden Mill EUR gelagen werden . Der WassereIn­

bruch wurde recll(zeiejg cnrdeckc. so dass an den Kunstwerken kelll Scha­
den emstJ.nd. 

Obwohl seit mJOdestens einem Jahrzehnt bekannt war, dass 1m oberen 

hlossct'lCh täglich biS zu ) i m i Wasser verloren gehen, n'lhm die Burg­
hauprmi.lnnscha(t keine S.1nlerun,gsmaßnahmen vor, 

7.2 Der RI i regte an, ein GmJthct'n ober Maßnahmen zur Vermeidung einer 
Gefahrdung der in d.esem Depoe befindlIChen Kunsrwerke erseellen zu 
lassen. 

7.3 Du DGBEL fe/1ft mll. daSJ f/IJ dUJbr..iigilches ErJ/ldJfIJ (/11 die Bllr!!,h.lllpllllOllIl­

J(huft gaul/I, l.'Ofl dian- ab« db!!,tlthfll tHJrdm UI. Dt:r Qfx.rt S(hlolJltlth Jel Ilf)(h 

IIfl Jahr 2(XJJ !-'O11 der Bllrgh,mprnUlIl1Il(ha/t JtJlJlrrl wflrdm. 
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0 .... "' •• "0" 

Depo<s 

Strukturbereinigung 
beI der Schlossanlage 
Belvedere 

Videoüberwachung 

8.1 Im Oberen Belvedere ISt eine Videoanlage eingerIChtet, mH- der zwar die 
Besucher des <:afes. nIcht Jedoch die Schausäle überwacht werden . 

8.2 ach AnSlch, des RH wäre es vorteIlhaft, auch die Schausäle mt< Video-
kameras zu iiberwachen und die Aufzeichnungen je nach Bedarf auf tube­
wahren bzw auszuwerten . 

s.> Du (JGBEL gab bekanm. daJI dltJbeziigllcht Ang,boft ,mg,hol/ uiirdtn. di, F,­
nallZierlmg utlltrrr Sl(herhtllJl'fJr'r/fhtllngtll ,edrxh In der Pla1llmgJrtehllllllg nrxh 
mch/ bertickslfhllgl u-orden w. 

9.1 Die ÖGBEL lagerte rd 410 Kunstwerke bei einer Spedition . Der RH stellte 
fest, dass 

(I) über die Ulzung dieses Depots kein schriftlicher Vertrag abgeschlos­
sen worden war, 

(2) keIne akruellen Aufzeichnungen über die Im Depot gelagerten Kunst­
werke und deren Wert vorhanden waren und 

(3) ein Kunstwerk mir etnem Versicherungswert von rcl 1,09 Mill EUR in 
der Tischlerei lagerte, In der ein erhöhtes Brand- und ExplosIonsrisIko 
bestehr. 

9.2 Der RH regte .n, d .... s Depot .ufzulassen. 

9.> Du (JGBEL Jagft d,es ZN. 

10.1 Für die Schlossanlage Belvedere sind drei Organisacionseinhelten zustän­
dig, nämlich die ÖGBEL, die Burgh.uprmannschaft und d .. Bundesgär­
ten. Eine optimale Ablauforganisation ist auf,grund der unterschiedlichen 
Zielseezun8en dieser Organl5ationseinhei[en beträchtlich erschwere. 

10.2 Durch dIe mangelnde ßerei<schaft dieser Organ,sationse,nhetten zur Zusam­
menarbeit gehen der öGBEL auch E,nnahmemöglichkelten verloren. Der 
RH reg[e eme Struk[urbereinigung an. Dabei wären die Betreuung der ge· 
samten hlossanlage einer emzlgen OrganiS.3.[ionseinhelt zu übertragen oder 
die Zielsetzungen der OrgaOisauonseinheuen aufemander abzustimmen. 

10.> WNI Alm,dNng dtJ BMB\VK uart unt BtlrtUNng der gtsamftn Schlonanlag, 
durch tmt tlnzigt OrgollIJollomtmhtit u'iimcJxnJu't!rt. 

Da; B/\I \f/J'\ führtt alIJ. tlnt Vtriindertlng Stl nur In Verh11ldllng mIt tU/er grllnd­
Itgentltn Srruk/Nmform dtr BNndesgartm''t1'U'altung denkbar. Fiir du tm/and­
hallllHgsorbtlltn am (hlou u'iire dit Blirghouptm~mm(hafl zlistiilidig. Fiir d,t 

BmiitZflllg ,vn Fmf/iirht" ,-or dt111 MNJtNnt dlfrch du (JGBEL Jollft ,mt g,n""l­
I. find großziiglge U,!llIIg gefNnden lI'erdm. 
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0..,.81111sallon 

Führungs- und 
Stcuerungs­
Instrumente 

Osterreich sehe lerie Belvedere 

/11 tWt!1' welferen 1t//lIlIgnahme gab daJ BAlß\\I'K beknnIJ/, daJJ SIch tim But1-

t1eJdelJkmalam/ dtzulier/ für du Be/behd/lJmg der Pflege dtJ Belt'tlÜre- PtlrkJ 
dllrt·h du BundtJgiir/e1I tJmgaprochen haht. Im Ohr/f!.tn ba/ündt flunmehr tlnt 

ßerefIJ(!NJ/t zur ZUloTIJmenarbcil al/er O"r,Q1JfJal;omembfl/m. 

11.1 Der RH stellte dazu im Einzelnen fest: 

(I) In der Buchhal<ung und Im Museumsshop wurde das Personal Im 
Überprüfungszeitraum mehrmals gewechselt; dIe kurzfristIge AuOösung 
von Dienstverhältnissen führte zu einer nicht geregelten Übergabe der 
Aufgaben und zu längeren Einarbeirungszeiten , 

(2) Die Aktivitäten in den Bereichen Sponsoring, Publlc Relations und 
MJrkcung waren nur teilweise aufeinander abgestimmt; dadurch war ein 
einheitliches Aurucren nach außen deutlich erschwere 

(3) Ein srändiges Comrolling war noch nlCh[ eingerlchret. 

(.1) In der Kostenrechnung waren nICht alle relevanten Kosten und Erlöse 
ausgewiesen. 

Der RH s<ellre insgesamr feS<, dass bei den Führungs- und S<euerungs­
insrrumemen sHukrurelie Defizite gegeben wuen . Die Einserzung von 
zwei gleichberechrigren Geschäf!Sführern für Forschung und Sammlung 
sowie für kaufmännische Angelegenheiten fand mehr srarr. 

1 J.2 Der RH empfahl, die Aufbau- lind Ablauforganis.1[ion zu ad.proeren, wo­
bei aur das Zusammenwirken der einleInen Orgi.lnlsJtlonseinhei[en be­
sonders Bedacht genommen werden sollte. Der RH wiederhol re weiters 
seIne frühere Empfehlung an das BMBWK, eInen glelchberechrigren 
qualtfizierren Geschäfrsführer für kaufmiinnische Angelegenheiren zu be­
stellen. 

11.3 Ote ÖGBEL rraehlete eme F!uktl/a/lo/l m Jedem /laeh kaufmii,mi,'-;"n Gweh,,­
punkt"" f!,t/iihrrm U IIfmlthmm '0 lange für rrfordrrlleh, bu mit optmlOle St,II",­
beJe/zung trrelch, Jel. ßesJande11e Kommll1J1katJonJII/ii"gel leun durch tmt AdJeIII­

anUlf/Jlmg zWl1chenullltch behoberJ U'ord,w; all der \ferMler"'lJ:, der O'l~amlallon 
u .... de laufend gtnr"''''', /111 bestehend", Buchhaltung",,,,", JtI eine sehr detai/­
furie KOJltmlelltnJlrJlkrlJr Imla/her, U'{)t'den: am U'tlltrer' Ambali dtJ Control­
Img, U .... de laufmd genr","", 

Da' BMBIVK gab "'kanm, dass die AI/SJfatflfflg des kallfmiJlmisdJen Lllltr! mit 

ewtr Ewulprokura nahezu dm Vollmm'hlJ"'fugnwttI '111<5 Geschil/"fiih,..,., em­
'p"khe; die Größe der ÖGBEL uurde es meht reehtftrllgen, ZU'tI hochdofltrle 
FiihrungJpoJillOnOI on dIeJfr A"lIal/ ZlI f'rf'gekn. 

11.4 Der RH verblieb bei seiner Empfehlung, für d,e GBEL zwei gleichbe­
rechtlgre Geschäf[sführer zu bes(ellen, weil die Prokura nicht die Verant­
\Vorwng eines Geschäfrsführers abdeck<. 
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Rechnungs\vcsen 

Buchh.llwng und 
BiJanzit'rung 

Refun(lierung der 
Beamwnbe;li.ige 

Il . I Der R 11 srell,e fes<, da .. 

(I) das Anlagevermögen In der Bilanz zum I. J"nner 2(Xl() und zum 31 De­
zember 2(KlO um rd 1,11 M,II EUR zu hoch ausgeWI5en worden war, 

(2) ein Im Eigemum des Vereins der Museumsfreunde stehende) Kunsrwerk 
n1l[ einem Anschaffungswert v n O, .l6 Mdl EUR In der BII.1I1Z lum 31 . De­
zember 1999 zu Unrecht Im Anlagevermögen ausgewiesen worden war, 

<_\} ein In der EröfTnungsbi lanz .turn I . Jänner 1999 ausgewlcsener Becl'"Jg 
\on rd 0 ,09 Mdl EUR nICht erkl;'rt werden konnte und 

(·n Im J.lhr 1999 Im Zusammenhang mH dr-r Ausstellung Amenca eint' 

pedltlon Re(hnungen über rd 0,16 Mdl EUR ohne Um;atlsreuer für 
Flu,gcJ(,: kers .ausgestellt h.tuc; weder (he beHlt'bliche Ver,lnl ... \sung noch 
die Erbnngung der Lelsrung war überprüfbar. weil du: Flu}.tCtckers nICht 

vorgelegt werden konnren . 

11.2 ach Auffassung des RII wuruen dadurch Grundsätl.e ordnungsmäßiger 
Bu( hl1;)lrun~ und Bd.lnllerung nicht Immer eingeh'lleen, weil einers.elts 
kein geueut's Bild der Vermögens- und Ercragslage verml[[eh wurde und 
andererseits ein . berblsck über die Geschäfrsvorfalle snnerh.alb Jngemes­
sener Zeit teilweise fll ehr gegeben w.u. Der RII regte die verseärkte Be­
achtung dieser Grunds~itze an . 

12 .. ~ um Sltlllln?71abme der (jGBEL $tltn Im kaulmiilllllu htll 8er~l{h p,rQßt An­
Jtreng""}:,'" lind IIm!tlJJemlt Alaßlltlhmrn j?tJttZllJ. vrdt"ll. 11m tl" Jm GrllndJatu n 
ordmmj!,J/lJlißIRer Bllfhh"IIIJIIg lind BtltIllz ler"lmg enlJprecm:ndlJ Rer.hnllllgJueJef1 
tllI!ZlIb.lllt"11 , 

13. 1 DleÖGBEL härre dem Bund ab I .Jänner 20<Kl gemäß dem Bundesmuseen­
GeSetl 1998 den gesJmren Akrlvit~irsaufw .. lnd same eben kosten für die 
bei der ÖGBEL tätigen Bundesbeamten sowie einen Beirrag zur Deckung 
des Penslonsdufwandes zu ersetzen ,gehabe 

Der R 11 srell,e fest, dass die ÖGBEL e"t Im September l(XX) vom BMB~ K 
veranL.1Sst worden war, die Rc:fundH:' rung der ßeamtenbezüge für Jänner 
bis September 2000 in Höhe von rd 0,51 Mill EUR zu zahlen . Die ÖGBEL 
lelstett:' diesen Betrag, obwohl dessen Ilöhe mehr überprüfb.u war. 

Für d .. Jahr 1000 waren In der Bu(hhaltung der ÖGBEL Beam,en­
bezüge von rd 0,68 M,II EUR, In der Bundesbesoldung h,n,L:egen von rd 
0, 75 Mill EUR ausgewiesen . Bei den Einnahmen des Bunde, wurden als 
Refundlerung der Beamrenbezüge rd 0 ,81 MIII E R und somit um rd 
O,ll Mdl EUR mehr au'gewlesen als In der Buchhaltung der ÖGBEL 
Eine Aufklärung der festgesrellten lnrerschlede war aufgrund der dem 
RH lur Verfügung ~(.·s{ell[en Unrerbgen des Bundesre<.:henu'ntrums 
nicht mögl ich . 
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Rechnungswesen 

ßesuchersra[istik und 

Einnahmen 

Sammlungen 

Sammlungsbestand 

Doppel­
In\,ent;UISlerung 

Osterreichische Galerm Belvedere 

11.2 Der RH regte an, für das Jahr 2DOO d,e Betr'.ige über d,e Refum.l,erung der 

Beamrenbezüge laut Bundes~soldung mit dt'n entsprechenden Aufwen­
dungen laut Buchhaltung der ÖGBEL "bwgleichen; der Verbuchung 

wären Bele~e zugrunde tll legen, aus welchen alle Dctillis über die Zu­
sammenserzuntt der zu zahlenuen Be[räge erslthdich sInd, 

1\.3 Du (JGBEL ?toh zlmiirh51 bekaum, JtljJ daJ Bumle.m .. dJeIl':.m/rufIJ /rolz mthrllJtI­
Ilgt:"I\II!orderlllJg kenn OIup"uhwdm Umerltlf,!,t:1I z/lr Verfi'f:.lIIlg /!,fSIt!/I1 habt;, 
Die BeZtJhhllJg der ßelrlij!,t u'lin nt/rb dem Verl"t/llrllJ/!,r,mdJt//z etjolf!,/, I m Okto­
ber 2()():! udlt die ÖGBEL Tml. daJJ dIe Bfdmfmlx:iige' lallt tim I Q!1J B/II/{jesr~­

fheTlzem,.lIm iiber,lIItltlten DtltemriJ:p,er nut dw Alljinndtmgm ItllJI der ßllfhhdl­

l1I11/: der OCBEL iibertmJllmmlt..lJ. 

14.1 Die Besucherzahl der ÖGBEL stieg von \79786 (199R) auf 196 619 
(lOOD), d,e d"raus resultlerenuen Einnahmen \'on 0,98 '" ,11 EUR (199H) 
auf 2,58 Mill EUR (2000). Die Fesmellung endgültiger BeslIchertahlen 

war all{'rdln!(~ schwierig, weil die ÖGBEL mehrere Unterla~en mir unter­
schiedlichen Z1hlen für die ein~elnen J ahre vorleg[e. 

14.2 Der RH i.lnerkanme das starke Anstel~en der Besuchertahlen und der 
Einnahmen, empfahl Jerloch, u,e Kartengebarung so zu organiSIeren, dass 

Jie ßeslicheilahl jederz{'n eloclemlg fes[,gesrell[ werden kann _ 

I ·L\ Die ÖGBEL It!rlft' 1111/, dOjJ d,r Knterlt1l für du: BfJlICherer[asslIlIl{. sowie dll.: 

Karlfllgebartlllg rv:rbe!serl u 'f)rden Jele"_ 

15.1 In zwei Werkverzeichnissen lind in einem Auss[ellungskacalog wurde die 

ÖGBEL unter anderem dis Eigenrümer von drei Kunstwerken von Egon 
Sch,ele angeführt, üb<r d,e ,n den Invent"'Jufze,chnungen der ÖGBEL 
jedoch keine diesbel.i1~ll(hen Einrraglln~en aufschienen. 

11.2 Der RII regte an, über d,e möglicherweISe ,m E'genrum der ÖGBEL ge­
standenen Kunstwerke Nachforschungen anzustellen. 

IS . . \ DJt OGBEL Ift/U Inll, dlln lIfh du dreI \f/t'rkt' niemals m Ihr~m E'1!.tIltll111 I;r. 

fimdn, };,ilten lind auch ktm EmlTdR UlJ Im'fTllarOllfh oottht. 

16.1 Der RH s[ell(e fest. dass mir der Bereinigung von DoppelinvencJrJslerun­
gen von Kunstwerken - durch d,e ÖGßEL und andere M useen - be­
,gonnen wurde, 1m Invt'nmr der ÖGBEL sind Ku ns[werke dus~cwiesen. 
die der Burghauprmanns,hafc In \'(Iien als Auss(;;L[rungsbilcler überlassen 
und von der ßundesmobillenverwaJcung an die Schloss hönbrunn Kul ­
tur- und Be[riebsgesmb H verliehen wurden. Die zeitweise Rückgabe 

dieser Kunscwerke an die ÖGBEL für eine Ausstellung wurde mit dem 
HinweiS, dass die Eigemumsverhäl[msse mehr geklärt selen, verwel~erL 
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92 

S.mml~".e" 

Ankdufe 

Invemarführung und 
-koncrolle 

16.2 Der RII empfahl. die Bereinigung der Doppellnventarislerullgt'n fon­
zusetzen. BezüglICh der an die Schloss Schönbrunn Kulrur- unu Bctnebs­
gesmbH verliehenen Kunstwerke sowie einer rechrllChen AU5eIn.mdersct­
zung zWischen dem Kunsthiscorischen Museum und der Schloss hönbrunn 
Kultur- und Betnebsgesmbl I über die Nutzung von Kunstwerken regte 
der RH an, eine eindeutige und .lweckm;ißi,ge Regelung üher du: Nut­
zung von Kunstwerken zu treffen. 

16.3 Du OGBEL utllt nlll. du BereJnlJ!.JlnK t'fm Dop~/mrnJlarJJltrml}:,M u'r!rcltIorl­
gestlzr. 

OaJ Bill B IrIK IIl1d doJ Bi\! \\'IA Rabm btk01ml. daIJ lieg'" UmJIYllklllrlerJlIIgm 
btrm )t'U"ttl; andtrtn BII"dnflllnlJltrlJlnJ kt"" EmlKllng iiw du l'orlu!!.tndtIJ 
!JJ)ungHr".,chlagt habt trZull u""dm könnm. 

Da! BtIIF U'W darauf hJII. dajJ IIlaßnahmen l'fJm BtII BIf'K 1/111 .1," btlroffmm 
ßlllldtJnJJlJeen 1,11 UrItTl U'iirefl. 

16.4 Der RH ersuchte, in konscrukclver Welse eine Lösung zur Vermeidung 
der mehrfachen bzw ungeklänen Verwaltung von Kunsrwerken herbeizu­
führen, wobe, das BMF als E,gemümerverrrerer dabe, federführend duf eone 
raschere Einogung in dieser Frage drängen soll,e. 

Da! BIlIBIrIK und BIlIIrIA kulldlg/tn GtJprarht übtr du BtrwlIKIIIIJ!.lltr Oop­
ptJinr'~ntdr/H"UngtN ON. Das BAfF saglt zu. Hch Nm tlllt rauht ElIlIj;lIlIg 111 

dia ... F r"g' ZJI btllliihen. 

17 . 1 Die öGBEL kaufre 1998 Kunstwerke um 0,35 M,II EUR und 1000 um 
0.01 M,II EUR an. 

17.2 Der RH verwies darauf, dass von der öGBEL d.r geseczliche Auf,mg zur 
Sammlungserweocerung im Jahr 2000 kaum .rfull, wocden war 

17.3 Du OGBEL /trlu dazu 11111. daIJllllj"hr 20()() "U! Griindm d" k,luflllaillll ­
l(ht" VorS/cht /zt/1lt FJnaf1zmJlul/iir tUtrUn-hllllJ;tll t'Qrgtlthm u'orJm Stlt'lJ. 

Für du folgmdm jahre uirrt Jeu~rI! tIn Be/rag für N,utrU ... hulIgen 111 dlt Bud­
gUf)()f'schall flngestlZI "nd l'Qm KHralorJum gtnthmlgr "rmJtn. 

IR .I Der RH empfahl 1999. den Verbleib von enrloehenen Kunsrwerken zu 
überprüfen, Kunstwerke, die ausgeschieden wurden oder deren Standort 
unbekannt iS<. in AufzeIChnungen fesczuhalren und d,e Haftung der Leih­
nehmer In die Ellrlehnbedingun,gen aufzunehmen. Weiters sollte nur 
mehr ein IT-gestütztCS Inventar geführt werden , In dem alle Informatio­
nen enthalten sein sollten. 

18_2 Der RH stdl,e fest, dass nunmehr die empfohlenen AufzeIChnungen ge­
führt werden. die Endehnbedlngungen angepasst wurden und e ine lau­
fende 'bcrprüfung des Standortes entliehener Kunstwerke stau{'jndet. 
Weiters wird ein einheitliches. laufend aktualisiertes Inventar gefLihrt. 

18.3 Du OGBEL /trl/t mll. dan "alh u It Ivr Proh/mu 1/111 ulhn,hlll'," htJ/iindm. 
U'tldH du Rückgak von AIIJJlalJuflKshtldern t~tigtrn oJtr gar ,,"u'tJ!!."n. DdJ 
BMß\fIK lind du Fmaflzprokurallir Jllnlllm Um"Jliilzung "such, u'O"Jen. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 101 von 349

www.parlament.gv.at



Sammlungen 

Museumsshop 

Geschäftsführung 

Osterre,chJsche Cal rle Belv"", ..., 

19.1 Der Museumsshop erzielte 1999 im Rahmen der TeilrechrsP.ihigkeit Erlöse 
von 1,42 Mill EUR, jedoch einen Verlust von 0,22 Mill EUR. Im Jahr 2000 
wurden Erlöse von 2,13 Mill EUR sowie ein Gewinn von 0,68 Mill EUR er­
zielt. 

19.2 Nach Auffassung des RH iSt die ÖGBEL nach den BeStimmungen des 
Körperschafcs{f'uergesf'tzes grundsätzlich unbeschränkl steuerpflichtig, 
weil der Museumsbetrieb einen Belfieb gewerblicher Arr darStelle. Eine 
Befreiung iSt nur dann gegeben, wenn die ÖGBEL gemeinnützigen Zwe­
cken im Sinn der Bundesabgabenordnung diene. Die Befreiung erStreckr 
sich auch auf unentbehrliche Hilfsbetriebe unter der Voraussetzung, dass 
dieser Hilfsbetrieb zu anderen abgabepOichrigen Betrieben derselben 
oder ähnlicher Art' nicht In größerem Umfang in Weubewerb tritt. 

Diese Voraussf'rzungen treffen aber für den Museumsshop nach Ansicht 
des RH nichr zu, weshalb fur den Museumsshop KörperscharrsceuerpAich r 
gegeben wäre. 

19.3 Die (jGBEL ging l<'tlferJ dallo. aUI, dall fiir dt. MuuuflfJJhop ktlne Kbrper­
J(haftll<lInpflichl """he. 

19A Der RH verblieb bei seiner Ansichr und reilte diesen Sachverhalt der Finanz­
verwalrung mir. 

DaJ Bi\IF gab btkPnm. dau die zmtiindlge Fifldnzlondt,dmklJon ang""i"", U"'­
dtn sei. eine ßelrttbspriiftmg vorzunehmen. 

20.1 Mir dem nunmehrigen Geschäftsfuhrer und bisherigen Direktor der ÖGBEL 
wmde im Jänner 2000 eine Vereinbarung geschlossen, wonach zusäczJich zu 
seinem Monatsbezug als Beamter ein nichr ruhegenussP.ihiger Zuschlag sowie 
ein leisrungsbezogener Zuschlag von 20 % des Jahresbezuges ausbezahlt wer­
den. Dadurch kam es zu einer Verdoppelung seines bisherigen Jahnesbezuges. 
Die aufgrund der Vereinbarung ausgezahlten Berräge wurden über ein Auf­
wandskonto verrechnet und damit nicht der Lohnsteuer uncerlOgen . 

20.2 Für den RH war nicht nachvollziehbar, warum der Jahresbezug des Ge­
schäfrsführ.", ab Jänner 2000 verdoppelt wurde, obwohl sich im Umfang 
und in der An der Ta:rigkeit seit der Ausgliederung kaum etwas geänderr 
harre. ach Ansichr des RH wären auch die zusätzlichen Zahlungen für 
die Tätigkeit als Geschäftsführer als Einkünfre aus nichtselbständiger 
Arbeit der Lohnsteuer zu umerziehen gewesen. 

20.3 0,. (jGBEL wlle dazu ",11, dass der mll d"n ß/IlßWK in ein ... Vereinbarung 
ntu fUlgelegltJni>robtwg durrh die hohe Alleinveranltwrlung mfolge der A/lJglu­
d..-lIng und der rlXhlllchen Selb"iindlglull der (jGBEL hegrii.tkl m. Derarllge 
Vmillbarrmgen seien "111 allen GucbaflJfiihr"," der a/IJgegllttkrl'" Bm"UsmuJetn 
gelroff'" ,vordtn. Die V...,,,"er"ng der ßeziige dU! dtr ZUSdlZ,,.,.,inbarllng erfolge 
durch dtn Gescba[tsfiihrer der OGBEL. u~iI tim VtTT'er:hnllng m,' dtn Beamlm­
beziigen 1I1rb' ",ifglirh gtu"'''' sei. 

20.4 Der RH teilte diesen Sachverhah der Finanzverwaltung mit. 

Das BMF gab heknnnt. dass die zuS/iindige FinnnzlandtJdireklion nngW/imn 
worden sti, tine Btlriebsfwufllng vorzJInthmm. 
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94 
Sonstige 
Feststellungen 

Schluss­
bemerkungen 

21 Weitere Feststellungen und Empfehlungen des RH betrafen die Nutzung 
tl~s Oberen Belvedere, den Vertrag mir dt:T Wiener St"Ccsslon, die VonlO­
s(- hld8sers(C~ llung, Verbindlichkeiten <in den Bund. dlt' AUoloführun,gsan­

lage. d.l.S Kassenw.,en. Kataloge. den Messesrand in den USA. leIhgaben 
.10 d.e ÖGBEL. d.e unterschiedlichen Schwerpunkre bel der Samm­
lungsrätlgkcJt der Direktoren, Vermietungen und Veranstaltungen, Spon­

sonng und Barrervereinbarungen, IT, die Verpachwng des Cafe- Resr3u­
ralHS Im Oberen Belvedere. den Verein der Freunde der ÖG BEL, die 
Zeitschrift Belvedere. Überstunden und Prämien des Personab. das Berci­
lJgunf,:s- und Finanzconrrolllng und die Zus.lmmemtrbel( von Bundes­
mU!J.een , 

n Zusammenfassend hob dcr RH nachsrehende Empfehlungen hervor: 

Die ÖGBEl soll re 

(I) die Aufb.u - und Abl.uforganis"Iion ad,plieren, wobei auf d.s 
Zusammenwirken der einzelnen OrganiS3tionseinheircn besonders 
Bedacht genommen werden solhc , 

(2) auf den Abschluss von Versic herungen für das ammlungsgut 
lind die Immobilien verzichten und die Mittel in Maßnahmen zur 

icherung des ammiungsgutcs und der Immobilien investieren, 

0) die Grund öI.e o rdnungsgemäßer Buchführung und Bilanzie­
rung verstärkt beachten , 

(4) Nachforschungen über möglicherweise im Eigentum der ÖGBEl 
gestandene Kuns[,"verke fortsetzen und Doppelinvenfarisierungen 
weiter bereinigen. 

Das BMBWK sollle 

(;) für gleichartige Tätigkeiten aller An stalten eine gemeinsame 
Planform der Bundcstl1useen - eventuell in Form einer Ho'ding 
- in Erwägung liehen. 

(6) eine Srruklurbercinigung bei der Schloss.nl.ge Belvede re .n­
streben. 

(7) einen gleichberechtigten qualifizierten Geschäftsführer für kauf­
männische Angelegenheiten bestellen und 

(8) die Bereinigung der Doppclinvcntarisierungen fortsetzen . 

Das BMF soll re 

(9) als EigenrümervcrtrClcr federführend die Bereinigung der Do p­
pelinvcntarisierungen mit den betroffenen Bundes ministerien be­
treiben . 
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Ku rzfassung 

Verwalrungsreform in der ekcion IV ­
Kulcur- und Kunscangelegenheicen 

Di e Se ktio n IV d es BMBWK ist für Kultur- und Kunsrangelegen ­
heirc n zus tändig. Im Hinbli ck auf di e Erlangung e ige n e r Rec ht s­
persönl ichkeit von Einrichtungen d es Bundes, die b is her von d ieser 
Sekt ion verwaJ tc t wu rden. regte de r RH an, sämtliche für die K ul­
turvc rwa ltu ng des Bu ndes zuständ igen O rganisat ionsei nhei ten in 
ei nem Bundes m inis tc r ium Lusam men zu ras "'lc n . 

Ke nndate n d e r Sektion IV 

Rechtsgrundlagen Bund",m,n,sre"eng=n 19H6. BGBII r 76, 1986 ,dgF. 
Bund.,museen-G<><:tz. BGBII r 115' 1998 b" Ende 2001. 
danach ßundesmuseen-Gesetz 2002, B BI J r 1 1'2002 

Aufgaben Kultur- und KunstangelegenhfOltC'n (M~n und mmlungen. 
Denkmalschutz, Ö:.terrelchlscne Nationalbibliothek, Hofmw:ikkalXlle. 
ÖSrerrelchlscne Phonmnek) 

O rg.tnisa tion Sekuon des B~fBWK mit Vier Abteilungen: 

Prü fungsabla uf und 
-gegenstand 

Aufgabe nbcreichc 
und O rganisaci ons­
en t w icklung 

Personalangelegenhelcen fur den SekClonsbert:lch 
Organisation und I laU5halrsan~elegenhel[en der ~ I useen und Sammlungen 
Denkmalschurz und Denkm.lpOege 
örfenrhch~ 8iblio[heksw~n und Hofmuslkkapt'lle 

Der RH überprüfte ,m Ar,,1 und Ma, 2001 d," Auswirkungen der Ver­
walrun~~reformbesrrebun~en des BMBWK In der SektIon IV - Kulrur 
und Kunsc;'lngelegenheHen . Einen Schwerpunkr dabei blldcte das Eln­
sparun~spo(enl,al. welches sich durch dlt., Erldngung el~ener Rechrsper­
sönllehkelt der Bund("smmeen t'Q .. :eben könntt . 

Zu den Im August 1001 l.lI~eleJ(e[t:n Prüfungsmlrredungen gab eids 
BMBWK ,m Jänner. ,m Jub und im Oktober 2002 Stellungn.lhmt·n Jb . 
Der RH erst;lu(:'re dazu Gegt'nJußerungt:n Im April. Juh und Qvem­
ber 2002. 

2.1 Se" 1970 umfasSte der AufgJbenberelch der Sek"on IV des BMßWK 
überWiegend die Rechts- und IIJu.shJltsan.gelegenhellen sOWie (he Be­
treuung der wissenschaflll<:hen Bereiche fiir ~'l useen. Denkmalschutz unu 
-pflege sowie des wissenschaftlichen Blblaorhl'kswesens (unrn anderem 
SrudJenbJbliorheken der Universitäten lind ÖSlt'rn.' ich,s{he N~l(loni.1lblb­
liothekl. 

BIs 199·1 nahm elOe Or,g'InI~.ttlonselnh(,l( einer anderen Sekrion ues 
BMBWK d,e dl<nst- und besoldungsrerhtl,chen Angclcgenheorcn d,eser 
nachgeordneten EInnehrungen wahr, danach wurue daH.ir (:.'10(:' Abrellung 
on der Seknon IV geschafTen. 
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.. 
Aufgabenberelcha und 

Organls .. tlonsentwlcklung 

Planungs- und 
Cont.rolJingsystem 

Vor In-Krafr-Tr~ten des Bundesmuseen-GeSftzes 1998 betreure du!'se 
Abreilung I 577 Bedienstere. 1999 sank die Anzahl auf rd I 300, 2000 auf 
rd I 100 und 200 I auf rd 900 Bediensce«. 2002 soll sich die Anzahl um 
weitere 245 Bedienstere verringern. Nach Erlangung der eigenen Rechts­
persönlichkeit aller vom Bundesmuseen-Gesetz umfassten Einrichtungen 
des Bundes wird die Anzahl der zu beueuenclen Mirarbei[er um weitere 
145 sinken. 

2.2 Die Wahrnehmung von diensc- und besoldungsrechtlichen Angelegen­
heiten durch die Sektion IV war niche zweckmäßig, weil dadurch eine 
funklionierende und sachorientierte Gliederung im Resson nichr mehr 
gegeben war. Außerdem könnten nach Ansicht des RH .ufgrund der klei­
ner gewordenen Anzahl zu betreuender Bediensteter drei Mitarbeirer in 
der Personalabteilung eingespart werden; dies entspräche einem jähr. 
lichen Einsparungspotenzial von rd 131 000 EUR. 

2.J DflJ BillBWK "ii" dazu schlitßlich "w. dass dit d"'/Sf-lInd btsoldungsrt<hl­
lichen Ange/~gttJhtiltn nunmehr IIOn ein" Abteilung der Sektion 111 mltbnrelll 

werden. Durch dielt Maßnahme wO'rro ein Re/erat lind zwti PlanJltlltrJ elllgt­
spar/ WQ1"tim. 

3.1 ach Erlangung der eigenen Rechtspersönlichkeit haben die Museen 
gemäß dem Bundesmuseen-Gesetz fur die Errichtung eines Planungs­
und Controllingsysrems zu sorgen. Die Verpnichrung des BMBWK, den 
Jahresabschluss dieser Museen zu prüfen und die Verteilung der finanziel­
len Basisabgelcung vorzunehmen, bedingte seine Einbindung in das Con~ 
trolling. 

J.2 Der RH empfahl die Zusammenfassung des Controllings der Museen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit mit dem Controlling des BMBWK, um ein 
mit dem Konzerncontrolling privater Unrernehmungen vergleichbares, 
flexibles Informa[ionssys[em zu schaffen. 

J.3 DaJ BM B WK ItIltt mil. das, tim Empfehlllngen des RH durrh die Schal/llng tlner 
personell allJreichmd btstlZltn Abteilung In du Sekllon IV ffl/JprOChm ,,",mini ItI. 

Hlnsi(htlich d<J Bemchsrom_ollmgs IUt:! daJ BMBWK da-""f hin, dass efftk­
liV<! Comrol/ing allJ/iihrlicht inha"licht KenmiJJt der ach","leritn Vf)_allJstlZt 
lind dahtt- tint fa(hbet-eichsOt"itTJ/ierlt Glieduung trfi".dulirh macht. 

JA Der RH entgegnete, dass mit der Schaffung einer Controllingabteilung 
innerhalb der Sektion IV seine Empfehlungen nichr verwirklicht worden 
wären. Er wies erneur auf das ErforderniS einer einzigen Organisanonsein­
heit für Controlling im BMBWK hin. Auch vermochte er sich der An­
sicht des BMBWK hinsichtlich der besonderen achkenntnisse nichr an­
zuschließen, weil diese im erforderlichen Umfang auch 1n einer zentralen 
Comrollingabreilung vorhanden sein sollten. 
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Zusammenfassung 
der Kulturvcrwal­
tu ng des Bundes 

Sonstige 
Empfe hl ungen 

Zuk un ftsauss ic htcn 

Verwallun re'orm In d r Sekt on IV -
Kullur- n Kunstang I nhe 

4.1 DIe" von der Vizekanzlerin und BundesmInisterin Hir öffentliche Leistung 
und port, Dr Susanne Riess-Pas.ser, Inltllene Aufgabenreformkommission 
empfahl, sämtliche flir die KulrurverwaJrllng des Bundes zus[:;nd'gen Orga­
nisationseinheiren der Bundesministerien unter Ausnünung bereits be­
stehender ynerglen In elOem BundesmlnlStcrium zU5.'1mmenzufassen. 

4.2 Der RH schloss sich dieser Empfehlung an. 

1.3 Das BAlBI'VK rn/gegnm. dass d/ts Ang.legrnhtll der Bllndn"KI"''''K uiirr. 

um Alllltllrmg der 811ndesrrgierrmg hJbt "rh d" derttlllgt KompeltllZl .... ltllrmg 
des B .... /chs Kllm/llnd KIII/llr dlirchollS btfl'iihr/. Es erschtm, fllljgrtlnd der ErJah­
rllngm zu'trkmiiß/g .... allfiilligt "ch aus der bcruhrndm Alljgabtnt ... wlllng "/1-
S1<hrndm Prob/an, dllrch l"allsprllrhlrahn~ der Koordlnallorukompetmz dn 8l1ndn­
rundm zll/ösm. als tmt VeriindernllX der IInfgab<.rwerurlllllX nm.llllehlllen. 

4..1 Der RH verblieb bei s .. ner AnsiCh" weil gerade durch die Zusammenfas­
sung sämclicher Kulturngenden 10 einem ßundesministcrium besrehende 
Synergien genürzt und Einsparungen Im Verwaltungsaufwand erzielt 
werden könneen . 

S Sonsuge Fesrsrellungen und Empfehlungen des RH berraEen die Aufnahme 
von aus Micreln der Tedrechrsfahlgkei[ erworbenen Sammlungsgürern in 
die ßesmndsverzelchOisse des Bundes, die Bewertung von Kuns[gegen­
C)ränden sowie die Veranschlagung von Förderungen bei den anweisenden 
Organen. 

(, Für die im Bereich der Sekrion IV verbliebenen Diensrsrellen schlug der 
R II folgende Lösung vor: 

(I) Eingliederung des p.chologlsch-anatomischen Bundesmuseums in das 
Ins[l(Ur fur Geschichte der MediZin oer Universi[ä[ Wien . 

Das 8MBIVK uilu 11111. dass Orgoll' Iftr U,lwerst/;" lrIit1l dIe /JOHl RH al/ger?!!U 
EllljI,/ttdtrung aus persolltll.n lind ji1la1lzrtllm Gründen uttdtrho/I abgtlthlll 
haltm. 

(2) Die Plannellen der "lebenden ubvenflonen ll in einzelnen Bereichen 
soll ren In Förderungszuwendungen umgewandelt werden. 

(Jch /l1/1I,illll/g dts 8/1181VK u ... dt SICh dusts Prob/tm dllrrh Zmobloujlösm. 

(3) Die Hofmusikkapelle sollte ausgegllederr werden . 

Das BMBI'VK sa8ft dlt Aujnahmt dahrngthtlldtr Gespri;cht nl/l dm I'Vltllrr 
Ph,lhJrrl/onikmlllllfl der Erzdiifuse Wien ZII. 

(4) Die Förderungen ölTenrlicher Körperschafren für Denkmalschurz soll­
ren In einem Fonds oder einer Srlfrung gebündelt werden . 

Das B/IIB \VK m/u daZk 1/111. dass btSlthrndt Fb'rdtrlmgsstrllklllr<1l rrgt/lltilßIj!, 
2,11 iiberp,'üfm IIl1d ZII''frbe.sJtr1I ll'iirt1l. Die GrÜlldllng elllU Fotuh oder t:mtt" 11/-

11111.1: {t/ dtrzfll mchl realistISch. 
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98 

Schi uss­
bemerkungen 

7 Zusammcnf .... ,cnd hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( I) Sämtliche für die Kulcurverwalcung dc~ Bundes zUMändigcn 
Organis3tionscinheircn der Bundesmini'itcrien wären unter Aus­
nüuunJ.! bereits bestehender ) nergicn in ei nem Bundesmini')[c ­
rium I.u,o,ammcn.lufasscn. 

(2) Da, Controlling des BMBWK wäre mit dem Controllin!( der 
Muset:n mir eigener Rccht~pcrsön lichkcil .lusammcllzufassen . 
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Fin'lnlverwa!rung 

Zol lverwaltung 

Bereich des Bundesministeriums für Finanzen 

Nicht verwirkltcht wurden d,e Empfehlungen de. RH hon.ichrillh: 

Im BereICh der Finanzverwalrung 

(I) EinnchlUng eoner Kon,erndacenbank (TB 1999 S. 1.l2 Absl.2, TB 2000 
S. 115 Ab. 1.2). 

LaIlI IUII/er/ml}!. d.eJ B,\fF U'~"e ,hf KQ":mtdale,,htlllk Im Rahlllell da Kip/an/en 
Reforlllpro;,ku der GroßbelrJeh,priijll1/K e//lw/eke/t /lud",. 

W Schaffung e,ner einheitl,chen, sowohl d,e Erhebung der Abgaben dis auch 
die Berriebsprüfung umfassenden Zus[ändigktH für Größtbecritbe und 
Kon zernumerneh mungen (TB 1999 . I q Ab, 6.2, TB 2000 . 115 
Ab. 1.3). 

LaI/I tll ille/IIIII/( da BAIF urrde ehe Frage der 'lIIhm/II'hell ZlIItiilld/gktlf für 
Gri;ßIb.:lrJebe ebet/fall, /111 Rahnltll de! gep/fllItf1l Rejr,rlllpro;eku "tr G roß/H:tmbs­
priifiml!, bt:riirkstchl18J u-erJw. 

im Bereich der Zollverwaltung 

(j) Schaffung e,ner RechtsgrundlJge für d,,. Bestehen und d,e Tätigkeit 
(auch) de< Zollwache-Massafonds (T B 1967 Abs 57.1 bis S7 .H. wle<z, 
TB 20()O . 1 15 Abs 2.1). 

Dm ßM F u'uder-bolte, ein dllf den KOJlen/r,k/(),. tlb/!,eJlelller Vtrp,lelcb zU'Hehen 
dRn UiJlltlgJ1uod.ellm ElalU Iruch,:/r IIIlfl ,\ltlsJau u'urhd!t sprtfl:w taJftTiilltlt:rl ;;11-

f!.lImten des MdJJafomis. Dllrrh den beabSlrht/gl~n Em.raiZ WII IT - Pro!!.r"mfllm 
/iir dit BedIJTfJtUlford~r",,/!, "01] Umformen u"d d'f Arlfordeml/g Ion AmriiJ­

lllngJgt}!.tmliillde1l kiirwlf1l t'rheb!tche personelle EUl1purmlf!.e1I er.u:lr u,"dm. O,t 
GeJpr(khe mll dem ßtH I IIIId dem ß I\U iiber eme Z/IJ(lIll11lm/iihrtOlJ!. tltr ,\lrI1JO­

fonds hti'/Ifn ke/ll IIIt/JelzbaYeJ ErReblllJ erhr(ffhl, 

(41 Erlassunl: der aU5sfändigen Verordnun,g des Bundesminiscers rur Finanzen 
über das Nach,dienSlgeld für nicht der ZollwJ,he angehörende Organe der 
Zollverwalrung (TB 1982 Abs 50.18. zulerzr TB 200ü S. I 15 Abs 2.2). 

Dm Bill F sah u'",erhlll km"l/ Ilal/d/I/ngsbed",j. lied du btJIehmd, ReKe//ll/g 
eilltr fi,nkllOllltrendm VtrU '"IflmgspraxlJ flJrrprJdJl!. 
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100 

Unerledllle Anrelungen 

Beteiligungen des 
Bundes 

Sonsuges 

<51 Anderlln~ des 7.ollrech,,-Durchfüh,un~s~eserzes, um die W.chkörpcr­
vorgest:(z[{'n der einzelnen GrenzgendMmen In das \'(Icisung!t- und Dlenst­
JufslthmyS<em der 7.oll\erw.lrun); eonzubonden (TB 1997 '. 1 n Abs 5, 
w!<", TB 20()() S. 116 Abs 2 . .,). 

D~m ß /\lF t'I''JfhulI tlflt dltJbe-Jiglf(~ Allderllng dd Zollrrt."hlJ- DJln'h!ubrllnf,I& 

1-:~Je/uJ ut/olgt deJ damll l'trbllntlmm ÄmI}7IklpO/tIl:/Jb und der IklvrIlt'ht:fIlJefl 

EU Eru't'lur/l1Jp, l//{h, ZlelfiihrmJ. D,r :'/lr /('// prukllZ/~rft jdthlltht Olm11-

dllffl(hl/imkllomn-r dlljkrJt111 u't:I/gt~lld prCJU~nt/(j1. 

(6) Er!t[f:l1l1n~ von \iercragllChen Grundla~en rur die Uberlassung der bunJes­
eigenen Erwclcerungsflj{hen an die K~lrncner Flugh.ltenbecnebsgesmbll 
( TI) 1999 S. 80 Abs 1.2). 

Luu/ 1"II/tllun/!, dt:r Kiirlllnn- Lo"Jt1ft:XU'fllllg buht "hili nHJ ~lIJer It"rlr(/f,//(l~1I 

A1IpuHllnJ!. belrt/find JIt~ Eru't:'llenI1lKJ/7/1,Ix" AhuanJ p,wommol. uu/wm l.Alfld 
Kiirnlm htuh1jehllJ!.1 Itl. du Bundelanttde tJl1 Jd Kiifllllltf' FIlIghu!tnlklrlfb1-
KtJmbll sou'le dn' hllllJlJflgtllt1l GrIlIJJrJilt'k.~ zu eruyyhtlJ. Dir tl11JprefheflJen 

Cnmlltllbtsrh/iiJJf uürdlll dem Land KJ'rntm t'flrltegm. Fiir dlt ,'trlr,,?ltdx; Um­
.feIZIIIII: fehlt fJ(xb tmt fnl1prt'chmdt ßnd)IIIJJfa11"'l~ der Lmdesb .. lllpl1ladl K/~­

Km/urt. 

Cl E,nbrlO~ung der bundeseigenen GrundStücke ,n d,e Flu~haren L,n. 
Gesmbl I ( TB 1<)<)9 S. 88 Abs 1.2). 

Dir OIJeriJiltrrf/rhlJfht LandtJregltrllflg ,muu allf dll J!.illI1l1gen KmuhwJUm dt!I 

Mltllerlruges ZlIr ßf1Iii/~lIrJJ!. dn- LIt!!,tll1chüji. Em Eru'"rh dllr(h dir FINghoJ/ell 
Lun. GeJlllbH kiJlIllt' IJ/iT trio/gm. u 'mll d,t' lnr/Jchdfrif,.ht SlllIaflfJll dadllnh k.et­
Ilr VrrJfh/u·hler1ln? trieide. 

in sons[lgen Bereu.hen 

(8) Aufkommensneuer.le Umstellun~ dcr Bemessungswundl,,~e rür Kontes­
sJOnsabgaben und Weugebühren vom (geringeren) \'(Ierrclnsa[l. aur t.las 

(um den Verw.I,"ngskos<enbe"ra~ höhne) Sp,elemgel,; d,esfalls würden 
sich Erhöhungen des Verwalrun~skos(enJnreils der ÖscerrelthlSchen Lot­
cenen GesmbH mche mehr negaciv .mr das Aufkommen aus diesen Abga­
ben ,uswlrken (NTB 199.1 S. 7·1 Abs 6, zulem TB 2000 . I 16 Absl I). 

Allein die Einführung eines VerwJhungskoscenbeluags von S fJf bei der 
BrH:(lonerte im Jahr 1990 verurc;.lChtc selcher f'lIltll )Jhrllchen EInnah­
menausfall von ,d 1,67 Mill EUR an );lückspielbelO~.nen Abgaben. 

Dm ß I\fF tt'fUUJ 1IH1".illdtr'1 darallj: dau du ÖUt!rTtlfhodJt UJllt:rltn GtrmbH 

terlllrhclJ uerdt. JltlJ;tIldt KOJltnIlrllklJlYflllI1J \T'tllpnll flJ~ In dtll SpulbeJm­
?,1lnRrN 1I111er1.lIbrmXrll. 
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Verwal rungsreform 

Fi nanzverwal rung 

(9) Beseitigung der bestehenden "generellen medialen UnccrSlürzung" der 
von der ÖSferreichischen Lonerien GesmbH betriebenen piele, weIche 
zu las .. n cl"" Konzessionsabgabenaufkommens geht ( TB 199.1 S. 75 b, 78 
Abs 7 bis 10, zuletzr TB 2000 S. 116 Abs .2); jährliches Einsparungs­
porenzial rcl 15 Mi 11 E UR. 

Das Bill F u'lfderhollt, der Blind habe als MOl/opollllhaber tlll lallgfmligeJ II/Ier­
me al/ tln" posilll'tn Darmlhlflg der Glückspitle 111 dir (jfltnllrrhIUlI. u~"INs 
IIl1ltelJ medlo/t,. U mwstiitz/Jng ~lbgfJ1Chert Il'iirde. 

\0 \(",." 'r""dlll 'l' bU!r1I'tlll \11 LJ..,lll g Il 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RII hinsichtlich: 

im Bereich der VerwaJrungsreform 

(I) Maßnahmen zur Rechrs- U.nd Verwalrungsvereinf""hung im Abgabenw .... n 
(TB 1983 Abs 48.35. zuletzt TB 2000 117 Abs I); jährliches Einspa-
rungspotenzial rd 22 Mill EUR Personalaufwand . 

Dos BM F 1'erU'le.s 111 ui"tr Ar Illtd"n8 auf die im %u'tllm AbgabeniindeYlmgs­
gmlz 2002 Krplallien IIlaßnahmm Z/ir Rerhrs- ,md VerualfllngH'"etnfa"hul1g 
{tB gemeinsame PruJtmg der lohllabhänglgen AbgaINn: Lohns!<lIer. SOZia/,.er­
sicherllngsbellröge lind K omml11UJlslt.llerj. 

im Bereich der Finanzverwaltung 

(2) Schaffung einer ",ehtlichen Grundlage fur eine Abgabenfe.tsetzung unrer 
dem Vorbehalt einer achprüfung (TB 1993 S. 164 Abs 7.2. zuletzt 
TB 2000 . 115 Ab. 1.1). 

Lalll Alllltllllng deJ BAI F elllspreclN du In! Rahmen deJ A bgaben-RtchlSltIlI­
lel-RefONngeJtlzeJ (BGBII Nr 9712(01) dlFrrhgtfiihrtt Ändtr'ltng d", B"'"n­
mungen deJ § 299 dtr Bundtsabgaberlordnul/g 1ft Ihrer IVlTkU/'g der Empfehlung 
dn RH. 

(j) Häufigere Durchführu ng von Betriebsprüfungen bei Größtbetrieben 
(TB 1999 . 132 Ab, 3.2, TB 2000 S. 1 15 Abs 1.2). 

/..alll 111111"ll/l/g des BIIIF habe d" Anzahl arl Btlrttbspriifllngen IN, GrOßI­
betrtebel1 /11 den Jahren 2000 und 200 I gegeniiber 1998 berem um rd 19 t)f bzu' 
rd 14 % gultlgert u~dl:1l ko'nntll. 
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102 

In Verwirklichung 

betrillerte Anregungen 

ßerellJgun~t'n des 
Bundes 

(-f) Neure);dun); e,nes Erlasses des BMF über die mläncllschen Besreueru ngs­
grundl,lgen für &hlrennläufer. dt'mlufolge diese ßesrt'uerunt:s,grundlagen 

.lb dem Jdhr 19-'6 "im Rahmen der vereinfachten Ermadung" mIC 25 t;f 

der Uml\j[ze b.lw Gewinnt' angest'[Z[ wt'rden können: ut'r RII empfahl 
dem BMF, ,m IlmblIck auf d,e GleIChbeh.,ndlung VOll AbgabepfllChtlgen 
eme Neuregelung werwägen ( TB 1997 . 12 Abs I, wlem TB 200() 
S. I 17 Abs 2). 

Mit Verordnung BGBI 11 Nr 118 2000 erfolgre eme euregelung der Er­
rragsl">t'sft'uerung von Spordern, derzufolge r, '::f der JUS der sponltchen 
Tä[t~kelt einschließlich der \Xlerbun~ tTZltlten In- und ausländischen 
Einkünfte steuerlich zu erfassen sind. Die restlichen 6' "f werden nur bei 

der Sttuersatzermlcrlllng beriicksichtlgt. 

Im I hnbllck auf d'e Gle'chbehandlung der AbgabepflICht,gen sollte das 
Bl\·1 F Jedoch eine rC'.lIUdt'\bezogene Anpassung erwägen. 

Dar BAI P hIelt tm ImdtJJt Ulld nJiighfhll fUrfildkll GtJtl:fJltJllzlIgp SOUlt tllltr 

ZII ktlllw u ,tJOIIIIC-hw AhU'tl(hllfl?,flJ /iihrmdm ßtJ/tlitTlUI;: "" lt/ltfH/ huher/gf" 

Slcmdpmllll fesl. 

Im BereICh der ßt:[eili~ungen des Bunde~ 

(S) Üb<.'rflihrung des Trellhandvermögens In d.J.s Bernebsvermögen der 
K:irnrner Flugh"fenbetrlebsgesmbll ( TB 1999 S. 79 Abs 2.2). 

1...0111 1\llIftllml}!, dt"r Kilrllfm:r La"dfJr~Klerlill/!. habe dtr KiirlJluer Landtag JH" 
IJJmlflJ 11m/ ZII '/ret"htluht'1l ZIIJammenjlihr""f, dCJ Trrllh.mdr-erm;ij:.t.Ill 11111 dem 

Btlrlthrt ·trmiJ~t:1I der Kiirlllntr FIIIKh'l!mbelrubJgtJmbll Zllgfl/lIIlNll. All! dtr 

E/h'1lt d .. GdtllJlhJ/ltrJ Rfpuhltk Omrmrh JtI(1I ,ben/alb d" tr/.rd ... ltrh." 8,­
HhliiJst f!,tßUSI tnm/m. Du fIIlsprec:hmdt BeschlmsjaJll111f!, der l....a"dah •. lllp/s/ad/ 

KlaXfllji,r' u'lih IJrJfh aIlJSliitlthf!,. J() durs lhe l't't'traghdJt UII/Je/zlIlIJ!, hISher mehl 

er!ol;:t ftl, 

'6) Erscellung emes Mas<erplanes be, der Flughafen L,nz Ge,mbll (TB 1999 
S. H,S f Abs 10.2, TB 2000 S. 117 Abs 1.1). 

l....allf iiberel1lJt""'"e1Jdm Mlfftdllngm du Gese/lHha!ler ß ,\fP /Uni [....alld Ober­
;iSltrrt'uh self"fl du: kllrz-. III/Ild ,md la"gfnlllgefl Plall/UI/!,J/I1ut!f'laf,f"fl m gt:ei;:­

Ilt/er Form :lIJdmflltfl?,tjlihr' ll"ordtrl. Es Jtl btabJlfhflgl. Ue "ach ,\laßf.ubt der 

AklJlllllldt ut/IeY:Ilt'lIIu netl". 

m Erhöhung des r.1mmkopltdls durlh d,e Übertragung \on Rücklagen be, 
der Flughafen Llllz Gesmbll h TB 1999 S. H7 Abs \.2). 

O,t OIJt?riiIferrtIChucht Ltmdesre?,/tTIIJ1f. tnltt mit. dass 1111 ZlIgf der EIJro-AllpdJ­

S"'I;: dtJ GeJtllJ(h.J/tsrrrlr"KtJ IkJbruhllfJ Jn tUlt ErhiihllIJg. du Idmmkopltd/r 
flll1 Gt'Jfl/sdMjiwllllel" fJlI!l.J MII/ [UR dIlWh:/I/iihrtll. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 111 von 349

www.parlament.gv.at



In Verwirklichung 

begriffene Anregunlon 

eH) Einbringung de r bundeseigenen GrunJsltkkt ,n die FllI~hafen Gr3.t Be­

trlebsgesmbH ( T B 1999 S. 90 A bs~.1, S. 91 Abs 4.2 und .91 Abs 5.2, 
TB 2000 S. I 9 Abs 4.2). 

Ltl/JI Al itteIlllng der BAff lfl emt ArlxllJ}!.rtlppe eUl}f."IChltl U'rm/m, /1111 dIe Ve-r­
(mßt'TIIIIg der GrllfldJlikkt:' (/" {he FIIlp,baltlJ G ra: BtlrubJgtsmbl1 thtsl1l1iiJ!,luh 

zu rttIIlJltr'efl. Da uelle-rm u. 'dde die FllhIllZprokIJrllf/n- nllftmlkzo}!.en. lud beI 

dfr G rlmdstiickJiilm-trl1J!.IIJJf. de .. Bmul (/IIJ jeJwedtT l-Ia/lfOlI!, emlaJJell U'erdm 
Jolle. 

Oie Slelml/~i·rkiJ(he wndeJreglerll1lg teilte mll. "'I Jahr 200 I tl '(i're mit der ReplI­
hllk ÖSferreifh elllt Grum/Jutzl'ereillbtlrlUlg über fhe Ablreu"'K der Ge.scbil!lJlIlI­
wir cl" Repllblik O""'wrb d/J cl" F Iligho/'11 G "n BelmbJg..,mbH "" d<ls LDI/(! 
Stw:rmark J(JUÜ iiber dm Vt!1"ktlllf t'QlI blllldtStlgmw GrtmdSllickl:1I Im Bm'l,h JtS 
Flughafell1 Graz /llJ ;\IIJ1naß , 'on rJ 1~~() ha Oll die Flugba/m Craz Bt!trt~bs­
l!,tJmbH ahgflchlolJt1I tl'on/m. 

,\1 11 dem Erlllili'hllgllllgsgmlz BG B! / Nr /58 '](}(}/ seim d" gesetzlnb", 
Grllndl"gell pr den Verkauf dfl' Gesrhitftsdlltelle duf Seilen dfl' /? ,pllblik 6ster­
reld} geschaffnl uv,dm, Fiir die blllidestlgmm Gn",dsttickt 1111 ßr..-tlch des Plug­
hofom Graz be.rlfht dl!Tztil kfm, gnmdbiifhtrlnht Ordllllllg: dm, sIelI, "dl>h du 
gru"dlt!!.end~ VorOIJJJftZ/JIJ!!. für de" Vtrkt'Nf dieser G rllluJslikkt I,m dU! Fluf./Jafm 
Graz BemebsgesmbH dm 

19) Elnbringu ng der blIndeseigenen Grllndsrücke in die Tlfo ler Flugharen­
bem ebsges mbH (NTB 1999 S. 94 Abs 5.2). 

LWI Al ltler/ll1I?, dtT Tlfohr Landelreglt"o,}!, uÜrdtll das Lalld T,,.ollllld d,e 
Sladl I!mJbrurk V ... holldlllngm "111 dem Blilld iib.. die l'eriiuß",mg d" B",,,I..,­
amede an der TlYoltr FIIlf!.hafmbelrlebsgtsl11h1-1 lind de1" im E'gelllum des Bmules 
sIebrod", Lltgtl/Srh,,/t'" jiihren. 

( 10) Ers tellu ng eines Umernehmenskonzep[e5 bei der Residenz Verlag GesmbH 
(NTB 1998 .47 Abs .,.2 , zu letzt TB 2000 S. 118 Abs 3.3). 

Das B,\I F {ti/re mu, daH d,e bll"dts1!.tJelzl"hen G mndlllgm für tlllt Prll'aflSlf­
mllt', der OSferYelc"hlJchen BlmJeJt'eYlap, GeJlnbl/ gfHhaffen u '(mim seN:I). M 11 emt1' 

Vtriillßt1'lmg der BIIRdtJdlllede all d,eur Geselllch,,!t Jtl 1111 Lallfe du Jahres 
200] ZII rtrhlltfl. (fch I\l Jlfer/"'lg der Geschil'lfs!übrIlRg der (jslf-rretchJ1cheri 
Blil/dm'erlag Gesl/lbH "Is AII'lIIgese!lsfha/term dtr R<Sidenz V,r/ag Gml/bH 
11 'erde die Realisler"'J!!. des derzelf 1111 RobelJlu'IIrf t'Orlltgendeu UnrerlJthmenskotl­
Upld tkr RrJ/(lmz Vedag GtJmbH t'OlI dt.,. EfllJf}x,d,lflg dn kiillftl}!,m EIK,tmiimm 
tJbb~i'rl1!.en. 
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104 

In VerwirklIchunI 

belrlffene Anrelu .. ,en 

ÖSfcrrelchlsche 
Po" AG 

Im Bereich der Ösfcrreithlschen POSt A ; Zustclldienst und Vencllzenrren 

(11) Abschluss fines neuen Kollektivvertrages (TB 2000 . 14, Abs 17.2). 

Will Mllletl""11 der ÖstermchlJchro Post AG "u" du Verbandlll"lIm ,,</ch ule 
t'Qr Im Gan1:t. 

(12) ßcgleitmaßnnhmen zur Verwirklichung der beabsichtigten Personalreduk­
tion (TB 2000 S. 142 Ab. 16.2). 

LaUf Mlllu/unK der (J5fmWchlJ(hm POJl AG Jtl du tllorgatJIsallon ihr Dl1lrI­

billion In der Um5en,II11K5phdSt lind u-erdt blJ zlim l'lirltn Quar"JI 2003 abge­
J(hlOlltll um. 

(131 Verkürzung der Lauf.e"en der Briefsendungen (TB 2000 S. 1·15 Abs 20.2). 

Will .\IIIUIIII"K dtr ÖSltrrelchlJcht,1 POSI AG m Im Jahr 200 I tul Alt/erl,~" 
79.5 'if btl dm 'E + I' zlIf,tJltlllm Smdltngm aus dem Allsland "mChl "urdm. 
Im mltll Q"arlal ]002 ,,'iiren 83.6 fJ( ckr Send""K'" 'E + I' z"geIltIlI u..,.dm. 

(14) Genehmigung cles SCC3!eg/epapiers und des Bustnessplans durch den Auf­
slChrsrac (TB 2000 S. 13~ Abs 4.2 und Abs 5.2). 

Will JllilUrlllllf, dtr ÖsttrrelchlJch," Post AG u",de ab /. JIIII !OO! dlt "elle 
GtJchaftsfeldorganlJallon 111 der Unternehm"ng /IIngemzl. Du MlIIelfmlpla­
"""11 blJ ]IXJ5 m darauf abgtJIlmml. 

(15) Ausbau des Controlltngs durch ein geeignetes Kennzahlensystem (rB 2000 
S. 137 Abs 9.2 und Abs 10.2). 

WlII/lItIIttlrmll ckr Östtrrflchucbtn POJI AG Sltbt das Contrvlllllll ab I. JIIII !IX)] 
lIn1ir neuer UII"'l1g: u'ellen ltl ~Jn Perlona/controllmg lmger/(hltl uwdul. Durch 

dlt GtJchiJflsftldorgamsallon lind dlt da,ml ,-erb""d",e EIgtnl'tronluwtllchktll 
ltl emt VerbeJlerllng der Akztptol1z zu eru'arlen. 
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Beceiligungen d~ 
Bundes 

Ösrerrt.·l(hISC he 
Pm, AG 

\ U·" 1 1,.1 1 <.111 l I· 'pld le ngll 

Verwirk lich t wurden die Empfehlungen des RH hinSIchtlich : 

Im BereICh der Bt'(elh~LlOgen des Bundt'S 

([) Elnbnngung der bundeseigenen Grundstücke '0 die S.lltburger Flughafen 
Betrlebsgesell,chof, mb ll (NTB J 999 S. H J Abs 5.2). 

l..dlll 1111I",lun[l, d ... S,lizbllr!(tr l..audfJrtf,I<rllllK habt du Sui:hllr[!,er FllIghujm 

B"mhJ/!,mIlIfhajl mbl-l d" bllntkmgmro G rl/lulsliirk. "m 6. 18 AI 111 EU R [!,t­

/"111'· 

(2) ErscclJung eines schriftl ichen Markecingkonzcpes bei der Flughafen Graz 
Betrlebsgesmb H (TB 2000 S. J 51 Ab,9.2). 

Lu/(/ ,U llltdlllJg der SltlH'lIIiirkHfhtJJ L.a1JdtJrtJ',1~rUflK sn 1·011 drY FllIg/;a/tn 

Graz ßetrltbsgambH all! der Grllndlal!.t! dn U11l"neh",lm?sko"z~plJ 2006 tJlJ 

schrljlllr!Jt.f j \la,.kt'lm~kfUl':.ep' erstellt u"f/rdt'fl. 

(3) Erlassung ,'on schrifdichen Verani.Jgungsf\chclllllen bel der Flughafen 
Graz Betrlebsgesmbll (TB 2000 S. 15\ Abs 15.2). 

DIt S",erntiirJmcht /.,pud<.!reg"ruu/!, tetltt 11111. tlnIJ ''(/11 der l'IuKh4m Gra, Be­
fnehsgtJlllbl l (me schrrftflt"he Veranlagungs- lind K redllbtlChtlffimgsrlchlliuie 
alls?,tärbtlll!t und 1'0111 AII!suhlSral t'I11Jltnllfllg beJrhlo1SeTl uvrdm sei. 

(.11 Au flösung der Sonderrücklage bei der Tiroler 1' lughafenbernebsgesmbH 
(NTB 1999 S. 93 Abs 2.2). 

Lalll 1\llIltll!mg der 7irolrr I..-t.mdesregurunf, Itl du zu'edif,tbundmt S01JdtrTiit.k­

laK' pir /lIchI abguchlOJIffle T rellhandpro;ekte JU]K,lölI 11 o,Jen. 

im Bereich der ÖSterreichischen Pose A J; ZusrcllJlens( unJ Verreilzenuen 

(j) Koope,mion im Pokecbereich (TB 2000 S. 1,5 Ab, 6.2 und S. 1.,6 Abs 7.2). 

Die (jJItn'tuhl!cht POJl AG fI-:llte mit, dass He tlh ,\ltJll()()] In Slntn:nttll lind ltJ 

der Slflll'uk.n rer/rt'fm sei. 

t6~ Verbesserung der Da.renquaJlCäe Im Bereich der Kose{'nrt"Chnung (TB 200{) 

S. I .>8 Abs 11.2). 

1..0111 Mllli/llI1Jg dn- (Jslerrt/chisfkn POIl AG u'urdl' Inl Zml.lmmmhunJ!. "ut der 

nellro U1JIn71thmOlJI'ruk'llr flllt Profil Cmler Rt(hmmg l1fJplnllmlltrl U'tT-dtll. 

dIe ZlIsiitzllfht lIelle 11Iformatlonen brmgen u't.'rde. ItJI Srhallt-rbf"ufh tl"iirdt ab 
J. ) 111/1002 illl IJfllt!J Reportlllj!, "foof (Sales Reporl) zlIm E"l1alz kOfIJfIlt11. da! 

alle t!f"/ordtr-/tchcll }1I!onllollOmm all! PoslamlJebe'le %",. V"fiiglllJg stellen werde. 
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106 

Verwirklichte Empfehlungen 

C) ProJ ekcve rfolgung und -dokumencaclon bei der Errich cung von ßnef­
und P.lkttvtrtt,l/en rrtn (TB 2000 S. 139 Ab, I '.n 

I..AUl Mlllt"""!!, Jer OUdrtlfhlI(hell POIl AG stiel' du 'ZlIhl:.r 1111 \/"rJ/a"d~­
SdJ/()JJnleli HlIl/I'om AN!Jld;lsrl.ll gmchl1ll!!,/etl ZtJh/fII eUly,tlMlletI mmlm. A/;wt!l­

fhllllgm hdllUJ 1Id; n"r d"fl"h QlIlI/lliilJiimlerJIllgm beI dtr ""'JI"hl1lf/lm A/lSJltll-

11m!!. I!y;!.ebm. 
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Kurzfassung 

Ösrerreichische Indusrrieholding AG: 
Auswirkungen des ÖIAG-Geserze 2000 im Bereich 
der Schuldengeba.rullg 

Die ÖS!erreichische InduSlrieholding AG (Öl AG ) beschleunigec im 
Jahr 2000 den Verkauf ihrer Tochtergcsellschafren und schuf damit 
die Voraussetzung, verstärkt: Schulden abzubauen . ie erzielrc ErlHse 
auS: Privarisicruilgen in der Höhe W)n 2,38 Mrd EUR. von denen je­
doch nur 31.7 ljf in die Tilgung von Verbindlichkeiten, für die eine 
Refundienmgsverpnichtung des Bundc~ bestand. und 7 .9 lff in die 
Rückl.:ahlung eines Ge'ellschafterdarlehc::n~ flossen . Demgegenüber 
sah das Öl AG escrz eine Aufccilung der PriV3lisicrungserlösc im 
Verhälmis 80 <;f : 20 rf vor. 

Hafcungen, die der Bund für Verbindlichkeiten der ÖIAG lind der 
mit ihr fusioniencn Post- und Telekombctciligungsverwaltungs­
gesellschaft (PTBG) übernommen hone, blieben nach der ovellie­
rung des ÖIAG--Gcsctzes im Jahr 2000 bestehen. 

Der RH wie darauf hin, dass aufrechte Verbindlichkeiten der 
ÖIAG im Fall der Aunösung der Gesellschaft vom Eigentümer 
Bund übernommen werden müSsten . 
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Eig'entümer 

Kenndaten der Ösrerreiehi ehen Indu5frieholdi ng AG (Ö l AG) 

Rtpubilk Ös«rrelCh 

Rech[Sgrundlagen Bundcsg~r2 über die Ösrerrelchlsche Indusrrieholdlßg AG und über 
eine Anderung des Arbt,csverfassung5- sowie df'S ÖIAG- Anlelhegesctzts, 
BGBI r 20-1 \9 6 (ÖIAG-Cts<IZ) 

BundesgeserL. über die Übertragung von K.lpHalbccC'llrgun,gen des Bundes an 
die ÖIAG und Novellt zum ÖIAG-Cts<rz, BGBI r 126, \996 
(ÖIAG-Gtstcz und ÖIAG-FinanzlOrungsgesenno"tllt 1996) 

Bundesgesen. übc:r die Neuordnung der Rrchcs\"('rhähOlsst der ÖIAG und der 
Pos,- und Teitkombe ... ilsungsvtrwalrungsgts<lIschaf" BGBII r 2-1,2000 
(ÖIAG-Ce",1Z 2000) 

Unternehmungsgegenstand Pnvarlslerungsmanagemem durch die Abgabt- von Anteilen: 
ße(c~llIgun8sman"8ement durch das lIalren, die Verwalwog und die 
Ausübung von AnteilsredHen an Unternehmungen, an denen die ÖtAG 
beteiligt ISC; der Erwerb von Ameilsrecluen 

Gebarungsenrwicklung 1998 1999 2000 2001 

In M,II EUR 

Umsatzerlös.e 3.24 3,19 O,~I 0,23 

Be[n~bser8ebn 15 1,81 0,70 - 6~,~ I - j 1.06 

Ergebms der gewöhnlichen Geschäf'ts[;)[igktu 37,92 70,63 49.20 199,~8 

611anzgewl nn 2,02 101,'1 1~2,61 3·1.71 

Anzahl 

~ti,arbei,er ( tlchta8 31. Dezember) ~2 ~8 61 ~3 

Prüfungsab lau f lind 
-gegenstand 

Rahme n ­
bedingungen 

Der RII überprüfte von Aprol bIS Mai 2001 d .. Gebarung der Ös<er­
rcocl1lSchen Indusmeholdmg AG <Öl AG ) bezügloth der Auswirkungen 
des ÖIAG-Gese<zts 2000 im BereICh der huldengebarung . Zu den im 
Okmber 200 I zugele"e,en Prüfungsmme,lungen gab d.e Öl AG .m 0-

vember 2001 cone cellungnahme ab. Das BMF vemc!ue,e auf d .. Abgabe 
einer eJ~enen rellungnahme und verwies auf Jene der Llberprufcen Unter· 

nehmung. 

l Mir dem Bundesgesetz über die N euordnung der Rechcsverh:ilcnlsse der 
Ö l AG und der Pos<- und Telekombe,e,IogungsverwalrungsgeselischJf, 
(Ö IAG-Gest'rz 2000) [ractn wesentliche organlsdwrlsche Änderungen 
ein. Neben einer g rundlegenden eure,gelung der Zusammensetzung und 
der Bestellung des Aufsichtsrates war die Verschmelzung - das heißt the 
gesellsdlJ.frsrcchdlChe Zusd_mmenführung der Ö1AG mir Jer Posc- und 

Telekombe,e,1 igungsverwaltungsgesellschaf, (PTBG) und der Posr und 
Telekom Ausrn. AG (PTA ) - \'on emsch .. dender Bedeu",ng für d.e 
rolgenden Pn\aClsierungsmaßnahmen sowIe oIe chuldengebarun,g der 
Öl AG 
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OIAG 
Schuldengobarung 

Mit der Verschmelzung (Fusion) wu rden ins Eigentum der Öl AG über­
tragen : 

(1) aus der PTBG die Österreich ische Postsparkasse AG (PSK); 

(2) aus der PTA deren 75 %-Beteiligung an der Telekom Austria AG so­
wie die 100 %-Beteiligung an der Österreich ischen POSt AG . 

Sämcliche neu übercragenen Unternehmungen waren bereits zum Zeit­
punkt der Verschmelzung per 1. Jänner 2000 zur Priv3risierung vorgesehen . 

Vermögenslage der Ö l AG 

Verschmelzung 

AKTIVA 

Anlagevermögen 

Umlaufvermögen 

PASSJVA 

Eigenkapital 

Rückstellungen 

Verbindlich keiten ohne 
Bundeshafcung 

Neccoverbindlichkeiten ' 

3 Die Verschmelzung führee zu einer Übertragung sämtlicher Aktiva und 
Passiva der davon betroffenen Unternehmungen in die Bilanz der ÖJAG. 
Daraus ergaben sich per 1. J änner 2000 folgende wesentliche bilanzielle 
Veränderungen fur die ÖIAG: 

vor Verschmelzung nach Verschmelzung Ver'anderung 

in Mill EUR in % 

1 315,4 4840,0 + 268 

123,5 1002,9 + 712 

133,7 2914,2 + 157 

138, 1 3 I 9,8 + 132 

196,2 2790,6 + I 322 
3408,4 4978,1 + 46 

• Vt'rbmdhchkeuen und Rückstellungen abzüghch der Forderungen und Bankguthaben 

4 Vor der Fusion bestanden bei der Ö IAG drei Arten von Verbindlichkeiten: 

(l) Verbindlichkeiten, die mit einer Bundeshaftung besichert waren und 
fur die die Republik Österreich gemäß dem ÖIAG-Finanzierungsgesecz 
die Verpflichtung zum Ersatz von 1ilgungs- und Zinsenzahlungen über­
nommen ha ne (Refundierungsverbindlichkeiren); 

(2) Verbindlichkeiten ohne Bundeshafcung sowie 

(3) Verbindlichkeiten aus einem der ÖIAG von der Republik Österreich 
gewährten nachrangigen Gesellschafterdarlehen . 

Nach der Fusion mit der PTBG trat eine weitere Are von Verbindlichkei­
ten hinzu. Es handelte sich um Verbindlichkeiten aus der PTBG, PUr die 
der Bund weiterhin als Bürge hafter. Allerdings bestehen keine Refundie­
rungsregelungen flir die Zinsenzahlungen aus diesen Verbindlichkeiten. 

lOg 
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110 

Vermogenslale 

der OlAG 

Pn, J.(Jo;;;lerun~en Im 

J.hr 2000 

Unternt'hmung 

pnvJ.ri lene Ancealt' 

5 Die ÖIAG pnv.ltlslerre 2000 t.:.IIl7. oder u:dwt"ls.t, In Ihrem Eigencum ~re­
hende Geselb(hafren und emdr. d"m" folgende Verkaufserlö.e: 

Telekom PSK OS!)" Flul!h,lfen ummt' 
Au\rn.1 AG Wien AG 

21,1 cI I 00 r;; 100 cf 1l.5 r;; 
(2' ,2 cf) 

Brurrocrlö,e Cln Mdl FUR) I () 10.2 1 \OO.H 2.9 72,7 2 lH6.6 

Du.' Öl AG ubt-nru.lol .Inl.u.;.lllh de'i 1~)~J.:.m,lo:c.'" I,S r; der Alut"n Jt'r Tdd.:ol'Tl Au\ttlJ A(, !o:r-.HI~.In Jlt" Tdt"lom lul •• 

.. uf~rund t'1Ilt'r Bt-\lImmun.s.: Im Vt"rl...llll~H'rtr-.Jf: mll dt'r leUtt"rt'1l DIt, .. tnt~p'.Kh untef /'u"':r\lnJrlq.lun,.: Jn BOr.n'In. 

ti.Jhrun~.lol..lInh \'un t) Il R pru Akut tiOt:m (,c.-~t:n""'t"rt \un 21M Mdlll R 

•• o..(C:"rtt'lc.h,,,,,hc.- ~t.w[~lru(I..t"rt'1 

chuldenrilgung 

Knrerien für c.JlC: 

S<huldenrdl!unl! 

Sc·hukienrllgunJ.: 

6.1 Ur\prull,L:llth waren für ZlIlsen und Tilgungen VOll Refundlerungsver. 
blnc.Jlichkeltt'n nur die Erlö\t, au~ Pnv.Hlslerungen von Ges<:lIschahen. dit, 

der Öl AG vom Bund .Iu~dri.itkllth tLim Zweck der PnvJuslerLing neu 
überrrJ~(:n worden w.lren, heranluzH:hen . Gem:iß dem ÖIAG-Ge· 

seu 2000 ~lOd nunmehr auc.h Erlöo;e aus der Ver..lLlßerung von ursprün!-t­

Iltht'n Bt'teih~ungen der ÖIAt. für \Okhe 1ilglln~en:tu verwenden. 

DJbel wJ.Cen HO r,.; der Prl\J.[lo;;;ierun~sgewmne fllr TilgLlngtn von Refun­
dlerungs\erblndllChkelren und 20 I"f der Pn\a[islerun~sgewlnne fllr die 
lilgunt: elOes nJthranglgen Gesellscha.frerdarlehens. das der Eigemi.imer 
der ÖIAG gewährt harre. hemnzu;uehen. 

Die 'lilgllng von Schulden nach berriebswinschafdlChen Knrenen onen· 
tlen Sith Jn dem Grundsau. Ko~ren und Aufwendungen möglichsr ge­

ring :tu halren . We-sendlthe KosrenfJkroren ergeben sich auch aus den 
Kondilionen der DJ(lehensverrr.'.i~e über den vorlt'ul!-ttn Aussrleg oder 

dll' Zmssi.Hte. 

6.2 Der RI I wies .,lUf das Spannungsverh:ilrnJs hm, UdS ~I{h zWischen den ge­
setzl,ch (esrgelegren Tilgun~squQ[en von 80 <;f und 20 r;; und der An ­
wenJung bernebswlnschafdllher Kncenen Im Rahmen der Schuidennl­

gun~ ergeben könme. 

7,1 Das ÖIAG - GesefZ 2UOO dt'flnlerr Priv3C1slI:runglt,gtwlnne, welche (,1.e 

Ausl!Jnpbas" für d.e Bere<hnung der 80 <;; - und 10 c~ -Tilgung b,lden. 
wie lolgl ' Vom ,ewedigen VerJulkrungserlös - abzugJ.th dem Jeweill­
gt'n ßLldl\V~f[ gemillierztem )JhreS<.lbsthlu5S sind alle mit der Vorbe­
relrung lind dl.'r Durchführung d<:r VerJ.llße rung verbundenen Aufwen ­

Jung<-n ~OWIt· <-he ~"I('.ilh~tn reuern, Abgah<'n und Vor;luslclsruntten der 
OIAG Jbw<lehen. 
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Schu.dentlfgun8 

Preisndchljsst' 

VerkaufsprovIsIonen 

Priv3rislerungs.llIfwano 

OIAG: 

Schuldeng bvun 

Die der Berechnung zu,gruntle 11t'~tnden pfivauslC:run,gserlöse des Jahres 
2000 In I Jähe \'on 2. ,8 Mrd EUR wurden I><:lSp,elswelSe wie fol/-lr ver­
wenJtt' 

on MIII EUR In ", 

Tilgung von PTBG- Vcrb,ndlochkelten 

20,1 

57.9 
I >125 

'55.1 

IH8.8 

2,5 

55, I 

\1.7 
7,9 

Tilgung von Verblndltchkcltcn mit Refundlerungsre,gelung 

Tilgung des Gt.'sdlsch.l(tcrtl.lrldlt:ns des Bundes 

huldentolgung 
Im Ver,f:lelCh LU 

Vorjahren 

Zinsenz~lhlun~t'n 

Du.' Pr1vi1eisierungs~cwlnrH.·. Wll' sil' das Ö IAG-Gesetl deflnierr. bctru­
/-Ien Im jahr 2000 9·1\.9 ,\1 111 EUR . 

Dunh die Pnvatislerung von Beeedigungsgeselischaften tilgte Ult' Ö IAG 
Im jahr 20()O Verbondlochkclten mit Refundlerungsregelung on der Il ähe 
... on .... '5~.1 Mdl EUR . Ud!) em'pr.Kh RO r;; des Pnv3tlSlerungsgewlnns. D.L\ 
n.llhrJnglge Geseilsch.,f,cr<I."lchen vernngerte Sich um 188.8 M,II EUR 

7.2 l)"r RH Wies daraufl"n. dass lediglICh >1.7 c; der Pmamlerungserlösc LUr 
Till4unR der Verbmdllchkelten mit Rerun<..herlln~sregelung und '.9 r;; 
zur Rückzahlung d{'(j n'lchr'lnglgen Gf'SCIIS<.hafterdariehens heran~t.'Logt.'n 
wurden. während '5'5.1 r;; zur Tilgung von anderen Verbtndlllhkeiten 
,henten. ~m1[ lag ddS Schwt'r~ewJ(ht der SchulJemllgung nICh[ .1Uf dt'r 

Till4ung Jener Sdlldden, für du: ~enüß ÖIAG- Ge'SetL ein SO '7f- ,OWH: 

ein 20"'4 - &htüssel Jn/llWt'nJen W.lr. 

H.I Die ÖJAG ,oIg,e ,n den jJhren 1995 bIS 1999 hulden von on'ge,amr 
I. \ Ird EUR Im BereICh der PTBG und PTA konnte zw,schen 1996 und 
1999 der 5<huldensrand um \. \ lIIru EUR gesenkr werden . Im jJhr 2(XX) 
rolgre d,e Ö IAG 2, I Ird EUR . DJncl><:n wurden Verpnichrungen. für die 
mH Rlkkstdlun,gen vorg~r~t worden war, um 1·17,1 Mdl EUR vernn,lwrr. 

8.l Somit ermöglichee Im V(.' r~It'l(h LU den Vorjahren dIe Beschleunigung 
der PnvarJslerungen Im J.thr 2000 eine stärkere RedUZierung c.lt's S<.hul­
dtnst.onde, der Ö IAG . 

9. I 1999 I><:trugen d,e Em,ige der Ö IAG JUS Bereollgungen 112.1 ~I oll EUR: 
demgegenüber fielen Z,men von 1'8.8 M,II EUR an . Im j.lhr 200() <lJn­
den Be,e,logungsertr'jgen \on 255.1 Mill EUR Zillsen von 295.1 Moll EUR 
gegenüber. 1999 betrugen d,e Zonsen I 16 '1 und ,m jahr 2000 116 c. 
der Betedlgungsenr.ige Im (,egenSdtz zur vorhergehenden Regt"lung Im 
ÖIAG-Geseu. wonJch "owohl Tilgungen Jls .luch ZInsenzahlungen .IU\ 

Pnvatlsienillgserlösen .lbzudcrken waren, slIld nun die Jeweiligen ZIO\en­
zahlungen aus dem ßd .. nLgewlOn des Voqahres zu bedecken. 

9.2 Der RII wies darauf hin. dass für alWilllge Zinsenaufwendungen JU> Ver­
bindlichkeiten der Öl AG mit Bundeshaf,ung, die n,ch, aus BoI.mzgcwon­
nen der ÖIAG finanZiert werden können. auch weHerhin eine Rc:fündle­
rungsverpflIChcung des Bundes zum Tragen kommt. 
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Schuldenlillung 

Bundeshaftungen 

Schluss­
bemerkungen 

10.1 Die bestehenden Haftungen des Bundes für Verbindlichkeiten der Öl AG 
(Refundie rungsverbind lichkeiten) beliefen sich mit I . Jänner 2000 auf 
3,36 Mrd EU R. Auch die Hafcungen des Bundes für Verbindlichkeiten 
der PTBG blieben besrehen. Am I . J änner 200 I betrugen diese Verbind­
lichkeiten 743 Mill EU R. 

Nach der Aufhebung des OIAG-Anleihegeserzes und des OIAG- Finan­
zierungsgeSetzeS 1991 sind neue Kreditaufnahmen der OIAG mit Bun­
deshaftung künftig nicht mehr möglich . Für Anschlussfinanzierungen 
mit dem Zweck der Umschu ldung von Verbindlichkeiten mit Refundie­
rungsregelung blieb die Möglichkeit der Bundeshafrung jedoch beStehen. 
Nach Ansicht der OIAG ging der Gesetzgeber davon aus, dass eine Belas­
tung des Bundesbudgets durch Inanspruchnahme der Refundierungsan­
sprüche zu vermeiden sei. 

10.2 Der RH merkte an, dass infolge der wei[erhin bestehenden BUI1deshaf· 
tun,g dann eine Inanspruchnahme des Bundes zu erwarren is(, wenn das 
Priva, iSlerungsergebnis zur chu ldenei Igung ni ch( ausreiche oder cl ie 
OIAG aufgelöst wird . 

11 Zusammenfassend stellte der RH fest , dass die Öl AG ab Folge der 
Beschleunigung der Privatisierungen im Jahr 2000 verstärkt Schulden 
abbauen konnt •. Von den Privatisierungserlösen des Jahres 2000 
flossen jedoch nur 31,7 % in die Tilgung von Verbindlichkeiten der 
ÖIAG, rur die eine Refundierungsverpflichtung des Bundes bestand, 
und 7,9 % in die Rilckzahlung eines Gesellschaftcrdarlehens des 
Bundes. 
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KurLfassung 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Ösrerreichische lndusrrieholding AG: 
Berriebliche Alrer vorsorge 

1993 schloss die Österreich ische Industrieholdin/l AG (Ö l AG) mit 
einer Pensionskas e einen Pensionskassen \lenrag lind mir der Be­
legschafrs\'errretung eine Betriebsvereinbarung ab. Danach {ral die 
Mehrheit ihrer Beschäftigten mit aufrechten Leistungs.lusagen für 
eine ßetriebspension dem neuen beirragsorientiertcn ßetriebspen­
sionssystcm bei. Dic Höhe der Bctriebspensionen ergibt sich in 
Hinkunft ausschließlich aus dem Veranlagungser/lcbnis der Pen­
sionskasse und ist somit dem \lollen Inflations- und Kapitalmarkt­
risiko untcr\\'orfen. Diese Beschäfrig,ten übernahmen Risiko und 
Chancen hin ichrlieh der Pensionshöhe, die vorher die ÖIAG im 
Rahmen einer Leistung zusage getragen hatte. 

Die neue Pensionsregelung der Öl AG sah eine Berechnung der 
Pensionshöhe unter Zugrundelegung der unter chiedlichen Lebens­
er\\ 3r:tung von Männern und Frauen vor. Dies bedeutete einen 
grund ätzlichen Systcmwechsel, weil damit von dem bis dahin in 
der leistungsorientierten ßctriebspensionsversorgung der ÖIAG 
angewandtcn Prinzip der Risikogcmeinschafc aller Versicherten 
durch die individualisierte Differenzierung von Teilrisikogruppen 
abgewichen wurde. 

Ende 2000 bestanden noch für 442 Personen Pensionsverpflichtun­
gen nach dem leistungsorientierten System, für deren Höhe die 
ÖIAG auch weirerhin hafter. 3;; dieser Pensionsansprüche waren 
in der ehemaligen Vereinigten EdeLstahlwerke AG enlslanden. Das 
am dieser Gesellschar. in die ÖIAG eingebrachte Betrieb,kapital 
und Know-how wurde mit dem päteren Verkauf der VA Stahl AG 
privatisiert, während die erheb lichen Pensionslasten bei der Ö lAG 
und somit im staadichen Bereich verblieben . 

Der RH wies daraufhin, dass im FaU der Auflösung der Ö IAG die 
. bernahme ihrer achschllssverpflichtungen zu den Pensionen 

den Eigenrümer Bund belasten wird . 

Oer RH überprüfte von April bIS Mai 2001 d,e Geb.run;: der Öster­
r<,ch,schen Indusrroeholdong AG (ÖlAG) h,nSIchtl,ch der berroebllChen 
Altersvorsorge. Zu den Im Okrober 2001 zugeleiteten Prüfungsminei­
lungen gab die Öl AG im ov<mber 2001 eIne eellungn.hme ab . Das 
SM F verZIChtete auf eme eigene Stellungnahme und verwies auf Jene der 
überprüften Unternehmung . 

11msichtlieh der Kenndart'n der Öl AG wird auf die Im vorliegenden Be­
rocht enthaleenen Ausführungen über d,e AUSWirkungen des ÖIAG-Ge­
sC[zes 2000 im Bereich der Schuldt'ngebarung verwiesen . 
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Berriebspensionss)'s[cme in der Ö l AG 

Fi rmt'npensions­

~Y''il[tm 

ßt:'ltrirt zu einer 

Pen\lonskasse 

l In der Ö IAG waren Im Jlhr 200 I nll!hrere unrerschledlad1e Pem.lon~­
srsreme In Kraft. BIS 199\ verfü<:te d,e Öl AG ausschlotßloth über "In lm­

wngsoflemJerrt.'s System von Bt'rnebspenslonen. Dieses beruhre ,IUr den 
bCH.ltn ~iulen ASVG- PenslOn lind bt:'trleblicher Pen\lon!o.Luschuss . Im 

Fallt einer Verringerung der ASVG - L<:lstlll1gen war die ÖrAG ~llIfgrllnc..l 
einer Leiswngslusage verpOi,hrt't. <-he geringere Leiscun~ der SOl.lillv{·r­

si<:herung durch elnfn höheren Firmenpensionszuschuss .1uszugleichen . 

Die Lelswnp;szusage erfol!!:tt' biS 19H9 In einer maxlnhllt'n I-Iöht von HO (f 
des Le{.lrbt"LlI~es und wurdt, JJnn 10 1:'1 nem ncuen Venra!'')sthemJ iW( ttn(' 

I löchstZusage von 10 ",f- de~ Ltn:rbt.lugt!lo \'t"rrmgerr. Die Öl AG lufrere 
rur <-hese Pensionen und musste Jafür taufend bilanzlelle RUck'\[ellun!-ten 

boldtn . 

.\ Bel einer Pensionskasse handeIr t'~ Sith um eine Akrit·nge\tllschafr. dlt 

aut~rllnd einer verliehenen Kont:esslOn berechrigr Isr, Pen.,.ionslrls(un~en 

LULus .. lgen bzw zu erbringen, Um Jle zu diesem Zweck erforJerlichen 

PenslOnska.'isenbeHräge einzunehmen und LU veranlagen. schlldh su: einen 
Pt'nslOnskas.sen\'errra~ mir tlnc:rn Arbeitgeber ab, in weldu'm elnt'rselr1j 

ihre LeI~(Un~en an dito Ansprulhsbernhtlgten lind .mdl'rer~eics die .m ~It.· 

tll t'mrlthcenden Beitrii~e fescgelt't;l werden , 

01(' A nwarcscha(rs- und Lelscungsbcr('thngren bilden hi n'll hrilCh der 

vc:r~lCht:rungstt:chnlscht'n und der Veranl.lgun,gsrisiken ell1t· Verdnldgun,L:s­

und Rislkogemeinschafr. Diese kann emwcder beitragsorH:ntierr - .1US 

den verttnbarcen Beiträgtn ergib[ sich je nach Veranlagungst."fgebnis die 
PenslOnsleiscung - oder leistungsorientiert - aus der lugesagctn be­
SClmn"l(en Pensionslelscung er,geben Sich Je nach Veranlagungsergebnis 

die Bt'Hräge - gefühn werden. 

I).IS für künfrlge Pensions'lust:<lhllln~en tur Verfüguntc scehtnJe K.1plcJI 

sramm[ aus Beiuii.,gen des Arbeitgebers L1no der Arbeirm .. hmer ~owle aus 

VeranlJ.t:un~serrrägen . Es Wird teils der Deckungsrückscellung. [tds dt'r 

Sthwankungsrückstellung zuge(ülm, WObeI Leu,ere Jl, Reserve für d,e 

Performanceschwankungen der Veranbgung dienen soll, 

'; NJthucm dem Versuch der ÖIAG. Jit LC;lswngszusagen tlll'ielrig zu ,in­

dern, durch eIn Une" des Obersren Geflch"hofes kem Erfolg be,eh,cden 

Wolf, kündlgre die Unrernehmun~ 19'12 die bestehenden PenSlonsritht­

linien und verhandeire mH Jer ßelegschafesverrreeung über den Belrrl[[ 

zu einer Pensions kasse, 199 ,~ schloss die ÖIAG mie einer P('nslollskassen 

AG einen Pensionskassenvercra,g ab. 

DH; Öl AG übertrug In der Folge nahetu .llIe bes[(:'henden Lel\[Ungszusa­

gen für ßeulebspenslonen an die PenslOnskasst', Sie verpflichttCc: sKh tI,I­
bel. Nachschüsse an die Pemionska.,se L;U leisten, wenn deren Veranla­

gungS(·rt:ebnisse zur Erfüllung der Lt'isHlngszusage::n niche ausre::ie,:hen . 

Die ÖIAG hafree somit weiterhin für Jlec;e LelsrungszuS<l,!{t'n . 
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b~rtragung und 
Au~glicdcn.mg. von 
Pen.)ions-
vcrp ll ich[Ungen 

OIAG 

IlCI.ICbhchc Alte.sv .sorg 

Eine 1993 mit der Bel('gs(har[o:;.",errrefLIn~ abgeschlossene ße[rlebsvert'ln~ 
barung bor allen Dlensmehmern , die über Plne Lt'is(un,gszllsa.gt vt'rn.i~­

(en, die MöglIChkeit. die Le"lStungsLusag~ in eine ßeicra,gsverelnbafLlI1g 

umzuwandeln. 

Die ab 1993 rur neu eintretende MJrdrbc:ner J.nl.uwendendt Bernebsvc:r­

einbarung verpf1ichret~ die- ÖIAG nur m~hr. BeHräge an die PenslOllskassc 
zugunsten Ihrer Dienstnehmer LU leisren . Sie übernahm keine d.1rüber 
hinausgehende H afrLIng. Seit In- Kraft- Trecen u,eser Regelung, the ,luch 

die Vorstandsebene der Ö IAG betraf. wurden neue Pensionsverell1bJrun­
gen ausschließlich nach dH:sem bear.lgsoriemierren Syscem gt·croffen. 

6.1 Insgesamt besranden In der Ö IAG Ende 2000 PensionsverpOl chtungen 

auf Basis von Leiswn,gszusilgen für t 12 Personen . :lS5 dieser Pensionsan­
sprüche waren In der ehemaligen VereInIgten Edelscahlwerke AG (VE\'V) 

enrsranden. Im Zu~e der Versc-hmtlzun,g der damahgen AlIsrflJ.r1 In ­
du"nes AG und der VEW mit der ÖIAG und der darauf folgenden 
Herausläsung der neu gegründeten VA Smhl AG wurden 199_) zwar dlt' 

Akrivbeschäfngcen der VA St,Lhl AG zugeteilt. dit' Pensionsvtrpflichrun­

gen verblieben jedoch beI der ÖIAG. 

D .. ÖIAG übernahm gegenüber der PenSIOnskasse für alle d,ese übertra­

genen PensIOnsverpflIChtungen. die ,luf Ltlsrungszusagen beruhten. ('ben­
falts eine Nachschussverptlichwng . Die ÖIAG haftet somit w('l[t;rhlll für 

die ursprünglich zugesagten Pensionen. Die Pensionskasse übt-rnahm im 

Gegenzug die gesamre Verwaltung der Pensionsberechnung und - ausl.ah­
lung sowie die Veranlagung der t'lngt'l~lhltt'n Beiträge. Die NJchs<:huss­
verpOichcungen scellen für die Ö IAG eInen Aufwand dar, der ihre I':ihig­
keit, Verbindlichkeiten zu nlj.\cn. Im sclben Ausmaß schmälere. 

Im Zuge der AusglIederung der PenSlonsverpfllCluungen zahl,e d .. ÖIAG 
bis 1995 Insgesamr rd 2l Mill EUR an d .. PenslOnsb$se. Bereits 1995 
musste sie wegen "hlechter Veranlagungsergt'bnisse in der PensIonskasse 
6,6 MIII EUR nachz.h len; 1996 überwIes SIe ,voltere 10,1 Mi 11 EU R zum 

Aufbau einer S(hwankllngsrü(ks(etlun~ - dH:' zukünfri~e Abweichun­
~en vom durchschnluli,hen VerJnla~un~serp;ebnis ausgleIChen sol I rt" -
an die Pensionsbsse. Die Öl AG musSte für d,e 355 aus der VEW über­
nommenen Penslonsverpf1lChcungt'n Z.Jhlungt·n von insgesamt,H,1 ~'hll 

EUR an die PensIonskasse leisten . 

6.2 Nach Ansicht des RII hiiucil die: PCllsionsverpOichrungen JUS t.ler chcm,l­
ligen VEW an die neu gegründete VA Stahl AG übert ragen wercltn mUs­
sen. Durch den späteren Verkauf der VA Stahl AG wurden zwar Betriebs­

kapital lind Know-how privJtisiere , die erheblichen PenslOnsl,lsrt"n 
verblieben jedoch bel der Ö IAG und somJ[ Im s[aarlichen Bereich . Im 
Falle der Auflösung der ÖIAG würde d,e Übernahme der achschussver­

pOiehtungen den Eigentümer Bund belasren. 
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116 

U m" andlung \'o n 
Leistungsl.lIsagen 
in Bei(raK~ ­

vc rcinbarun~cn 

Ris ikoge me insch af( 

Pe ns io nsbei träge an 
d ie Pe nsinnskasse 

"".1 Die LeJ')(Un~slu"J.gen der Ü IAeJ für Becrtebspenslonen blldx"n für Will" 

Anspruthsbertthrigren. the bereits In PensIOn waren ooer hl~ Enut' I tJ9 • 
pensJOnlt~rt wurdtn. S .. tmt ... lIen dJml( verbundenen Verpilichrungt·n ht'­
~tt'hl·n. 

Die Bt'(fI(.'bsvt·relnbarlln~ von 199.) fand auf 98 jener 1('-1 Bt'sdüifr lgrt:n 

der Ö IAG Anwl'ndung, die tU diesem Ztltpunkr über eint' 'lufn..'(;hre Zu­

sage rLir eille ßerrit:hspellSIOIl vertligren; Ju:s ermöglJchre lhm:n, \tJnJe<;~n 
eine ZuS,lczpensJOn nJch rein bel[ra~sortc:mu:rren Grund!'~uL(:n .LU erwer­

ben. Die Ö IAG hJ.ftt'[(,' 10 der Folge nidu mehr für die' löhe der luhinf­
[i~en Pen\lOntn. ~onJc:rn \erptll<,hrcrt sich nur, IJufenJ Du:n,r,L:{·bu. 
beJrrj~t ,ln (,ht Pension:-.kolsse LU leisten 

"',1 Nach AnsKht des Rtl Wolr die 199-' errelchtt' Umw.lOulun.14 von LCls· 
tun,L:s:tu~~en 10 Bt'ltr;l~~vt'rt'lObarungtn für J,e ÖIAG \ onc'.'dholft. w('d 

s(elgende Lebenserwarrun~. zllkünf(l~e Verringerung von ASVG-Ptn~lO­
nen oder stelgendt' Gehalr~nIH'Ju~ In Zukunfc dcmliche ßeI.1S(Unl-ten in 

Form von alhs(hussverptliduungen tur die Ö IA G bedemet h.H({'n, Im 

Gegen~Jtl: :tu eine r Leisrungszusage entsteht fü r die Ö IAG nur '0 1.\nt;C 

ein Aufw.lnd .• lIs der D lensrnt'hmer Im Be(neb bt'schäfngr 1\[, 

D ie ße!oodl~if{igtl'11 iiocrrmhmen RiSiko und Chancen hlnsllhrlKh dcr Pen· 

~ionshöhl' von dl'r Ö IAG. d ie diese vorher im Rahmen der U:1\tung\ZU\.1~l' 
gcccat::en h.1[te, Da .l1lt:rJJn~' oie In oie PenslOnsk.lssl' elngt'LJ.h lten 
BeHf"jgc'.' ver.mldgt wt·rdt'll. lInrerh(.'~en die Ansprüche der D lenc;rnt:hmer 
aufgrund dts bettrJgsoriemlerren . )'sterns dem vollen InflJtlOns- und 
K...tplralmarktfiSI ko. 

8.1 In der stJdtlilhen Penslonsversl(htrung gilt das Pnnzlp der R lslk0J.:e· 
melnslh.lft Jller Vt'f~ I {herren, Oll' geltende Pensionsregelung der Ö JAG 

sah \'or, 0.155 (he B{'rechnun~ der PensIOnshöhe unter Zugrunoell'gunJ.: der 
unct'rschleullchen Ltbtnserwarrung \'on Männern und Frauen erfolt=l'n 

sollte. 

8,2 Der RII befürworrttt .Jus bet flebswircschafdicher Sicht den \X'echsl'l der 
Ö l AG In ein bear.lgsorientlt.'f(eS Pensiollssysrem, Er me rket '{'dmh J.il, 

dass dieser \Xlechc.;el mit einem ~rllllclsä tzl ichen Syscemw("Chsel verbunJell 
war, weil damH vom b l\ dJ llIll sowoh l In de r staatlichen Pens lomvor"or,ge 

als auch 111 de r IC lswngsonennenen Becflebspensionsversor14ung der Ö IAG 
angewdndten Pflnl:lp utr R IsIkogemeinschaft aller VerslCht:ru'll durlh dlt 

Indl\'ldu<lIISient' DifferenZierung von Tellrisikogruppen abgewichen wurJe. 

9.1 DJS Berflebs,Jxm,lOnsgeserz, 8GBI r 281 1990, Siehe \" or. ,.tJss In Jer 
Beefiebsvert'lI1bJ.rung die Il oh(:' Jer vom Arbeitgeber zu enrru:hcenocn 
Beltrjge berr.lgsmiißlg O<1('r In fester RelaCion zu laufenden [ncgeltt:n 

festzulegl'n Ist, D.lfüber hJn.lus können nOlh \ .lrl.lblt Be1Crdge hiS zur 

H öhe oer vom Dlt.'ns[~eber verpfll(hrenJ zu t:nrnchrendtn ßt'ltr.L~e vor· 
gesehen wt:ruen Dlt' verpfllduenJen BeirrJ~e ut's Dlensr~ebt'r~ durft-n 

auch dann. wenn Jer be~ünstlgct Dlt:nstnehmer seine Btlcrd~~ltlsrun,g 
t'lIlsrdlc. nlCh( JusgesetZ[ ootr clnJ.:esduänkc werden. 
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PensionsbelIrage an 

die Pensionskasse 

Sonstige 
Feslslellungen 

DIAG: 
Betrieblich Alt r'ivors r ... 

Die laufende Bei(mgsleisrung der ÖIAG betrug I <;f der Beitragsgrundlage. 
Doch leistete sie darüber hinaus als Prämie zusärlJiche Beiträge bis zu einer 
Höhe von insgesamr '5 9f der BeICragsgrundlage. wenn der Dienstnehmer 
selbsr entsprechende ßeirräge einzahlte. 

9.2 Die Betrieb,vereinbarung stand bezüglich der Begrenzung der Höhe der 
variablen Beiträge im Widerspruch zum Bccri ebspenSLonsgesctz. Bei den 
in der Betriebsvereinbarung der ÖIAG als PrämIen bezt'lchneten zusätz­
lichen Dienstgeberbeitriigen handelte es sich nämlich um variable BeitfJge. 
weil sie einerseits in unterschiedl icher I Jähe anfallen konnren und ~tnde­
rerseits dann nicht anfielen, wenn der Diensmehmer keine Beiträge leis­

rete. 

Somit waren entweder die in der ßetriebsvereinbarung enrhaltenen ver­
pn,chtenden Diensrgeberbeirräge zu niedrig oder Jie variablen DienSt­
geberbei(räge zu hoch bemessen. Der Ansicht der ÖIAG, dass es SICh beI 
diesen zusätzlichen ßelrrägen im Rahmen des PrJmlensystems um ver­
pOichrende Beiträge handelt , konnte sich der RH JUS den dargelegten 
Gründen nichr anschließen. 

Nach Auffassung des RH wären aus volkswirtSchaftlicher Sich! möghchSl 
hohe Betriebspensionen für möglichsr viele Diensrnehmer anzusrreben . 
Verreilungspolitisch würde bei etwa gleichem Aufwand Pur die Unterneh­
mung eine verpfli chtende Beitragsleistung des DH.°nsc8ebers, die dem 
Durchschnitc aus den Jetzt vereinbarten verpOlChrenden und den variab­
len Beiträgen entsprich(, günsriger wirken. In dIesem Fall hä[[e der Enr­
falt der Diensmehmerbeirräge weniger nachteilige Auswirkungen auf die 

spätere Pensionshöhe als Im derzeitigen Prämiensysrem . 

10 Sonstige FestStellungen des RH im Bereich des neuen beltragsorlenrler­
ten Firmenpensionssysrems der Öl AG bett'Jfen: 

(I) Im Vertrag mir der Pensionskasse, in der ßeHiebsvereinbarung und 
im Geschäftsplan der Pensionskasse fehlten konkreH~ Definitionen, untt'r 
welchen Bedingungen die PensIonen durch dIe Pensionskasse herabge. 
setzt werden konnten oder erhöht werden mussten. 

Der RH sah in dem für die Organe von PenSIonskassen bestehenden Er· 
messensspielraum Im Zusammenhang mir der Berechnung der PenSiOnen 
ein deudich scrllkwrelles UngleichgewIcht zwischen den Vertragspan­
nern zuguns(en der PensIOnskasse. Er verWIt's auch auf den sys(ematl ­
schen Unrerschied zur allgemeinen Pensionsvorsorge durch das A VG , 
bei der die Grundlage für die Berechnung von PensIOnsansprüchen ein­
deutig und nachvollziehbar 8eregelt ist. 

(2) Den Verfall von Diensrgeberbei(rägen zugun"en der anderen Mi(glie­
der der Veranlagungs- und RislkogemelOschaft bei Lösung des Dienst~ 

verhältnisses vor Ablauf ,'o n drei Jahren, der der ÖIAG keinen Vorteil 
brachee, weil sie diese Beltr'.ige nichr zuri.ick erhielt. 
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118 

Pcn~ion~\orsorge 

für Vors rands­
mitglieder 

Ge,chätLtc 
Ein "p arungcn 

11.1 Die Pension5vt'relnb~trungt'n der ÖIAG mir ihren Vors(Jndsml[~!ledern 

erfol~[en seit 1999 unter Anwendung der hllblonenveron.lnung, nach 
weither eIne frelwllIlJ.!l' Pens Ionsvorsorge nur nach dem beJ(rag.!torH:~nrlt'r­

ren ~rS(em luläsSlg ,\r. Jch dlcser Verordnung Isr bei ersrmallger Be­
stdlung des VorstdndsmHgllec.Jt:s ZI,.I vereinbaren. dass die Unverfdllbar­

kelt der Anwarrsch.:tfr auf Pen<;lOnsansprücht t.'r!:t[ n.,eh fünr Jahren 

cmuttr. 

• Vcrurdnun,!-: Jer ßunJC',rt'~u:run~ üll(:r vt"rtt.l1:isc.habloncn J(t'm.J.ß d(,ffi 
~cdlt'nht-~llUnl-C!.,Lt~IJ:. A(,Bl 11 Nr 2'; 1 1l)()S 

Dlt, PenslOnsverelnb;.lrtlngen der ÖIAG mt[ Ihren Vorsrandsmlrglaedern 

sahen Jedoch vor, dass du: Ansprüche Jer Vorstandsmltgllede' r bei Beendi­

gung de. Anscellung.verh.HtntSse. unabhängIg von der Erfüllung emer 
Fünfjahresfnst .ofort un.erf.dlbilt wurden. D,e Ö l AG begründtre d,e. da­
mit, dass der AufSldHsrJe. der diese Vercräge genehmige, genüß dem 

Akclcnrcc.:ht vorran,fp,L: dem \'(Iohl der Gesellsch'lft verpfllchtt'[ Isr und 
daher V{'fcräge. die dlcser zum achreil gereichen. nlche vt'rancworten 

könne , Die Anwendung der Schablonenverordnung wJre In Jlc'it'm Zu­
sammenhang aus mehrt"fen Gründen für die Öl AG nac.:htedlJ.t : 

(1) Ein Gurttll dtr für eine ~olche Posirion in FrJ~e kommenden Perso­

nen 'iei nlchr ben'lr. das RISiko für den Verlust le~ll(her becrl(~bhcher 
P~nslOns\orsor.gt' für dt'n uncer fünf J.lhren het,:enden Zt'Hraum als Vor­

"and bel der ÖIAG In Kauf zu nehmen . Darau. er~;iben sllh große 
5<.hw,,:ngkelten bei der uche n;,tch geeigneten Persont'n. 

(2) Im Fallt' des vOrleltl~t'n Ausstheldens eines VorstJndsmltgltt'de'i wür­
den dl(' eingezahlten Dlenscgeberbelcräge zugunscen dt'r übngen Vor­

sC~lndsml(.f!lleJer verfallen und somit deren Pen.slOns\"orsorg~ deutlICh t'r­
höhen. 

0) D,e ÖIAG erhIelte eIngezahlte Bel<räge an d,e Pension.k.lsse nIcht 
zurüf.:k, müsste üblicherwt'lse .lber einem unfrel'wdlJg vorzeitig ausschei­
denden Vorstandsmlcglled tliesbezügllChe Ansprüche abgelrt'n, so dass sie 

letltilch den dopp<:lten Aufwand zu trogen hätte. 

11.2 Der RII stellte fest. d .. ss d,e VorstandspensionsverelObarungen der Ö IAG 

hmsllhtlKh der Ichct'lI1halrung der Fünfjahresfnst bei der Vert:lllb.ukcH 
\Ion Anw.tnschafccn Im Widerspruch :zur Schablonenverordnun~ standen 
und demnach gegen sie vorgebr,ldue Argumence Im I lmblICk .tUf Ihrt' 

Rt:Chr~verblndh(hkt'J( nicht LU \t' rt~lngen vermögen . 

11.1 Aus dn Übertragung Jer lelsrungsorientierten Pensionsverpfllthcungen 

an du:" Pensionskasse er~aben si(h keine Änderungen In der Lel'irungs­
und Anspruchshöhe und soml{ keine unminelbaren Einsparungen für die 

Ö IAG . 

B(·tliglith der ALlsgltedtrung der beltragsorienclerten PenslonsvcrpOich­

cun~en legre die Ö IAG eine Ko~tt'nschäczung auf BasiS einer fin.lnzmarhe­
matl'ichen Modellrechnung vor. In dieser wurden folgende Ann~thmen ge­

troffen : 
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OIAG, 

Ge.ehatz'. Eln5panlngen Betr,eblich Altersv rs r 

Schluss­
bemerkungen 

(l) ,5 Jahre AktIvbeschäftIgung und 15 Jahre PenSlon,bewg: 

(2) Bert"Chnung von drei Varianten hlnslchdllh der Ilöh~ Jes MonJt~\"er­
JlCnstes (Bezug In der Höhe der einfachen, doppelten und elrt·lt.llh~n mon.u-

10th<" ASVG-HöchSlbe"ragsgrunJI.'ge); 

eH Bezugsstcigerungen wurden nicht berücksKhubr. ~I n Kechenlll1SS3tz 
\/on _\,'j r;f wurde mlrberechnt::r; 

(.I) die Pension berrägr 80 r,; vom Lerztbt'zug. wOfln eine ASVG Pension 
,n Jer llähe von 60':f der ASVG- llöchSlbemagsgrundlage entllaleen "t. 
die den PenSlonSZUSlhuss der ÖIAG entsprechend verfingen 

Die Öl AG errechnete daraus elO fiktives RückstellungM:rforderlllS H.ir ellle 

Pension n;lch dem leistungsoflemlenen System und kolm zu dem Ergeb­
niS, d.l.l.~ sie für einen durchschnlrtllChen Bel.ug 111 der Iläht, der ASVG­
Il öchstbeirragsgrundlage 1.9 r;; der Bezügt' dotieren rnUssuo, für eInen 
Belug In doppelrer Höhe bereits 11 .. \ f'i- und für tlntn AClUg In drel­
f.ochtr Il ähe etwa 14,8 ':f, Demgegenüber sr.ond der Höch"allfwanJ Jer 
ÖIAG H.ir Beitragszahlungen Im bei(ra~soflen(lerren Penslonssysrt'n1 von 

5 t"';f dt'r Bezüge. 

L!.2 Nach Anslch[ des RH wle~en allCh <.liest: Berechnun14en aur eilt'" Vortt'd­
hartlgkelt des Wechsels In ein beltra,gsoflenw:rtt·s Pen.l.lonsk.15seno;YStem 
für d« Öl AG hlO, 

13 Der \Vechsel der Ö l AG in ein beitragsorienriertcs Pcnsion~s)'stem 
war aus be[riebs\virtschardichcr icht vort~ilharr. Dcr Großteil der 
Beschäftigten mit Leistungszusage auf eine Betriebspension trat 
dem seit 1993 neu geschaffenen Betrieb pensionss),s,em bei. 
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Kunfassung 

Post & Telekom ImmobiliengeseUschaft mbH, 
Post & Co Vermietungs OEG, Österreich ische Post AG 

Die POst & Telekom Immobiliengesellschaft mbH (vormals PTA 
ImmobiliengesmbH) haue für die ÖSterreich ische POSt AG, die Te· 
lekom ;\ ustria AG !IoO\"" ie die Ösrerreichische Postbus AG bzw de­
ren VorgänRcrgesellschaftcn unter anderem im Baubereich aJle Pla­
nung:s- . Managemenr- und Aufsich[Saufgaben zu markrüblichen 
ßcdin1;ungcn durchz.uführen. Seit Beginn ihrer GeschäfrstätiJ::kcir 
serl.[~ die Unternehmllng zahlreiche Maßnahmen aus ihrem 1998 
erstellten rraregiekonzept um. Die in der Folge neu ennvickehcn 
Aktivitäten waren allerdings noch nLcht in ein aktuelles nlcrnch­
mung~konzep[ eingebunden. 

Der Vorstand der Ösrcrreichischen POSt AG leitete eine Reihe von 
Projekten für die Sichersrclluny der \Vcnbewcrbsf:ihigkcir in die 
\'\!ege~ unter anderem eine Verringerung der Zusrellposlämter (Zu a 

stcllkonzentration), die Optimierun,g der Transpordogistik sowit., 
eine Zusammenlegung der Posrverteilung. Infolge von Venögerun­
gen bei der Umsetzung der Zustellkonzenrration verringerte ~ic;:h 
das prognosti.cicrtc EinsparungspotcnziaJ. Die Inbetriebnahme der 
Po;;rvcrreilzenrren in alzburg und Graz zog technische und logisti­
sche Probleme nach sich. 

Für dcn Ende 2003 geplanten gemeinsanlen Betrieb des Posrvcf[eil· 
,cn(rums OSt (Bricf- und Pakerverteilzentrum) waren sehr knappe 
Ergebnisse lugun ren des candortes Inzcrsdorf gegehen. die auf ei­
ner konsequenten Realisierung des Projektes "Pakerverreilzentrumt! 
(geplantes Einsparungspotenzial 42,94 Mill E R jährlich) aufbau· 
ten. Ocr ßaubeginn flir das Briefverteilzenrrum erfolgte A n­
fang 2001; es ging am 2. September 2002 in Betrieb. Die für das Pa· 
kctvcrteilzentrum erforderlichen Grundstücke konnten jedoch bis 
Ende 2001 nicht Zur Gänze erworben werden. 

Der Vorstand der Österreich ischen Post AG befasste sich Anfang 
200 I mit der Standorcentscheidung für ein PosrverrcilzencruOl in 
K~irnrcn. ach Ende der örtlichen Gebarungsüberprüfung erfolg re 
die Unrerzeichnung des Kaufvertrages für ein Bauareal in Villacn. 

Eine Gesellschaft nach bürgerlichem Recht errichtete in Salzburg; 
gemeinsam für die Österreichische POSt AG und eine private U n­
tcrnehmlJng ein Pakctve..-reilzentrum. Obwohl sie nach Ansicht des 
RH das öffentliche Vergaberecht anzuwenden hatte. erachtete sie 
sich nicht daran gebunden. 

Die beim Pakervertcilzentrum in Salzburg nach den Angebotseröff. 
nungen geHihrten Preisverhandlungen sowie die bt!im spä[er er~ 
richtc[cn Brie(verteilzentrum in Salzburg ,getätigten A uftragsverga­
ben im Anhängeverfahren standen mit den Grundsätzen der 
Objektivitä, und Gleichbchandlung der Bie,er nicht in Einklang. 
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Kurzrassung 

122 

I 

Eigentüme r 

Beim Pos tvertc il"entrum Gra1 und beim Pakervcn e il"entru m Sa l, ­
burg \ crursachten Abweic hungen Lw ischen ausgcs>chr icbenen und 
ausge führten Le istunge n fikt ive Ände rungen der ß iClcrrei hung in 
Gesanuhühe von 0,;0 Mill EUR; nicht berücksicht igte Bieter häu cn 
de mLufolge d ie ausgeschriebe nen Leistungen bi llig t"r a u~gcführt. 

Der RH stell te be i eine m übe rprüften Le is lungsum fang <i nsbeson­
de re Gcnc raluntcrnehm erle iMunge n und ß aume istcrarbe iten) von 
17,50 Mi ll EU R be i d e n Pos ,,,e neil>e ntre n in Sa lLburg. Graz und 
\Xlien e in zusätzliches EinsparungspotcnziaJ VO l1 0,28 Mill E R [ Cli t , 

das s ich bei richtiger Abrechnung von Leistungen häu c kos Ct:nmin­
dernd nied e rschlage n könne n. 

Kenndate n de r Öste rre i h ische n POS< AG 

Öl AG 100" 

ncernehmurtgsgegenscand Iktrleb elnf:S Lo!(lst,kner:zwerkes rut Briefe und Pakete 
sowie der Post~ter; Erbnngung von Leistungen unrer 
anderem auf dem Gebiet des Gelddienstes soWie der 
Kommunlkations- und ln(ormaf,onsft<hnologle 

Gebarungsenrwicklung 

U msarzerlÖS(' 

Betnebsergebnis 

ErgebniS der gewöhnlichen 
Geschjfcstäcigkeic 

Bllanzgewlnnl-verlusr 

Cash- flow aus der 
Becrlebstätlgkcl[ 

Bilanzsumme 

Mitarbeite r Im Durchschnitt 
<In Vollzelckräften) 

1997 1998 

116.25 168.9-1 

77,03 121,16 

76,31 I) 

- \,15 I) 

I) I) 

I 9~0.87 I) 

I) 32 12 .1 

1999 2000 

on Moll EUR 

1608.98 1531.77 

32,92 16.50 

44.26 39.25 

38.73 363. >92) 

I) 6..f.61 

2051,92 2022,83 

Anzahl 

31672 31 556 

I) Angabe nicht möglich (1998 rückwlrkC'nde A~p"hung der Telekom Ausma AG) 
2) emschließlich Auflösung von Kapll .. lrilcklagen 10 lIöhe von _'I"' MIII EUR 

2001 

I )0-1.97 

23,21 

47.37 

.18. 1:1 

60.01 

1396.29 

30126 

,. 
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Post & Telekom Immob lien­
gesellschaft mbH 

Kenndate n d e r POst & Teleko m Immobil iengeseUschaft mbH 

Eigentümer 

ntcrnchmungsgegens rand 

Gcbarungsenr\" icklung 

ßerflebsergrbnl5 

Ergebnis der gewöhnlichen 
GöehJ,f"tStätl,Hkei t 

ßIIa.nzgewlnn/-\,erlus(2) 

c...sh-Oow JUS der 
ßetrlebsrJrlskeic 

ßi lanzsummc 

Mitarbeiler Im Durchschmn 

ttrrelChlsthe Pose AG 100 f'jf 

wertm~ißiNe pC1m1erung der I mmobllienr~sour(cn von 
POSt, Postbus lind Telekom und der d;tmu-verbundenen 
Unternehmungen; Verwaltung der Immobilien sowie 
DUf(hri.lhrung ~imth(her Bauplanungs- und ßJuab­
wickJungstiitlgktlten 

1998 1999 1000 200 1 

on MIII EUR 

1,'9 19,~9 20,71 

0,02 0,73 - 1,8:1 0,('11 1,06 

(),()~ 3,n - 2,O·j 0,61 1,15 

- o,t9 O,~9 1,6' 8,16 2,>S 

3,10 1~,68 12,62 12,~9 

Anzahl 

25\ 229 210 223 217 

I) 

I) l
2) 

R.umrfgnduftsphr I Februar 1997 bl1. 31 Dezle'mbcr 199 .... 
Ge\\-mn- und VeriusGl.ussc.hliC'ßun~s\ltrtr-.. .'t 
10() MIII EUR ZuschU$5 der P(Xt &. Tdekom Austrlil AG zur FinanZierung einer (k(elhguns 
an der Post hnJ.nzmiinagemt", Ge'!lmbf I 

r----
Kenndate n d er POS t & Co Vermierungs OEG 

Eigenrümer (1,[erreIChl~he POSt AG (festes Kapltalkonro'" 26 i2H EUR). 
POSt & Telekom Immoblhengesellschafr mbll (ArbeltS­
~.s<II"hJfr.nn) 

nlernehmungsgegensmnd Erwtrb. Errichruns und Vermietung von Immob~llt~n 

Gebarungsem w icklung 19981) 1999 2000 2001 

10 ~1iI1 E R 

Ums.:lti.erlöse 0,08 0,37 O,9~ 

Be(riebsergt:bnis - 0,03 -0,07 {),O~ 0,23 

E.rgebnlS dC't gewöhnlichen 
Gesch;,ift:noitigkel[ -0,06 - 0,-11 O,()6 O,2~ 

BII.:lnzgewlnnl-verlus( -0,06 -0,85 - 1/,0 (),2~ 

Cash-Oow JUS der BerriC'bscd.rigkelt 1I,8B -10,00 0,50 2,01 

BIlanzsumme 12,79 20,97 3 ,56 61,9.1 

I) RumJ'lf~h(h.iftslilhr 22. J;inner 199M biS Del.embrr 1998 
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Prüfungsablauf und 
-gegens,and 

Firmcnstrukrur 

Finanzwirtschaft 

Der RH überprüflt von Mai bis Juli 200 I Teilbereiche der Gebarung der 
POS[ & Telekom Immobiliengesellschaf, mbH, der Pos, & Co Vermle­
,ungs OEG und der Ös<erre.chlschen Pos< AG . hwerpunk< der Uber­
prüfung waren der BereICh Hochbau der PosrvcHedzemren alzburt; und 
Graz sOWie des Bnefvertedzcntrums OSt In Wien, die Srandonemschel· 
dung rur das Posrvertellz.emrum Kdrmen. Weiters funden Erhebungen zum 
aktuellen Fonschnn des geplamen Pakerverreilzenuums Osr in Wien stau. 

Zu den Im Februar 2002 zugeleIteren Prüfungsmnredungen nahmen die 
Geschäfcsfuhrunf( der Pos, & Telekom Immobdlenf(esell,ch,,(, mbH und 
der Vom.nd der ÖS<errelChischen POS[ AG Im Män 2002 S[ellung. Das 
ßMF verzlCh[e[e Im März 2002 auf elOe S[ellungnahme. Der RH emanere 
seine Gegenäußerung Im Juni 2002. 

l Die ÖsltrrelChlsche PoS[ AG enmond Im Jahr 1999 aus der POS[ und Te­
lekom Au wa AG, nachdem zuvor (pe[ 1. Jänner 1998) die Telekom 
Aus(fJa AG abgespalten worden war. Die Abspalwng der ÖsterrelCh.­
sehen POS[bU5 AG erfolglt per 31. Dezember 1999. 

j Am 20. Dezember 1996 wurde d" PoS( Immobilien«rvic< GesmbH ge­
gründer. Mit I . Sepltmber 1997 ändene die Gesellschaf[ Ihren amen 10 

PTA Im moblliengesmb H und übernahm das Personal des Prollree",ers 
H ochbau der PoS! und Telekom Aus«ia AG (2·\5 M"arbe"er). Mit 
28. Novemlx:r t 998 erfolgte eine neuerliche amensänderung auf POSt & 

Telekom Immobil"ngesellschaf[ mbH . 

4 Die PTA & Co VermlClUngs OEG wurde 3m I. Dezember 1997 von uer 
damaligen Pos, und Tolekom Aus,na AG und der PTA Immobllien­
gesmbH gegründer. Am 13. Augus[ 1999 wurde d .. Firmenbezeichnung 
auf Posr & Co Vermleeungs OEG geändert. Einzeiverrrerun~s- und {:In­

zelgeschäf[sführungsbefug[ war die damalige PTA Immobillengesmbil 
(nunmehr Pose & Telekom Immoblll<ngeselischaf[ mbl l). 

5 Die damalige PTA & Co Vermlecungs OEG (49 'lf) gründele gemeinsam 
m" einer Privacumernehmung (5 I I)f) am 16. April 1998 d .. Pakerlogls­
cikzencrum Salzburg GesnbR zur Ernchrung des Pakerverceitzenrrums 
Salzburg . In welCerer Folge wurde diese Gesellschafe auch für die ßauaus­
führung des ßnefverreilzemrums und des Verwal[ung'f(ebäudes In Salz­
burg herangezogen. 

6.1 Dif Umsarzerlöse der PoS! & Telekom Im mobd"ngesellschaf[ mb lJ 
(20,74 Mill EUR) baslfrren 2000 zur Hälf<e auf Ilonoraren (ß.uplanung 
und Baumanagemene), zu fase einem Dnnel auf der Immoblhenverwal­
rung und WCHers zu 12 % auf der Errlcheung von Mobdfunkseanonen . 
2001 errelCheen diese Umsaezeräger le ein knappes Drittel des Umsaezes 
von 21,51 Mill EUR . 

Der Personalaufwand der Pos, & Telekom Immobilienf(esellschaf[ mb l I 
war durch die Übernahme der Mi[arbei<er von der Po« und Telekom 
Ausnia AG beSCImm,; er sank Jedoch 2000 auf 12,61 Mdl EUR bzw 
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Flnanzwlrlschaft 

Geschäftspolitik der 
Post & Telekom 
Immo biliengesell­
schaft mb H 

Post & Telekom ImmobilIen­

Dcsellsch3n m H 

2001 auf 10,63 Mill EUR. Im Geschäftsjahr 1999 war darin eine Vorsor­
ge von 2,68 Mill EUR für ein Vorruhestandsmodell enthalten. Der Zu­
kauf von FremdleiS[ungen (Postämcermodernisierungen, Mobilfunksra­
cionen) und von Planungsleiscungen gewann zunehmend an Bedeucung . 

Das positive Ergebnts aus der gewöhnlichen GeschäftStätigkeit der Un­
,ernehmung Im Jahr 1998 (3,52 Mill EUR) war vor aHem auf eine B«el ­
ligung an der POSt Finan.managemen, GesmbH mrücbuführen. Das 
VorruheStandsmodeil verursach,e 1999 ein negatives Ergebnis aus der ge­
wöhnlichen Geschäfmö"gkei, (- 2,04 Mill EUR). Die Umernehmung 
erziehe jedoch ab 1998 positive Cash-flows aus der Be"iebStä,igkei<. 

6.2 Der RH s<ell,e fes<, dass 2001 b.w wr Zeit der Überprüfung durch den 
RH an Ort und Stelle kurz- und mittelfriStige Projek .. zwar den Perso­
nalaufwand abdeck,en, nicht jedoch die langfristige Wirtschaftlich keit 
der Unternehmung gewährleiste .. n. Er empfahl, die Aufwandss"uk,ur 
(i nsbesondere den Personalaufwand) wei .. rhin besonders w beach .. n. 

7 Die POst & Co Vetmiecungs OEG wies in det Bilan. Grundstücke und 
Bauren rur die Verteil.emren in Salzburg, Wien und Graz aus. Die Ö"er­
rei chische POS< AG leis<ete bis 2001 neben der Pflich,einlage 
(726728 EUR) Gesellschaftereinlagen .ur Finanzierung der Inves,itions­
vorhaben von insgesam, 53,31 Mdl EUR und VerluStabdeckungen von 
2,44 Mill EUR. Die Umsaezerlöse (2001: 0,95 Mill EUR ) resultierten 
(sei , 1999) aus der Vermie'ung des Post-verted .. ntrums S.I.burg. 

8.1 Entsprechend einem 5craregiekonzepr der damaligen PTA Immobilien­
gesmbH vom Oktober 1998 soll .. sie als Diens<!eis,er für den POSt und 
Telekom Aus"i. AG-Kon.ern tätig werden. Als strategische Unterneh­
mungsziele waren unter anderem die Vergleichbarkeit mit Mi[bewerbern 
auf dem Markt, Kosren- und Qualitätskriterien sowie die Opcimierung 
von Finanz- und lmmobilienressourcen definiert. 

Dem Strntegiekon .. pt folgend schuf die GeschäftSführung eine neue Auf­
bauorganisation. besetzte Führungspositionen neu und richtete neue 
IT-Systeme sowie ein Qualitätsmanagement ein. Der Personalstand sank 
2001 auf217 Mi<arbei .. r(I997: 253 Mitarbei .. r). 

In der Folge enrwickelte die Umernehmung gemeinsam mit privaten 
Parrnern weitere neue Projekre, die allerdings in ein akcuelles Unterneh­
mungskonzept noch ni chl eingebunden waren . 

Auf dem Realitätenmark, nahm eine 100 %ige Tochter, die PTI Immobi­
lienvermittlungs GmbH, Ende 2000 die Geschäftstä'igkeit auf. 

8.2 Der RH empfahl. die UmscrukturierungsaktivLtä[en fortZusetzen, die 
neuen Projekte in ein aktuelles Umernehmungskonzept einzubinden und 
opera,ion • .!. Zielse<zungen und Maßnahmen hiefur vo,"usehen . 

8.3 Laut Sltllurlgnahmt <kr GtJ(häftJfiihrung <kr POJI & Tdekom /mmohi/imgu,lI­
schaft mbH ~..,.dt dit Unttrnehmungwraltgie <kr kommmdm Jahr< dm Etnpf,h­
Itmgm dtJ RH folgm. 
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(r~l[eg:ischc 

Einbindung der 

VcneilLcnrren 

PakCCvCftcilzen­

(rum OSt in \'\Iien 

9.1 Die Ös(erreIChls~he POSt AG h,Lt[e n.lth dem PosrsHukrurj.:esen:: (8GBI 
Nr 101 , 1996) und den von der EU vorgegebenen Rahmenbedlngungen 

(R,ch<lln'. 9"6"' EG des EUrOpJISChen PJrI.men<> und des R.Hes vom 

15. Dezember 199'"') Ihn: \'(Ienbt-werbst"Jhlgkelt uO(t-r ßerückSlchclgung 

der ErforderOisse der LlberJh\lerung ~I(herlus(ellen. In dle~ern Zusam­
menhang lelfere sie lImef anderem eine deurhdlC." Vernngtrunt: der Zu­
srellposcämrer (Zus[ellkonzemr~l.[lOn). Jlt° OptimIerung der Transponlo­
glsClk und elOe Zusammenle~un~ Utf Posrvertellung ,lUf sechs Brlt'f- und 

Pakeevertedzenrrt'n 10 ( .. !Je WIege . 

lnfolge von Ver..t;ögerungen bei def UmSt'CLung der Zusrellkonzenrr.Hlon 

verringerte sich das prognoscilltrrt:· ElnspJrun1-:sporenzlal von 127 ,-10 ~IIII 
EUR aur 11, Mdl EUR. 

Dlt" Inbt'rnebnahm{~ der Posrverted"tncren In S.dl.burg und Graz "og 

rechms(he und IO~IMlsche Anlauf\{hwu:ngkt"t'en nach SICh. 

9.2 ach Ansicht' des RII bildere die wlns<:haldl(he und zeJ(~erecht'e Ab· 

wicklung der Bauvorh.lben l.W.H {'In{' Vor,lLIS~eeLUn~ für da' SlChl'rstd­

lung der \'Vettbewt'rbsf.ihigkeir. dJ(~ J.ügige VenvlrkllChung der weireren 

Projekte (ZusrellkonzcnrratlOn. Tri.lnSporrlo~I~(ik) leisrere .iber dazu ei­

nen nichr verzicheb.lren Beitrag . Der lU I empfahl ddher dl{' nls<.he Um­

serzung dieser srrareglschen Proleklt~. 

9. _\ Lalll Stt:llulIglltdHllf d~ VOrJltlJldeJ dtr OJft:t'Tt'uhlJdkll Prm AG Ir} mUllllfhr dir 

K Ofl:wlr"II(j!J dt:r Zmfrllmlg tUlf rd o()() "ZuJlef/lwolm" '" du Rt:lIllJltrllllgJ­

phau Ketretell. B,s EIIJr ](}()3 u iirdnt fluhl nur dtlI Pfrson~1 utrlHh"ftltchrr 

tmgfJet:/. s()lIdtTlI tlufh du TrtJlISptJrl IIl1d Vf'f'/t/IIIJ&lJllk Kt:Jlr"/ft u-rrJf1I. 

10.1 eben dem bereHS Anfang 20ClI begonnenen eu bau des Bnefverreil-

zenrrums Ose In \'Vien- Inzersdorf war auch die ErrlChcun.g eines Paket ­

verteilzenrrums geplant . Ende 1999 waren 111 einer MachbarkelrSStudle 

mehrert' Standoft- uno Bauv3f1anten untersucht worden; dlest' haue t'ln 

knappes Ergebnis lugunscen eines mregru:ru:n Postvereedzemrumsam 

Srandorr Inzersclorf er,geben. Zur Aufnahme des geplamen ~emelnsarnt'n 
Betritbs Im vierten Quartal ZOO:; wurde der Baubt:.gmn für clJ.S Paketver­

ceilzenrrum Im ersten Quarral 2(X>I an~esetzL BIS Ende ,ZOO) seanuen der 
Öseerreichischen Pose AG ,edoch nur rd zwei DrI[ce! der hlefür zusaezllch 

erforderlIChen Grllncl~[(kke zur Vtrfügung. 

Für das GesamtproJekr war ean EIn~pilrungspotenl.lal von L?9-1 Mdl 

EUR lährllCh (EJOsparungen bei Person,l!- und Tr-ansporrloglstlkkosren ), 

davon 1 I," I 1-1111 EliR für dos P.,ke!verreJizemrum, vorgesehen Der em­

sprechende Kapitalwert über J.ehn JJ.hre errt.'<.hnt'[t' Sich mir 69,69 ~Iill 

EUR. davon li,R8 ~1111 EUR für dos P"keeve"e.ltemrum . 

Am 1 . Sepremlx>r 1002 ging das ßrlt't'"erredzencrum 0 c In Betrieb. 

10.2 Der RH hlele fest, ti.ISS das von der Unternehmung angestrt'bte Ein­

sparungsportnziaJ von I l,'" I MIII E R wegen clt'r eingetretenen Verzöge­

rungen lx>1 der Errichtung deli PakNvenellzencrums niche zum vorgest:he. 
nen Zeitpunkt zur Kosrenvernn~erung Wird beirragen können Setner 
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Srandortentschci­
dung für das Post· 
verteilzentrum 
Kärnten 

Auftragsvergaben 

Paketvenet lzt'mrum 

SJlzburg 

POSI & Telekom Immobil n· 
gesellschan mbH 

AnSICht nach werden die Verzögerungen auch ne~a(L\"e finanziellt: Auswlr­

kunl-tt.'n beim angestrebten Elnsparungspott'n.lIJI für d.lS BnefvenetlLen­

trum, LB erhöhte Transportloglstlkkosten. lur Folt;t haben. 

10,\ /...aIlI Slt:llllllKnahm~ da VfJrIl4I11dt,~ Jt'r Ör/t'rrtlfh,uhtll P')JI AG srl d,,, BlnJ.l:.t'I 

jiir dn ErUDltrllng dtl {1IIs,rtlJ:'tJJt!UI GrllmlrlikkJ \/Jlle-rl. Oft Vt'rlnlml}:. dtr 
Pdkt:1t' tt iirelt l'(Jrtf'SI ut:lurhlll 11m \\ "1t:rJ" Siid/klb"mJ/ t'fIrp.plOmmm u "dm. 

11.1 Da Oll' Ö'ltt~rreichische POl\it AG ein Posrvenedll'ntrum In Kärnten IU tor­
r1chu.'11 beabsichrigte. verhandtltl' dlt' POSt & Ttlekom Immobdlen~cscll­

sch .. ft mbll seit Mitte 1999 mit dcn t,dren KIJgenfurt und V,IIach libcr 

den Ank.luf emes Grundstücks. Der VorstJnd der POst beschloss Im )Jn ­

ncr 2001 einstimmig. ein Grundo;;.tück In Vitla<.h Jnzukaufen. 

EIn S[andorrvergleich einer au.sliinc.lIschen BCr-Jrlln~sumernehmung ergab 
1m M.11 1001. dass Kla,genfurl ml{celm:iß1t: und VdldCh gut geel,gnt( wii­

f{' So wurden infol~e zlII\i:ülIICh erforderlicher Transporeverbinuun,gen 
\'on WeSten nach Osren 111 der RegIon um 0.10 Idl EUR höhere J:ihrll­

ehe Loglsclkkosten flir den ~t.lndof( Klagenfun errechnec. Ebenso lel~te 
oie Srudl<" Vorteile für den St,lIldOH Vdla,h bC.'1 Jer Bewerrung der wuf­
zClten der ßriefsendun~{'n ,tur. 

Den1ge~enüber wurdt'n 111 einer öffenrll(hcn DiskussIOn mehrere Argu­
menu' für den Standort KlagenfuH Ins Treffen geführt (unter .1noerem 

t:un .... cigtre BJhnanblndung, erht'bltch grölkres POscJu(kommen In on 
RegIOn Klagenfurt Uncerk~lrnttn). 

11.2 Der RI [ verwies auf d'L~ ö<;(t'rrt'H.hwei[ hohe Etnsp,lrungspoten.tl.ll Im Zu­

s .. mmenh.mg mit der Zu"ellkonzcntr.trlon (121.98 Mdl EUR). DJ d,e 
Verre,ILencren eine wesendlChl' Vorausseuung für dieses Konzept J..u')u:l­

len. er uchce er, hmslChtllc.h der Reahslerun;: dt'\ PrOjekts Posr\'ertedll'n­
trum Kjrncen auf dem wufenc.len ~eh.:tlten .tu werden. 

11. \ 1...Jlllf S/~/"If1Kndhml' dtJ V"rlldm/fJ dtr OJf~rrt:lfhlfd:W1/ POJI AG 1I.t:r"~ dar Pm­
pd!! JfI Vil/llch 1l't!lIer 1'()"'IIIJ.!.tlrltbtIJ. Olt SItlJf VII'",b btlbe I/flch Elldt: drr Ge­
btll'/ll/J.!.$iibc:rpriifimg den Ktlll/nrlr,,1!. fiir del1 bwbilJ.!.lt A redl IIIlfer!el'lIgl. 

12.1 \"(I~i.hrend die Bauvorhaben "Posfverrt'11Ltncrum Graz" und "ßflefvt'ru'd­

zentrum Os(, Wien" I1Jdl EU-welt erfolgten Auss<.hrelbungen dtr Gene­
raluntt'rnehmerleisrun,gt'n den ,<-'welltgen ßesthl{'tern ITIn 7,15 M III I3UR 
bzw 1 H.06 M ill EUR zugeS<.hlagen word.n waren. gründete d,e dam.d I!(e 

PTA & Co Vermlerungs OEG <19 ") 199H mit emer pnva,en Unterneh­
mung (S 1 '}f) die Paker!og"rlk zenrrum Sallburg GesnbR. Der Zweck 

wJ.r dlC' gemelllsame Ernt:htung eines Pakervt'rretlzenrrums In S.dlbllr~. 
bestehend aus Je t"lIler getrennt zu betrclbenden PJkern·ned,lnl.lge für 
heide P.lrrner. 
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128 

"u'lrag_vergaben 

Briefverteilzentrum 
Sal.burg 

Bei den , .. sächlichen Grundstücksgroßen und Gebäudekennwercen über­
seiegen die Anreile der damaligen PTA & Co Vermiecungs üEG beI weicem 
jene der Privammernehmung . Dennoch erachtete sich die Errichwngsge­
seilschaft nicht an die Bestimmungen der öffentlichen Vergabeordnl.lngen 
gebunden. Im Anschluss an ein offenes Ausschreibungsverfahren wurden 
entgegen den Vergabebescimmungen in mehreren nachträglich ,geführten 
Preisverhandlungen Nachlässe bis zu 12 % e .. iele. Den Zuschlag für die 
Baumeisrerleistungen erhielt die Billigsrbieterin; die Auftragssumme für 
den künhig von der Osrerreichischen Pos, AG zu berreibenden Teil be,rug 
1,32 Mill EUR. 

12.2 Der RH hiel, feS<, dass die damalige Pose und Telekom Ausrria AG und 
deren Tochrerunrernehmungen sowie deren Nachfolgegesellschafren .Is 
öffentliche Aufrraggeber an das Vergaberech, gebunden waren. En<spre­
ehe nd einem Erkenntnis des Obersten Gerichtshofs gilt ein Dricter, dem 
ein Bauvorhaben von einem öffentlichen Auf,raggeber (der Aufgaben Im 
allgemeinen Imeresse und nicht gewerblicher An wahrnimmt) überrra­
gen wird, als öffentlicher Aufcraggeber. Der RH beans<andece, dass die 
nach Angebocseröffnung geRih"en Pceisverhandlungen nich, den verga­
bererhtlich gefordercen Grundsä,zen der übjekcivi,ä, und Gleichbehand­
lung der Bieter entsprachen . 

12.3 LAut Sttllungnahnll der G.,(hiiftlfiihrung der POJf und Telekom Immobtltrog<1tll­
r(haft mbH sei die tbmaltg. PTA & Co Vermielungj OEG ledigltch aIJ IIIII/der­

h.ilIgt!tIIJ(bufltr an dnn Prolekl beltiligl geu't.l",. 0", prmll' III,hrh,mgt!tll­
uhafltT habt iJJu'rrtlfhu,tll mehrere derarüg I fondardlJltT/e LoglJlikzent"tll 

err/chltl und verfiige über Jptzlel/tJ K"ow-hoU' J(JU·it ';1Jf1l trIlJ{fferhend~n Mm"kl­
iiberbltck hlllJ/(hl!i(h der Emchlll11gjk()jle7t. 

12.4 Der RH wies wiederholt darauf hin, dass die damahge Posr und Telekom 
Auscria AG, deren Tochrerumernehmungen sowie deren Nachfolgegesell­
schaften, basierend auf einer Emscheidung des überseen Gerich<shofs, an 
das Vergabereche gebunden waren. 

13.1 Ein halbes Jahr nach Beginn der Bauarbeiten fur das Paketveneilzemrum 
genehmig« der Voes,and der Österreich ischen POSt AG im Februar 1999 
auch die rrichrung eines Briefverceilzencrums samt Verwalrungsgebäude 
am gleichen Srandor<. Die Errichwngsgesellschaf, vergab die B.umeiscer­
leiswngen 0,18 M,II EUR) als Bauherr im Auf, .. g der Pos< & Telekom 
lmmobiliengesellschaf, mbH en<sprerhend einer Weisung des Vorse"ndes 
der Österreichischen Post AG im Wege eines Anhängeverfahrens an lene 
Unternehmung, die bereirs das Pakerverreilzenrrum ausfLihrte. 

13.2 Der RH srell,e kririsch fesr , dass die Bes<immungen der ÖNORM 
A 2050 eine Vergabe im Wege eines offenen oder nich, offenen Verfah­
rens vorgesehen härten . Nur genau definieree Ausnahmecatbestände 
könncen ein Verhandlungsverfahren, zB als Anhängeaufcräge ZU ord­
nungsgemäß ausgeschriebenen Hauptaufträgen , rechtfertigen . Ein solcher 
Ausnahmetatbesrand lag jedoch nichr vor. 

13.3 LAIII Siellungnabme der G.,chafr;filhrung der PO!l & T,/ekom Immobtlienguell­
j(haft mbH habe Jie tkn Anha'ngwujlrag ni(hl zulerzl aUj Griindm der ttnhmli­
(ben Gewiihrlmlungjpf/rthle7t der aUJfiihrenden Ulllern,bmtmg geu'iihll. 
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Auflra, .. v8rwaben 

A ngelx><sprufung 
l>elm Pakerverced­
ltntrum 5.allburg 

Preis verhandlungen 

u:lsrungs~ 

vtrl{;'l(hnlsse 

Post & Telekom Immob Ioen­
gesell schall H 

14.1 Die [echOIsche und wircschaf[liche Prüfung der Angeboce beim Pake[ver­
tetlzemrum alzburg führte der von der Paketlogistikzentrum Salzburg 
GesnbR beaufer.g[e ArchICek[ durch. Dieser konnee dem RH nur mehr 
das Angebo[ des Auf[ragnehmers vorlegen. nich[ aber die VerglelChsange­
bote der Mitbewerber. Wctre5 lagen weder elO Preisspiegel noch eine Nle­
dersclHlf[ über die [echnlSche und wircschafdiche Angebocsprüfung vor. 
Der jeweilige Zelrpunkt der Gew~ihrung der "Nachlässe" sowie die Ab­
weicllungen zwischen den bei der Angebmseröffnung verlesenen und den 
,geprüften Angebotssummen waren nicht nachvollziehbar. 

14.2 Die unzureichende Angetx)[sprüfung verstieß gegen wesenclu.:he Gruno­
säeze des Vergaberechcs (freier Wenbewerb. Gleichbehandlung der BIe[er. 
ObJektivität und Transparenz, die Erzielung angemessener Preise und 
Einsparungen ftir die öffenellche Hand). Der RH empfahl die lückenlose 
Anwendung dtr Vergabevorschriften . 

IS . I Die runktlonelle ÄhnltchkeH der Posrverteilzentren in Wien. Gral sowie 
Salzburg ermögllchee einen objektiven PreisvergleICh. Die nach Angcbots­
eröffnung geführten Preisverhandlungen 10 alzburg brachten bei nur rcl 
4,4 % der Auftragssumme der Baumeisterleistungen günstigere Ergeb­
nisse als 10 Wien oder Graz. Gängige Kennzahlen , zB der "umbaute 
Raum it in EUR pro m' Brutwrauminhalt, waren für Salzburg ungüns[i­

ser als für jene 10 Wien und Gm • . 

15 .2 Der RH sah tn der gewähhen Vorgangsweise der Preisverhandlungen kel~ 
nen feststeHbaren Vorteil für den Bauherrn. 

15.3 IAIII St.llungnahmt dtr GrJchilfllfiihrung der POJt & Trlrkom Jmmohtlungmll­
Ifhaft mbH hiillm du auf dm m2- PrriI Mogmm KOJlm iM abJo/ul I1ldrhko,,~ 

fonfltJ "nd glirlJltgtJ ·1I/tfJII tn'tIChl. 

15.4 Der RH erwiderte. dass die Überprüfung von rd 100 repräsemaClven Po­
SitiOnen der Baumelsrerlelsrungen durch den RH keinen Prelsvonetl er­
kennen ließ. 

16. 1 Bel den Bauvorhaben in al.burg (ßaumeiscerleiscungen und AulJenanla­
gen) bzw In Wien und Graz (GencraJuntcrnehmerieisrungen) traren rela­
tiv hohe Abweichungen In den Massen auf. Ursachen dafür waren unter 
anderem ein Verzug der Planung sowie der baubehördlichen Einreichung. 
Ändt:rungswünsche des Nutzers sowie Vorschreibungen des Arbeltsln­
spektofate"S. 

Die Lelsrungsverzeichnlsse waren unvollständig ausgearbeitet, enthieltcn 
stille Massenreserven und eröffneten daher infolge von .Massenmlnderun ­
sen und -mehrungen be,räeh,IIche Spekula[ionsmöghchkeICen. Dies be­
elnflussre beim Paketvenedzentrum Salzburg die Reihung der Bieter; der 
zW~lr,gerelhte Bleeer härte die Leistung unter gleichen Vorausse[zungen 
um 0.18 MIII EUR billiger ausführen können. Auch beim Pos<ve"eilzen­
trum Gral ergab sich ein flkuver Bietecsrurz. Hier hänf' dtr dflrrgereihtc 
BIt[er die l.elSwng um 0,,2 MIII EUR billiger emellen können. 
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Auftrag_vergaben 

ZIVllln~enl('Ur­

h"I<;run~ 

Sonsdgc 
Fc.)t~tdlungcn 

Durch N~ldurdg!!.dn.gdlott wurden Leistungen zWlscht'n 19 ,;()() EUR 
(Aullenan lagen P.ukpl." 5JI<bur~) und 0,68 Mill EUR (PoHzenrrum 

Graz) zusätzlICh - s.omu ohne \X'eube\\'erb - 3U5~c:fühn. 

16.2 Der RII bc:.lnSrJnde[c: die Mf'ng.elhafngken der l('l stung'i\(:rzej<.:hnl~'it·, 

(he erhebliche Spekularlonsmäglichkeiren eröffneten. Das ZI<:1. ,JJ!!. für 
dt'n Auftraggeber technisch uno Wirtschaftlich besre Ant-:ehor LU erml[­

rein, wurde nichr errticht. Der RH re.g(e an, die lels[unt-:<;\it:rzeu:hnl\\t' 

zt:~rg(:rech(. mö~lich5[ t:rs[ nJ.ch den behördlichtn sowie ,manen ßt'wilil­
glln~sverfdhren. sorgfal[lg und entsprechend den (,1[s;)<.:hl'<.h vorgt'!lt"ht"­

m:n ProJt:kotrunt-:en J.uszuarbel[en. 

16, \ Du G/fuhilJ's/ühru1J1!. Jer Pml & T/flekollJ Imll/{J/ultenf!.tullJ(htJjl IIIhfi llFlllfJ 

tJlII dtlJ 111 d~y Prax/J l'o ybtJmlem: SPtltJl//ltJ!!,1je/d zll·/jcht-II RmltuerIUlj:,JJrmk, 

tim nolll tmhKm ßthördm lind Allralllert'trfdhn:-11 S()UU tim Vt'Yti)llll:rllll}!.t'1I UJII 

ßtlllherrwule. EIII 1~1S1I"lgst't:rulfhTIIs sei dah/f1- IIl1r elIJ prfWUfJrlJfht Bl1.11 ~ fiir 
[ht li 'elleym Mtlßuabll/t:1J 1111 Sume deJ Brlll:ellpIClf/i:s ZII I 'H'rtebol. 

16.4 Der RI f erwlder[e, dass das "Spckula[ionspoctnzial ll durch eine mögilch'ir 

Umf'lsse ndt , volls[ändige und derail,get reue Leistlingsbtschrl'lbling ~o 

weir \\fit' mö.!dlCh elnzuen1-!:tl1 wär{', Nach seiner Auffassung stt'lIt (hs 
lels[ungsverzt'ldmls kt'lne provIsonseht' Basis, sondern elllt'n grlJl1dlt't:cn­
den Bts[,mdu:,d von Ausschreibungen dar. 

P.I Du:, Lelswngt-11 dt·s Archl[ek [t'n beim Paketverreillemrum S.llzburj.! em­

sprJ(hen htnSKhtll<.h der Aussch reibungen. der Angebot<.,eröffnunj.:en 

und -pri.ifungt'n In tt'chmscher und wlrrschaftllCher H lns,elH sowie dt'f 

Ver~~lbe\lorschIJge In we~ct:n Bereichen niehe den 10 den LeIStun~sblldern 
der Gebührenordnung für Architeku;:n bzw Jen In Jen t:ln\chJ:j~Jgt"n 

Ö OR MEN deli",<:n<:n Anforderungen. 

11.2 Der R 11 empfahl daher, Überlegungen anzuS<ellen, eonen Ted J., Arch,­

[t'k[t'nhonor.lrs - angemessen wäre ein Abzug von ro 20 r; uc::s 11 0-

norar",. das enrspntlH 18 500 EU R - rückzufordern . 

1 ".3 J~1I1 S/~"mlf!.lldhnJ~ Jer Ge1IAi/tsfti'hrtmg der PflSl & TddllJfll Jlllmohtl/t:nj!,f'Jtil. 

!dMji mbH ut!f"d~ Ht ud) bemülxn. dm H ,moroF ZU11I Te" r/ÜkZlljiJYdt'FII. 

18 Son~[It:t:' Fes[!!.rellungen des RH betrafen die unnchclge Abrl'chnung von 
leisrun~t'n beim Postveneilzenrrum Salzburg und beim PU'irvt:f[et!t;t'n­

[rum Graz im ,esamralismaß von 0.28 Mdl EU R beI ell1em Uberprüften 

Lt'"run~,"mfang VOll 17,50 M ill EUR . 

1....t1Jl1 SleIlIlNj:,lIo!;lJIt der GtSchdfislti"hrUlIJ: der P OSI & IIl1d Telekom ImlllohtlwJ}!.t:· 

sdlJ(bujlmhlf babe Hf be-reJlJ /111 ZlIl!.e der Ahrerblllll'}!. der ßtllIl '() rballlll rcl 

50 (f des f'Om RII t1I1IKe:.tl/!,letI Ewsparlm/!,spolellzltl/r rut/iurrl, 
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Schluss· 

bemcrku r ... gen 

19 Zusanlmcnrass~nd empfahl der nH 

der Ö~Herreichischcl1 PoSt I\ G. 

Post & Telekom Immobllien­

gesellschaft mbH 

(I) die für die Sicherung der Wcttbcwcrbsfahigkei, erforderlichen 
strategischen Projekte (uritCr anderem Zustcllkonzenrrarin!1 lind 
Tra.nsportlogisrikoprimicrung) rasch umzusetzen; 

der P OS! 11: Telekom Immobi liengcscllschaf' mbH, 

(2) d je Besti mmungcn des ()(fend i(:hen Vergaberechts ci nzu hallen. 

(.3) die LeisrungsverLeichnisse zeitgerecht, s()rgnilti~ und entspre­
chend den tatsächlich .lur Ausführung vor,gesehcnen Projekrierlln­
gen auszuarbeiten, 

(4) die Umsrrukruricrungsaktivilärt.'11 fortl.u~etZ~I1. die neuen Tätig­
keiten in ein aktuelles Unternehmungskunl.cpt einzubinden sowie 
operationale Zielsetzungen und Maßnahmen hieflir vorzusehen und 

der Pose & Co Vermietung~ OEG. 

(;) ÜberlegLlngen anzus,ellen, von dem mit der Errichtung des Pa­
kc[verreilzencrum3 in alzburg belraU[en Archilcku~·n einen Teil 
seines Honorars rück zu fordern. 
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Kun.fassung 

Ösrerreichische Post AG: 
Service Cenrer Marerialwirrschaft 

Die Optimierung der räumlichen Lagergestalrung im Service Center 
Materialwirtschaft verzögerte ic h; so konnte das prognosrizienc 
jährliche Einsparungspoten.ial von 1,29 Mill EUR noch nicht er­
reicht werden . 

Die vorhandenen personellen Resso u fcen der Beschaffu ngsabrci· 
tung des Service Center MarcriaJwiruc haft wurden nicht op[imal 
genutzt. Einige Fachabteilungen der ",ernehmens.emrale der 
Österreich i ehen POSt AG bauten parallele Beschaffungsstrukruren 
auf_ 

Die räumlichen Verhältnisse des Wertzeichenlager des Service Cen­
ter Marcrialwirtschafr waren für eine logistisch zweckmäßige Be­
wirtschaftung sämtlicher Handelswaren nicht geeignet, Dies zog 
Terminverzögerungcn bei der Versendung von Wertzeichen nach 
sich_ 

Da die Zahl der hergesrelhen Sondermarken - diese sind im Ver­
gleich .u Freimarken (Dauermarken) in der Herstellung aufgrund 
des aufwändigeren Druckverrahrens wesentlich teurer - den tat­
sächlichen Bcdarf(dieser wurde erstmab imJahr 2001 erhoben) über­
stieg t wurden von 1995 bis 2000 mögliche Einsparungen bei den 
HerstelikoSlen von bis Zu 2,91 Mill EUR jährlich nicht realisiert_ 

Der Lagerbestand des Service Center Materialwirtschaft war durch 
einen hohen Anteil niedrigpreisiger Artikel gekennzeichnet . 

Die l'assungsanrrä~ .. e flir Verbrauchs-- und Betriebsmirrel an das Lager 
sollten direkt von den anfordernden PostdienststeIlen in das auto­
mationsunrcrsrützte lagerbcwirtschaftungssystcm eingegeben wer­
den, wodurch jährlich Personalkosten von 123 500 EUR eingespart 
werden könnten. 

Die lagerung vera.lteter Dienstkleidung verursachte jährlich Kos­
ten von 72 700 EUR. 
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Kenndate n der Österre ichische n P OSt AG: Service Cente r Matc ria1wirtscharr 

Au fgabenbereich 

Standort 

ß eschaffungnolumen 

Beschaffung der Im Postbetrieb benötigten Verbrauchs- und BetnebsmlucI 
sowie Wertzeichen (1.8 Bnefmarken>; Versorgung der Postdu:nscset'lIen mir 
Verbrauchs- und BetriebsmItteln, Wlerezelchen und HJndelswaren 

Wien 21, telnhedgasse 

1997 1998 1999 2000 2001 

,n Mill EU R 

2·1,70 28.75 22,89' 28,85 21,67 

Anzahl 

Mi carbeiccr (Syscemsrand) 208.5 190,5 181 181 180 

Wen bis September (IT - Umstellung) 

Prüfungs.blauf li nd 
-gegenstand 

Opt imierung' ­
best rebungen 

Der RH überprüfte von Mal b,s J uI, 200 I d,s SenKe Center Mdttrldl­
wlfCscha([ der ÖscerrelChlschen Post AG . Zu elen Im jJ.nner 2002 zugelei­
teten Prüfungsmlrredungen nahm der Vorsr<.md der Ö,rerreidllschen POSt 

AG ,m Februar 2002 sowie "n ovember 2002 Stellung. Od5 ßl\!F ver­
zichtete <tuf eine Stellungn'lhme. Der R I I ersmrtett' seJnt: Ge~endu(krlln~ 
Im Ma, 2002. 

2.1 Im Jahr 1999 erstellten externe Unrt'rnehmun,gsberat~r Stuchen über dJt.· 
zukünftl~e Ausflchtung des Sen'lce Cenrer M.Hefl.dwinschafr. Als Ver­
besstrungsvorschlag wurde umer anderem der Umb.lu dt'\ l...J~ers (Kosten 
2.H> Mdl EUR) und insbesondere die Modernlslerung des I lochregallagers 
aufgezeigt. Daraufhin ermHte!tt' die lentrale Conrrollingabtt'dung dt'r 
Österreichlsc.hen Post AG eine möglIChe Verringerung dt'S wgerpersonals um 

1""7 Be<henstett'. was einer Senkung der Personalkosten um 1,19 Mdl EUR 
JährlICh entsprochen hätte. 

Zum Ende der Gebarungsüberprüfung wurde mn den ersten Vorarlx-nen 

zur Modermsierung des Hochregalla~ers erst begonnen. so lJ.tSS d.lS pro~­

nost iZlene jährliche Einsparungsporenl.ldJ von 1.29 Mdl EU R noch nidu 

erreICht werden konnre. 

Du: Ösrerrelch,sche POSt AG setzte die Mehrzahl der In den erwähnren 

tudlen empfohlenen Maßnahmen teilweise um. wie zB Bescanc.ls- und 

Arukdberelnlgungen, (be Umsrellung der IT auf d.1S MJtefialbewlrt­

schafcungsmodul SAP-MM und dlt' Anwendung von Internen Verrt'ch­

nungssäuen für bestimmtt' Dienstleistungen . 

1.1. Der RII am:rkannre die weitgehende mserzung dt'r empfohlenen M.1ll­
nahmen c.lurch die ÖsterreIChische Posr AG. Seiner An~lCh( nach Wdre Jt'­

doch aus bernebswirtschafrli(her icht eine raschere Umsetlun.g der Mall­
nahnu'n zur Neugestalrung des Lagers erforderlifh gewesen. zumJ) der 

RH bereits ,m J.lhr 1986 bei der Überprüfun~ der dJmJllgen Pos"eu/l­
verwalrung die unzweckmäßige Lagergesraltung, Insbesondere die un­

günstige räumlIChe Anordnung des \X'arenelO- und -ausgangs beanstJn­

det harrt'. 
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Besc haffung 

\Xlcrtzeichcnlager 

Osterreichische Post AG: 
Service Ce t r Matenalwlrtschalt 

Der RH empfahl daher, das "ihrloche Einsparungspcte'l<Idl von 1,29 M,lI 
EUR im Bereich des Lagers raschest zu nmzt:'11 

2.3 L.t1lJ1 S'el"mgllahm~ des VfJrJlamltJ dt'r DJlerreidJudJflJ PrJSI AC h.11N du r",_ 

=,mg der 1'0'" RH fllIp!"oJ;/metJ ElIIspdr'll1l/!,sPQ/nJzllJ/e Ikrelfs ;:./1 tlllfr dmrl!chm 
Pmorll1l,..dllkllOI/ geflihrt. 

3.1 Im Jahr 2000 beschaff[. das ervice Ce",er M.uenalwimchaf[ Produkre 

und Leisrungen im Ausmaß von 28,HS Mill EUR CI 9S8 Besrellvorgiinge, 
davon 2 260 AbrufbesCt:llungcn .IUS besrellt'ouen RJ.hmenverrrägen). Die 
Anzahl der öffentlichen AU'iisducibungen reduzlertt: SI h von,S 7 Verfah­
ren (1995) auf 170 Verfahren (2000). Insgesam[ w."en 1 (, Mirarbe"er mir 

der Durchfü hrung der BeschJIT,mgen befassr. 

Daneben erfolgcen Beschaffungen (z ß Gesch.ftsbench[e. Mobd[e1efone. 

WerbemarerIal) in zunehmendem Maße dun.-h einzelne Fachabredungen 

der Unternehmenszentr,l!e dl"r ÖSterreich Ischen POSt AG. 

Im Ok(Qber 2000 wurde In einer ßt:sprC(hlln~ J;wlsc:ht'n Vt'fHerern des 

Service Center MarerlJlwlrtsthJ.fe und der Ret hrsabredunt: on Öster­
reichischen Pose AG res[,gele~[. welches Vt"rgabc:vcrfJ.hrtn bei wek-he m 
Aufrragswerr anzuwenoen seI. Eine schnftliche OrganlsJrlonsanweisung 

lag jedoch bis zum Endt der Gl'b.JrungsÜberprüfung nidlE vor. 

3.2 Der RH erachre[e rd 1.2 Besrellvorgänge Je Bed .. ns[ecen und Arbeorsrag 
im Jahresdurchschnitt a.ls genng; überdies wurde die AuslJ.Swng der Be­

diensteten durch den Aufbau paralleler Beschaffungssrrukturen weiter 
verringere. Er empfahl, die vorhandenen personellen Ressourcen des Ser­
vice Cenrer Materialwircschdft be-ssc:r zu nuczen und die Koordination mir 

den Fachabceilungen der Unternehmenszemr,lle zu verbessern . \Xfeiters 
regte er an, die in((:rnen Vergaberegelungen in schriftlicher Form ver­

bindlich festzulegen und den BedH~nsteten ndchweislich zur Kenntnis zu 

bringen. 

3.3 Laut Ste'iIlIJg,lIahl1lt der ÖJIt:rrtlfh/Jcbt'n POil AG IMIx lIel; Jrr Prriollalsland du 

BeschaffllngJabwlrmK mt 1998 11m fiinf BrdmrJlt1t "dllZ/trt. 

4.1 Dem WenzelChenlagtr des Service Cenrer MJ.[{,Tldlwlccs(haf[ oblag ur­

sprünglich die Verteilung und der Versand der \X'errleilhen (Briefmar­

ken, Postkarten usw) ,ln dIe tln.lelnen Postämter. Ab Iierbst 1997 
wickelte das Wenzeichenlager zusätzlich da:' VerteJlung und Versendung 
der in den Post1im[ern verfnebenen HnndelswMen (zß Spielwaren, Mobil­

[elefone, CD-ROM usw) .b. 

Insbesondere der Versano von Mobilrelt:fonen dn die Pos[i.imcer (von 199-' 

bis 2000 rd 278000 S[ück) sowie die Rücksendung defekrer oder über­
schüssiger Mobdtelefone von Jen Postämtern verursachct'n große logis­
tische Schwierigkeiten . Die Abfertigung der \Xlertl.eachen durch das Service 

Cemer Marerialwirrschaft verzögerte sich mehrfach, weil die betroffenen 
Fachabteilungen der Unternehmenszenuale Jer Verteilung !lihrer'l Han­

delswaren an die Posdimter Priorität einräumten. 
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Wertzeichenlager 

138 

Sondermarken 

Ebenso wchten die speziell geSicherten RäumlichkeJlen für die Verwah­
rung sämtlicher Handelswaren im Werrzeichenlager des Service Center 
Mareriahvlrcschafc nichr mehr all5. 

4.2 Nach Ansicht des RH war das \XIertzeichenlager aufgrund der räumlichen 
Gegebenheiten nlehr zu einer logisrisch zweckmäßigen Bewirrschaftung 
sämtilcher Handelswartn geelgn". Er empfahl die Lagerung und den 
Versand niedrigpreisiger Handelswaren (zB Spielwaren) in dem hiefür 
besser geelgneren Lager des Service Cenrer Marerialwirrschafr. Durch die 
Zusammenfassung von Sendungen an die Posrdiens[srellen könnten wei­
cers Syner,gleeffekte erzielt werden . Dies würe mu einer Erhöhung der 
Termintreue bei der Ausheferung von Werrz.eichen verbunden . 

\Xleiters empfahl der RH zur Bewlftschaftung der Handelswaren ein mit 
den Fachabceilungen der UnrernehmenszenHale abgestimmtES Konzepr 
und - daraus abgeleirer - die Ersrellung eines nach Prioritäten gereih­
een Abfercigungsplans. 

4.3 Der Vorlland der Omrrt/chuche" POlI AG lagte dw ZN. 

5.1 Bis OktOber 2001 erfolgre die Betreuung der ausländischen Briefmarken­
abonnenten durch das helm Service Cemer Maeerialwinschafc eingerich­
eece Sammlerservice (inslxsondere Briefmarkenversand}t die Betreuung der 
Inlandsabonnenren durch die jeweiligen Postämter im Rahmen des Schal­
rerdienstes. Ab Oktober 200 I wurden aufgrund einer Organisationsände­
rung sowohl dH~ inländischen als auch die ausländischen Briefmarken­
abonnenten von der Unrernehmenszenrrale der Öscerreichischen Pose AG 
betreue. 

Die Anzahl der Auslandsabonnenren (eins<hließlich Einzelbesteller) ver­
ringerte sich von rd 52 000 im Jahr 1995 auf rd 39 000 im Mai 200 I. 
Die Anzahl der Inlandsabonnenren wurde zu diesem Ze"punkt auf 110 (){)() 
geschätzt, weil nur die die Abonnenren betreuenden Posrä.meer über die 
entsprechenden Daeen verfüg[t"n, eine zenrmle Abglelchung jedoch nicht 
erfolgte. 

Aufgrund des feh lenden Datenmaterials kalkul Jerte die Österreichische 
POst AG die für die Briefmarkensammler benö,igce Aunagenhöhe mi, 
durchschnirtlich 2,8 Mill Stück je Aunage (ausgenommen \XIeihnachrs­
sondermarken). Einer im Sommer 200 I vorgenommenen Erhebung zufolge 
wartn lediglich rd 72 000 mländische Sammler zu betreuen. 

Aufgrund dieser Ermi<rlung beabsichtlgce die ÖsterrflchJSche POst AG 
ab 2002 die Anzahl an Sondermarken - von wenigen Ausnahmen abge­
sehen - auf 420000 Stück je Aunage zu verringern . Die Sondermarken 
sollten künftig nur für Sammler, nichr aber zur Deckung des Im Posrver­
kehr benö[igeen Werrzeichenbedarfes verwendet werden . Eine automa­
rische Be(eilung der Postämter ffiH den in der Herstellung wesendich 
reureren Sondermarken war ab 2002 nicht mehr vorgesehen . 
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Sondermarken 

Lager 

OSlcrrclchlsche Post AG. 
Service C nter Mater,alwirtschaft 

Von 1995 bIS 2000 heß d,e Österreochlsche POS! AG rd 198 Mdl Srück 
SonuermJrken lU einem durchschnlrrltchen S[ückpreis von 0,057 EUR 

hersrellen. DIe uurchschninltchen IlerMellkosren für eint: Freimarke 

<Dauermarke) lagen hingegen im Jahr 2000 bei nur 0.0 I 0 EUR. 

\Xleirers l.a~enen 1 m Seprember 2001 im Service Cenrer Maceriaiwi n· 
sch.ft rcl I ., M,II Srück der von 1995 bis 20()() aufgell'gren Sondermarken. 

,.2 Der RH bemängel«. dass die Österreidlische POS! AG von 1995 bis 

2000 bei einer laufenden Erht'bung der Inländischen Bnefmarkensamm· 
ler aufgrund dcr geringeren Druckkoscen für FreImarken (Dauermarken) 

JJhrlich b,s LU 2.91 MIII EUR an llers,ellkosren hä"e .. nsparen können. 
Er erachlC:ce daher die nunmehr In die \Y/ege gelel[elf' Vf'rrlngerung der 

Auflagenhöhe für zweckmäßig. 

)' .~ l..dlll\/tlhmf,nohmt. dCJ \lorI/LlndeJ dtr Öuerrtlc/;ische" POlt AG hobe die Umt'Y­

IJebmunp, dli SOlldrrmu,.km (J/J \f/"bt:t"d~" Kf1t'hm. Du ÄTJder"ng der AIIJf,dix. 

po/lide 1"Ur1 So"der7/JIJrkm seI Im jah,.. 20() I Imttr ßeriJikrnhfl!!/mg der A IlJpr/i"cht 

drr .\amm/er j(JflI(' dt:r so KmLllltllm VtrJrh/elßI:Y (Vwkiitlfrr poJlallScher \~trlztl­
chm j beKom/ell IIl1d 111 "er Folge du AllfJll!!,mhöht je Somll'rfflarke redllZiert u'01'Jen. 

6.1 Dem L'1ger des Service Cencer M(lreri.Jlwirrschafr oblag im Wesenrlichen 
die Ma[erialübernahme, dif' Lagerverwal[ung, die Ers[ellun~ von Versand­

Jufträgen SOWie cl,c Zählung und Bewertung des Lagerbestandes. 

Das Lager haue umer anderem die Pos(du!'nsrsrellen mIr den benöCls(en 

Drucksorten LU bereden. Im Rahmen der Blianzersttllung 1':199 em.sste d.lS 
ServICe Cemer Ma[enahvlnschafr ersrmalc; Jen genJuen Bestand an Druck­
sonen und ermu(e((e dabe-i einen AnschafTungswf'n von 1.98 Mill EUR. 

Zuvor wurde der Drucksorrenbesmnd JährlIch pau;chal nm I 15 000 EUR 
(,ewt:rre(. 

Eine Anfang 2000 vorgenommene Bed.lrfsanalyse erg;lb, dass bei Drw.:k­
sorten mi[ einem Anschaf(ungswen von 1.59 Mdl EUR zumindest ü~r 
elll Jahr hinweg keine Abfassungen erfolg[en. Daruufl'ln vernich[(~'[e da..; 
Service Cenrer M.uerialwirrschafr In einer ersren ßesrandsberelOi.gung 
Drucksonen zum Anschaffungswert von 36.' WO EUR . 

Dcr Lagerbesrand d("S Service Cenrc:r MarcriaJwlnschaft war Im AllgemeI­
nen durch eine !!roße Anzahl niedngprt'lsigt'T Arnkel (zB ßecriebsmirrel. 
ßüromarerial) gekennzt'IChnec. Im Jahr 2000 wiesen rcl XI r:f der ArClkel 

("lnen Preis le ElnheH von un[er 3633 EUR .:lUf. 

Die 2000 im [Vlce Cemer MateflJlworrsch.fr elngel,lOgeen 68 419 Fas­
sung.sanrrä,ge (Bes[ellungen durch die Pos(diens[s[{'lIen) wurden von vier 
Bediensteten des Lagers manuell in das IT -unters(ü(zre Lagerbewir[­
schafrungssysrem eingegeben. Eine Onl,ne-Eing.,be dlorch die Post­
diensrsrellen, wie zB bei der Anforderung von Handelswaren oder Werr­
Lt'Khen, war bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung mehr möglich. Als 
Zeicdauer \10m Einlangen eines Fassungs,lnu"Jges biS lur Versendun.g gab 
das Service Cenrer Ma[crialwircschafr eInen Schä[zwerr von zwei bis drei 
~r.lgen an. 
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l.ager 

138 

Dienstkleidung 

(,,2 Der RH beJnstand~[e. dass Infol~t; uer bis zum J.dH 1999 nICht vorge­
nommenen ErfJssung elll Dru<..klionenbestand In nicht b<:nört!ttt:r Il öhe 
Jufgebaut wurde, Dtr RH empf.lhl. In Hinkunft vor der Bes(hatTung von 
Dru(ksonen t'lOt konkre[C ßeclarf~t;rmlttlllng dur(hzuH.ihren. um unnötl~t: 
Kosten zu vermcuJen. 

Aufgrund des ~erongen Wene, deo Großteils der gcl.'gcnen Verbr.luchs 
lind ßetr1t:bsmlrtel regte der RII an. ihre Anzahl durch Abschluss \ on 

Rahmem'nrr;lgen und 'oder von Vereillbarungen tiber Dlrekclleft'run~t'n 
auf ein wlrts<.haftlsch verrrerbares Mtndcsrmaß zu reduLlert'n. 

Die hänols(he Eingabe der FJssungsanuäge In U.lS LJ,gerbewlrts<..h.lf­
wngssystem Im ServIce Cemer Matenalwirtschaft wlhe durth <.he Dlrekr­
eingabe dt'r .1Ilfordernden PO''Hult:,nsrsre llen ersetlr werden. DJdunh 
könnten IJhrl"h P""onalkoo(en von 123500 EUR e"'gespart und d,e 
Abwicklung der Versendung bes<.hleunigt werden . 

6, .\ Lalll Stellllflf,fll1hmt des VOrJltJlldt'l de" Öllert?l(hlJfben P IJfl AG uürclm In Z,,­
kUII}1 I1umkrjwfIIlj:l ProJllktt dllrrh Gt'IItraltJIIltnJehmullf,flJ tmXl'lwlI}i ufld dm:kl 

tllJ d,c PlJJldumlJld/tfl r.dltf~rl u ·('rdm. \VtllfrJ uerdt dtr 1.Ax,trhtJltllld 1.1'1 

Drm'ksf,rltll bt.kb/a/llIF,I re:dllZIt'1'1 ""'/ fllJ JI ,IIITr:lIlftlMJlfrleJ It ßtslr:lls)JltHII h" 
2(}O-j flikht:lJdet.·ktmll'lfIgest:IZI u"(·,doJ. 

- . 1 Aufgrund der seI{ 1996 erfolgten Umscrukrutlerunt: des Postkonl.ern~ 
und der d.lmlf verbundenen Anderungen auch Jer Dlt'nstklelount: I.l,!o: Im 
Service Cenrer MJ.Cerialwirtsch .. lft zur Zeit der GebJrun.Rsübe-rpriifun~ 
durch den RII Dienstkleidung veralrerer Machart mH {'Inem BeS [.lnJs­
wert von 995600 EUR nuf l.:'ger. Diese belegre 1 OAS wgerplärtze. wo­
bei 1999 d,e Kosren eines Lagerpln(zes mir 69.77 EUR pro Jahr kalku ­
liert wurde-n . 

~ . 2 Der RH \"(.'rwles darauf, d.lSS bereits 1997 eine ko~(engünstlge Entsor­
gung dN mcht mehr benöt1geen Dienstkleidung möglich gewesen w~\[e . 

AngeSlthrs der Idhrlith anfallenden wgerkosren von 72 900 EUR emp­
fahl der RI [d,e schnelle und kosrengünsrige Verwerrulll( . 

" .. i Der \ 'orllalld dl!r ÖllfNdfhlJdkll POll AG Jagu dlts :'11. 

H. I wut den 100t:rnen Bt'"Srlmmungt:n dt:r ÖsterreJChlschen POSt AG b.tw dNen 
Rechtsvorgdngtr hanen tlJe Utdlens[eten allt: LW('I J.lhre Anspru(h .\Uf 
neue Dlcnsrklel(.lung, abhJ'nglg von der Verwendun~ und Ein t; w(ung . 

Infolge \" ers<.: hu:·uener Sysremumsrellungen und Jer l(hrw3uung Oef 
Anspruthsgruppen war be, den Dlensrkleiderbest h.ffunl(en 1999 und 
2000 elOe genaut" Ermlnlung der benötlgttn Dlen"itkl"ldung nichc müg­
hch, weshJlb die Ausschreibungen anhand von unvolls[jnolgt"m O,1(en­
material uur<:hgerührr werden mu.s~(en . 

Im Auf Hag deo Vorsrandes der Ösrerreochischen Posr AG End< 2000 leg« 
das ServICe Center ~1arertalwirts<.haf( daher ein neueS Konzep[ zu r Bt:­
schaffung und Verteilung der Dienstkleidung vor. In diesem wurde unter 
anderem die gesamte Dlensrkleiclerbeschaffung (geschätztes Volumen 
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Sch luS>­
bemerkungen 

.. 

Osterreichische Post AG. 
Scrvlce Center M terlalwlrtsChan 

H,"'1 j\1I1t EUR) dur<.h BeJlIlü.lgun~ eines GeneraIUnr{Tnt=hmt'rs \'orgt'­

"hl .. ~en . Der Vor •• ,wd der Ö"errelchlschen Po" AG lraf bIS wm Ende 

der G(:bMungsüberprürlln~ keine EnrschcH..lung llber dlt." Wl'lrere Vor­

g"n~swelse. 

~tl Der RI [ empfahl. ;tur Vermt'H.1unt: von Engpä~sen rasch t'lne Ents(heidun~ 

ulx·r die DienSlkieiderbesd1.1lTung herbeizuführen . 

~u 1-411111 Sldllmgf/ohlllf Jt'Y (j1/ttn't'/fhlfdJeIl POJ/ AG U'I eilf Dltfl.flklfU/~rlxj(b,ljJilll~ 

Ihlth DlIn-hjiihrllng fUkJ Allmhrrl/HIfIJ!..Iltrfahrrm 1111 Oklol}c'r .!()()] ufl rillt: ß/f­

ler}!.t:/ndfIJrhJjt rrr/!,tbr:1I mmltll, 

9 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( I) Die räumliche Lagergestahung wäre Lur Realisierung des jähr­
lichen Einsparun!,'spolcnLiah an Personalkos.cn in Höhe ,'on 1,29 1ill 
EL'R raschest zu optimieren. 

(2) Zur Verwirklichung von Einsparungen in Höhe von 123 500 EUR 
an jährlichen Personalkosten sollte die Online- Bestellung durch 
die POMdienststellen ausgeweite t \",erden . 

U) Die Lagerbesrändc an Vcrbrauchs- und BClriebsmi((eln sowie 
an Drucksorten ""ären durch Rahmenverträge bz\v Direktlieferun­
gen auf ein wirtschaftlich vertretbares Mindesrmaß zu redULieren. 

(4) Für die Bewirtschaftung der Hande lswaren wäre tin mit den 
Fachabreilungen der Unrcrnehmenszentralc abgestimmres Konzept 
und - daraus abgeleitet - ein nach Prioritäten gereihter Abferti­
gungsplan zu e rstellen. 

(S) Die personellen nes<ourcen der Beschaffungsabtei lung des Ser­
"ice Cenrcr Marcrialwirtschaft sollten besser genutzt. die Koordina­
tion mit den Fachabrcilungcn ;n der Unternehmenszentrale verbes­
sen und parallele Bc~chaffungsstrukturen vermieden werden . 
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Ku rzfassung 

ESG Wohnungsgesellschaft mbH ViUach 

Die früher als g e meinnützige B.uvere inigung anerkannte ESG 
Wohnungsgesellsc haft mbH Villac h (ESG ) e ntschied s ic h für d as 
Wegfalle n der Geme innü tzigkeit ab 1. April 200 1. Die Gese llsc haft 
hat angesic:;hts der damit verbunde nen neu en wirtschaftlic hen Ge­
gebenh eiten keine Ko nzepte für e ine U nrernehmungsstracegie aus­
gearbeitet. 

Eigen[ümer 

Kenndaten der ESG Wohnungsgesellschaft mbH Villac h 

Republik Österreich 99,89 'IIi (vor dem 20. Miin. 2001 99,03 %) 

Stadtgemeinde Villach 0,03 % 
Stadtgemeinde Kr irretfeld 0 ,01 % 
Gemeinde St Michael in Obenteiecmark 0 ,02 % 
Stadtgemeinde lcOOen 0,03 % 
Stadtgrmeinde Spju al an der D rau 0,02 % 
Wobnoougescllscbaft der Ö6B, gemeinnützige GesmbH, Wien 
0,86 % (b" 20. Miin. 200 I) 

nterne hmungsgegens tand Ercichtung sowie Verwaltung von Bau..lithkelten im eigenen und im fremden 
amen; Scha_ffung von Wohnungseigentul'n 

Leistungsentellung 

WohnungsI>e.rand 

Gebarungsenrwicklung 

U msaCU'rlösto 

J a.h resübe rschussl- verl USt 

Mitarbeiter 

Prüfungsablauf und 
- gegenstand 

1997 1998 \999 2000 2001 

An ... hl 

\1 112 \\ 577 11807 12 103 123)2 

in Mill EUR 

34,98 36,78 37, 11 38,12 40,67 

4,64 S,II 4,59 4,61 - 3,02 

An>ahl 

52 53 53 53 46 

1 Der RH überprüfte im Mai und August 200 I die E G Woh nungsgesell­
schaft m bH Vill ach (ESG). Zu den im J änner 2002 zugeleiteten Prü­
fungsmitteilungen nahm die Gesellschaft nicht Stellung, verwies aber auf 
die Stellungnahme des BMf vom Ap ril 2002 . Die Stadtgemeinde Villach 
venichtete auf eine Stellungnahme. Die Stadtgemeinde Leoben teil ee im 
Apri l 2002 m it , dass s ie auf die Erfüllung der Empfe hl u ngen des RH 
hinwirken werde. Der RH gab im August 2002 seine Gegenäußerung ab. 
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142 
Wegfallen der 

Gemeinnützigkeit 
2.1 DI(:' ESG wJ.r bl.):; I MMZ 100 t eint" gemeinnütZige BJ.uyt.'ftlOlgung; 

demn.leh hdrtt' SI(' Ihn' TJ(lgke,[ unml([elbar duf du: Erfüllung von Auf­

gJben. lhe uern Gemeinwohl JJ(~·n(~n. zu fichten und du Vermögen diesen 
AU(~Jbt-n zu wldmt·n. Gt'm~iJj flOer ßes(immun~ Je~ Buu;;:erbej.:leltgl"s(:r­

zes 2001 muss[t" ~I(h du; ESG encscheILlen, ob sie weiterhin gememnÜ(ll~ 

bleiben woll,e oder OIch .. 

D.e ESG enr;dlled Sich für das Wegf.lllen der Gemeinnützigkeit Jb 

I. April 200 I. Ihre Eigemlimer haben durch das Wegfallen der Gemeln­
nürzigkell Clnt"n größeren lIJndlungsspielt"Jum. Sie können beispl(:l'\wt'lse 

Gewinne ohne EII1'>Chränkungen entnehmen oder die Gesell<;eh.lf, verkaufen. 

2.1 Der RH wies .IU( umerschledlic.he Auswlrkullgt'11 dunh den \Xle8fJII Jer 

Gemeinnützl~ke(( hin. Du: ~be(er waren dadurch nu.he unmt(celbJr be· 
nachrt'dlgc. Die Interessen Jer E "G könnten nunmehr \"erseärke bei einem 
gmen Finanzergebnis und weniger beim Gemeinwohl liegen" Die Mieeen 

Idgen bei dt'r ESG umer den ~es('[zlichen Höchsegrenztn . Eine Anhebung 
des Erhalrun.g'\- und Verbes!ttrun.gsbeltrJges ,der ein Be'\tandecil der 

~'I ier(: ist. ,1lI1 J." ,gtscrz!.tht' HöthscJusmaß wlirde zu CIIlt'r Ergebnlsver­
bt:sserung bel der Gesellsdl.lrr führen, läge aber nlchr Im Ineeresse der 

Mierer . 

• \l(."t-nn Jcr 1I.lur[mlet,lIn~. den drr 11.l.Urtmu:f(r IC" Qu.tdratmcct'r der utLillithe und 
Mon.u hir C"lnt'n ~t'mlt"tel('n Mlrt!-tr~('rur.lnd /.1,.1 entflduen h.l[. nlt'Jn,!.:er I~t .11~ ('In bot"· 
Ulmm[('r Gr('nL!x-cr.!!oI. lürt" dc:r Vermlctcr drn Unrer<;thlrdslx-Ira,!.: LWl\th('n Jle)em 
GrenLlx-tl"'3~ unJ delll bl\hen~l"n IIJ.uptmlerzlm 011\ Erh.1hun~s. und V('r~St'runfC'hc" 
I r.a~ \t'rlOln,!.:t"n 

FLir d,. ESG besteh, nach dem Wegfallen der GemtmnuCZlgkelt keine 
Pflicht mt:hr lur FinanZierung \"on Wohnbauren durch Elgenmlut:1. Die 
MehrkoSten einer Fremdfinanzierung mittels Hypo,hekardarlehen kön­
nen dazu (ühren, dass die Mieren in den derarr finanziereen \Vohnungen 

höher wären .11s bei einer FinanZierung mH Eigenmiueln, 

2.3 I.J.JJJl Su/lllll)!.lJ"hmt dtJ ßI\fF kiilmt durch daI \f'epfallm dt!r Ctmtumiilugktll 

kem NlIchleil für dIe ,\!Jeltr enllrelm. Oll I-Ib1Je dtl Erbt/lllm?,J" IIIId Vfrht!SJt~ 
rllllJt,Jbeura/!,fJ 10 1!.f'Jdzl/ch J;tft:l!.t!!I. D~ Bft/rag Je/!ür Erbdllll11f!.1 "lid V~rbeJ­
SrrllnKJt/rbtt/m zu't:aW,fIlHlmfl. rr lr1 ZlIlt:rumen lind Ulriifk;;'IIZdhltl1. J(Jlltll er 
l1/(hl l"t:rhrllmhl u"trde. Du Vbtru"ill:tnlf!. 1'011 hiihn-m FlllorIZlt:Y"nKskoJ/tII mJ/ 

d,r iHlt'ltr Uf!Yllt d"rrh j\!ltll "trlrd"gf ,md geltldlcht BtJllmr",mgm l'tYhuultrl. 

lA Der RH erWiderte, dass Erhalrungs- und Verbe-sserung~.lrbeHen oft .luch 

durthgeführr \\ urden, obwohl deren DnnglKhkelc und orwendlgkcH 
SHI([lg ist. Eine Rückzahlung von Erha.ltungs- und Verbesserungsbetrrä­
gen an die ~t&ecer komme praktisch nICht vor. Die Mierverrrüge enrhlelren 

nur M"!ren Btsrlmmungen über die Finanzu:' rungskosren des MIf'robJekrs. 

3.1 Der Wegfall uer GemeinnütZIgkeit bewlrkee auch, daS> die ESG nlCh, 

mehr von Ererag~~reuern befren Isr und keine \'(/ohnbauförderungsmlue! 
mehr erh;i!t. Bisher ernchrete SIl' fase .lusschließlich geforderre Mlf'rwoh­
nlln~en und be ... (h~i(tigre für dert'n Planung sowie den ß.IU rd 40 ':f Ihrer 

Mlrdrbeirer" 
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Wegt.Uen der 

Gemelnnutzlgkelt 

Aufnahme von 

Hl1'<>thekardarlehen 

Schluss­
bemerkungen 

ESG Wohnungs­

gesellschaft mb VIlla 

3.2 Der RII bemängeltt'. dass wcdt'r the Umernehmung noch Ihre Eigemiimer 
KOnLl'prt' für eine Umernehmun~sscrate,glc n.1<.h dt.'m Wegfall der Gemt'lO­
nütLI~kelt ausarbeiteten. Er emptJhl. emwedt'r neue Geschäftsfelder mir 
Zukunfrsaussichren zu ersthlu:ßen oder the Gtsellslhafr auf eine reine 
Vt'rwalrungsgese llsthaft ohne ß,lU(jrigkcl[ zu verkleinern und den MH­
Jrbcltersrancl demencsprt:ehtnd zu verringern . 

3 . .1 Ltlllll\rlll~/"'"K des BJ\I F UI ,\lilie lUV! JUf(h Llllf AbsplIlum;; um Jtr ESC 
tlllt' I/eilt! Gt!ul/Jrhal' [:.fp,ründtl U ordfn. dtYfll Aw:ykuUlllflP, a/j I?m/~/mliil:/J.:t' 

ßtllIlt'1"c:IIUf!,11111!. ~1n1yal!,1 u'Qydw Jf/. 0" dllrt'h FiJrdtTJar/d'Jt:lJ f,tJ/(hcrlt'1J Bli/(­

r1Jrht"~" rflchlw fiir Ullf ß t!j(hdJilJ!.IIII}!. der ,\f llarbt/kr dt'r ESC bl1 flud fudt 

!IXJ! tim. Du ESG Jlrtbt fmf /lJlt1Jfllt Btj~JJJ/lIJ}!. "'11 de11l E'Kt'flfIlIllHl'ohmlll}:,J­

rull und "'11 ntl/fl} GeJfh.ifnjddwlI. u'/t belJplt'/HUlJe dflll Bau I'fm Allt1ItI'lJhll-

1}('IIJ1t'11 "111 BclreJllillR. un. Für d/~ Fflr/fiihnmg dt!r ßtlllliil/}!.kul melllllllfallf!''tlche 

Schrillt' }!.elt/ZI u'OrJI:I/. 

JA Der RI f vermlss(e tin klares nrcrnehmunj..:skonzcpr um.! dessen Um~t'[­
lllng. Er ging davon JUS, Jass 51th das Neub.1UH)lumen der E G deut11th 
\crringt'rn werde. 

.1 D,e Aufnahme VOll Il ypo,hebrdJrlehen errolt:'" durch d,e ESG Im Wet:e 
eines nlchr offenen Verfahrt·n!:. Zur Angeoorslt'gung wurden dIe groß<.'n 
österrclfhlschen Banken und regionale KreoJnnsrlture t'lngeladt·n. 

u Der RII reg,e ,n, d,e Il ypOIhekardariehen Im W"g< eOlles otl'enen Verfah­
rens mir einer unbeschr.in krt'n Anuhl \'on Annlt'rern .lufzunthmen. Da­
durch könnten du:' r:inanzlt' rllng~kosren gest'nkt werden, weil Jiest An 
de~ Vt' rgabeverfahrens erf,dl rungsgemiiß t ll1(' n st;irktren W('rrbew('rb cr­

leugL 

4.3 LIIII 1~lIl1nK',ahm( dtJ 8 ,\1 F Ultl1 du f"l'::'fillfll DJrltlknJdllj",lh",tn r~/dlll gt:­
rUlX· EUle AIIIJt'hy~,hJlnK dfl Jtlbrll(bm GeJtJ""bt"'-,,/rJ uiirdt da1 EUI/:,ehtll 111/1 
Ihf Jt:U't.Ilr akll/elle MarklSlll/alm!, t'f"J(h,rerm. 

1.4 NJ.ch Ansi ch( des RH könnrtn dIe n.ulehen sau huhmt'n der ImmobdlCn­
ge~dls(hafren des Bundes gtbi..indelt und aut~rund des. dadurch erhöh ren 
Krec.hrvolumens bessere KredHkondirlOnen erziele werden . Die Nurzllnt: 
derartl~er Synergu:c(fekre WJrt' eine AufgaOe dl'r ßereih~ung!lo\'erwal[Ung 
Im BMF 

5 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Die ESG sollte e",weder neue Geschäf,sfelder mi, Zukunftsau,­
sieheen erschließen oder die Gesellschafl auf eine reine Vcrwalrungs­
gesellschaft ohne Baueärigkeit verkleinern . 

(2) Die ESG soll[e die Hypothekardarlehe n im Wege eines offenen 
Verfahrens aufnehmen . 
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Kurzfassung 

Ausfuhrerscarrungen -
Zuverläss igkeir erklärung 2001 : 
Teilnahme an der Prüfung des 
Eu roplüschen Rech nungshofes 

Der Europäische Rechnungs hof s<eUte d ie Zuverl äss ig.keit der Aus­
fuhre rstattungsgebarung für das Haushaltsjahr 2001 nicht in Frage. 

Kenndaten der Zahlstelle ZoUamt Salzburg/Ers<attungen 

Rech<sgrundJagen Verordnung (EWG) Nr 729nO des Rates über d.e Finanzierung der gemeinS;lmcn 
Agrarpoliu k. ABI Nr L 94 vom 28. April 1970, . 13 idgF; 

Auf!pbe 

Verordnung (EWG) Nr 800/ 1999 der Komm .. , .on über gememsame Durchftihrungs­
vOIKhnften rur Ausfuhremarrungen, ABI r L 102 vom 17. Apnll999, S. 11 .dgF; 

Ausfuhrernarrung'gesen. BGBI r 660/ 1994 ; 

Abgabenverwoltungsor!pnisationsgeserz, BGBI Nr IBn5 idgF, § 14 Abs 4 

Ausfuhrerstattungsgebarung rut Rechnung d .. EU 

Gebarungsenrwicklung 1997 I99B 1999 2000 2001 

Ersrarrungszahlungen 

Sachausgaben' 

Ptrsona1aus8~n 

Besotdere Milarbeiter 

• k.lkulatOrische Ansitze 

Prüfungsab lauf und 
-gegenstand 

in Mill EU R 

67,68 55,70 72,64 63,41 52,4 1 

0,44 0,45 0,44 0,49 0,53 

1,36 1,45 1,47 1,52 1,63 

Anl.ahl 

54 52 50 49 4B 

1 Der Europäische Rechnungshof prüfte im April 2002 aUS Anlass der von 
,hm gegenüber dem Europäischen Parlament und dem Rat abzugebenden 
Zuverlässigkeicserklärung für das Haushaltsjahr 2001 die vom Zollamt 
Salzburg/ Ers<.ttungen ni r Rechnung der EU voll zogene Geb.rung . Ocr 
RH begleitete die Erhebungen des Europäischen Rechnungshofes In Form 
einer eigenen Gebarungsüberprüfung . 

Die Prüfu ngsfestscell ungen des Eu ropäische n Rec hn ungs hofes und die 
Prüfungsm ittei lungen des RH ergingen im J uni 2002 . Da keine Bean­
standungen zu verzeichnen waren, nahm das BM F von emer [ellungnah­
me Abstand . 
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Allgemeines 

Zuverlässigkeits­
erklärung 200 [ 

chlussbcOlerkung 

1 Die: Im R,thmen dt'r Gc:mt'insamen Agrarpolitik vor,gt'st'henc:n Aus.fuhrer­

srarwngeo dientn dem Ausglei(.h lwisc.:hen clt"n1 nlt'clrigeren Preisniveau 

für landwlfrschafrllche Er.lcugnls"it- 3m \'(fe!rm.lrkr llnJ dem höheren mner­

halh der Gemeim.chafr. Sie si nd damit (.'Ine wlftsch"ftliche Vori.1U~~etlun~ 

für (he AU':J.fuhr derar[l~er Waren in Drl rrsraaren. 

Die FLn.mZJerun,g der ErSr3Hl1ngen. die berra,gsmJ:ßig von dc:r Europ:i­

ischen KommiSSIOn fC!:atgdegr wt'H..len, erfolgt dun.h den Europiiischen 

AUSrllhwngs- Lind Gal1lntieronds für die L1.ndwinschafr. wobei die Mir­
gliedstaaten die erforderlichen M lue! Ihrtn 7,.;lhlsr(;'lltn bis zur vorsch uss­

weisen Übernahme dun.h die Gemeln'\c haf[ ber~J[srt'tl('n. 

In Östt:rreich obliegt das Verfahren für Ausfuhrersti.l(wngcn Im Rahmen 

des MJ.rkrordnungc;;rechcs der Sonderzollsrelle Zollamr Salzburtt Ersrat· 

run.gt'n , wenn die Ausfuhranmeldung von elOcr ö!!,tt'rrt'ichisdlt'n L..utlstellt' 

angt'nommen wurde. Soweit nicht uusorücktich Jncleres besrimmr ist. sind 

dabei die für Zölle gelcenden Rech[svorschrif[t.'n anzuwenden . 

3 Der EuropJisc he Rechnungshof h.1t l\\lel ALI'5fuhrers{J[(un~s\'or~jn~e des 

JJhres 100 I für Zucker und Buner 1m Gesam[berr,,~ von rd 1,000 EUR 

s[ichprobenweise unrer'iucht und keine Mänttel festgt:stellr. 

.f Zu ammenfassend anerkannte der RH die Fehlerfreiheil der \'om 

Europäi~chen Rechnungshof gezogenen Stichproben, 
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Bankenaufsicht über die iederösterreichische 
Lande bank- Hypothekenbank AG 

Der RH loberpnifte d,e Gebarung dt-s BM F htnSlthrl"h der Bankemufsld" 
betreffend die ,ederösrerret<h, (he Lande<bank- H)'pothektnb.mk AG . 
D,e GebJrungsloberprüfung f .. ncl von M itte b" Ende ovember 2001 
sr,lrl lind umfasste Jen Zt'lrraum 1996 bis 2001 Der RII übt'rmlnelrt' da.o;; 
Prüfun~sergebms im Juli 2001 dem BUnUel\rnlnlSrer für FinanLen, uer Im 

August 2002 auf eloe Stellun~nJ.hrne \'erLIChu:rt.' . 

1 Die JUfililchrsrethdlChen Akren bt-rreffend du: NI('uerösterreichlsche 1....1n­
deslt.tnk- Hypothekenb.tnk AG enthIelten Im We<emli(hen d,e Protokolle 
der AufsIChrsr3rS'ilf.tungen, UI(' Meldungen ulxr Veräm.lerungen im Vor­
sr.lnu und Im AufslChcuat, 01<:' Prüfberich((,' lLl J('n Jewedl~en J .. lhre'iolh­
schlü'isen soWie die boll1kaufsl<..htlu,:hel1 Prüflln~..,hench(e . 

Der S"1.lcskommissJr ersu"lIct' jährlICh einen ßer!c.hr ~um dbgdaufenen 
Gesc.h:ifrsph r der Bank . Dieser t'mhlelt regdm;d3lg d,(' Fes(s[(;,lIung, d.l\S 
die Uestlmmungl'1l des ßankwesengesetzes lind der S.uzung t'lllgeh.drt'll 
\Vurtlen und von Hen der Bankenaufslchr keine Maßnahmen erfortler-

11th \Vdrell . 

I Der RII Stellte fest. cl."s d,e ß.tnken.lufmht nath der Aktenldge und nd(h 
den du vorliegenden InformJCIOnen über JI{' lt'tlerö~rt'rrel(hIS(he un­

desbank- H ypothekenb .. nk AG Ihren dufmlusbehör<lltchtn PflIChten 
n.achgekommen Wilr. 
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Bereich des Bundesministeriums für Innere 

l Ill1 U.IU .. tL \nrL"':" llL:l 1.1\ .... \0 

N ich! verwirklich! wurden die Empfehlungen des RH hinsichdich : 

(I) Umse!zung des in Wien eingericllle<en Modells der Überwachung des 
ruhenden Verkehrs auch in anderen BehördenbereIChen (TB 2000 S. 170 
Abs 7). 

Laut /lllIwlung des BMI btdiirfe., für d" 'Wi",.,- Lö!ung' n,!Jen ",," Regtltmg 
m der S/raßtnt..,.k,hrSMdmmg auch kormpondi","der Liindergmlzt. Em "'1-

!pr«hend., LandeJg.,,,, htruhe d"U/1 "ur", Wien. Zlir bllndesgestlzllch her"" 
vorgmh,",n Rücküb<Tlragung der dm mhenden Verk,hr bttrefftlld,n Vml'tJl­
lungmrajverfahren all/ di, Magis/rare G ra, und Lw, fehllm landeJgestlzllche 

Regelllngm. ,iltnJ des B/lil ",,,de man !Ich Jedoch utll"hm 11111 ttnt UI1IJtfumg 

des Wien" Modell! tn artdeml Behiffdenhtrelchen benliihen. 

(2) Neuausschreibung der Durchführung der SicherheilSkontrolle auf dem 
Flughafen W ien-Schwecha[ mie einem e rwarteten ,ährlichen Einspa­
rungspOlenzial von bis zu 5,09 Mill EUR (TB 2000 . 170 f Ab, 8). 

LaUI Mllltdlmg des BMI be!lfindm an di, ich"h,tlJkorttrolle am FllIghaj", 

Wien-S(hu~hal UJesentlich höhere Anfordtrlmgen alJ all/ antkren äJlen'tlchiJchen 
FIJlghilfen. AIII G,iindm der Sicherht/11kollt/lluiriil Jtl f,'OrtrIl ktlne tll.allI­

srhrtlbuug !IOrgenOnlllltn worden. 

(3) Geserzliche Präzisierung des Weisungsverhälmisses zwischen Sicherheics­
di rekl ionen und Landesgendarmeriekommanden (TB 1998 S. 127 Abs 12, 
zule[%[ TB 2000 S. 159 Ab, I). 

La/lI lI!illtilurtg dtJ BAll habt Hch emt genwch" ArbttIJgruppe. der SICherhellJ­
direktorw lind Landt.IgendarmerlekoTN1IIattdallltn angehiirten. miI dieu111 Thema 
btfam. DitJt ui iihtreingeko1ll1lltll. das! die b<Jlehenden Bmimmungen aUJrtichetl. 
Dit ArbttIJgruppe werde wh ,doch If} H tnkunfl halbJährltrh treffen. um Kon­

flikl- und Zu~ifel'foll, ZII htrprechen und g«ignttt Uhungen ZII findtr/. 

(4) Schaffung der personellen und organisalOrischen Vornus .. rzungen fur einen 
außerordentlichen Zivildienst in Zusammenarbeir mir den EinS3rzorga­
nisa!ionen und Bundesländern (TB 1997 S. 161 Ab, 7, zulelz! TB 2000 
. 159 Abs 2). 

Lallt /"I ilfei/llng des 8 /\11 sollen gemeimam /li/I den EIfIJOIZOygalllJaliofle11 qlltlli­

fizitr" Elmalzhtreiche Im Kala!lrophenfall für M/larbtiler 1'0/1 Rtfltl1lglMganl­
Jotionm find /rtlU'ilitgen FtJltr'u'thrm wfaJs/ ""erden. Es sei gepiatJI, die organlJo­
l()riuhen VorollJutzlmgen fiir tmen Elnl0lZ zu schaffell lind dlt /inanzullen 
A Jpeku allfiJ'Ilrgtr EIIIJo'lzt auf die dllrch d" Novelle dei ZlI'Ildmwgewzt! 
200 I gtlchaffene Rl!t'hulage abZ/IJlimnttf/. 
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unerledigte Anregungen 

('H Schaffung einer Rechrsgrundlage für die vier Massafonds der \'XIachkörJX·r 

des Bundes - Bundespolizei, ßundesgendarmerie, Zollwa he und Jusnz­
wJche - erB 1966 Abs 5. J() fT. TB 1967 Abs 57.1 fT. TB 19R5 Abs 6.14 Ir. 
wle,z, TB 2000 S. 159 Abs,) bzw Übergan): von der Beschaffung der 
Dienstkleidung durch ein~n Fonds ( ~lJ.ssasysrem) aur eine Anschaffung 
unmlnelbar aus HaushalrsmHtein des Bundes (EEa[sysrem) und Auf­
lö,ung der beiden Massafonds im Bere"h des BMI (NTB 1995 S. 95 f 
Ab< 1. zulew TH 2000 S. 159 Abs'). 

La", 1\llIurlmll!, des 8M I UI die ZIIJamme1ljiihrung der MdJJd/OJldr der B/IIJdfl­
pullul I/Ilt/ ßlIlIdtJ;:.tJldarmltru ab)!,tJfh/ol1tn. EI/} IT -II"urJfiiIUfJ, ullfruül 

MaJJtII'efSlllldJ)stltlll KtJra1lflt:l'e emt rtJsdN und emfilChe An/orderlmg 1'011 UlIl/orm­

orlJke/". Du tJlJp,eJtrt:bu Veremhtlt!ublllll!, dlT Um/(Jrmen werde derzeit ;11 Form 
der B'JCh4Jillll? I." Protot)",,, dll"hgtfiilm. 

(6) ZlIs,lmmenlegling der in den Landeshauprsrädren angesiedelten Tischlcr­
werksrätren (NTB 1999 S. 105 Abs 11. 1lI1ctzt TB 2000 S. 160 Abs 7). 

LIIII /\llllnlml}!, du BMI J~I um: Oherprüjiml!, der ZmtJlIlHltnleglUlI!, der TiJrhler­
lI'(1'kst;#it~1J bl1~ 11m Zellp,rli"lldw meht mij}!,Iu'b Kt"u'eJnJ, DU!Jl Il'ff'Jt> ji'do('/J I/(nh 

AbJ(hhlSs des Projt:kll Zm,IIIU1Jmlef.'.IIl1g K/z \Y''erJuliille1J NI Angn// gmQ/IImw 

lI 't:rdeu. 
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TeilweISe verwirklicht wurden d,e Empfehlungen des RII h,"slChtllch: 

(I) Unrersuchung der Notwendlgkeir der W'lhrnehmuog Innendien~dl<.ht'r 
und [ethnlscher Aufg.lbt.'11 uurch Ext'kurlvbcamrt' Im Detail sowie Ill'r­
be.führung einer sparsamert'n, den Anforderungen def T~itlgkeirsbt'rtl(ht: 
.Id;lqu~l[en Per.K>na!srrukwr mit einem zu erwartenden Ejnsparun~sp()(t'n­
... ,1 be, uen Personalkosten von ,Jhrhch 1"OIl Mdl EUR (TB 2()(X)~. 167 f 
Abs I). 

l..üNl/\Jlltetlllflg dtJ BMI u'r,.Je Im Bereich der ßlllldt!JfHJl!zt!/ danach gdrafhtel. 

du Bed/t'IIJUltII der S/(herhuflf',\'ekllfll't! d;ren Kfrn,m!xtl1JeIl ZlIzlI/iihrr:1I lIf1d Jlf 

l1J tim t'OlIlhlltll derzell !JtlUZlf:1/ GtJchiJjlJj"tlclern d/lrrh !3nhflJJltle der A/lKt:fllu-

1/1:11 Vertl"dllll1Jg ZII trulZt'lJ. ßtrellJl!.flrof!etlt konkrete MußIMhlllell uiirJm tllll: 
[mldI/lltJK de-r IIdchgeorJllttf1J DltmlJltllell 111 deI' Ktr1lallj):,üht1lbert,,-htn Im 

Al/smaß 11)11 r/lncl150 Bt:JIt'IISIt'lf1I der SnherbtJlst:.nk/llllt erml;Jl.bchm. 

I", Bl!YfUb der Blllldesgf/ldt/rmerit Stl dll/~ijsll(b der GmehlllJ)!,IIIIR elf/er lIelml OrXd­
IJIJ{IIW1IJJlrllluur der LmltidKemlunllWltko11/lIIiJ1JtItIl der- Allftr.,J!. t:YxauJ!.eII, lfJ tlllm 

flUhl Offklllltd/f11lrspt'Zljifc!wn ßertldJt'u der mlertll:IJ \ 'ffu-alltlll?, S/lk.:fJSlU \ -er­

Ir,/~JbuJlfmrf/f hzu· Btdlll/t' des tlllf!,em~wm \'mI.Jllllngsdltmlt'J amlaU 111/1 4111r}:.t­

bddtll!Y E.w}zllln-btamltrfIflZIIJtIUTI. ,\rll der Umsflzlmg JtllIlJl ln- Kra/i Trdtll 
du Tlfllefl 0r:ft,tl11IJtIIlOflsslrllkl"r 11111 I. J"II 20()2 IJtf,Ofll/ffl urmlm. 

(2) Iierbeiführung eines elnhelCllchen Sunc..larJs der SIcherheitskontrolle In 

.lIen Flughäfen, uer lenem ,n den Flughäfen Wien hwerh.t, Gm< und 
L,nz entspflcht (TB 20()() S. 170 f Abs H), 

l..alll Aillted"n?, da BAll Itl eilt D/lrch/uhr"",, clt!r "ixrbcllJkfJl1lrollt um FIIIX­
hdftll Salzb/lrl!. mlltleru't!lü ,/11 tUl pr/faltJ Stc·hrrhfllJlltJltr'ltbmen iibfrlr"j;UJ 
ll'f,rden, U~, tln eIIlJpm-hmder KfJmrollJIt.11u/ard urlrü!!,I,,·h rfffInbarlll.irr. Im 
Berm·h tlt'Y F I,,!!,hd/rtt I mlJbrJ/ck "Tld KI"!!,r-11fllrl sn am K()jlt'flgriimlcn um t!11It:r' 
A/lJJchrt:llJllIJg der Le/Jlml!!,ttI Abs/tlfJ(J Rt1IolIJmf1J wordm. Es werde jtdfJf'h Xe­
Ir~lfhlel. dm tll1lN,tluhm Sll-herhells!.:.o1llrQIIJltllIllartJ ZII gt'tl-d"hrltIJlfII. 

OfT EflIu'IIrlt/1It:r 'tr't"",.dIllIfJX des EJlroPiiiId>t.'1 ParlammlJ ,md deJ Ra/ti :/{r Fnl­
Itgllng gemtlmamer VOt'Jfhrljir1J für die S,cherheIl der Zndl"jijahr, seIH die lork­
faHle mul emMllhdx Dlmhfiihrll'lJ: tTJII SidJerIIllJ:JllkIßlli,hmt'II all/ ,WlJfJllall!Y Ebmr 
JIJU"/t dlt Em/iihmflK eInd !NJl.hUt'r'II1!.t.71 QllallliilHlCht'''IIIIKH)I1tmJ lfJr. Du l -11J_M­

UIII!!. dies" Maß'lahmen U t"'ck "" Eml't'nlthflltll 1/111 dem BI\! \'rr trfo/gm. 

(3) Schaffuntt von geseczhchen ßesrimmungen H.ir den öfft'mhth-rechrlu..htn 
Bereich des Fundwesens und :teltgemJße Anpassung der diesbezüglIChen 
z"dr«htllchen Regelungen ,m ABGB (TB 1911 ) Abs 9.', zuletzt TB 2(XX) 
S. 159 Abs I). 

L~/III t\lllItlhmg des BMI Jtl tlll EmwII1 für ellu NfIl'tlle tleJ IfherhtIIJpo!Jzelp,eJfI­
ZlJ trJltlll uwdm. dw nebm t/lUIeml ,\lall'YleIJ d/~ Ntllrep,e!Jml!. dn ;;l!mlildJ-ra-hl­
luhen Teils ik.s FUl1du1!JmJ tfllhulte. Du leglJlI1l'1H K.fJmptltnz :J/r NeugeJltllllmg da 

ZII ilm:h'''''J<'lI "("lI litgt /x"11 ß,I!J, ud("" ,hetJj;'/1i btnllI tl1len Entu1l1 ""riK,­
Itl habt. D,e ""Ifllta/wer abglJlllIJmlm Ellittiirft für (l1Ie 'mt/lt dtJ A BG B IIlId des 
S/fherhtllJpoliulJI,t:Jirw btfiiildm sirh berel/j U/ p.lr/tJlflffllar/J(htr ßeJk/TIdl/llI!!,. 
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• ... verwirklichung 

begrU'ene Anregungen 

(4) Durchflihrung der n",h dem Bundeshaushairsgesetz ab I. Jänner 1987 vOr­
gesehenen Trennung zwischen Anordnung und Vollzug (TB 1991 
Abs 9.17, zuJetzt TB 2000 S. 160 Abs 5). 

Das BMI t'<I'U'lts auf düm Umsetzllng befindbche Rtfo,m d..- HauJhaItH'tI'Tet'h­

nllng deJ Bu,,,/t.r auf Bam der Stundard-So/tU'art SAP R/3 . ml Zugt d..-er mner­
halh des 2et/rallmes VO'1 2002 bIS 2006 Konzentratiorubllchhaltungen elllgerichut 
u'tf'den Jollen. Der Beginn deJ Eehtbetriehs WH SAP R/3 im BMI Jei fiir Anfullg 

wemiHr 2002 geplant. 

(;) Entwicklung von Konzep[en für eine vers[ärkce Zusammenarbei[ im Sinne 
der Nu[zung von Synergien im Bereich der Fernmeldewerks[änen der 
Bundespolizei und Bundesgendarmerie (NTB 1999 S. 102 Abs 7, zulerzt 
TB 2000 S. 160 Abs 8). 

Laut Milltlblllg des BMI werde dmer Anregung des RH berUH 111 der Form 
Rechnung getrogm, daSJ d,e geJamtt Reparatur, Programmierung und \flartllng 
der im Be,-e/ch der BU1Idesgttttiarmerie vorhandenen digiltJlnz Fnnkgeriitt von tkl1 
Fllnku't1'ksliJilen der BundespoiluldlrullOnen wahrgOlo1lJfIlnl u'lrd. 

(6) Erstellung eines bundesweit einheitlichen Aus- und Forrbildungskon­
,epts im Bereich der Bekämpfung der Suchrmirrelkriminalitä, (TB 1999 
S. 198 Ab, 6, zulerzr TB 2000 S. 161 Abs 11). 

Laut Mllw/ung des BAll "'tIIlm Zuge der AUI/jildungmfo .. m uiltllJ des 8ulI­

deskrmllnalalllltJ im Emvernthmen mit der lcherhellJt1kadmut hertllJ konkrttt 
Schrillt zur Errtlchung eWeJ bundesu'tit einhtil/ichen A1IJbild1lllgJko7IZepIJ ,"I Be­
reIch dtr SlIrhlmilleikrJllllnafttiit gesef4t u'()Ydrn. Diest zitltm auf hNndeJw~il tw­
htllhrhe Grundaushlldungtn für dtn Ex,kUllvdit1U1 Ulld darauf aufoautnd, 
Laujbahnaulbildflngm IOU'" auf hllndeJu'tll elnheitlirhe Sptz;alallibildllngtnfür 

deII Km"IrIa/d"nJl u"d b<ruftbegftittndt Forthildung. 

(7) Inhalrli ch. S,raffung der Tatigkeirsnachweise der GendarmeriediensrStelien 
unter vermehrrer Orientierung an rührungsrelevanten Daren (TB 1998 
. I 16 Abs 3, zuJm, TB 2000 S. 161 Abs 2). 

Laut A1l1tu"mg des Bilil uien - im Rahm", deJ Projekts uiIllmgikronzohien 
für d" BundtJpo/IUI und 8undtJgmdarmem - die ulItungm alftr Wachkiirper 
des Im,.,1rmOrIJ IyJltnlatiIfh besrhmhu, worden. Auf dWtII Kalalog allfoalitlld 

U~d, llU" em - du jiihrllngJrelet.'(1mefl Daltn lie/t:rndes - KennzahltTuyslmt 
enlU,.Ifck,ll, MIt einer prObtu'elStfi Ei1JjiihrNng Jei friihtJ/enJ IIfI}ahr 2003 Z1I 
ruhnen. 

(8) Konzentration der (nachgeordne[en) Sma[sschU[za rbeir bei den Sicher­
heirsdirek,ionen (NTB 1994 .84 r Ab, 6, zuletzt TB 2000 S. 161 Abs 3). 

Lam AlitwlulIg dtJ BMI 1011," die bestehenden Jtaatspoliztiliehtn Ahteilungen 
bei dm Bundespoliztidmkllontn (aUJgenommen Wien) tJNfg.tÖ1t und d" RtJIourrtll 

bei den S/riHrhewdmktionen konztlltritrt w"dm. Ein '"trp'echtndes UmJtlZungI­

konzept liege hereitr '\'Ir. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

(9) eugesraln.lng der Aufgabenzuordnung an Grenzgendarmerie und Zoll-
wache nach sachlichen Kriterien unter Beachtung durchgängiger \'(lel­

sungs- und Meldewege; stärkere Nurzung der vorhandenen pe"alkennr­
nisse der Wachkörper; Erzielung von Synergieeffekren durch wechsel­
seinge Unterstürzung der Exekurivorgane (TB 1997 S, 166 f Abs 7, zu­
lem TB 2000 S. 161 Abs 4). 

Ullit Milledll.tJg des BMI Jtl tklS Ergebllis der dresbeziiglich ellJf!.erichte1efl Arbe'11-
gruppt aUJ Vtrlrrurn dl!J BAll, BAI F. BAILV u"d BAlLS <kr" BMLS iihemullell 
u'Orde1/. Dwes u.,.tk ftderfiihrrnd elll KOIIUP' erJufl,,/. 

CJ[I) Vereinfachung der imernen Gliederung der Gendarmeneposren (TB 1998 
S. 124 Abs 5, zulerzr TB 2000 S. 162 Abs 6). 

Lalll tlllII<lilmg tk BAI I Joll. 1111 Rahmm tk Reformpro;eku G",damJertelmIOt'a­
/Ion 2001 aueh di. G"ehajlJordnJmg ,md Orga,ma/lon der BrurksgmdamlL1'u­
kOfllfll.dllden Hfld tkr Gendot711erltpoS1efl gtiil1dn-t U'erde'l. 1\111 emer Umsetzllng ui 

noch im lf/h" 2002 ZlI rtthnefl. 

(11) Vernngerung der Anzahl der Kraftfahrzeugwerkstänen unrer Berücksich­
tigung der bestmöglichen Verteilung über das Bundesgebiet mit einem 
jährlichen Einsparungsporenzial von 1,09 Mill EUR (NTB 1999 S. 100 f 
Abs 4, TB 2000 . 162 Abs 8). 

LaUI illtlwltmg tk BAll "'"tk je Bundesland kiin/lJg nur noch ,ine Kraftfahr­
uugu .... kstililt Ixlrre"",. Du ZUJamm",ltgung tkr Kraftf"hneugu..,.ksliüIOI J.lle 
noch im Lauft des jahres 2002 umgeseizi ".,.den. 

(12) euges[a!cung der Flugzeu,gwerkstäncn nach Obercragung der Im Be-

reIch der Flugre([ung bestehenden Verpflichrungen des BMI auf .. nen 
privaren Becreiber (NTB 1999 S. 10,' f Abs 9). 

DaJ BIIiI ''l'n'I<J auf du Ergeb,mJe eil/er Pro;eklarlxll zum Thema FllIl(/JoltUI. 
Demnarh Je/ zur Aufrerhierhaillmg der LU/llli'rhligktll der Luflfahn.euge JOU'1t 
fiir dm Eil/hall lind die Warlung pollu,lieher onderou"iiJlung - naeh Wegfall 
der FllIgreltllng - tlll 11m 12 Beditmlete reduZltrter PerJ01l0lstalld ausreichend 
Dieser PerJOnalIlfllld ermb'glithe al/ch du Redllzierullg 11011 \'(/arflmg1arbelltn 

durch Fre11ldfirmt'1I IIlId du EI11Jpa,."ng t'f)1J Obentlinden de1 tlgenm PersondlJ. 
Zur V.,."mdlmg langer Vlxm,lIungJf!iige", iiherdies ein. 1I~1Itre Auß",jlelle des 
Wartungs!xtrithJ m Betrüb "mommen llwdm. 

(I j) Erstellung eines umfassenden ressoneigenen Stra[egiekonzepcs für die 
künfrige Ausrichrung der Maßnahmen zur Bekämpfung der Suchrmirrel­
krlminalirät (TB 1999 S. 200 f Ab, 13,wlem TB 2000 S. 163 Ab, 10). 

umt Millelil"'g dt.s BMI Jeum die Arbe/Im der mll der Emw/fkl,mg eWl!J solchen 
SlrategukonztplJ belraulen ArlxilJgruppt afljgrund der umfangreichen A ,lxII'" 
Im Rahm", tk Bllntkkr,mm"laml-Pro;ekIJ noch mehl abg"chloJItn. 
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154 
\ Lr" Irkh, htL 11 lplddllll~'" 

VerwIrkloch, wurden die Empfehlungen des RH hlnSlch,hch: 

(I) Verwendlln~ von Venragsbedlensteren anstelle von ExekuovbeJlTItf:'n Im 

BereICh der Kra(rfahrzeugwerksr:iuen und Jusblldun,gs.gerechrer Ean ~1(Z 

dieser Exeku[lvoQ~dn{' m,[ einem JJhrlichen EJn~parllngspO(enll'll von 

0,511 Mdl EUR ( TB 1999 -.101 Abs 5. zuletzt TB 2000 S. 160 Abs 6). 

1 ... 1111 ,\lJl/t/hml!. dtJ B,\I/ uiirdm 111 Ilmkllllji lJur mtiJr du jewtlll}.:nJ 1...t>I/fr der 

FeHhrnrkUd'ltt!ll Ex,k"fll'btalllle sem. 

(2) VerstJrkung der Personalressouccen sowohl der 7.t'ntrals[elle all, ,luch der 

EinsJ.(l~rllppe zur ßc.:kJmpfung Jer Suchrgd'rkrlnllnal!tii( (TB 1999 
S. 197 Ab< 5, zulerzt TB 2000 S. 160 Abs 10). 

LaI/I ,\f lt1t:/lullg Jn 8;\11 Jt'letf lI(Jfh dd "f}1I1 Dlrt:k/flr de.r BllIldeskrllllll1a/tlffllfJ 

n-'dJJt1It:n Ct1fhiJ!tumlelh"'K du PerJ{Jtt(}lr~lJOllrfel1 der S/lfhtnuflfl:t11lrdlarllr 
['rn/drltt lI'm"den. \f/rllen uiirtlen umerb"lb d~J B",,,/eJkrl1lll//,dallllu proft'fIlO­
'1t:1!~ Elllhulell für f'trdecklt Enl11ult.'r JlJUU fiir ulllralt OhH'rt'dflOIlJI1Il1ß"tJh",m 

alld) ZlIr Btkliillpfimg dfr SlIfh"mtfelkrllllm"llIti"1 h"uIlKC.IJp,~II. 

B) Veremheltllchung tier organ IsaCOrlSC hen Einglletlt'rung tier UmWdtMraf­

verfolgllng In die kriminalpolizeiliche Aufgaben~rruktur des BMI unct'r 

Zuordnung zu den mn An~elegtnht'Hen der \'V irrschafrskrimlll.l!Jr;ü be­
fassttn ürg"nis.tlons<lnhelCen (TB 1998 S. I 16 Abs ,. zuletzt TB 2()()(l 
S. 161 Abs I). 

Lallt Mlllttltlllg dtJ BMJ Stt nlll der- beretls 111 Kraft fllrt/mtl} ClJrhdjrselllltt­

I"'IX Jef ß",uldkrmllflal",rllltJ doJ R~f"aI Umurdrkrllfllllllitliil ab tlj!,t./lfliind/F,tT 

Fa,hbtrrl(h z'1'" BekitmpJimg t'Oll UmudtdRI,klrn Ulflffrulb dfJ Biiros \'(/trlJfh..l}l1-

"rrJ F 111"" :mlJlul "" J!.m t 111 ?,tg luderl u tJrJtII. 

(·1) SrrafTun,Lt dt'f OrgaOl5.Hion und Geschäftsordnung uer kleineren Llndes,gen­
da.rmerlekommanclen durch Reduktion der ürganlsa[lonsbreltt' und -tide; 

Konzemr.Hlon der Führungselementc: und S[ärkun~ der Sachbt-rt"lc.hsebene 

mIC <lnem Jährlichen EinsparungspotenZIal von 1,60 Mdl E R (TB 1998 
S. 122 f Abs " zulwt TB 2000 S. 162 Abs 5). 

Lam IU/fftlhmg dtJ BAll su d,e fltl(~ Orgu'IIStJII(JIJ 11m/ CtJChil!UfJrJmmj!. fiir du 
La"dejj:.mdarmeruk'Jmmamlm 11111 I. JIIII !()()] m Kruft Kt:lrt:/m. Du }:.t.imleru 
FaJJIIII):. bf"rikkJlfhllp.r du Al1rtKIIII}:,m Jrr RH. Jel "1/1 tllltr dtlltl"hnl EIIl· 
J(hriillkllllf, /IIlerlltr OrJ.',flmsallOllJltde t-erb/UJclm mltl br"'?,t e/llf"fI EII/JPtirtlllJ.',J­

rjjtk/ um IIIJF,tJtlml r"fld 150 Plamlflltll. 

(S) Organisatorische Zu~ammenfühnillg der Aufgaben des Staa(S5(hu{Le~ und 

der Bekämpfung uer orgJ.OIsierren Kriminalität 111 unmittelbarer merord­

nung unter den Generaldirektor für die öffentliChe SICherheit (NTB 199-1 
S. 85 f Ab, 7, zulew TB 2000 S. 162 Abs '). 

Lulfl ,\ltut:I"'"K da B,\II uürdm du KQmptlenzm IIImlllthr durch das B,mJdkrl­

mUllIllIlJIlgrJe/z lind dlt f\.'ellllrdlllm!!. dtr SlddlJpoll7:.tI klar ab!!.fKrt:'lzl sr",. Die 

bISher INI Bere/(h der Gruppe SlaalJpolrzedJ(ber D,e1lsr U'tlhrJ!.fflolllllle1It All/Kilbe 
der B~}äi1llpfllng der- S(hltPPt'rt, Je! an das BlIlJdtskr/lllllltJlmllf üherlrtl}:,w u'Ordm. 11'-
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Verwirklichte Empfehlungen 

(6) Schi1fTlIn~ eJl1er zenrr-.Ilcn Mekkstelle LUr Erfassung aller ntut'n Ermltr!ungs­

falle Im BereICh der BekJmpfllng der uch,m",e1krtmtn.tI,,:i, (TB 1999 

S. 199 Ab, H, luletzt TB 20(X) . 160 Ab. 9). 

will fUl/ln/ml/!. dtJ ß,\fI Irt dt~Jt' i\"JIW!l/(h}l.k~11 bd dc'1' Errnhtlll/):. dei ßtmJd­

knmulII/"mltJ hrriifkllfhllgl tnm/~". 111 JuunJ ~um Jel t/lub dn ßerublt'rUt/I­

tmlJ!.11'orIf!Jrlji iiberarbellt'1 u'rwdt:ll, so das.r (he E,j"JJIIIIJ!. m/lrr r;rmllflllll!!,sfii1h! 
:/1111 friihtu lI/iiX/ldxlI Zt:tlplll1kl J!,.wiihrhlJtel Uf, 

0) VerbesS('rrt Koordin'Hlon dt'~ Mtldew(.""St"ns Im Btrt'lch der Bekämpfung der 

SlIch,m",elkrtmtna!t'dt (TB 1999 S. 199 Ab< H, zuleczt TB 2000 S. 16> 

Abs 11). 

Lalll \lllfeilllll/!, dd 8,\11 Jel /111 711;.:e dn- UmJt'lZlII/).:. dd PrrJjekl1 BlllldlJkrlll/lI/al­

"mI 11111 I, A/I):./lJ1 2()02 elfl~ lJell eriJrbrllele mlI.'nJt' BtTI(hlt'rJliJllllfI}!.H "ruhr/}i 

/iir JldX'rhe'IJ' 1I1It! krlllllllalpoitzttll(he Angele/!,tllhtllt'lllll Kr,J}t ):,elrtltll. VIII 

('f,hl:.elllf. IIfJlU't'IlJ1f.f f,;,'''JrJullffllll!!,Jmaßnahmm rr'xrt/F" ZII kümlt'll. It'I all/ tlllt 

rtls(!Jt IIl1d fjfiumte BerldJltrIlullllllK '1./1 tll/tm nJir~IIt'I}j1 /riibw ZfllPllllkt beJ(JII­

dfr~,. \t'ltrl Ktlegl wordal. ZmJlz!II'h Stl fll/f geKt'fJJflll,l?/ In!o""llIlwmpjluhl Zll'l­

SChell ß/(I/(ltSptJltZfl IImll3lmde.rKffltklrrntrte beI EmJlllltlllKm Im Zlif/iilldl,f,kellJ­

/;trotb deJ Jflt ah a"dfY~1I W'u .. bk;irfH:rJ fJmdriitkllc"h j~Jlgeltf.1 U 'fmlet}. 

(8) Anglt'lchling der gmnc.ls.1.tzhchen Regelungt'n der ßlInde!l,l1OlaLel lx:[reffenJ 

die Gew;ihrllng von ~nderurlJub rur SportLwrtke an Jene df:r Bunclesgen­

clarmene mit einem jährllthel1 Elnsl'arlln~spo(t'n/ial von 0, P, Mdl EUR 

(TB 2(XXJ 168 f Ab< S). 

Lalll 1\l llIfllulI!!, dtJ Bi\ll Ja all S/HJrlgremlllnJ mll Je elllmt ~erlrtlt'Y ,kr 8Imde.r­

/HJ!t:'d. der BumlesgmJarlllt"1'lt. dd OIltrTtldJHc"htfl PIJ!t:.tlJpvrltt-rtmt'S. Ju ÖSltT­

ro(hndJm GmJar1lltrmpflrltt'rtUlfi I/lld dd PrlisltlralItkllOIl /llJlal/urt IHm/m. 

utldJf,1 Imlt!1' tJlIJenm 1:.111(' fmbtJl!t{ht Vorgdllglln>l1e!N1 der Gtll',lbrlml!. HIli 501/­

Jtrtlrlallb b:.u DltllJI/rt:lJlel/1I111!. für dli P:Il"ftlIKm Pol,ul Imd Gtlld,Jr"'trlt­

I/HJrtlf!1' JldWJlelltll utTdt 

(9) Etnhelrlllht Regelung der personellen StJrke der KIJngkörper und des 

Ressourcenetnsatzes Im Btrtlch des Musikwesen, (TB 200() S. 169 Abs 6). 

Lml ,\fllltlhml!. des 8,\11 fel 1111 Bereich der Blllldesf!,t'ndarlllt:Y1C btrtll1 em IItll" 

Er/dH Imltr andere-m zur Hexe/mi!:, des Jeu ~tllKe1I Juhr~JJllmdt11t()"'nJß!.t'f1IJ für 
j\IIIIIkpr(jbtn ,md -flll,hit:" 1fJlIIf Jer EIIHal:.arltlJ lind perHJlltlleIJ SIa"rkt der 
.\I/l1lkt/IJht-lIm m Krtl}t. u,,;J/(rdJ Em1p.Ir/ll/XtJl 11/ d" H;;bt om rd 21 fJt. t!Y'Z.lelt 
u'(Jnltll Jeltll. 

Im Btre/fh der BII"d~1PtJllt.tl Itl all/grund der 1I11I~rrc'hudltfht:" OrgiJlIUallOfi 

fDltllJllIllIJlkeIJ bel Jeu ßllmltJpfJll'UldlYckl1fJlltl1 \!:'itll. Gru:' mIt! Lm:, IfJUlt 

\ trt:JllfmllJlkm btl dtn k/tll1trfll ßU1Uldpoltztldtrtkl/rlr/f1l) {me \'rrtll1}Jfllluh/fl/f.:, 

nlfhl ZUffkllJtißlg. 111 BtZllf!, all/ du \'erttnSmIlIlkrll Jt/ill JtJfk'h U1Ihrllluht 

Rifhtlllllt:ll ft11Xf/egl urm/erJ. 
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Kurzfassung 

Schulungskonzepte 

Die Grundausbildung für den Exekutivdienst fand für die Wach­
körper der Bundessicherhei<swache und Bundesgendarmerie grund­
sätzlich getrennt statt. Der Aufbau der Grundausbildungslehrgänge 
war unterschiedlich gcsrahet. Die teils starken Schwankungen unter­
liegende Auslasrung der einzelnen Schulstandorte verhinderre eine 
effiziente uuung der zur Verfügung stehenden Raum- und Per­
sonalressourcen . 

Außerdem waren die Vielzahl der chuJungseinrichrungen und die 
nach Wachkörpern getrennte Durchführung der Grundausbildung 
für eine effiziente VoLlziehung dieses Aufgabengebietes nicht rör­
derlich. Bei einer deutlichen Reduktion der Schulung,einrichrun­
gen wären jährliche Einsparungen im Personalbereich von ein bis 
zwei Mill EUR zu erwarten . 

In den Auswahlverfahren zu den Grundausbildungslehrgängen für 
dienstführende Beamte (E2a-Beamte) wurden nahezu ausschließ­
lich die fachliche Qualifikation, nicht jedoch die persönliche Eig­
nung der Bewerber überprüft. 

Die weitgehende Beschränkung der Gendarmeriezencralschule in 
Mödling auf die Durchführung der Gmndausbildung für E2a-Be­
amte der Bundesgendarmerie war unwirtschaftl_ich . 

Die Gesraltllng der Grundausbildungslehrgänge für E2a-Beamte 
erschien insbesondere im Hinblick auf die zenrraJe Kursführung 
und die Durchführung in Blockform verbesserungsHihig. 

Die Ausbildung zu leitenden Beamten (EI - Beamten) erfolgte für 
Bundespolizei und Bundesgendarmerie in gemeinsamen lehrgän­
gen. Die Lehrinhalte und Lehrmethoden wurden laufend verbessert 
und den sich ändernden Anforderungen angepasst , 

Die in die Wege geleitete Reform der Aus- und fortbildung der 
hauptamtlichen Lehrer war zweckmäßig; die Umseu.ung stand teil­
weise noch aus. 

Die Strategien Zur berufsbeglei,enden fortbildung waren bei Bun­
despolizei und Bundesgendarmerie unterSchiedlich . Die überwie­
gend dezentrale ErStellung der für die fortbildung benötigten 
Hilfsmittel verursachte einen hohen Aufwand. 
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Kennd.len zu den Wachkörpem der Bundessicherhcilswache und 

1 
der Bllndesgcndarmerie 

1998 1999 2000 2001 2002 

Bundespolizei 
verans<:hl38rcr Personalsrand 

Exekufl' .. beam((" 12616 12573 12515 122·13 11946 

ße3mu! allge-melne Verwalrung 
und Vertr.lgsbe'(lIcosrtte 3 ·151 3 152 3483 3418 3098 

Summe 16067 16025 15998 15661 15 0.1-1 

ßundesgendarmerie 

Exekutlvbeamr(· 11735 11728 14 65~ 14368 11 179 

lkamce allgememe Verwahung 
und Vertragsbediensrctt sn 876 856 831 681 

urnmt 15610 15 6Q.l 15510 15202 14860 

Pe""nalausg.ben 
on MIII EUR 

Bundespoilltl 196.09 HI.l5 Hl.30 521.53 529.61" 

Bunc.lesgendarmene 5·18.16 583.86 589.46 588.3,1 579.76' 

• mkluslv~ Vrnngsbrdu:mtett mu Sondenicnr.lg G~n2überwil(huns.::sdu~·ns( 

.. l.ttIt BunJC'S\'onmschb,g 

Prüfungsablau f und 
-gegenstand 

Der RII überprüf" von November bis Dezember 2000 die GebJrung des 
BMI hln,ochdoch der hulungskonzeple. ach eoner Unterbrechung cl", 
Prüfungsverfahrens Jufgrund einer Ersuchensprüfung von Februar biS 
September 2001 wurden die Prüfungsmorreolungen dem BMI Im Jän­
ner 2002 zugelflle!. Zu der Stellungnahme des BMI vom Apnl 2002 gab 
der RII Im AuguSl 2002 eine Gegenäußerung ab. 

Grundausbildung für d en Exekulivdiensr 

AligenltlntS 

Lehrgangssrrukcur 

2 Die Grundausbildung für den Exekurivdlens[ dient der Ausbildung von 
Organen des öffenrltchen SlCherheirsdiensces - ßundesgendarmerie und 
BunclessicherheHswache - durch Vermirdung der fur die Besorgung des 
Exekurtvdlenstes erforderlichen theoretischen Kenntnisse und prakfl­
sehen FertlgkeHen. 

3.1 DIe Grundausboldung fand für dIe Wachkörper der Bunde"o<llCrhells­
wache und der Bundtsgendarmene grundsJ.tzllch getrennt starr. Die 
Durchführung der Lehrgänge erfolg re beI den SchulungSJbteolungen der 
Lanclesgendarmenekommanden bzw den Schul,.breitungen der ßundes­
poilzeidlrekcionen. Die Lehrgänge lind die zugrunde liegenden Lehrpläne 
basiereen zwar auf einer Verordnung des BMI, Wolfen Irn Rahmen der Vor­
gaben Jedoch unrerschledllch aufgebJur. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 167 von 349

www.parlament.gv.at



Grundausbildung 'ur 

den EMekullvdlenst 

Schulungs­
einrichtungen 

Schulungskonzepl 

3.2 Der RH empfahl. durch IlJ.rmoOlslerlln~ der Lehrgangsstrukluren lind 
Lehrpläne die Vorausserzul1~en fLir eine einheitliche und gemeinsame 
Grundausbildung rLir Polu:el- und Gendarmenes(hüler zu schafTen. .tth 
An~lCh[ des Rli könnten damit Synergleefft'kre In der Zentralstclle cr.tlt'lt 

und ein Beitrag .tur Verbesserung der Durchlä.."isigkeir sowie Kommunl­
k.Hion zwischen den \Xlachkörp<:rn geleisret werdt'n . 

3.3 Laut 1e1!J11lJ?"lJhm~ deJ 8 ,\1 I lflt'11 Strllktllr. I nh..llrt' IIlId IIIdlu}(./udJt, Am(it'Zl: dtT 

AIIJblldllng at.ktpllfrllmd 1111 Deumber ](){)} Wtlll du ~lIm }!.f1l11Jfhltn I\lIrlt' 

"111 Poliul- und Gtndor!ilcrldfhli/ml In tmer KlaUt Jllrrh!:tjlihrl uvmlm, 

1.1 Zur Ze" der Geb.rungsliberprüfung be" .. nden Im Bereich des BMI 
16 hulstandorre. Insgesamt 10·1 Bedlens((.' (e der Jewetllgen Schul- bzw 
Schulungsabteilung deckten rd 90<;f der w vermi"elnden Lehrinh.llte 

ab. Die Belas(Un~ IOslx.'sondt're der kleineren Schul- bzw hulun~sabtel­

lungen war stärkeren SchwJnkungen unterworfen; t('llwelse erfol~[en 

monate- bis Jahrelang kelnt'" Grundausblldun!!slehrgänge. 

1.2 Die ungenü,gende und teds )tarken Schwankungt'n unterliegende Aus­

l.utung der Schulstandorre verhinderet' ('I ne t'ftillente Nutzung der .tur 
VerfLi~ung stehenden Raum- und Personalressoun;en. Außerdem war <.be 

Viel7ahl der ScilUlungseinrlt"hcungen - nelx-n der nach \XI~lChkörpern ~e­
(rennten Durchführung der Grundausbddun~ - für eine glelChmälll!:t'r 
~es(altete und damH effizientere VolIzIehung dieses Aufgabengt'blt'tes 

nl<h, forderlich. 

Der RH regte ,ln. llir Verbesserung der Au~IJ.S[Un~ - auch Im Ilinbli('k 

auf den prognostiZierten stdgnlerenden bzw rÜ(ktlufi~en Ausblldungslx'­
darf - die Zahl der SchulungseJOflchcungen für die Grundausbildung 
deutlich (auf höchstens eine Je BundesL..tnd> LU reduzieren. Neben den zu 
erwartenden Einsparungen bei den Raumrt'ssourcen sch:ltzre der Rlf d,IS 

mltcelfristlg erzIelbare Elnsparllngspotenzlal bei den Pcrsonalressourten 
zWischen 10 und 20 '!f oder ein bIS ZWei M 111 E R ,jhrli<h. 

·1.-' DaJ BIUI telfu ,mI, tlllt RnillkllfJn der SfhllümgreIflYlf!;lImJ!,tn stihule "'1II1I1fe/­

bur betor. Kiin/IIR sollm IfIJRt'Jaml :.ehll regu)IIdft' ntldll'lJ!.s:.emrm, elllJfhlußIt"h 

der Gnuiomlm,"mlr"I1rhll/'. IlIr d" DIJrchjührllllf!. dtr GrulUiolllblldlJlIf!.d,br­
Kiill/{t ''framu'fJrl/uh IIlId zlIJlti'mhg It11l. D"J EUIJPdYIIl/gJpolt:II:'la/ bei dm Ptr­
$Ollll/reJSOII,.cel1 u-erclt' I'Or"51 "111 rtl 50 P/allJldlm tUlgel(h~iIZl. 

Ausbildung der Eh-Beamten 

I Die Grundausbildung für die Verwendungs):'uppe E2. (D.ensrführcnde 

Bt:Jmre) erfolgre 1m Rahmen von Ausbtldlln~slehrgän~en. In dt'neo die 
Exekutlvbeamren .luf eine TJngkelt In def mittleren Führungsebent' der 
Jewedlgen Wach körper, Im Knminaldlens( und 10 bestimmten Sondt'f­
verwendungen vorbercltt't werden sollten. 
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AUSbild,,". der E2a-Beamten 

Auswahlverfahren 

Durchftihrung der 
Lehrgänge 

6. l Die Bewerber um eine Verwendung als E2a-Beamter hanen sich vor der 
Zulassung zur Grundausbildung einem - in den \Vachkörpern unter· 
schiedlich gescalceren - Auswahlverfahren zu unterziehen, in welchem 
nahezu ausschließlich die fachliche Qualifokarion. nicht jedoch die per­
sönliche Eignung der Bewerber überprüft wurde. 

6.2 Die Auswahlverfahren gewährleisteten eine im Wesentlichen faire, objek. 
tive und nachvollziehbare Auswahl der Teilnehmer an den Grundausbil­
dung,lehrgängen . Der RH empfahl. in Hinkunfr der Überprüfung der 
persönlichen Eignung der Bewerber (Führungsqualitäten und ,oziale 
Kompetenz) stärkere Aufmerksamkeit zu widmen . 

6.3 LaUf Steflungnahm< d.r BM I Iollm im Zug< 'lner G<IamfaUlhildunglrejonn auch 
dlt ZugangIflo,aUSItfZung.n und lIulu'ahl_jah,.n zu, E2a- lIuIbtidung n,u 

jurg.legf "".,.dm. Dabei würden künftig die IInjord.,.,mglpro{tlt junkfiombezogtn 
definiert und ;mbeJondert du Obtrpriijimg du lozialen "nd kommunikativen 
Komptlenz in die lIuIwahl.,.,jah,m einbezog", werden. 

7.1 Bei der Bundesgendarmerie erfolgte die Grundausbildung ftir Beamte der 
Verwendungsgruppe E2a an der eigen, dafür eingerichteten Gendarme­
riezentral,chule in Mödling durch überwiegend haupramrliche Gendar­
merielehrer. Die Anzahl der Lehrgang,plätze (rd 200) und der Klassen 
(acht bzw neun) War in den vergangenen Jahren gleich geblieben; die Per­
sonalkosten pro Klasse berrugen 220 000 EUR. Da eine in Ausarbeitung 
befindliche Organisacionsreform eine deutliche Reduzierung der Anzahl 
von E2a-Beamten vorsah, war künftig ein stark verminderter Bedarf an 
Ausbildungsplätzen zu erwarten. 

Im Bereich der Bundespolizei richtete das BMI nach Bedarf getrennte 
Grundausbildungslehrgänge ftir E2a-Beamte des $icherheirswachdiensres 
und für Kriminalbeamte bei der Bundespotizeidirektion Wien ein . Das 
ftir jeden Lehrgang gesondert bestellte Lehrpersonal setzte sich im Wesent­
lichen aus Bediensteten des Ressorcs zusammen. Die Vorcragenden erhiel­
cen für ihre Täcigkeit Nebentätigkeitsvergütungen~ die Personalkosten 
pro Klasse betrugen 40 000 EUR. 

7.2 Die Beschränkung des Tärigkeitsbereichs der Gendarmeriezemralschule 
auf die Durchfuhrung der Grundausbildung,lehrgänge für E2a-Beamte 
führte zu lnflexibili[ä[ und mangelnder Auslasrung der erforderlichen 
eigenen Infrastruktur. Diese Beschränkung war daher - verscärb durch 
den zu erwartenden sinkenden Ausbildung,bedarf - unzweckmäßig und 
unwirrsch.fdich . Der RH regte an, Personal und Infrastruktur der Gen­
darmeriezentralschule auch rur andere Aufgabengebiece im Bereich der 
Ausbildung zu nutzen. 

Im Gegensatz dazu hielr der RH die Durchfiihrung der Grundausbildung 
für E2a-Beamce bei der Bundespolizei für wirtschaftlich, was auf die 
Nurzung der Infrastruktur der Bunde'polizeidirektion Wien (Schul.brei­
lung), die flexible und bedarfsgerichtete Lehrgangsfuhrung sowie die Ver­
fügbarkeit geeigneter nebenamtlicher Lehrer zuruckzuRihren war. 
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Schulungskonzepte 
Ausbildung der E2 __ Beamlen 

Aufbau und Inhalt 
der Lehrgänge 

7.3 DaI B/II/wlu mIt, dau du pmontlltn KapaZlliittn dtr GrndamltrtntnJral­
"hult btrtiII ,m Jahr 2001 ',"I1iirkt fiir Fortbtldungro gmutzt ",,,dm Stlm. So 
Itttn btr'lII FachItnlmart tntu'l(kelt und i", Rahmt1l dtr btrufthtglttttndtn Fort­
bIldung umgtlelZI uordOl. DIl AIJlarbt,,« dn Genddrm«ll'unlra/J(hllle Jeltn 

aufgrund Ihrer lan8liihrigm ErfahrU1Igen für du htabIlchligu EnJU'l(klul1g und 
UmItlzung l1tUer AUIbildungt1lllnhtdmgt erforder!tch. ImgtJamt u'iirt der Gm­
dantltrltUnlraiJehule kiin/llg Im imle t irrn Btldnngszemrlll1lJ Pi,. Fiihrungr. 

kriifte tmt Zffltra/t Rollt zugedachI. 

8.1 Im Gendarmeriedienst gliederte sich der Grundausbildungslehrgang in 
zwei Abschnitte. Der erste Ausbildungsabschni tt sollte das fur Beamte 
der mittleren Führungsebene benötigte Grund- und Allgemeinwissen 
vermirrdn; im zweiten Abschnitt erfolget' elOe verwendungsoriemierce 
Ausbildung . 

Die Grundausbildungslehrgänge im SicherheitSwach- bzw im Kriminal­
dienst bei der Bundespolizei bestanden jeWeils aus drei Abschnitten (praxis­
bezogene Theorie, hulung am Arbeitsplatz und theoretische Ausbildung). 

Die zu unrerrichtenden Lehr- und Prüfungsgegensrände waren durch 
Verordnung des BM I festgelegt. Zeitliches Ausmaß, Lehrinhal,e im Ein­
z.elnen und Lernziele der jeweiligen Gegeoscände waren wachkörpe~pezi­
fisch in eigenen Lehrplänen gereg<lt. 

8.2 ach Ansicht des RH waren die Lehrinhalte und Lernziele sorgfältig erar-
beltet l ausreichend definiert und bei Bedarf angepasst worden . Die Wissens· 
vermittlung erfolgte im Wesentlichen entsprechend den besonderen Erfor­
dernissen des Exekurivdiensces. Allerdings erschien die Kursgesralrung , 
Insbesondere die Blockform und die ausschließlich zentrale Kursführung, 
verbesserungsfähig , weil damit lange Abwesenheiten der auszubildenden 
Beamten von ihren DienstStellen , erhöhte Kosten und Zugangserschwernisse 
fur Beam,e aus entfernten Bundesländern die Folge waren. 

Im Hinblick auf die Verbesserung der WirtSchaftlichkeit und Zweck­
mäßigkeir der Ausbildung der E2a-Bediensteren empfahl der RH eine 
modulare Gesmlcung, eine ceilweise Dezentralisation , das Selbsrsrudium 
(e-Iearning) von Teilbereichen und gemeinsame Ausbildungsabschnitte 
für die Wach körper. WeIters wären auf die angesuebee Funktion ausge­
richtete Praxisphasen auch In der Ausbildung der Bundesgendarmene 
vorzusehen . 

8.3 /"aul S"lIul1gnahm~ rkI BMI ItI Im ZUJamm",hang mll tIm, Aufbau tkr Slrher­
hellrakad~"lIt tlnt NeugtSlallllng d« LtlifbahnaJlJhtldung zlIm E2a-BwlIJun 
geplant. M il tkr EntU'lrklllng enlIpttrhtnd.,. Konztptt Sti tin ProJektIta", htauf­
Iragl. Der gtnftlmamen AUIbtldlillK fiir die BMm"" aller WarhMrper ,olle ­
IOUtll , .. m GtgtnIland her Zte/führmd - beJondertf Augenmerk gtJrhtnkt u'tr­
den. Oft AUIbl/dungJtnhallt der l1tllen IAllfbahnaUIbtldulIg Iollm IllIler Vtrnftl­
dung IJQn Redllndanztn ZII btrt'IJ ahJoltJitrltn Lth"gli"gm dtfimtrl wtrdm. 

Zu btrürkllrhligm ui imbeJondtrt. daJJ nirht alle Thtmenhtmrht ttn.,. Irhu/­
maßlgen Aufbertllung bedürftn. VorgtJehtn ItIen f""er tkr EinJal% rompulerun­
ItrSlüIZ'« Lrr-nprogramme. du ArrrtcMl1barktl1 txl«ntr AUJhtldllngtl' lind eme 

Krbßlmogll(ht Fltxlb/llallm Angebol der Leh".,.a7lJlaltungerl. 
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Ausbildung der EI-ßeamren 

Aligeme",,,, 

Auswahl \'c,~rfdhrtn 

KurS<1Ufb...u und 
-Inhalt 

Lehrer 

9 Die Aus,bddun~ def Beamten Jcr VerwenJungst:ruppe EI (lelrcnJe Be­
amte) (ltente der VorbereHung lur \Xlahrnehmung von Führun,gsilufgaben 
Innerhalb der SicherheltswJchekorps. 

)0.1 Die VorausSt.'{zung zur Aufnahmt' In einen EI-Grundausbildungslt'hrgang 

war die erfolgreiche Absoh lerun~ des zweltt'ih~t'n AUSW'lhlvtrfahrens. das 
neben (:Intf Wi'isensprüfulll4 eine eignung'ipsychnloglsche Unltr"iouchung 
vorsah . DI(:' Eignung der Bewerber wurde von einer Assessorenkonferenz 
beurteilt. 

10.2 Der RH .1nerkann[t'. dass mit dem Auswahlverfahren der \'<Ii s.sensrand 

lind die Eignung der Bewerber mit einem huh<::n Grad an Zuvt'rlä~slgkeir 
festgestellt werden konnten , 

11.1 Die Ausbddung clt'f leirendtn Beamten dt'r ßundesgendarmcn<;", dt'r ßun­
JesslcherheHs.wJche und des. Krlmlnalbe~.mtenkorrs erfolg re 10 gemeinsa­
men Lehrg:in,gen. 

Die zwei J.thre dauernde Ausbildung war In fünf Lehrgangsabschnittc ge­
~Iiedert, wobei I.wei praktische Abschnirre beinhaltet wartn . Die Lehr­
Inhalre und Lehrmcthcx.len wurden entsprechend den wach'ienden Anfor­
dtrungen und dc:n In der Ausbddung gewonnc:nt'n ErkenntOlsst'n laufend 
weiterentwICkelt. eben berufsbe:togenen j\Llrerlcn wurden unrer .lnde­
rem Führungsverhaltcn sowie Grundzüge der Psychologl<:. SOZIOlogie, 
WirtschJftspolirik, politischen Bildung und empirischen SoziJlforschung 
gelehrr. 

11.2 Der RH anerkannte die lJu(enden Bemühungen um eme ze,cgemJße Aus­
bildung der leirenden Beamren . Die in den leruen Jahren angcwandte 
Methode der Evalulerung der Grundkurse:: und die Verwertung dn daraus 
gewonnenen Erkenncnisse für die Folgekurse WMen ein l.weckmäßiges 
und wirkungsvolles l\1ircel zur Verbesserung der AusbildungsqualJr:ir. 

12.1 In einer \'om SMI beaufrrngten Scudie über die jruaClon der haupramt­
lichen Lehrer des Resson s waren als Kririkpunkcc das Fehlen obJ('kriver 
Kriterien für die Auswahl, die unzureichende pdcla.gogische Schulung und 
tedweise fehlende (achl,ch" Ausbddung f""gestelh worden, Ausgehend 
von dieser rudle erarbeitete das ß .MI Reformvor'ichläge für die Aus- und 
Fortbildung der Ilduptamcbchen Lehrer. Nach Erstellung e,nes Anforde­
rungsprofils wurde das AUSw,lhlverfahren neu gesmlcer. 

Der ebenfalls neu gesral[ete drtO'tealige Lehrer-Grundausbddungslehr­
gang sollte nach emem Vorbtreiwogslehrgang einen fachlichen und einen 
pädagogischen Ted umfassen. Im Prüfungszeirraum waren die an~es[feb­
ren Reformen ml[ Ausnahme Jer fachlichen Grundaushlldung bertits 
umgesetzr . 
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Berufsbegleilende 
Forlbildung 

chluss­
bemerkungen 

Schulungskonzepl 

12.2 Der RH beurteilre die vom ßMI angestrebren und zum Teil bereits rtali­
siereen Reformen der Lehreraus- und -fortbildung als zweckmäßig. Er 
regre an, den eingeschlagenen \Xleg foruuserlen lind die fachspezifische 
Ausbi Idung umgehend zu ergänzen. 

Il.3 Lu," ,II1//tIlung da 8/111 "Jet, ,h, R'jMlI/tri der tehrtr"IIJ- II1J11 jOrlbddllllK 
IfhrtlllUlJf u 'tllt1" Ilmgesetzt U'QrJrn. Für du JpaljirdJt fach/If'he ForthlidunK der 
haupfomr!lC!xn Lehrer u'erde em tlRelltS FortbddlllJp,JprogramRl r'on d~ SICher­
hellJakademie angebou"l. Darüber hmdllJ ltl ml R(Jhlll~n dn- S/flwrhtltJakadC1luf 
illJ KO'lup, f;;r eine lerstiirku plido!!,lJ!!.lIfhe Q"al,!J:/ff'u"l: du hdUPtfl!IJrI/chfll 
11hrperJollols tmu ';ckelt wort/m. 

U.1 Aufgrund der verschiedenen Organis,J[Jonssrrukruren von BundespolizeJ 
und ßundessendarmerie waren dIe FOHbddlingssHaregH'n sehr umer· 
schIedlICh. Die für d,e Forrblldung benöcog,en Ild fsmond wurden unler 
hohem Aufwand regelmäßig Im lokalen BereIch erstellt. 

13.2 Der RH empfahl, zur Lllzuog JIIWloger Synergieeffekre d,e Zusammen­
arbeie zwischen Bundespolizei und ßlindesgendarmenf' Im lokalen Be­
reich zu imensivieren. Hinsichcllch der H.ir den Unterricht: erforderlichen 
Il ilfsmi[[eI empfahl er eine Zentral,s,erllng der Ersrellung. 

13.3 Laul Stellungnahme dn ßt\ll so/len IfJJ ZUJ!.t d~r HdrmOfl{J/tTflnJ1, der Porfbd· 
dllngJJysteme L'Ol1 PolizeI lUlll Gemlclr",eru du For,bd"tmgsprogramme U'eitest­
f!.ehtl1d KDllt/mallJ orgallls/e1"t u'trdefl. Mlf der EmrJrhtllng der Siche,.hellsflkmJI:1IJle 
lt/ eme zmlrale VerU'ldlnlJg t'fJ1I Lehr lIIull l lljslIJltle/'l lind m lI'f/lerer Folge em 
IImfasJe-ndtJ \V;JJtmmonoI!.Dlltlll mÖK/tch. 

14 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlunge n hervor: 

(I) Durc h die Harmoni.sierung der Lehrgangsse["ukfuren Lind lehr­
pläne sollcen die Voraussetzungen n.ir eine einhei llie he und gemein­
same Grundausbildung von Polizci- Lind Gendarmerieschülern gc· 
sc haffen werden. 

(2) Die Zahl d e r Schulungseinrichuongen für Grundausbildungen 
sollte deutlic h reduziert werden. Das geschä[zre Einsparungspoten~ 

zial bei den Persona lressou rcen beträgt dabei zwischen ein und 
zwei Mil! EUR. 

(3) Personal und Infrastruktur der Gendarmcriczentralschllic wären 
für weitere AuCgabengebicte zu nutzen. 

(4) Im Bereich der E2a-Ausbildung sollr. der Überprüfung der per­
sönlichen Eignung der Bewerber verstärkce Aurmerksamkeit ge­
widmer werden. 

(5) Die E2a-Grundausbildung soille modular gesralre<, reilweisc de­
zentralisiere und in Teilbereichen als Selbststudium vorgesehen wer~ 

den. Weiters wären gemeinsame Ausbildungsabschniuc rür Bundes· 
polizei und Bundesgendarmerie e inzuric hcen. 
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Schtussbemerkungen 

184 

(6) Der eingeschlagene Reformweg bei der Lehrerausbildung wäre 
durch rasche Umserzung einer fachspezifischen Ausbildung fortzu­
setzen. 

(7) Bei der berufsbegleitenden Fortbildung wäre die Zusammenar­
beil zwischen Polizei und Gendarmerie im lokalen Bereich zu imen­
sivieren sowie d je Erstellung der für den Unrerrich[ erforderl ichen 
Hilfsmiuel Zu zenrraJisieren. 
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Bere ich d es Bundes rnin isre riurns für Justiz 

Nicht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

(I) Einheitliche Vemagsge"altung bei der Beschäftigung von Ärzten zur Be­
"euung der Insassen von J usrizanstalren (TB 1993 S. 119 Abs 12, zulee., 
TB 2000 S. 173 Abs 2). 

Dm BM) wittk-holte. daSJ eme emhmltche VertragJgtIfaltung 1I"gm reg/Unaler 
G'g,benheilen und fachJpaifiJcher Unlet'Jchtetk kaum maglich Jei. 

(2) Ausbau der Sicherheirskontrollen bei den Bezirksgerichten im Sinne des 
geserzlichen Auftrags (TB 1998 .140 Abs 12, zuletzt TB 2000 S. 173 
Abs 3). 

Laut lIfimilung dtJ BAU ltI all/gr/md tk- allgtJpannttn Budgetlage und tk- An· 
1IChl des SicherheilShtrraltJ du Allgememe RIChtlinie fik Sicherht'lJJla"dards in 
GerichlJgtbiiuden iihuar/Jtiur wordtn, wOilach du DIl,.chführung von unrtgtl­
",aßlgm SicherheilSkontroliro ill kiWI'" Bezirksgerichten nicht Imhr verpflirhltlld 
lti. 

(j) Generalvertrag über die Durchführung der Srraffalligenhilfe (TB 1999 
S. 208 f Abs 2, TB 2000 S. 173 Abs 4). 

LaUI Mim/lung dtJ BM) werdt di, OrgallilaliollJiinderung des Ver,im NEU­
START (friiher V...-.11I für Btu'iihTllllgIhilJ, und Soziale Arhtil) Elld. 2002 ab· 
guchlonm Jt;lI. lu/olge der geäilderlt71 Rahmmbu/jngungm u; du Gmera/'J"trag 
bilher nrxh nicht g'iindert u-orden. 

(4) Abschluss von Vereinbarungen mit den Bundesländern über deren Ein­
bindung in die Bewährungshilfe wegen des engen Bezugs zwischen Haft­
entiassenenhilfe - Bundessache - und Sozialhilfe - Ländersa che -
(TB 1999 S. 212 Abs 11, TB 2000 S. 174 Abs 5). 

Laut Mitt,ilung des BAU dauern du V ... handlungro mit delll Bundeslatld Ober· 
biterreich an. Aufgrund der derz,it lall/roden FinanzauIgleirhsVfThandltmgen Jtlt>I 

die BUlIdesliinder uhr zlIrückhaltertd. 
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Unerledllte Altre,unlan 

(5) Abschluss ein<.-'S GeneralvertrJ.~es mIt den Sachwalrerschaftsvert'lnen. aller­

dings t."r~t nach achverhandlung von Einzelbes[lmmun~en (zB K on­
<rollre, h[o, Kündigungsfristen ) des VertragsencwlIrfs (TB 1999 . 119 
Abs H. TB 10()() 17 . ) Abs 6). 

La/lI i\IIIItJluII~ dd Bl\f) ItJ t/l1t eudefillllJOII l'OfJ 1.JI1IHII!!.Jl'fJrxabcn Mlbm:h­
flXI. DIl ,t()/II ßM F ,,'IKerfgu N eurege/lIllg beI d~ D OI/fr/OIg dtt" A b!tTllgJlfIgl­

rikksldlllllKtII werde l'{Jr dem Hlfl lergrllud der Re/orm deJ Vtrfl1lJrechlJ geprüft; 
d/ll du Rtfor1ll/JtSlrebuugtl1 ZlIm Suchu'Olltrscha/tsrechl u'erdt Bu/mhl gttJomll1t11. 
,\1,1 dUII AbJchl/lH ellles Generuherlrages uerdt allerJm?,1 ,md} !()03 uoch mehl 
'Z/I rfchl1tl1 um. 

(6) Nt'uvt"rh.tndlung des Verwalcungsübereinkommens zWlsrhen dem 13M) 
und der UnlversirärsklJnlk für forensische Psychiurfle zur psychiarrischen 

Berreuung der In sassen der )usrizansralr \Xli en-MirrerMeiJ.: (T B 2000 
S. 179 f Ab, SI. 

WIII.\flflllltlllP. des 8 ,\1} sei dJ.r \ 'enl"allllllgsiibertmkommnl du/grJmd l'O!I Dut!r­
gd/znl zu lJt-hm der I~lfuug der juslizonslalr Witll-. \f/fftnlelp. IlI1d Jmtr der U IJI-

1'tTJlldl1k1l1l1k fitr forellJud" PS)thlalrrt prr 3 J. DCL11Jbtr 2002 ~ekii"J;KI uwdnl. 

Gesprikht: mll IntmJsmltlJ für du ulllmg dd Ps)'ehUllrUfhc:n DWl1Id m deY )1IJ1r:.­
atlJlal, \f'lt1l -MlllerJte/}!, u-erJeu !!.ifiihrt. 
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Tcdwel!te verwirkliche wurden die Empfehlungen des RH hmslChcbch: 

(1) Aufhssung und Zusammenlegung \'on Bezirksgerichten im Bere ICh des 
Oberlandesgerichtes Llnl mit einem jährlichen EinsparungsporenllJ.t von 

mlnde"ens 0,94 Mill EUR ( TB 1995 5.10' rr, wletzr TB 2000 5.17> 
Ab, I). 

Lalll "l/lIelllln8 deJ BM) habt (he Sa/zbllrger umdesregur/lIIg du ZIIJ//l1I1111I1lR 
ZNr Z/lJtmlllltnlegllflg t'1JlJ ßrZlrk.Jgerlchtm berelll erttllt: du t11lIpr«helltJe Vt'YfJrtJ­

fllIlIg Jel 11/11 I. jl/II ]()()] 111 Kraft Xe/ reten . Ma dem LalldelhcJllp/lIIl1l111 1'011 

Oberiis'erreub btsuht em grulldJiilzlicher Komens über den Reformbedm/ "'u/ fiber 
UIIIJtIZIIlIgJIIIOdelle, emf! formelle ZtullllWlllflg der LalldtJ,-e!!.tenmg suhe "I/,r­
dm}!.! fJ(j(-h (lIIS, 

(2) Eonfiihrung eoner allssagekr'.ifrogen Kostenrechnung (TB 1993 s. I 16 Ab; H, 

zulem TB 2000 . 174 Abs I). 

tOIll Milu/11m" d~ BAI} Eart/e "J/I der Jmplmlt11lltrllllg des ProJtklJ "KOJItIl 

II"tI Ul1l1l11xsr«hwlIIg In der iisltrrtichlJche" ßundeJ"trU'allllllg, BlIndti' K OJlfll 

1I11t/ LtiJlllf/gmrhnllng (B KLR )" Im B,IU Im jllm !003 ""gonntn. dn- E,h,zrll­
"",mb S<I ab jl/m !O()~ Ivrgmhtn. 

(3) Erstellung von flir alle Anstalten elOheltlachen, IT -unterstützttn \Xleth­

seIdIenstplänen auf der Grundlage von nachvollzIehbaren Sollvorgaben 
(TB 199, . 121 Ab, I', zuletz! TB 2000 S. 175 Ab, 3). 

Lalll J\lllItllllng dtJ 81\1) fI"ck du nellt D,enJlUllorgan/Jalum snl I. }iumer ]O(J] 

proheut/Jt JfI zu 'tl jllSIJZtlflJldl1tfl tmgtltl=l. Dafür ltun Jpezitlle 8tdar/fbestl­

zlingspliint als C rllnd/aKt Jii'r d,t D,t11Jltmtetillflg erJlelll fI'firdm. 

(4' Ausblldungsvorschroften flir dIe Bediensteten des JustIzbereIchs (TB 199' 

S. Ir Abs i, zulem TB 2000 S. 1'5 Abs 5). 

Lnlll /\llIltlilmg dtj ßMJ Jtl dllfJ!,rllnd eint] /iingen:11 DI1JeIlIHfJflSP,.OUJItJ uber 

du IAEmJfI~J(luJbtldll"glA "'lI m dm fI(iehsten J\[onaten mtl dem ITI- Kriljl Trf/f"ll 

der lIellm ButmJnJllngtn ülxr du GrundauIblldung der GtrlfhlJbed,tllJltlt:1I Im 

qualifizierten mlftltren Dienst IIml Im Fachd'fnJl zu rtfhntn. Auf du J\ elllJrJ­

mmg dtr FahrnIJo;tkllllOIl IUld du erU'orltUn IIllIm Rdhmmbtslln,"ul1Igm iiw 

du G rlllldllllSbddllllg 1111 ßt(llIIltfUilttlJlrechlSgtSfl= IIl1d 1111 Vff,ragIlkdu!ßUtlffl­

KeItfZ kiff/llt dabt, ßt'dachl gefJfJllllllefl u.'erdm. Du ObwarbtlllUli: der AJlJbtfdIlIlKJ­

I.OYffbrljttll 1111 Extkutubtrtu-h sei m Amilrht g~IOmmt1J. 

(s) Quallt.Jtlve und quancitative Bedarfserhebung zur orwendlgkelt und Lurn 

Umfang von achwalterbeStellllngen im Rahmen der ReformbeStreblin­
gen Will Sachwalterschafrsrechr (TB 1999 s. 217 Abs 2, zulerzt TB 2000 
S. 175 Ab; 6). 

l...dlll i\IIIIU/llfIg deI B I\I) habt daI Im Rahlllt11 tlfltJ Foruhllflgspr(J)eklJ bea/{/­

Ir"fl,te Imt/llil/iir R«htJ- IIl1d Krl11l1tla/sozl%glt selllt ErhtbungIliillJ!.ktllllbJ!,t­

SCh/OJJfll. D,e AllIu'tYlllng du ErgeblllIst sulN ber'fJr. 
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.n VerwIrklichung 

begriffene Anregungen 

(6) Erarbeitung von Kriterien für eine Bewertung und KlassIfizierung der 
Berreuungsfjlle der Sachwalrerschafrsvereine (TB 1999 S. 221 Abs 12, 
zulem TB 2000 S. 175 Abs 7). 

Laul /llflwlung du BM} werde au/grund dtT E'g,hnm, d<J P,oJ,ku Fallg'­
U fchlung ,m Spiitherh" 2002 eme KlaJJifiZltTnng und Geu'IChlung dtT haUplhe­
Tllf!ithm Fii/lt lind somil tint Ntu/e.slselzung der AUJlaslllngskrJlerlen miiglith 
Um. EJ W heahJIChttgl, dwtJ E'ge6nu her.iu in die FördmmgJhewillfgungJhedrn­
gnngm /iir daJ}ahr 2003 "nfließen zu /aJIen. 

(7) Zusammenlegung der ,andorre des Vereins für Bewährungshilfe und So",J. 
Arbeir in der Steiermark (TB 1999 S. 213 f Abs 14 f, zuletzt TB 2000 . 175 
Abs 8). 

Lallt Mltltl/urlg des BMJ seien be,.eifJ M iftVtTlragH'trhandlungen iiber ellltrl 
Slandorl In Graz Im Gange, um siimllt,he LtiJllmgen in einem uUlungszenlnlm 
anzubteun. In Ltoben Jtltn du d,.ei Slandoru bertill ZII tm~m zlisammengtitgl 
uwtkn. 
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Verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH hinsichdich: 

(I) Verfahrensvereinfachung und -beschleunigung bei der Vollziehung 
des Unrerhaltsvorschussgesetzes durch IT -uncerstützren Darenaust3usch 
(TB 1991 Abs 29.3, zuletzt TB 2000 S. 174 Ab. 2). 

LaUI IIIllltilllng dtJ 8Mj sub< du Appllkallon 'ZahlbarJltllllng und Verrerh· 
nung 1/071 Umerhalul'()rJchiiJJtn" ml Ech,IHtrieh zur Vtrfügung, Darüber hinduS 

u.."u 21" u.lltrm Ver/ahrrns'ortm/arhlmg du Embllldlmg tkr jHgendu~hlfahrl1-
trager 171 den EltJ"ronischtn RerhlSl'trkehr angtJIreb,. 

(2) Delegierung von Angele.genheltfn des Strafvollzugs an die Oberlandesge­
"chre und an die Leirer der Justizanstalten zur Entlastung der Zentral· 
stelle (TB 1993 .114 Ab.4 , zuletzt TB 2000 .175 Abs 4). 

LoIII AIIIU/IlIllg du BA1j stirn du tTIf/1I1fanzilcJxn droulbthiirdhchm ZIIJliin­

dlgkt/len im PlanJltlienber",hjuJllzollJ/allttlllllf I.ja;mer 2002 "TI dte Pra!l­
dttlftll der OberlandtJgtrlchlt übertrageIl ,,'ordttl. Ebenso wen du Volizligskam· 
mern 1lI11lmwr bei den Oberlandesf,trichten als Btjrhu>erdeiniIOIl'lliillg. 

(J) Einhalcung der für den Aufenthalt in der Begutachtungsstation weI­
sungsgemäß vorgegebenen Zeit in der juscizanscalc Wien- Mircersreig 
(TB 2000 S. 179 Ab. 4). 

Will Mllltihmg des BAI) werde der Btgllll1chl1l11gJullraum vo" vier bl1 uchJ 
\Vochel'l eingeholten. ultil UlIlergebrochte erst nach tlQ/lsliind/gem Vorliegen Jii1fJ1-

heber Umerlagm In die ßegult1chtllngJSlaflon iibersul!t u'eYtkn li'iirdttl_ 

(4) Einführung einer ßehandlungsdokumentation in der Justizanstalt Wten­

Mittemeig (TB 2000 S. 180 Ab. 6). 

laUf Mllledu/lg deJ 811l} U'iircft" d,. 8thalldlllngs1lloßnahlllen der 8"""l1ngs­
dienste akkordierl lind in ei/ltm 8ehr.mdllmgsp/a/l /mgtlegf. Seil 2002 u'O"re fllI 
"CaJe-Monagemtnt" eingeführt u!()rden, wonach ein Mitarbeller deJ BefrtlllmgJ­
bereich! Amprerhperson für mehrere Inst1JItn sei. der al/ch die Behandbmgsokti­
vi/ii/en koordiniert 1I11d die Dok/llflt11lollfJfl jiihre. 

(j) Aufbau eines Conrrollingsys(cms in der )uscizansralc Wien- Minersceig 
(TB 2000 . 182 Abs 10). 

um Alilltiltmg des ßj\.1} ll.'iirden nllnmehr leim/liche DaufJ zell/raf in der \tI'irl­
JrhajtsleillllJg erfa,sstllfJd gefiihrt, UIJ/ gebanmglrelerlarlfe Entwicklungen rechtzeitig 
ZII erket1nt1l und entsprechmde telltrlmgslfJnßtlahmetJ %11 ergreifen. 
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Kurzfassung 

Prüfungsablauf und 
-gegens tand 

" 

Justizan ralr H irrenberg 

Das BM) nahm von der gemeinsan1en Leirung von zwei räumlich 
nahe gelegenen Justizanstalten Abstand ; beabsichtigt sei aber eine 
versdirkte Kooperation in Form von Winschafrs- und Verwal ­
tungsverbünden. 

Das in der Justizanstalt Hirtenberg seit 1995 lallfende Projekr einer 
Drogenfreien Zone bc\vährre sich und solhe auf die gesamrc An · 
stalt ausgedehnt werden . 

Die ßewerrung der selbst ~rzeugten Flcisch- und Wurstwaren soll re 
zumindest einmal jährlich zu Marktpreisen erfolgen, um \~irrschaf[. 
lichkeitsulucrsuchungen des in der Jusrizanstalr eingerichreren Be· 
reiches uÖkonomieu vornehmen zu können . 

Die Akquisition von Aufträgen jusrizfremder Unrcrnehmungen 
und das Markering soll ren zenrral erfolgen. 

I Kennda,en der Jusrizan5lal' H irtenberg 

1997 1998 1999 2000 2001 

achaufwand In Md l EUR 

Ausgaben 3,90 4,16 3,98 3,28 3,89 

Einnahmen 0,391) 0,38 1) 1.79 1,58 0,90·) 

Anzahl 

Personal 1. It 5,4 ItO,1 121,1 119.1 120.1 

I nsassen \) 

J USfl,cansral [ 1-1. rrenberg 264 144 236 220 235 

Außens[~IIt> Münch~ndorf 29 30 27 2·1 29 

I) i.~nu'i&l (!rfioLU(~ Emoa.hmen konnten nicht bekannrgegebC"n wtrden 
1) Vollbeschj[tlgl.lngSJqulV".lltme zum 1. ]oinne( 
}) Personen Im Jahrcsdurchschnlct 
n Kostrnlxltr'.ige ffir hoheitliche Leistungen sind nicht mehr emhalten 

Der RII überprüfre im April und Mai 2001 die Gebarung des BMJ in Be­
wg auf die JuStIzanstai< Hirrenberg. Die Überprüfung beschränkte 51th 
im Wesenrllchen .uf die Gebarung von 1997 bIS 2000. Zu den Im Sep­
(ember 20() I zugeleiteten Prüfungsmit(eillln~en nahmen die überprüfte 
Justiz.nst.l, und das BMJ im Jänner 2002 Stellung. Der RH ersrarrere 
im JunI 2002 seine Gegenäußerung. 
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Organ isation 

leitung von 
J ustlZ.nstalten 

Alccrnaoven zur 
Zusammenlegung 

2.1 Das Strukturkonzept trafvollzug des BM] sah d .. gememsame leitung 
von zwei räumlich nahe- gelegenen juscizaoscalten vor. Der Lener der Jus­

rizanstalt Hinenberg leitete zur Zelt der ebarungsüberprüfung imeri­
misrisch auch die J usrizansrult Wlenee Neustadt. 

2.2 Der RH erachtete die Führung VOll zwei justizansra! ten durch einen ge­
meinsamen Leiter grundsätzlich für niehr zweckmäßig. weil dies zur 
Schaffung einer zusätzlichen Planstelle für einen 1t"ltenden Jusrizwachebe­
amten und zur Aufwertung der Planstellen der tellvertrerer (ühren 
könnte, wenn der Leiter der )usrizansralc gleichzet[ig Leiter des Voll ­
zugs- bzw des Wirtschaftsbewches war. 

Weiters würde der Leuer unter Berücksichtigung semer Abwesenheuen 
(zB wegen Reisebewegungen . Fortbtldungen und rlauben ) wenoger als 
die Hälfte seiner Arbeitszeit In einer Justizanstalr anwesend sein. Darun­
ter könnte die EntSCheidungsqualität und -quantität leiden. 

2.3 Laut Sttllungnah",~ tkI BilU nahm tJ wn tkttl V ... hoiNn 'W" R"""'WJmffl UI­
lunK der genallnltn juJliU1nJtaittll AhJlrllld; t:I l-ff'/olge allch d,e ZlIJammenltguIlg 
von jllJllzo'/Jlaltm mehl lt'fller. 

3.1 Der RH wies Im Zusammenhang ml[ den Überlegungen zu r gemein­
samen Lel[ung von Justizans talten auch auf Alternativen hin. 

J.2 Neben Rationalosierungsmaßn.mmen Innerhalb der JustlZarutalren könnte 
der Exekuriv- und Vollzugs bereich vollsrändig vom Wi rrschafts- und 
Verwalrungsbereich ge[renm werden. Vorteile daraus wären : 

(1) Sowohl im ExekutIvbereich als auch im VerwaltungsbereIch wäre eme 
Spezialisierung auf die damit verbundenen Aufgaben mögli ch und Im 
Vertretungsfall qualifiziertes Personal vorhanden . 

(2) Der Exekurivdiensr könnte sich voll auf die Betreuung der Insassen 
konzentrieren . 

(3) Die tatsächlichen Kosren von Vollzug und Verwaltung würden slchr­
bar, so dass S[euerungsmaßnahmen gezlclt:er erfolgen könnten. 

(4) Die Einri chtung von ansraltenübergreifenden Verw.ltungs- und 
Winschaftsverbünden würde erleIChtere werden , weil der Vollzugsbere ICh 
davon kaum betroffen wäre . 

J.J LaUf Sttllungnohmt tkI BilU u'iirdt du , .. IIJlilndlgt T ... mlung dtJ VOllzugI- und 

ExtkuthbewrhtJ , .. "' Vtru.oltungI· und WimrhajlJhtrt/rh tlnt grundlt8mdt 
Arlderu"g der beJtthendtn OrgamJallOrlJlIr-JlklJlrttl dtr' jllJIlZOllJlallm btu/dun. 
Dia iNdii.-j, zuniiehJl <trler griindltrhm PriJ!un8 und t/na DlIku1I/01/JproUJItJ. 

Im SlIInt der Empfehlung du RII !tl tlrlt "tr'sliirktt Kooptr-al1o'l Ul Form I!on 

WimrhajlI- lind Vtru.'oltllngIt'tTb!indtn htab1/rhttgt. Dariibtr h,nou1 u !irden iN­

r-tIlJ jetZ/11II VtrUollungJbtrtlrh t'trmthrl VmragskdltnJlt1t anJ/all jIlJIIZU'ofht­

beamu tlllgt.JtIZl. 
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Diensteinteilung 

Projekt 
Drogenfreie Zone 

JuslizanSI 11 Hirtenberg 

4.1 Die Diensceinteilung e[folgre grundsäezlich so, dass die )uscizwachebe­
amten zunächst nach einem Acht'-Tage-Dienscsyst'em eingeteilt und erst 
danach die bekannten Abwesenheiten eingetragen wurden. Dadurch wur~ 

den bereics 70 % der Überstunden (Meh[diensrleiscungen) im Normal­
diens[plan angeordner. 

4.2 Nach Ansicht des RH sollte im Dienstplan nur die Normalarbejtszeit 
eingetei lt werden; Überstunden sollten lediglich der Abde kung vOn un~ 
vorhergesehenen Ereignissen dienen. Der RH wies darauf hin. dass im 
Normaldienstplan vorgesehene Überstunden den Eindruck vermitteln, 
dass mehr Personal zur Verfugung scehe, als dies [atsächlich der Pali ist. 

Er empfahl, die Diensreineei lling nach einer Bedarfserhebung nicht auf 
die Zahl der zur Verfugung srehenden )usrizwaehebeam[en, sondern auf 
die zur Aufrech[erha!rung des Diensrberriebs (Kanzleien, Wache, Berriebe) 
etforderlichen Justizwachebeamten pro Arbeicsberei ch abzustellen und 
die Diensteinteiler entsprechend anzuleiten . 

4.3 Lalll Sttllllngnahmt des BMj u,.,-de der Empfehlung tk RH durch tißs tkrzeil 
lall/tudt Projtkt Zlir Optl11litrllllg der D,tnSluitorganlIalton t1llspr()(hen. Die 

DitnJuillftilllng werde mit H i/ft tintJ IT - umtrJliilzttn DitnSUlnttilllngJpro­
grammes, d4s ,ich auf tkr Grundlage ,mes B,tißr/shes"zlIng,plana orientiert, vor­
gtnommm. 

LaUI Sttllungnahm, der juslIZanS/alt Hirttnberg werde der Normaldimuplan 
nunmehr ohne Einplanung von Oherstunden ",teIlI. 

5.1 Auf lni[iative einzelner )usri.wachebeam[er wurde im OklOber 1995 das 
Projekt Drogenfreie Zone in der )us[izansral[ Hinenberg ins Leben geru­
fen . Die Projektziele, nämlich die Eind.ämmung des Drogenkonsums in 
der )us[izansra![, die Redu.ierung des Verbrauchs änrlich verSchriebener 
Psychopharmaka und die Verbesserung der Arbeirsbedingungen sowohl 
der )ustizwachebeamren als auch der Insassen, wurden allein mir pädago­
gischen Maßnahmen erreiche. Die Justizanstalt führte die verpflichtenden 
Harneescs selbsr durch . 

5.2 Nach Ansieh[ des RH könnee die Defini[ion als drogen freie Ansra][ ein 
wertvoller Brinag zur Motivaeion von Insassen sein, die Zeit der Ver­
büßung der Freihei[SStrafe ZUt Bekämpfung ihrer Drogensuch[ zu nurzen. 

5.3 Laul Sttllungnßhm, des BAU werde d4s von der jusriwnJlalt Htrtenherg ",""tt 
Konupt, die gaamte justizanIlalt als Orogenf"it Zone %11 "'/ini"",. u..gm der 
damll verhuncknt1J AUJwi,-kJlngen auf andn't justiZdmlalun noch tingt.hend Zll 

prufm sein. 
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Bereiche 
"Ökonomie" und 
Fleisc herei 

Unternehmens· 
betriebe 

\'Qcirere 
Feststellungen 

Schluss­
bemerkungen 

6.1 Der Berl"ah 'lÖkonomle" In der JuStilansr.l!t I tlrrenberg umfJssre du: 

Rincler- und hwetnehalrun~ sOWie die damit verbundene Fu[[ermitre!­
erzeu~ung Der ÖkonomIe wJ.r eine FlelS,htrcl •• ngeschlossen, JI(' 
Flels{h- und \'(Iurs[waren erzeugtt' um.! JamH die \'(fiener und osröster­
rel(hISc.htn jusli1..lnsralrcn beheftrtt. 

Die FleJsch- und \Xlurs[wJren wurden in den Jahresberlthcen ("B.lanlen") 

der FleISc.!1ereJ nur zu Einsr .. mJsprclsen bewertet. [hft ßcroebsergebOlsse 
waren biS 1<)<,)9 (X>SJ[JV; Im Jahr 2()()O \\;u das BernelxergebOis leicht negd­

nv, weil SthlJ(hrungen zugekauft werden mussten. 

6.1 Der RII empfahl. zumindest t'lnmal Jährlich eine Bewenung der FleIsch­

und \'(Iurstwaren zu Markcprelsen durchzuflihren, um \~inschafdichkelcs­

unrermchungen Jes Berelthc!<' "'Ökonomie'" vornehmen zu können . 

7.1 Du~' JUS den Unrernehmensbecneben (JustIzfremde Unrernehmungen. die 

In der Anstalt Arbeicen erbrmgen IJssen) erzielten Einnahmen wurden 

bisher mcht mlc der den InsJ!;sen dafür z.us[ehenden Brunoarbt:"ltSvergü­

[ung vt'rghdH:n . Ein ConrrolltnJ.t war nIcht vorh.mden . Die AkqUlsi[ion 
von Au([rjgen war haupt jchlich auf die InltlJCIVe elllzeiner )ustlzwache­

beamten zurückzuführen. 

' .2 Der RII "mpfahl dem BM), dJe AkqUISItIon von Aufcr'jgen und das Mar­
keting ztnrral l:U besorgen und dlt justit.ansralten 1.I.esbezüglich zu koor­

dinieren. 

7.3 Lalll Sltllllllf,flahmt dtJ ßMJ uiirdt du AkqlJlIII/on ,'on ArbtllJl1/1flriigell Im 

Som. der Empfthlllnl( tks RH I"'" Zm/ralm IVtrlIchajtIalll/lluhrgmommen lI't1'tkn. 

8 Weitere Fes[)[t'lIungen betrafen die Sicherheit Im Zug.lngsberelCh der An­

stalr, oen Jusuzan'i[alrslntcrnen Gebarungsablallf, die Invemar- und M.Hl'­

raalverwalrung , die Verw'llcuns der Naruralwohnungen, eile Personalaus­
stauung. die Ila fcraumgrößen und die mediZinische Versorgung der 

Insassen sowie das Projekt Integrierte Voilzligsverwalrung. 

9 Zusammenfas,cnd empfahl der RH , 

(I) den Exekutiv- und Vollzugsbereich vom Vcrwalrllngs- und 
\'XIirrschafrsbereich zu trennen , 

(2) den Zugangsbereich der Ju~[izanstah Hirtenberg besser abzu­
sichern, 

(3) zentral für die Akquisition von Aufträgen justizfrernder Unter­
nehmllngcl1 und das Marketing zu sorgen und 

(4) mindestens einmal jährlich eine Bewertung der selbst erzeugten 
Fleisch- und Wurstwaren ~u Marktpreisen vorzunehmen. 
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Bereich des Bundesm in is[erillms für Landesverreidigllng 

ichr verw"klich, wurden die Empfehlungen cle, RH hinsieh<lieh : 

( I) Beachrung dt'f Entwicklung der finanziellen Verpn lCh[Ungen zu Lasrl"n 

klinf"ger Finanz,ahre (Vorbelaswngen) be, den Sachausgaben; d,e cl,es­
belüglichen Vorbela.srun,gen für dIe ,t-weds. folgtnden VIer Finanzjahre 
betrugen Ende 1995 rd , 19,76 M,II EUR, ,,,egen Ende 1991i allf rd 
392,13 MIII EUR und Encle 1>19; .u(rcl 5)0,51 Mdl [UR (WB 19992 
Konsolodlfrungspake .. S. I' .l Abs 12.2, zulem TB 2000 S. 18 l Ab, 2), 
Die Vorbelasrungen für v,er Folge,ahre bel,efen SIch Ende 2000 .lllf rcl 
62~,99 Mdl EUR und Ende 2001 auf rcl 722.U Mdl EUR, 

Laltl ,\lilftdIIflK deI BJ\lL\' uien \ 'erp/bdJltmp,el/ ZII J....dJIfIl kiiflJlIl!,er Fmol/z­

,ahn erforderltch .• ml Kroßer, Buch4jllllKer, (my al/m, be, RÜ)IIIIIK1Killerli) aur 
f!.YJmd der iibhrJxIJ Pr'OdllklJlJrJJ- und LI4er:.e/lt1l 111 f.flllfrll t'lJJ Ktl/~nd"Jt1br iiW­
!ehrUlmde'l Zfllrallf/J ufo/pp; Idirdm. 

(2) Fes<legung des Ausmaßes der Lehrverpflochrung von Lt'hrpersonal .on der 
Jägersch ule unter Orlt'ncu:, rung .an der Im Bunoeslehrer-LehrverpOich­
[Ungsgese{z enthaltenen Regdung . WObei die Eigenart der mdldrischen 
Aufg.lben zu berlickSlch"gen wäre (TB 1999 . ns f Ab, t. TB 2000 

. 183 Ab, .>l. 

Lalll "'Illttl/Jrlg dtJ BJIILV .lIrehe t1 tlllt VerbemrllllK be, der I'mltwmK tkr i1hr­

eil/heilet} all: dltl Itl aber trJI fhl[h Frellurdro der er[orderlnbm ßeurbtlflmXJku­
PdZlliill1liil!./trh. 

0) Embezlehung der Wirrschafrsgücer des Heeres in ein einheidiches IT -umer­
"ü[ae, Sysrem der Mareri.lverwalrung (NTB 199H S. 52 Ab, 5.1, zu­
lem TB 2000 . 185 Ab, ". 

La,,, MllledllJJg dtJ BMLV u-erde an der EII1MUrhullf, der \'(lirlJchaftJf,iiltr 111 

em rr IJnlmliilxlt.r 5pum der t\ltllerltllr'm.l'tlllimg [!.I:drkllt'l. Du 'lIbe"'/fb,II:1hmt 
!U 11111 E'ult 200j p,tplalll. 

(4) Verstärk[(~ I-Ieranzlehun,g heerescigener Fahr-teuge für Gütertmnsporre­
ablüinglg von deren Verfügbarkeir - als Im Re.gelfall kostengünsrlgere 
Alternative zur Inanspruchnahme von Transportleistungen durch Dnne 
(TB 1999 S, 2.l4 Abs .1 und S. 2.16 Abs 7. TB 2000 S. I H lAbs 5). 

La", Allllt'llim/!. des BMLV werde ml dtr Em[iihr/J11g fl11e1 VerkehrJ - IIml Trtl111-

porlmOl1dp,ellll'nlJ gearbelltl. 
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In \ e-" 11'1-. .. , h, n/.! "'el.,nlknl \nrq.:, Il).,l ' 

Teilweise verwirklicht wurden die Empfehlungen des RH honsichdich : 

(I) Maßnahmen zur Senkung des Aufwandes für Personal u.nd geserzhche Ver­
pflichtungen in der Zemralsr.lle (TB 1987 Abs 39). bei höheren Kom­
manden bzw Heeresämrorn (TB 1977 Abs 43, TB 1981 Ab. 46) - so zB 
im Wimchahs- und Imendanzdiensr ( TB 1998 S. 54 f Abs 9 bis 11) 
- und bei der Verwendung von Heeresfahrzeugen als zusätzliche Dienst­
krafcl3hrzeuge für die Zeneralstelle (TB 1977 Abs 42 .22, TB 1980 Abs 39.2, 
SB 1986 Ermessensausgaben des Bundesfinanzgesetzes 1984 Abs 19.3. 1, 
zulem TB 2000 S. 184 Abs I). 

Laue den Stellenplänen wurde die Anzahl der PlanStellen in der Zemral­
.. elle von 1997 bis 2001 um rd 5 % verringere. Im selben Zeitraum sank die 
Gesamrzahl an Planstellen des Ressorts - bereinige um die im Jahr 2000 
vom BMWA an das BMLV übereragenen Planstellen der für militärische 
Liegenschaften und Hochbauren zuständigen Gebäudeverwaltungen -
um rd 12 %. 

Im Vergleich zur Annahme, dass Planste1lenanzahl und -s(rukmr seit 1997 
gleich geblieben wären, entSprachen diese Verminderungen von 1998 bis 
2001 kumulierten Einsparungen von rd 305,23 Mill EUR, gemessen an 
den durchschnittlichen Personalkosten (Anfangs bezüge zuzüglich Pen­
sionskoscen- bzw Abfercigungsvorsorge). 

Das BMLV teilte mit, das, die in der ReoliJltrungIpha.re befindlIChe RtorganiUl­
lion der Ztntrautell, und der Komml1ndm der .berrn Fiihrung ,ine Verrmgerung 
IIOn rd 300 PlanItellm in der Zmlra/Iltlle erwarlm IiiJJI. Darüber hinallI ui eine 
Verlagerung ",'" mehr als 200 PlanItellen von der Zffl/ralsult. in den narhg_d­
",ten Bereirh beabIirh/igl. 

(2) Fertigsrellung von grundsätzlichen Planungen als Vorgabe für die Pla­
nungen im Marerial-, Personal-, Infrasrruktur- und Ausbilclungsbereich . 
Durch das Fehlen solcher Planungsdokumente sind die Ersrellung der 
weiterführenden Planungen und die Beunei lung von grundsäczl ichen 
Ausbildungsmaßnahmen erschwer< bzw nichr möglich. Außerdem sind 
die Notwendigkeit und der Umfang von wesentlichen Beschaffungen 
nicht schlüssig nachvollziehbar (TB 1987 Abs 39.3 bis 39.5, \WB 1993/6 
Beschaffungswesen Abs 3, WB 1994/2 Sicherungsmaßnahmen an der 
Sraatsgrenze Abs 24.2 (I), zuletzt TB 2000 S. 184 Abs 2). 

Das BtI'lLV leIlte u,,_iinder/ mil, di, fehlm,u" Planung,dokumpm Irh"!lu~1!t 
zu erstelltn. DIt.f, Problematik!t! aber allrh ein TeilaIpekt der Reorga/J/J(l/Ion d ... 
Zen/rahrell, dtJ BM LV. 
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Kurzfassung 

Ausgewählte Bereiche des 
mwelcschurzes im Bundesheer 

Das Bundesheer sah im verfassungsrechtlich verankerten Bekennt­
nis Österreichs zum umfassenden Umweltschutz den Auftrag, aktiv 
an Umwc ltschutzmaßnahmen mitzuarbeiten. So wurde der Um· 
weltschutz im Rahmen des Ministerratsbeschlusses vom April 1998 
über die Strukturanpassung der Heeresgliederung sowie in der 
neucn Sicherheits- und Vcrrcidigungsdoktrin vom Dezember 200 I 
als eine der vorrangigen Aufgaben des Bundesheeres bzw als wich­
tige politisch-strategische Zielsetzung für die Sicherheitspolirik 
Österreichs definiert. 

Der RH anerkannte die Bemühungen des Bundesheeres zur Erfül­
lung des verfassungsrechtlich vorgegebenen Auftrags zum umfas­
senden Umwehschutz. Dies kam auch durch zahlreiche Initiativen 
zum Ausdruck (zB im Baubereich, im Bereich des Vergabe wesens, 
bei der Munitionsentsorgung usw). Ungeachtet dessen sah sich der 
RH zu den nachfolgenden Feststellungen bzw Empfehlungen ver­
anlasst : 

Im territorialen Bereich (vor allem bei der Abfallentsorgung) führ­
ten organisatorische chwächen zu unklaren Kompe(enzabgren~ 
zungen und Mehrfachzuständigkeiten. 

Die Ausbildung in Umweltangelegenheilen sowie die Einteilung 
der Abfallbeauftragten waren verbesserungsfahig. 

U mwelrcelevantc Planungsdokumentc (G runds3rzkonzepr. Verwal­
tungsregelungen zur Abfallbewirtschaftung) waren veraltet. Die 
Abfallwirtschafrskonzepte für die Liegenschaften waren unter­
schiedlich strukrurien und ermöglichten keine liegenschaftsüber­
greifenden Vergleiche . Die zentral geführte Abfallstatistik war 
mt1ngclhafr und wurde nicht für Conrrollingmaßnahmen zur Ver­
ringerung der Abfallmengen eingesetzt. 

Konzepte für die umweltbewussrc urzung von Übungsplätzen 
und für den Einsatz von Alternativenergien {chhen. 

177 
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Rechrsgrundlagen 

Gebarungsenu'\ icklung 

Ausgaben 

Kenndaten zum Umlvehschutz im Bundesheer 

ßundesverfassungsgeseu über den umfassenden Umw(:il.schurz, 
ßGBI r 191/1981 

Abf.llwlttsch"f!S<:eset< 1990, BG BI r 325.1990 idgF 

Umwel,inform.rionsgese" 1993, BGBI r 195/199., idgF 

Rlch[lInte r 109 des Rates der EuroiY.iischen Gememschaflen über die Erh;t.lrung 
der wIldlebenden Vogelanen vom 2. Apr;J 1979, ABI Nr L 103 "om 25. April 1979 

Rlchrhflle r t3 des R~ues dC!f Europäischen Gemeinschaften zur Erhaltung 
der narürllchen Lebensr=.iume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen '10m 
21. Mo, 1992, AßI r L 206 "om 22. Julo 1992 ,dgF 

1998 1999 2000 200\ 

In Mdl EUR 

- rur Umweltschurzmaßnahmen 0,29 0,23 0,26 0,03 

- ruf (he EntSOrgung von 

Küch~nabrällen 0,30 0,32 0,31 0,35 

- gefahrliehern Abfull 0,78 0,60 0,62 0,66 

- oll:l\[ gefihrl1chem Abfall 0,15 

.. ab 2001 Erhssung In C"u'IC'r elgeOC'n Umer,ghfilerung Im Bu!'ldö\'or2nschlagsmformarioossysrem 

PrÜfungs.blauf und 

-,gegenscand 

Grundsätzlic hes 

Der RII überprüfte von M al biS August 2001 erstmals aus~cwählre Be­
reiche ot's Umwetrschurzes Im Bundesheer. eben grundlegenden Vorga­
ben und AkClvHäten Im BereICh der Zemralstelle überpriifte dt'r RH auch 
J.usgewähltt' Umwelcschuezmaßnahmen bei vier Liegenschaften des Bun­
clesheeres (MariJ- Theresien- Kaserne in Wien, Marrinek-Kaserne in Baden , 
Hessen-Kaserne in Wels und Heeresmunitionsansralr radl- Paura). 

Zu den Im November 200 t zugeleiteten Prüfungsmi([eilungen nahm das 
ßMLV im April 2002 Stellung. Seine Gegenäußerung gab der RH im Ju­
li 2002 ab. 

2.1 Die Wahrnehmun~ des verfassungsrechdich festgelegten Bekenntnisses 
Östt'rrclchs zum umfassenden Umweltschutz stelltt' für das ß undesheer 
emen WI chtigen Auftrag dar. Im Rahmen des Min isrerrarsbeschlusses 
vom Aprd 1998 über die S(rukcuranpassung de r Heeresgliederung wurde 
der Umwelrsdlurz als eint der vorrangigen Au fgaben des Bundesheeres 
definierr. 

2.2 \Xl ie der RII reststell[(.~. emhielcen früher erlassene grundsätzliche milttiü­
strategische Dokumente diesen Begriff jedoch nicht ausdrücklich. \X'el­
ters WiH ein Grundsatzkonzep( für die Einbeziehung von Umweltschutz­
.Iufgaben JUS Jem J ahr 1991 zum Teil veralter. Der RH empfahl, das 

Grunds.uzkonzep( zu aktualisieren und den Umwel(schucz in die geplan­
te nf:"ut.' Slcht'rheltS- und Vertf'tcli,gungsdokrrin aufzunehmen. 

2.1 DtJJ ß/Ul...V ltJgU dltJ ;'/1. 50 u'IIrde der U"'Ut:IIIChllfz berfllJ /11 der zloschmull­

IU'b (1111 Dezember :!()() I) be.schlOJItmtrJ "film S'CherhellJ- fllld VN'!tultgtmgId()k­
Irm dIJ IIlIhll&< poItW(/;-JlrottglJehe ZI<lmztl1lg für d" Stfherl"tlJ/1'1It1tk (Ju,.,.­
r~lfhJ deJtIIU'f'/. 
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Organisarion 

Personal 

Abfall- und Umwe![­
s<.huczbeaufuagre 

Ausbddung 

Ausgewahltc BereIche de 

Umweltschutz s m Du d she .r 

3.1 Das ursprünglich 1m Kabinen des Bundesministers angesledelu: Büro für 
Umwelrschurzangelegenheiten wurde 1992 als eit:ene Abteilung In der 
ektion 11 f (Ausbildung und Dienstbetrleb) flngenchu:t, verfügte über 

neun Plansrellen und war für grundsärzltche Angelegenheiten des Um­
welrschurzes zusrändig. Für die Verwaltung5.lbI:iure dU" rerriror.aler Ebene 
waren die Militärkommanden, ddS Heeres-ßau- und Vermessungsam[ 
und das Heeresmarertalamc samt den Jeweils nach~eordneten Dlensrsrel­
len veramworclich. 

Das BMLV beabsichrigre, die Abteilung Umwelrschurz 1m Rahmen einer 
für 2002 geplanten Reorganisation des Rt'ssorts umzuscrukturttTen. 

3.2 Der RH bemängelte, dass die Organisation Im territorialen Bereich vor 
allem bei der Abfallentsorgung zu unklaren Kompe[enl.abgrenzungen 
und Mehrfachzuständigkeiten führte und regre an, aufbauenu auf den von 
ihm s(ichprobenweise erhobenen Srrukturmiingeln eine Gesamtanalyst:" zu 
ersrellen und die Kompetenzen neu zu regeln. Weiters einpfahl er, im Zu­
sammenhang mi[ der geplanten Reorganls~ltion des Ressorts eine rtir Um­
weltagenden zentral z.uständige Organis;ltionseinhti[ vorzusehen. 

J.3 Laut Stellullgllahme Je.s BMLV "<,Je,, du Emp/ehilmgell dtJ RH h/llJld,tlJ(h 
der ellJlrllklllrurllllg der tenlloY/ah:n OrgalJlJtlllfJ/J tlllfgreifen. Oll! AJ!,f!u/1:1J der 
Abteiltmg lj1lflults(hlltZ SO//I:II kiillfuF, Im FühYl/IIgJIttlb des Cmt:ralsltlbts u'ahr­
gmoll1l1letJ u'erden. 

·U Gemäß dem Abfallwircschafcsgeseez 1990 waren fachloch qu."fi"erte 
Abfallbeauf[rag[e (sowie deren S[ellverrre[er) für rd 70 Llfgenschafren des 
Bundesheeres schrlfrlich einzureden und den Behörden zu melden. Insge­
same verfüg« das BMLV über rd 170 ausgeb,ldece Abfallbt-.,uf[rngee. Flir 
die Berarung der Kommandanten In ökologischen Fra,gen wurden seit 
1992 [d I 250 so genannte UmwelcschuClbeaufcrag[e für rd 420 Kom­
manden zusätzlich ausgebilder. 

4.2 Eine stichprobenweise Überprüfung durch den RH zelgre umer anderem 
mangelhafre Vertrewngsregelungen und nlehr aktuelle PersonaleinteI­
lungsmeldungen auf. 

4.) DaJ BAILI' kiilldlgteall. du Emledl/lIg J.r Ab/alloolll!traWf71 ,mh'!Jr/"h U/ regel". 

,.1 Die Ausbildung der Abfall- und U mwe!rschu[zbeaufcrag[en "rfolg[e bIS 
1998 im Forschungszenrrum Selbersclorf und - aufgrund der hohen Kos· 
cen - ab dem Jahr 2000 an cler Heeresvecsorgungsschule. 

5.2 Der RH srellte insbesondere I nforma[ionsdefizlre hinsichcl ich der <\nzu~ 
wendenden Bestimmungen der Landesabfallwlrcschafrsgesec.lf fest. Er 
empfahl. für diesen Bereich Ausbildungsmodule zu encw,ckeln. 

S.) Dm BAILV Jag!<JI<> w. 
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Personal 

AbfaJlbewircschafrung 

Verwalrungs­
regelungen 

Abfallwirtschafts­
konzepte 

Abfallstatimk 

6.1 Auch das Kaderpersonal und dIe Rekruten wllrden In mwellSchurz­
angelegenheiten ausgebllder. E,n Bericht der Inspektlonsabtedung des 
BMLV aus dem Jahr 2000 w,es allerdings auf d .. ungenügende Schulung 
des Kaderpersonals in Umweltbelangen hin und regte eine enrsprechende 
Regelung an, der Jedoch noch nICht nachgekommen wurde. 

6.2 Der RH h,elt eine rasche Umsetzung der Anregung der Inspektlonsab[e, ­
lung insbesondere im I-linb)"k auf d,e Vorbildwltkung des Kaderperso­
nals fur dnngend geboten, 

6.3 DaJ ßilILV letlu m/I. dau tJ d" Empfehlllng <lIIJ dem ItIJpekl/onJher"hl In d" 
AIIJbtld"ngJplanllng ab 2003 all/gm""",,,n h.Jh<, 

7.1 Für die Verwaltungsabläufe ,m BereICh der Abfallentsorgung verfugte das 
BMLV neben lO[ernen RIChtl,nlen auch uber elO Ilandbuch. das regel ­
mäßit: akruallsiert und an dl~ zusrandlgen Bediensteten Im Bundesheer 
verteilt wurde. 

Weiters era rbe,,«e das BMLV 1998 und 1999 lWtl Entwürfe für neue 
Verwaltungsregelungen zur Abfallbewlttschaftung. d,e b,s zur Geba­
rungsuberprllfung durch den RH noch nichr In Kraft getreten waren . 
Auch fand d« RH bei den näher überprüften L,egenschaften tedwe, e 
veraltete Regelungen zur Abfallorganls']tion sowie mangelhafte Enrsor­
gungsvenräge VOr. 

7.2 Der RH empfahl die Ak(Ualisierung bzw UmsemlOg der Regelungen . 

7.3 Dal ßMLV Jagu dw 2N. 

8.1 Gemäß dem Abfallwirtschaftsgesetz 1990 war das BMLV verpflichtet. fur 
Liegenschaften mit mehr als 100 Bed,ensteten odor be, der Etrlchtung, 
Inbetriebnahme und Änderung von An lagen Abfallwltcschaftskonzepte 
zu erstellen. 

8.2 Wie der RH feststellte. lagen bereits zahlreIChe Konzepre vor, d,e aber 
mangels einer generellen Regelunl( sehr unterschIedlich suukcunerc waren. 
Er empfahl daher, den Inhalt von AbfallwJrtschdftskonzepten e,nheltiJ,h 
zu regeln. um iJegenschaftsübergre,fende Vergle, che und Auswertungen 
durchfuhren zu können. 

8.3 Dm ßMLV Jaglt dw ZII. 

9.1 D,e für den Umweltschutz zustdnd'ge Abtellung ,m BMLV führte e,ne 
Staris"k über d,e Abfallmeng<n und Entsorgungsallsgaben, d .. ,hr Jähr­
lich zu melden waren . 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 189 von 349

www.parlament.gv.at



Ab'allbewi .... schaftllng 

Weitere 
Fesmellungen 

"Na[ura 2000" 

Ausgewahlle Bereiche des 
Umwellschutzes im ß ndeshe r 

9.Z Wie der RH fesmellre, wurden von 1997 bis 2000 rd 45 % der verrech­
neten geH;hrlichen Abfälle und rd 14 % der verrechneren Küchen- und 
Kanrinenabfälle in der Abf.llst.tistik nicht erfasst. Darüber hinaus fehl­
ten weitergehende Analysen, aus denen Maßnahmen zur Reduzierung des 
Abfallaufkommen.s und der Emsorgungs3usgaben abzuleiten wären . 

Angesichts des hohen Person.laufw.ndes von rd 500000 EUR pro Jahr 
für die Erstellung der Abf.llstatistik empfahl der RH, der Kostenwahr­
heit entsprechende Aufzeichnungen zu führen, Koncrollmechanismen 
einzuführen und Kennzahlenberechnungen für Controllingmaßnahmen 
zur Verringerung der Abfallmengen vorzunehmen. 

9.3 Dar BJl.ILV ragte dies ZII. 

[0 Weitere Fes[S[ellungen bzw Empfehlungen betrafen unter anderem die 
rechnerische Erfassung der Küchen- und Kanrinenabflille sowie die Muni­
tionsentsorgung . 

11.1 Umer dem Begriff" atura 2000" werden die Vogel.schutzrichdinie aus dem 
Jahr 1979 und die Richtlinie zur Erhal[Ung der natürlichen Lebensräume s0-

wie der wildlebenden Tiere und Pflanzen des Rates der Europäischen Ge­
meinschaf[en aus dem Jahr 1992 zusammengefasst. Die Richdinien Zielen 
auf den mehrSruhgen Aufbau eines europaweiten Schutzgebiecsyseems ab ~ in 
ÖSterreich sind dafür die Bundesländer zuständig. 

Ein in diesem Zusammenhang von einer Arbeiesgruppe des BMLV erar­
beiteter Entwurf für ein Ökologiekonzept war zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung durch den RH noch nicht in Kraft getreten. 

I U AngesichtS der Tatsache, dass die EU-Kommission auch in ÖSterreich be­
reits Vorverfahren bzw Verrmgsverletzungsverfahren für Gebiete, die mili­
tärische Flächen beinhalten, eingeleitet hat, empfahl der RH die rasche 
U mseezung des Emwurfs sowie eines Umwelrmanagemenrsysrems, um 
den Bundesländern die notwendigen Grundlagen zur Verfügung stellen 
zu können . 

11.3 Das ßMLV uiltt n1l1, dOH das rtJIorlinttrnt Bfg/JIt1(hlUngwerfahren fiir dm 
EllfU'ur[ ZII dem (jk%giek01/zepr noch mrhr abgurh/oHm Jei. 

IZ.I Um den Anforderungen aus der 'Natura 2000" zu begegnen, ließ das 
BMLV in den ler;zr;en Jahren vermehrt ökologische Kartierungen von 
Übungsplätzen in Form von Studien durchführen. Neben einer ökologi­
schen Zustandsanalyse enrhielten die Studien Anregungen zur umweltbe­
Wussten Nutzung und Entwicklung der Übungsplätze. 

IZ,Z Da die in den Studien angeregten Maßnahmen zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung noch nicht umgeseu[ waren, regee der RH an, sie uncer 
Berücksichrigung milieärischer Ausbildungserfordernisse in die urzungs ~ 

konzepte und Benützungsordnungen der Übungsplätze aufzunehmen . 

IZ.3 Lour Sttl/ungllahm, des Bt\lLV It1 .111. Irhritlu.~iJe lind [al/kzogm. Umrelzllng 
"" Anr<gllngen am rh, Srlldim btabrirhligr. 
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Öff cn" ichkei lSarbe i, 

U mwtltdkclI"arJten 

Weitere Feststellung 

Um weltsch äden 

(3.1 Das BMLV vNöffendlchte neben den erwähnten ökologischen Karu{'­
rungsstllclu:n du<.h umwehrelt'vanrt' Informarionsbroschüren. die an S<.hulen 

verteile wurden . Weilere Beitrage mir mwe]rbezug wurden im Rahmen 

von FernsehsenJun~en und AU5s((:llun~en veröffentliche. 

Ferner pubhllt'rte clJ..':!. ßMI..V Umwelrberichre und vergab Umwelrschurz­

preist'. Auf,grund des gtnn~en Interesses der zur TeilnaJ1me eingeladenen 
MJ(arbeirer des Bundeshecres fanden du~se Akuvirären nur noch In mehr­
Jährigen Absränden srJu. 

I \ .2 Der RH empfahl. die MOCIVJ.tlon der Mitarbeiter zur aktIven Teilnahme 
an UmwelrinlCIJrlVen durch gt."t'lgnert' Maßnahmen, wie verstärktt' ßeWUSS(­

st'msbddung und [indnl.elle Anreize, zu erhöhen. 

1.\ . \ Laut Sttllull/:llahm, J" B,II L\,' uerJ, tj Will Akltt tliittlt Im Btrttfh Jer Öj]mt­
luhktllfarlwll Ul'IIt-r jort1e/ulI, 

14 Eine weitere Fest\tellllng de~ Rll betmf die unterbliebene Ersrellung eliles 

heereslnrernen Kacalo~es für d,,: Eneilun,g von Auskünften über heeres­
spezifische Umweltd.ltt'n aurgruncl des Um\VeJrinformarionsgesetze~ 199). 

I ;.1 Das BMLV ließ zuletl' ,m J.lhr 1993 erheben, auf welchen LIegenschaften 
des Bundeshetres Ald.lSten und Verdachtsflächen vermuret wurden . Es 
verfügte Jedoch IlIcht llber eine aktualisIerte Aufstellung vor allem 10 Be­
zug auf Jene L,egenS<.h"f«n, deren Verwal,ung das BMLV ,m Apnl 20()() 
mit der EIO,gllooerung der vormalagen Bundesgebäudeverwalrung 11 über­
nommen haue. 

1'5.2 Der RH re.gee an, Im llanbl,ck auf dIe vermehreen Veräußerungen von 
GrundsrUcken und die Vcramwonung des BMLV als Lerzcclgemümer fur 
du~' ordnung~gemiiße Übergabe sellle r Llegenschahen ein entsprechendes 

VerlelChnis 'lnlulegen . 

I H Oaj B,IILV jagte Jlfj w. 

Ahe rnativencrgien und umweltfreundliche Anlagen 

Zllsrändl~kel[ 16.1 D-.LS BMLV ,<nugte über keme Gesam,übersich, hinsich,ltch der Anwen­
dung \'on Alternatl\'t'nerglen Im eigenen Bereich. Gemäß eIner vom RII 
veranlassten Erhebung setzte das Bundesheer Im August 200 I auf 15 mili­
tärischen Liegenschaften Alternativenergien ein Cl lackschnlczelanlagen. 
SoIJrenerg,e und W :i rmepumpen ). 

Grund Hir d,e reh lende z<ntrale Erfassung war die unklare d,esbezügltche 
ZustJnd.gkeitsregelung Im Bereich der ZentraisreIle; auf regIOnaler Ebene 
waren die Il e~resxeb1iudl"verwalCllngen für bauliche Umweltschutzmaß­
nahmen zuständig . 
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Weitere 

Feststellungen 

Zusammenfassende 
Beurteilung 

Schluss­
bemerkungen 

AU5gewahitc Bcre eh d s 

Umweltschutz s im Rund shccr 

16.2 Der RH empfahl, die Zus,ändigkear In der ZentrnisteIle eondeu"g w regeln 
und ein Gesamckonzep[ für die NUfzung von Alternanvenergien zu erar­
beilen, um auch Synergieeffekre bei der utzung besser \vanrnehmen zu 

können. 

16.3 Das BMLV ttdte 11111. don di~ Elllpfthltlllg du RH bu dt'" RfQT?aIJlJfl!Um dfr 

Ze11lralIttlle miteil/fließen uoerd.t. 

17 Weitere Fes[srellungen berrafen \X'aschanlagen für die Reinigung \Ton 
Kraf<f.rmeugen . 

18 Der RH anerkannte die Bemühungen des Bunde,heeres zur Erfüllung d« 
verfassungsrechd ich vo rgegebenen Aufcrags zum umfasst'nden U mwelr­
schutz. Dies kam auch durch zahlreiche Inuiariven zum Ausdruck (zß Im 
Baubereich, im Bereich des Vergabewesens, bei der t-,'luJ1I(!onsentsort;lIllg 

usw). In Teilbereichen, wie zB der Organisation sowie der Ausbildung. 
war jedoch ein Verbesserungs- bzw Op(imierungsporenzial erkennbar. 

19 Zusammenfassend empfahl der RH dem BMLV insbesondere, 

(1) Zur Bereinigung der organisamrischen trukrurmängel auf wrri­
roriaJer Ebene eine Gesam[analyse zu ers(ellen und die Kompeten­
zen neu zu regeln , 

(2) die Ausbildung des Personals zu verbessern und die Motiva(ion 
der Bundesheerangehörigen zur aktiven Teilmlhme an Umwcl(akri­
virä(en zu erhöhen, 

(3) umwelrfelevanre Planungsdokumen(e (Grundsarzkonzept, Ver­
wahungsrcgelungen zur Abfallbewirrschaf(ung) zu ak(ualisieren 
und die Abfallwirtschaf"konzep,e einheitlich zu regeln, 

(4) die Abfallmengen durch geeigne,e Maßnahmen, wie zB Kenn ­
zahlenberechnungen zu Conrfollingzwccken, Zu verringern. 

(5) das Ökologiekonzep, und ein Umwel,managemen,s yS<e m für 
militärische Liegenschaften umzusetzen und Anregunge n aus be­
reits vorliegenden Studien zur umwelrbewussten NU[lung der 
Ü bungsplätze in die entsprechenden Konzepte und Benützungs­
ordnungen aufzunehmen sowie 

(6) ein Gesamtkonzept für die ullung von AI(ernativenergien zu 
erarbeiten. 
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Land- und 
Fors[winschaft 

Umwelr 

Bereich des Bundesministeriums für 
Land- und Forstwirtschaft , U mwelt und Wasserwirtschaft 

II rk.J L'll' , \llrq .. lI lL'lll ,lI \ .q.11 r"l1 

Icht verwirklich t wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

Jm Bereich der L.ancl- und Forstwirtschaft 

(I) Intensivierung der Kontrollen an Ort und teile durch den Technischen 
Prüfdiens[ der Agrarmarkc Ausuia durch Vornahme von Bodenproben 
auch ohne konkret. Verdachtsfalle (TB 2000 S. 210 Abs 6.2). 

Laut dm Allfltllungtn da BMLFUIV Imd der Agrormorkl AUI/rlo uiirde dit 
AgroYnwrkl AUI/rla dllt VomhTlften beziigllch der Voron-Kontrollt emhalfen. 
Der T«hnischt Pruldle1lII der Agramlarlu AIII/TIO u'iirJt Im Rahmm dU!$tT Kon­
Irolle du E,"hallung dtr Itgll1tlJ landlllr"lJehaftluhm PraxiJ Im üblichen Sinn" 
iiberpriifen lind tt'tnilltlie VerdochlJ/iill, den zlIIliindlgm BeZlrklveru'dlillngJ­
hthiirtkn melden. 

IVelll!rJ ula daJ B/lILFUIV dar(luf hin. da" BOtk"proben dm Nachu~iJ "'Ie! 

VerIlojJtJ gegtn du "gllit /dndu'/T/jchdftiJcht PraXI1 Im iiblichtn Sinn" mchl mil 
aUJTflCfxnder Jcherhttt trbrmgen Je.O;Wetl. 

im Bereich der UmweI, 

(2) 1 nangrifTnahme der dem Bund bei Fehlen emes Verpfli ch,eten zufallen­
den Sicherungs- und Sanierungsmaßnahmen für AI"asten und Lösung 
der dabei .nsrehenden Fragen der Mme lvorsorge, der durchführenden 
Einrichrungen sowie der VerfahrensbeSlimmungen (WB 1996/9 Aldas­
rensamerung Ab, 33.2, zul.(Z, TB 2000 S. 191). 

Lalll /l1'lIttl,mg dtJ ß IIILF U IV lagen Im Mdl 2002 "r! Fall ("Tulltnlwrfer 
Brtlte") mit der Pr;orlliit I lind em Fall ("Ciirtntrei Thlanich") 'IJJI der P,.,o­
rlliil 2 t'Qr, 1N, dtnetl du Bund die trfordeluhtn SotJ/t:rllngJfJUJßnahllltrJ se/zen 

,ollft. Aufgrund <kr "Oj/lwt!» EmnahmtntnJU';cklung bei den AltloJl",beilriJgm 
habt tJ emt Varulf1lnUllldtt zur Samenlllg der AII/ail -Yllllendfff/er Breite" ver­

geben. die "" HerbJl 2002 abgachlomn u'trde. Olt Alilau 'S, Gwrgi-Slollen" 
In Pllint u'erdt Im Sommer 2002 abgt.IchloJJt1I. zu't!i u'eJlere Fiilie ("A rJenikhaide 
Rotguldm" IIrtd "EIlt AItfltrherghiiltm ") Jt/trI ber-e'1I gtJlchn-1 und Jamtrt uwdm. 

0" Frag." <kr durrhfiihrtnden Elnrichlung und der tnlJprechtntkn VerfahrtnIbe­
Jl/TIIßllmgm U'iirdtn beI der grundlegmdm Neuordnung <kr AltlaJltnldnlerung be­
handelt. 
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L,nd- und 
Forstwirtschaft 

Teilweise verwirklICht wurden die Anregungt'n des RH hlnsKhdlch: 

Im Bereich der Lanu- und Forstwirtschaft 

(I) Aufbau einer professionellen Feldstückdarenbank bel der AgrJrmJrkr 
Ausrna ( TB 1999 S. 119 Abs 5.2). 

Lalll dm Mlltel/Ilf1f!,tII dtJ B,ULFU\\" IIlId der Il/.trarnlllrkr A,nlrJtI Itlm bereitS 

Uf:Se1I/!t(he VorarbeJltn für tim AlljbrJlI t/IJt!f' Ft/dJrikkdalmbdnk ~ ~lte IIlI,h \'t-r­
ordnung (EG 1 'r 1593' ]OOU blJ I. j"nner lllU5 ""fzuh""", /J/ gdfIJ/d 
lUJrckll. 0.11 Projekt uiirde ln/Jahr ]U()] lUlftr"J!.t}ilhrt ur:rdnl. 

(2) Abstanclnanme von der dem Forstgese[l 197 5 wluersprechentlen Tr"Jgung 
des Pro,eknerungs- und Durchführungsaufwands (\XIlidbach- lind WWI­
nenverbauung) sowie des Verwalrungsaufwands (Geb,etSbauleorung der Sek­
tion Salzburg und Kärmen des FOr5uechnischen Dlens[(:s rur Wildbach­
und wWlnenverbauung) tU Wsten der Baummet (TB 1981 Ab; 51.11, lLI­

lem TB 2U()() S. 191 Abs 1.1). 

Das B,\!LFUW wirt 11/11. daSJ du LJmItlZll1lg der EmpJ,/;/"nK dtJ RII mUlI! 

EIIIK""g 111 du Budgt/r"f'1'h •. mdh"'Ken findm u,"de. U'fJ!Jt, tU} jiihr/rdJrr ,\rthrbt­
darf I." I. /6 /11 rli EU R Oll btderken ",;.". 

(JJ Schaffung eines effizienten Projekt managements Im BMLFUW zwecks in­

haltlicher, zeitlIcher und finanzieller Erreichung der Ziele der SchutzwaId­
projekte, wobei d,e konkrete ProjektausfUhrung Im Rahmen der vorgegebe­
nen Projek(zieie den FörderungsabwIcklungssteIlen elgenveranrwonhch 
zu überlassen wäre ( TB 1996 S. 18U bis 182 Abs 11 .2. 15.2, 16.2, 
I" .2 . zuletzt TB 2000 . 192 Ab, 1.2) sOWie Erstellung eines verbond­
Itehen und längerfristigen Arbelcs- und FinanzIerungsübereinkommens 
zur .lmerung der hurzwälder ZWischen dem BMlF \Xf und den Bun­
desländern zwecks F~sde8un8 emer PriOTHätenrelhung sOWie ('lner bun­
deslänclerweisen Mi((elaufteilung nach objektiven Kriterien (NTB 1996 
S. 1-, f Abs ~.2. zu1em TB 2000 S. 192 Abs 1.2). 

LOIII i\llludung des BMLF U \f' konnle du bt-rtIIJ /111 \ 'QrJohr dl1j!,tkii'ldrgu 

ArbellJf!,rupPt Zlir blUJdeJu'tllm Jmegrafloli IIIfhl u It Kfplam Im I hrbJI ](){) I 

l'lIIgerJ(hltt uerdro. Sit buht Ihre Arlk'l IfIJ HerbJI]002 ull}KnlOlIJmUllIlld uf1"dt: 

dwt bIJ Sommer ]()()3 abJfhlitjJm. 

(4) Erdrbelcung eines Zeitplans für d,e Ers[ellung der ausständIgen Gef.lhren­
zonen pläne, welche die GefahrdungsbereIChe In EII"\Zu~sgebleten \Ion \Vild· 
bächen und wWlnen ausweisen ( TB 1996 .1'5 Abs 7.2, zulem TB 20()() 
S. 192 Abs 1.3). 

Dm B,IILFU\r' IlteJ {/"f dlt bIJh<rIX'" Schultrlgf",wllw, der ElllhüllllllK d...-­
arllKtr Zellpliint hm lind hIelt du 1'011 alltn Stiten KtuiillJchtt zügige ErIltll,ml!. 
um Gejllhrmzonmpliilltn für allt Gtmtll'ldm HIli W'tldhdchelll:'IIf,JgtbUIf't1 fiir 
Jchu er durchführbar. 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 195 von 349

www.parlament.gv.at



In Verwh1dlchung 

begrUfene anre.un.en 

Umwelt 

" 

,m BereICh der Umwelt 

(5) Vers(jrkung der Bemühungen um eme geseezllche Neuordnung der AIe­

lasecnsanlerung mle einem umfassenden Alelaseensanlerungs\terfahren une~r 
chonung allgemeiner Budgermlnel bzw Aufbnngung von zusdrzhchen 

Mitteln (ür d,e AltlaStensanIerung (WB 19969 AltiastensJn,erung 
Abs >1.2, WB 1999/2 Konsolidierungspakete S, 181 Abs 6.2, zuletzt 
TB 2000 S, 192 Abs 2.1), 

Dm ß,\ltFU\fI ud/{ 1111/. doSJ dIe Ntuordmmg der AI"aJ/eflIdnttrll1lp' j{Jr/g~­

Id:'/ u",dt. ItlJooondert ZlIr AlljbrwgtJllg ZlIJiitzlu!Jer J\ltlul bzu' zlIm AIIIXlwh 
JfJ ab dtmJ'lhr 200./ ZII ~uJr/nldtli RiickgangI der Eumahmm illiI JfllJ Alt­
loslemtJmtyllngJbtitrog u'trdt ein 'Itnu Fmo'lzln-IIIIXsmrx./tlll'Qrbentltl. 

(6) Inrenslvierung der Bemühungen zur Gewinnung eines umfassenden Über­
blicks über d,e geschätzten 80 000 VerdachtsOächen (WB AltlJsren­
SJnlfrung Reihe Bund 1996 '9 Abs 8,2) und stärkerer EInbIndung der Lin­
der bei der Erstabschätzung (WB 1996 '9 Altlastensanierung Ab; 9,2, 
ZlIlem TB 2000 S. 19.> Abs 2.2). 

Laut Mlltttltmg du BMLFU\f! JUni du Btmiihungtn zur GtlOlJll/lflK ellln 

IIf11!tlJlt1Jl/en Oberblich iiber VtrMchtsf/iichtn lind AltlalU1/ U'tlttr l'erJt,irkt U'or­
tim. 10 dass Jlrh du Anzahl dtr "/It J. Jiinner 2002 rtglJfntrteT1 Altablol!.L'rIIII­
K'" lind Almand.rte allf 38 /83 erhobr habe, Der VmhJrhr ewer erbeblrrben G,­
[iihYlhJlJg u'/Jrde fiir 2 -146 fmgtJltllr, /m AlrlaJltnarlus "nd /63 FI,ii/ml all 
IICWIIII}!,I- lind Io,utrllllglbtdiir/tlge Alt/olten aUJgtu'lfJt1I. für 49 Fflicht" U'lIr­
dell BrowrhllJlJgunaß'UJhl/ltll r~rgtJ(hlagen (Vergleirh Vorjahr: 37 864 Mt/dlln­
gen, 2 48/ VtrdarhlJf/iirben, /58 "rberurlgl-lInd Itlllltr'flllglbediirfrrge Alrlml'" 
lind 41J ßeohdfhrIJnglf/,ichmJ, 
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Land- und 
Forsrwinschaft 

Umwel, 

\ t'r\\ .rh.lIl hIt' I 1111'1 l'hl 1I IIgl' 11 

Verwirklich, wurden die Anregungen des RH hinsichtlich: 

im Bereich der Land- und Forsrwirrschaf, 

(I) Verbesserung im Rückforderungsmanagemenr und EU-konforme Verzin­
sung bei der Agrarmarkt Aus"i. (NTB 1999 . 118 Abs 4.2 und S. 122 
bis 124 Abs 3.2,4.2 und 5.2). 

Da, BMLFUW und die Agrarmarkl AIJ!lrta reiltm mil. Ja" die angeregten 
VtrbtJ,trungtn umgtsetzl u'<n'dm stim. 

12) Umfassende und nachweisliche Information der anrragsrellenden land­
wirte hinsichrlieh der von ihnen verpflichtend einwhal,enden Bewirr­
schafcungskrüerien der ",guten landwinschafdichen Praxis im üblichen 
Sinn' (TB 2000 S. 210 Abs 6.1). 

Lallt Mitteilung dIJ BMLFU\'(I st1 tinederart/ge Information In daJ der lnforma­
liOI/ der anlragJtelfrndcl Landwirt< dimmde Mtrkhlall aufgt!TIUTTmInI u'<n'dm. 

im Bereich der Umwel, 

(3) Inrensivierung der Maßnahmen zur Sichemellung der Ausschöpfung der 
EU- Mi'tel bei den Zielprogrammförderungen, nachdem bis Juni 1997 
erst rd 2,7 Mill EUR der für die Kofinanzierung der Umwelrforderungen 
des Bundes vorgesehenen EU- Mittel als ausbezahl, gemeldet worden waren 
(TB 1997 . 207 Abs 9.2, zulem TB 2000 S. 193 Abs 2.3). 

Daj BMLFU\'(Iuil" m". daJj vom EFRE--Gtsamtrahmm 1100 27, 0 "'Iill EUR 
/l/jgtsanu 24, / Milf EUR .ugtsagt und au,btzohlt wurdm. Dit gmngtre AIiJ­
,chb"pfung tTllJland. u~d einige zligtsichtrte G roßprojektt IIOn dm Fördmmgmeh­
mtrn mch, umuirkltchr wtrdm konnten. 

(4) Bes.ere Vorgabe der unrernehmenspolirischen Ziele für die Umwelrbun­
desamr GmbH und Errich,ung einer eigenen Verrechnungspos, (TB 2000 
S. 198 f Abs 5.2 und . 20 I Ab. 7. 2). 

Laut Mitredung du BMLFUW u'ürdtn rein, Vorgaben bei dtr Erm/lung d" 
A rbeilJprogramf//j btriicktichrigt u,.,.lkn; [kr du Allftrage all die U 11/~/rbundts­
(11m GmbH sei eint eigene, einzeln oIJ!urertbaye FÜloflZl/el!e eingerichtet worden. 

(5) Definition der Geschäfrsfelder, bei denen Unvereinbarkeiten der Umwel,­
bundesam, GmbH mi, der Funk,ion als Umwe/,konrrollstelle bestehen 
(TB 2000 S. 198 Abs 4.2). 

Laut Mifl.i/ung dIJ B/lfLFUW "ien im Unttrn,hmtmkollupt bzw dIJ,ro jahr­
lichen FortJ(hreibungm jen, Geschiift4iille aU1gew;tsto, bei denen grulldjarzlich 
von einet" Vereinbarkeif mit der FII1IkllOl1 ab Umwthkom,.olhulle pJlJgegollgen 

u,.,.lk. Auftrag" bei d",," die Gt/ahr der Unvtrttnbarkeit btJlknlk, würdm nicht 
tJngtnomTllnl, 
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Verwirklichte flTlprehlunge ... 

(6) Erarbeitung einer zukunftsorienriercen Encscheidungsgrundlage für die 
Zweigstelle Salzburg der Umwel,bundesamt GmbH (TB 2000 S. 198 f 
Abs.4 .2). 

wllr Milleilflng des BMLFUW "",de die Zwtigsttll. Salzbflrg der Agt1ltJlr fiir 
Gesundheit und Ern;,hrungssicherheit GmbH ting.gliedtrl. 

(7) Vornahme von Verbesserungen bei der Gliederung und Darstellung des Ar­
beitsprogmmms der Umweltbundesamt GmbH (TB 2000 S. 202 Abs 9.2). 

wut i\·filltilung des BMLFUW h;irte die Guchojtsfiihrung der Umwtltbllnder­
amr GmbH dro Empfthlllngm Rechnllng gtlragtfl und deu Arbeitsprogramm ver­
feinert. 

(8) Nach Vorliegen einer Koscencrägerrechnung sollcen die Leistungen der 
Umweltbundesamt GmbH für den Bund zu Voll kosten verrechnet und die 
Tagsärze zumindest jährlich angepasst werden (TB 2000 S. 203 Abs 10.2). 

wut !<fitrtilung der B!<fLFUW sei das Controllingsysttn' dtrarttingtrichttl 
UJOrder/, dass tint projtkrhezogtnt Vollkost<7"echnllng durchg.fiihrl uf<Td.n kb'nnt. 
Die Erhiihung der Tagsolzt ","de bei B.darf dln'Chgefiihrl. 

1 •• 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)198 von 349

www.parlament.gv.at



190 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 199 von 349

www.parlament.gv.at



Kurzfassung 

P rli l'llll-!'l' rgl:hlll "C' 

Berghöfekataste r lind natio nale Be ihilfe; 
we iters Teilnahme an e iner Prü fung d es 
Europäischen Rechnungsho fes 

Die Zielvorgaben des Bcrg höfekar3stcrS wurden vollinhaltlich er· 
füllt; ei ne durchgängige Kostcnkontrolle für seine Erstellung fehlte 
jedoch. 

Die Koncrolle der BewirtSchaftung nach den Regeln der "guten 
landwirrschafrlichen Praxis" hinsichtlich der durch den Europä­
ischen Ausrichrungs- und Garanliefonds für die Landwirtschaft, 
Abteilung Garantie, kofinanzierrcn Ausgaben zur ländlichen Ent­
wicklung in benachteiligten Gebieten erscheint aufgrund der von 
der EU- Kommission genehmigten Kontrollparamctcr nur schwer 
möglich. 

Eine Rückzahlungsverpflichtung für die Förderungsnehmer im Fall 
de r ichrcinhaJrung der "guten landwirtschaftlichen Praxis" be­
stand nicht. 

Vom Bund und den Ländern wird jenen Landwinen, bei denen die 
Ausgleichszulage - sie dient dem Fortbestand der landwirtschaft­
lichen Bodennutzung, der Erhaltung der Landschaft und der Be­
rücksichtigung der Umwelterfordernisse - das iveau der Direkt­
zahlung des Jahre 1993 nicht erreicht , die nationale Beihilfe 
gewährt. Die Zahlungen des Bundes werden dem jeweiligen Stand 
an zuschussfahigen Flächen angepasst. Demgegenüber i.Sl der A n­
,eil der Länder entsprechend der Zahlung 1993 pauschalier! . 

Die nat ionale Beihilfe (Zuschuss zur Ausgleichszulage) ist als ber­
gangsrege lung vorgesehen und endet mit Ende 2004, somit zwei 
Jahre vor dem Auslaufen der P rogrammplanungsperiode (2006). 
Dadurch werden ab 2005 zahlreiche Betriebe aufgrund ihrer be­
nachteiligten lage zum Teil e rheblich weniger oder keine Beihilfe 
erhalten. 
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Kenndaten über die Ausgleich.zulage und die nationale Beihilfe 

1999 2000 2001 

förderungsminel- an in Mill EUR 

reine AusgleichszulagenempRinger 161,328 

3~,783 

7,154 

117,431 

34 ,720 

7,297 

201,835 

9,598 

3,573 

Empfänger der Ausgleichslul.age und oa<ionalen B.ihilfe 

Empflinger ,usschließkh der nation,len B.ihilfe 

Summe 204,26~ 199,448 2D,006 

Betriebe ösrerreichweir An""'1 

reine Ausgleichs:r.ul.agenempnoger 88100 

21 304 

16832 

83894 

19870 

16872 

97322 

9638 

9844 

Empfanger der Awgleichszulage und nationalen Beihilfe 

EmpRingor .usschließlich der nationalen B.ihilfe 

Summe 126236 120636 116804 

• Ab 2001 erfolg( di~ Auszahlung der AL1J81l'ic:hnu1a8~ in "twt'i Tranc.h4=n (t=nt~ Tranchr im Oktobrr d~ laufendenJahrn 
und zweite Tranche zwischen Mai und Juni da FolgeJahrt1i). 

Quell<: BMLFUW, Abteilung 11 86 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Der Europäische Rechnungshof prüfte in den Jahren 200 I und 2002 die 
Verwa.ltungs- und Komrollsysceme für aus dem Europäischen Ausrich~ 
rungs- und Garanriefonds für die Landwirtsch.fr, Abteilung Gar.nrie, 
finanzierte Ausgaben für die Enrwicklung des ländlichen Raumes (Aus­
gleichszulagf' für benachteiligte Gebiere) in den Mirgliedscaaren Finn­
land, Deutsch land, Frankreich und Österreich . Oie Erhebungen in Öster­
reich erfolgren im Jänner und März 2002 bei 30 landwirtschaftlichen 
Betrieben in Nord- und Osrtirol , bei der Agrarmarkr Austria (AMA), 
beim BMLFUW und beim Bundesamr fur Eich- und Vermessungswesen . 

Der RH begleitete die Erhebungen des Europäischen Rechnungshofes in 
Form zweier eigener Gebarungsüberprüfungen betreffend die Erstellung 
des Berghö fekaea5rers sowie die Gewährung der naeionalen Beihilfe und 
der Ausgleichszulage. Zu den imJuni 2002 dem BMLFUW und der AMA 
zugeleireren Prüfungsmirreilungen gaben die AMA im Juli 2002 und das 
BMLFUW im Sepetmber 2002 Srellungnahmen ab. Gegenäußerungen 
des RH an das BMLFUW und die AMA erfolgren im Oktober bzw Novem­
ber 2002 . 

Ergebnisse der Begleicprüfung 

Feststellungen des 
Europäischen 
Rech nungshofes 

2 Der Europäische Rechnungshof srell re grundsärzlich fest, dass mit den 
durch das Programm flir die Ausgleichszul.ge vorgesehenen Maßnahmen 
eine Aufrechrerhalcung der landwirtschaftli chen Tä<igkeiren unter er­
schwerten Bedingungen ermögliche wird . 

Er kritisierte jedoch uorer anderem, dass die Auszahlung der Ausgleichs­
z:ulage ab einem bestimmten Mindestbetrag in zwei Teilen erfolgee . 
Wenngleich die Ausgleic hszulagen ordnun8sgemäß gewähre wurden , 
deuroron zahlreiche g.,ingfugige Fehler auf Unzulänglichkeittn im natio­
n.len Verw.ltungs- und Kontrollsysrem hin . Der Europäische Rech-
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Ergebnl ••• der 8e,.leltp .... 'ung 

B .9 .'ekala I • nd 
nal onale Belh 11 

Feststellungen 
des RH 

nungshof bemängelte das Fehlen einer getrennten Risikoanalyse für die 
Kontrollen an Ort und Stelle hinsichtlich der Ausgleichszulage SOWie den 
fehlenden ach weis der Bewirtschaftung nach den Anforderungen der 
"guttn landwirtschaftlIChen Praxis·. 

Positiv hob der Europäische Rechnungshof hervor, dass die Angaben , auf 
denen die Zahlungen der Ausgleichszulage beruhten, den Daten des Inte­
grierten Verwaltungs- und Kontrollsystems entsprachen und die Höhe 
der Ausgleichszulage für die benachteiligten Gebiete korrekt berechnet 
wurde. 

Seiner Auffassung nach lieferte der Berghöfekaraster ein ausführliches 
Bild über das Ausmaß der Benachteiligung der einzelnen Betriebe; er sah 
d .. Konzeption, Umsetzung und Anwendung dieses Systems als beispiel­
haft an. 

3.1 Für d .. Gewährung der Ausgleichszulage ist eine Bewirtschaftung nach 
den Regeln der "guten landwirtschaftlichen Praxis Im üblichen Sinne" 
verpflichtend. Hiezu haben die Mitgliedstaaten in ihren Plänen zur Ent­
WICklung des ländlichen Raumes prüfbare Standards und Kontrollpara­
meter festzulegen. Ihre Überwachung stützte sich überwiegend auf Augen ­
scheinkonrrollen und Beobachtungen. 

3.2 ach Ansicht des RH unterliegen die Konrrollparameter für den Nach-
weis der Einhalcung der ·guten landwirtschaftlichen Praxis" starken sub­
jektiven Einflüssen, weswegen eine Prüfung der ,.,sächlichen Einhalrung 
der maßgeblichen Bewirtschaftungskrirerien nur schwer mögli ch er­
scheint. 

Der RH empfahl, die vorhandenen Kontrollparamerer um praxisrelevante, 
objektive Parameter zu erweitern. Er regtt insbesondere die Führung eines 
nachvollziehbaren Nachweises über Betriebsdaten, wie zB Art, Zeit sowie 
Menge der Düngerausbringung und eine vermehrte Überprufung der 
Bodenbeschaffenheit an. 

3.3 Laut Sftllungnahm. <kr AMA "im alle Vorgabtn du nll' dtr EU abgUII",nlltn 
Progra",mplanllngIdiI"'lImenltJ V()lIlnhaltlich umge.lClzt u'Ordtn; Bodenprobtn hin­
I/chtllCh dtr Diingtmmgtntr11l1l1lung u'iimt nur bedingt allIIagekrajllg. 

DaI BMLFUW lehnft In It/ntr Stellungnahme du Empfehlung du RH uflttr 
H I1IUVIJ au/ d,e Gmthmlgung dn- Im ProgrammplanungJdokume'Tt1 angifUhrlnl 
Kontrollparamet" ab. EI Ichlou Iich der Empfohit",g du RH. die Bodel1btschaf­
ftllhtil vtrmthrl ZII überprüfen, nicht an, weil dadllrch keine zlIJiilzlichtn Er­
J""/IItnm. iiher die Gefahr du Stichtof!eintragu 111 daI Grul1dwaIItr .u"",arftl1 
weirtn. 

3,4 Der RH bekräftigte, dass eine Kontrolle der Bewirrschaftung nach der 
"g uten landwirtschaftlichen Praxis" mit erheblichen Unsicherheiten be­
haftet und auch bei späteren Überprüfungen zB durch den Europäischen 
Rechnungshof nicht mehr nachvollziehbar ist. Die Umsetzung seiner 
Empfehlung würde eine fundiertere und besser nachvollziehbare Beurtei­
lung der Bewirtschafrungsart ermöglichen. 
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lE"gebnlsse der Begleltpruf ... ng 

ß crghöfcka tasrcr 

EntWicklung 

Hmslchdlch vermehrt{·r Bodtnproben vt:nrat der RH die Ansich r, dass 
die Gesamtmenge des aufzubringenden Wirrschafrsdü ngers pro Betrieb 
wohl berechenbar ist; ob aber eine Ober- bzw Umerdüngung einzelner 
Feldsrilcke vorliegr , kann durch einen Augenschei n mchr abgeklärt wer­
den. Eine vermehret:' Anzahl von Bodenproben könnte die Angaben des 
llofbewirts(hafters hinsi chtlich der Düngepraxis bestätigen. 

4. 1 Sonderrich<l inten des BMlFUW fur die Ausgleichszulage sehen Rückfor­
derungen 'ur den Fall der Nlchteon halrung von Verpflichtungen vor. Ver­
sröße gegen die Bewlrrschahung nach der "guten landwinschafdichen 
Praxis" fallen In den ZuständlgkeHsberelch der Bezlrksverwalrungsbehör­
den und werden nach dem Verwahungsstrafgesetz geahndet. Eine Einbe­
haltung oder Rückforderung von Förderungsmineln isr im Fall der Aus­
gleichszulage in benachteiligten Gebieten nlChr vorgesehen. 

4.2 Nach Ansicht des RH müssten Förc.lerungsmH(el bei ichteinhal[Ung 
einer Förclerungsvoraussetzung unabhängig von einem Verwaltungssrraf­
verfahren rückgeforderr werden. Er empfahl, für die Gewährung der Aus­
gleichszulage emen SankrlOns(Riickforderungs-)katalog zu erstellen und 
enrsprec.hend Jnzuwenden . 

4.3 will StellllllglJtlIJme de! ßMLFU lflu'iirde du Riickj",derllng der Förderllng ne­

bell ewer Iferhiillglf:f1 VerU'ollllllgulraje ewe doppelte Sal/klIOIl darIUlletl. 

4,4 Der RH hielt dem entgegen, dass die Einhalrung der "guren landwirt­
schaftlichen Praxis" eIne maßgebliche Förderungsvoraussetzung darstellt 
und somir bei NiclHeinhaltung dieser Bewirrschafrungsform eine Rück­
forJerung des gewährten ZLischusses vorzusehen wäre. 

, Basierend auf der Bergbauernverordnung (1963) wurde 1973 mit einer 
österreIchweiten Zonenwf'lsen EI nteilung des Berggebieres nach Höhen­
lagen begonnen . Als gravierender Nachtei I stellte sich dabei heraus, dass 
diese Einteilung betflebSlndlvlcluelle Gegebenheiten nicht berücksichtIgte. 
ImJahr 1988 schloss daher das damaloge BMLF mit dem damaligen ßMWA 
ein Verwalrungsüberemkommen iiber die Mitarbeit des Bundesamtes für 
Eich- und Vermessungswesen bei der Erste] lung eines Berghöfekat3Sters. 
der die VoroLlsserzun,gen hmsichdtch eines berriebsindividuellen Systems 
erfüllen sollre, ab. 

Mit der Einführung der neuen Programmplanungsperiode der EU (a b 
dem Jahr 2(00) soiire die Abwicklung der "Ausgleich,zulage in benach­
tellogten Gebieten" gemäß Verordnung (EG) Nr 950197 und für spezi­
fische Maßnahmen der "Verordnung für umweltgereehre und den natür· 
lichen Lebensraum schü[~ende landwirtschaftli che Produktionsverfahren 't 

(Verordnung ((E\XIG» r 2078192) nach dem neuen Berghöfekataster er­
folgen. DH~ Ferngstellung des Berghöfekatasrers musste daher biS zum 
Jahr 1999 gewährleISter werden . 
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BerghofekalaSler 

Kosten 

Geograph isches 
In fo.-marionssystem 

Nationale Beihilfe 

Berghö'ekalast rund 
nationale Beihilfe 

Der Zeitrahmen wurde eingehalten. Die Zielvorgaben wurden volIInhalte 
lieh erflilh und In einem aussagefahigen Gesamtsystem - unter Berück­
sichtigung objektiver Erschwernlsfakcoren und praxisrelevanter Kriterien, 
die Erschwernisse jedes einzelnen Bergbauernbeuiebes berückslchci8(en -
darges«llt. 

6.1 D,. für die Erstellung des Berghöfekarosters anfallenden, über die nor­
male Geschäfrsgebarung hmausgehenclen Kosten wies das Bundesamt für 
Eich- und Vermessungswesen im April 1989 mir 230,4 Mill ATS 
(16,74 M,ll EUR) alls. Nach hä,zungen des BMLFU\Xllagen dIe für d,e 
Erstellung des Berghöfekatasters zuzurechnenden Eigenkosren bei rd 
20 Mill AT (1,45 Mill EUR). D,e tatsächlichen Koseen für die Ersrel­
lung des Kal3sters konneen nicht erminelt werden. weil eine ProJekte 
kostenre hnung fehlte. 

6.2 Der RH erachtete eine durchgängige Kostenkoncrolle insbesondere in 
Anbetracht der Größe und Wichtigkeit dieses Projektes für erforderlich. 
Er empfahl dem BMLF UW, bei künftigen Projekten bereits bei der Pro­
jektplanung nachvollziehbare Projektkosten auszuweisen und während 
der Projektabwicklung zu überwachen. 

6.3 /1111/ S/ellm/gnahll/t du BAI LFUW u.,.de eJ dlt Empfehlungen deJ RH hl/w,h/­
tuh eines FillollZplallJ und Projtk.rcontrollmgJ aufgreIfen. 

7.1 Angesichrs der hwierigkeiren bei den Verwaltungskontrollen der Flä­
chen wurden die Mirghedstaa[en von der EU-Kommission angehalren, 
ein compurergestürztes geographisches Inrormationssysrem zur Idemi e 

fizltrung landwirtSchaftlicher Parzel len vorzusehen (Verordnung «EG» 
r 159312000). Dieses ysrem wäre bis spätesrens Jänner 2005 verpflich­

(end einzuführen. Das derzeitige Flächenidenrifizierungssystem (Grund­
buch, Kara5rcrpläne und Berghöfekat3Ster) soll in dieses gesamröster­
reichische InformaClonssystem ime.gnerr werden. 

7.2 Der RH wies in diesem Zu.sammenhang darauf hin, dass auch während 
der UmStellung die Da«n gewartet und auf den Letztstand gebrache wer­
den müssen, um das durch den Berghöfekara5rer gewährleistete dlfferen­
lierte Förderungssys[em weiter SICherstellen zu können. 

tU ach dem Beitrin Österreichs zur EU härren in lTbenacheedigeen Geble-
ttn ll 

- sie sind durch ständige naeürliche Nachteile gekennzeichnet, die 
verhindern, dass dort ansässige Landwirte ein angemessenes Einkommen 
aus ih rer Produktion erzielen können - rcl 19 500 Becriebe geringere 
Förderungen als zuvor erhalten. Österreich konnte in den ßeitriccsver­
handlungen eine auf zehn Jahre befristete Sonderregelung hinsichtlich eines 
Zu.schusses zu der Ausgleichszulage (nationale Beihilfe) erreichen. 

Die narionale Beihilfe des Bundes und der Länder wird jenen Landwirten 
gewähre, bei denen die Ausgleichszulage das iveau der Direktzahlung 
desjahres 1993 nich, erreicht. DIf vom Bund allein oder gemeinsam mit 
der EU gewährten Zahlungen werden dem jeweil .. akruellen ,and an zu­
schussfahigen Flächen angepasst. Demgegenüber iSt der Anteil der län­
der entsprechend der Zahlung 1993 pauschaliert. 
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Nallonale Beihilfe 

hluss­
bemerkungen 

8.2 Der RH bemängelte die unterschiedliche Bemessung der nationalen Bei ­
hilfe; seiner AnSIcht nach hätten auch die Undenuschüsse auf die jeweili­
gen zuschussfahlgen Flächen abgestimmt werden müssen. Er empfahl, in 
jenen Fällen. an denen sich dIe bewIrtschafteten Flächen In nennenswer­
tem Ausmaß änderten . zumIndest flne aliquote Anpassung des ehemals 
gewähnen Landeszuschusses vorzunehmen. 

8.3 Da; BMLFUI'(f ttru'ltJ l1I1t/nf!T Slt/lungnahmt auf n-htbhcht progral1lmlt(h­
nische Probltmt Im ZUJammmhang nuf tlll" I1n d,e gtiind"ltn Betllr/Jchajiungs­
verhalrntnt angtpamtn Bmchnung dn- 'Ulllonaltn Bt/hilft. 

8.4 Der RH hielt seane Empfehlung aufrecht, weil er in einer Aktualisierung 
der Bewirtschafrungsflächen keine unzumutbare Mehrbelastung erkennen 
konnte, zumal Flächenänderungen bei allen flächenbezogenen Zuschüssen 
zu berücksIChtigen smd. 

9.1 Obwohl die Gewährung der nationalen Beihilfe als Übergangsregelung 
vorgesehen ISt, erfolgt die Zuerkennung nich[ - wie ~I anderen Ober­
gangsbeihilfen - degresSiv, sondern ender mit Ende 2004 und somit 
zwei Jahre vor dem Auslaufen der Prog rammplanungsperiode (2006). 
Dies wird zu Beginn 2005 dazu ruhren, dass rd 9 600 Betriebe zum Teil 
erheblich weniger und rd 9 800 Betriebe keine Beihilfe aufgrund ihrer 
benachteiligten Lage erhalten werden . 

9.2 Der RH empfahl dem BMLFUW, allenfalls eine Genehmigung zur Ver­
längerung bis 2006 anzustreben und durch eine scufenweise Verringerung 
der nationalen Beihilfe die Förderungsempfanger auf die geänderte Förde­
rungssitu3tion vorzuberei[en . 

9.3 Laut Slt/lungnahnu du BMLFUW miiJJIt du auf uhn Jah .. "'friJlm Sonk­
regelung den heu'offenen Bt/rltbtn rtUMn, 1/111 Jieh all du Si/uallon nach dem 

EU-Btll'ltl anpaJJtn zu Je/inlltn. 

10 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Die Ko nrrollparameter hinsichtlich der Prüfung der ' guten 
landwiruchaftlichen Praxis" soUten um praxisrelevanre, o bjektive 
Parameter erwei[ert werden. 

(2) Zur Erhöhung der Kontrollsicherheit sollte eine vermehrte ber­
prüfung der Bodenbeschaffenheit erfolgen. 

(3) Sei künftigen Projekten wären bereits bei der Projektplanung 
nachvollziehbare ProjeklkoSlen auswwei en und während der Pro­
jektabwicklung zu überwachen. 

(4) Für die Gewährung der Ausgleichswlage wäre ein Sanktions­
(Rückforderungs-)karalog zu erStellen und entsprechend anzuwenden. 

(5) In jenen Fällen , in denen sich die bewirtschafteten Flächen in 
nennenswertem Ausmaß änderten, wäre zuminde teine aliquo[e 
Anpassung des ehemals gewährten Landeszuschusses vorzunehmen. 
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Kunfassung 

Prüfungsablauf und 
- gegenstand 

Z ahlstelle Ag rarm arkt Austria: Ahndungs­
m aßnahmen und Rückforderungsab w ickJung; 
Follow-up- .. berprüfu ng sowie Teilnahme an ei ner 
Prüfung de Europäi chen Rechn u ngshofes 

Bezüglich der Geb.rung mit Milleln des Europäischen Au rich· 
rungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft (EAGFL), Abtei· 
lung Garantie, waren keine Beanstandungen zu treffen. Die Agrar­
markt Austria (AMA ) setZle die in früheren Prüfungsmineilungen 
vom RH abgegebenen Empfeh lungen im Wesentlichen e rfolg reich 
u m . 

cichproben"ransakdon 

Hekrarbelhllfe für GetreIde, 
KI~tnerttu8er 

Agrarumwe!cmaßnahmen 
(neue Rtgelung) - SonSlige Gebiete 

Förderungsprogrun m 
Haushalrs.ahr 

2000/2001 

IIchprobe 
und bhlungsmonar 

Auszahlungsbetrag In EUR 

114850206,99 995,59 

225 519823,73· 

ovem ber 2000 

4272,46· 
Oktober 200 1 

Der EuropäIsche R<ehnungshof fuhrte Im April 2002 aus Anlass der von 
ihm gegenüber dem EuropäISchen Parlament und dem Rar abzugebenden 
Zuverlässigkeitserklärung rur das HaushallSJahr 2001 im Boteich des Euro­
päischen Ausrichtungs- und Garantiefonds rur d .. Llndwlrtschafr (EAGFL), 
Abteilung Garantie, In ÖSterreIch beI der Zahlstelle Agrarmarkt Ausrr ia 
(AMA ) eine Rechnungsprüfung durch. Dazu wählte der EuropäISche 
Rechnungshof zwei Transakuonen aus zwei OperatIOnsbereichen - Je eine 
in NIederösterreich und In Oberösrerreich - als Stichproben aus. 

Der RH begleitete d,e Erhebungen des Europäischen R<ehnungshofes in 
Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung . 1m Anschluss daran über­
prüfee der RH den rand der Umsetzung seiner in zwei Prüfungsmluei­
lungen aus dem Jahr 2000 enrhalrenen Empfehlungen an d .. AMA Im 
Bezug auf d .. Abwicklung von Rückforderungen. 

Zu den Im JulI 2002 der AMA und dem BMLFUW zugeleiteten Prü· 
fungsmltteilungen nahm<n d .. AMA im August 2002 und das BMLFUW 
im Oktober 2002 teilung. Der RH verzIChtete auf ein< GegenäuJ.krung . 
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198 
Ergebnis der 
Begleitprüfung mit 
dem Europäischen 
Rechnungshof 

R ückforderu ngs­
management der 
AMA 

Verzinsung \ 'On 

Rückforderunge" 

2 Die an die EU-Kommission übermitteleen Daten wurden mir den Rech­
nungsumerlagen der AMA abgesnmmc; die Verrechnung war rransparem 

und nachvollziehbar. DH~ beiden SClchproben ergaben keine Beanscan· 
dungen. 

3.1 Der RII hatte bei seiner Prüfung der AMA betreffend EU-Mittel in der 
Landwlnschafc, Präventions- und Ahndungsmaßnahmen. sowie im Rah­
men seiner Teilnahme an der Prüfung des Europäischen Rechnungshofes 

zur ZuverlässigkeItserklärung 1999 Verbesserungen im Rückforderungs­
management der AMA empfohlen (NTB 1999 . 118 Ab, 4.2 und S. 123 
Abs 4.2). Der RH überprüfce nunmehr den Stand der Umsetwng dieser 
Empfehlungen . 

;.2 Zusammenfassend stellte der RH fest, dass d.e erwähnten Empfehlungen 
von der AMA im Wesenrlichen erfolgreich umgesetzt wurden . In einzel­
nen Bereichen, Insbesondere bei der Verkürzung der Bearbeirungsze,cen, 

arbeitete die AMA noch an der Umsetzung . 

4.1 Ab Anfang 2002 waren Zinsen für Rückforderungen ab dem Zeitpunkt 
der Mureilung der Rückforderung an den Förderungsempfanger w be­
rechnen; davor hatte die Verzinsung bereics ab der unrechtmäßigen Aus­

zahlung zu erfolgen . 

Die AMA war um eine rasche Abw.cklung der Rückforderungen bemühr . 

In e.nem vom RH überprüften Fall führren allerdings die Fesrstellungen 
einer .m Juli 2000 durchgeführren Vor- On-Kontrolle erst im Septem­
ber 2001 zur Rückforderung der.m Okrober 2000 erfolgten Zahlung . 

4.2 Der RII erachtete den im überprüfren Fall festgesrellren Zeirraum von 
14 Monaten zwischen Vor-Ort-Kontrolle und Rückforderungsmirtet­

lung als zu lang . 

Da für den ZelCraum ZWischen unrechtmäßiger Auszahlung lind Mircel­
lung der Rückforderung Zinsen nichr mehr anfallen, liegt es im besonde­
ren Interesse des Förderungsgebers. möglichst rasch unrechtmäßige Aus­

zahlungen zu erkennen und festgestellte Rückforderungsansprüche 
geltend zu machen. 

Der RH empfahl daher der AMA, .hr Kontrollsysrem darauf hin zu prü­
ren. verstärkt Kontrollhandlungc n in möglichst geringen Zeitabsränden 
zur Auszahlung von Förderungsmirteln zu setzen und weirere Anstren­

gungen Im Hinbl ICk auf eine raschere Abwicklung zu unternehmen. 

4.3 Lalll Mlllttlllng der Atl lA habt tJ J/(h bt, der 'WI RH krt/lllerltn langtn Zm­
lpallllt ZU 'lKhell KOllIrollt IIl1d Riifk/orrkrllllf, 11m tmtTI ltftenDI Etnulfall gehal1del1. 
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SonStige 
FestStellungen 

Schlussbemerkung 

Zahlslell 
Agrarmarkt Austrla 

\ Sonsl1ge Feststellungen des RI I betrafen 

(I) die nunmehr den EU- Vor chriften entSprechende Berechnung und 
Vorschreibung von Zinsen fur durch die AMA zurückgeforderte Förde­
rungsmiccel; 

(2) eine mögliche Anlasrung durch die EU-Kommission aufgrund der bis 
1999 seitens der AMA mangelhaften Zinsenvorschreibungen für rückge­
fordene ßecrä!,;e; 

(3) den Abgleich von landwirtschaftlich genutZten Flächen mit den 
Flächendaten des GrundStlickskataSters; 

(4) die hohe Einbringl ichkelt der von der AMA zurlickgeforderten Beträge; 

(5) das reibungslos funktionierende Klagsmanagemen[ ; 

(6) d .. Erfassung der Berich« des TechnISchen PrüfdienStes der AMA 
möglichst vor dem ersten Berechnungslauf zur Auszahlung von Förde­
rungsminein; 

(7) die Erfassung anfragswidriger FlächennUlzungrn sowie 

(8) die anzustrebende Ausbuchllng uneinbringlicher Forderungen . 

6 Zusammenfasse nd hob de r RH fo lgende Empfehlung an d ie AMA 
hervor: 

Das Koncrollsys<em sollte darauf hin geprüft werden, verstärkt Kon­
[ro llhandlungen in möglich (8'c ringen Zeitabständen l ur Auszah­
lung von Förderungsm iu eln zu setzen. 
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Kurzfas ung 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Erfassung des Einkommens der Landwirre: 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes; 
Gebarung überprüfung über die Ersrellung 
des "Grünen Berichre " 

Der RH begleitete im Oktober 200 I eine Prüfung des Europäischen 
Rechnungshofes belreffend die Erfassung des Einkommens der Land· 
wirte und den Vergleich mit anderen Bevölkerungsgruppen . Die be· 
fassten österreichischen teLlen erfüJhen in Teilbereichen noch nicht 
alle Vorgaben der E bezüglich der statistischen Erfassung. Aus· 
werrung und Datcnweitcrgabe, arbeiteten jedoch an Lösungsmaß­
nahmen . 

Der vom BMLF W jährlich erstellte Grüne Bericht, in dem unter 
anderem die Einkommensentwicklung in der Landwirtschaft darge· 
Stellt wird. verursachte 2001 ErStellungskosten von 3.94 Mill EUR. 
Dabei entfiel der größte Teil auf die Erfassung und Auswertung der 
Daten von etwa 2 300 freiwillig buchführenden landwirtschaft· 
lichen Betrieben. Der E sind die Daten von 2000 dieser Betriebe 
zu übermi"eln. Das BMLF W überprüfte zur Zeit der Gebarung . 
überprüfung die 1öglichkeiten zur Verringerung der Kosten um 
20 '!f. 

Kenndaten zum Grünen Bericht 

Rechtsgrundlage Landwtr<schafrsgeseu 1992, BGBI r 37511992 ,dgF 

Leistungser teUung 

Brurrokosren 2001 (inklUSIVe U t) 

Aunage 

dafiir sutlsusch erfasste 
la.ndwlrtSCha{tllche Betriebe 
davon verpn,chrend durch Verordung (EG) 
Nr 1381196furd,eEU 

3.94 M, ll EUR 

5 100 [lick 

2300 

2000 

I Der EuropiiJsche Rechnungshof prüfte ,m Oktober 2001 d,e Erfassung des 
Emkommens der Landwirte sowie den Vergleich mit anderen Bevölke­
rungsgruppen durch das InformatIonsnetz landwirtschaftlicher Buchfüh· 
rungen (lNLB) und das Europ:üsche t.tiStlsche Amt (EURO TAn. INLB 
und EUROSTAT smd Organisationen der EU- KommISSIon . 

0 .. Prüfung bezog SIch auf Art 33 EGV. der als Z,.l der geme, nsamen 
Agrarpolitik unter anderem fesrlegt ' ... der landwIrtschafrlIChen Bevölke· 
rung. insbesondere durch Erhöhung des Pr<>-Kopf-E,nkommens der in 
der Landwirtschaft täugen Personen, eine angemessene Ldxnshaltung zu 
gewährleisten". Zu diesem Thema Sind weitere Prüfungen 10 anderen 
Mltgltedstaa,en der EU vorgrsehen . 

201 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)210 von 349

www.parlament.gv.at



202 

Zielvo rgabe und 
1essung der 

Z ielerreichung 

Einhalrung der 
EU- Vorgaben 

Der EuropäISche Rechn ungshof nahm Erhebungen beim BMLFUW, der 
Bundesanslal r für Agrarwinschafr, der St3nsuk Österreich sowie einem 
vom BMLFUW beauftragten privaten Winschafmreuhand- und Bera­
wngsunternehmen vor. Der RH begleleere oie Erhebungen des Europä­
is[hen Rechn ungshofes in Form flner eigenen Gebarungsüberprufung. 

Zu den Im Februar 2002 zugelelreten Pri.ifun,gsmjueilungen gaben die 
StatIStik ÖSterreich im März 2002, das BMLFUW im Mal 2002 und das 
BKA Im Juni 2002 teIlungnahmen ab. Der RH erstattete zur Stellung­
nahme der [aClsnk Ösrerreich Im April 2002 eine Gegenäußerung . 

2.1 eben den Zielsetzungen des Art H EGV legt das Landwlttschafrsge-
Set. 1992 fes" den 10 der Land- und ForsrwJ(,schaft tätigen Personen die 
Tednahme am sozialen und wlnschafrll chen Fonschrin zu ermöglichen. 

Der vom BMLFUW jährlich erstellte Gtüne BerICht zeigte die Entwick­
lung der Einkünfre 10 der Landwlnschafr und beinhaltete aUfh einen län­
gerfristigen VergleICh mit dem Durchschninsverdienst je Industriearbeiter. 

2.2 DH~' Im Grünen Beri cht zusammengefassten Daten beinhalct'cen ausrei­
chende Informationen, um den Gmd der Erreichung der gesetz lIChen Ziel­
.... orgaben betreffend das Einkommen der Landwirte beu rteilen tU können. 

3.1 D.e ö"errelChlSchen Stellen erfüllten Ende 2001 10 Teil~r .. chen noch 
nicht .lle Vorgaben der EU hlOsichtllCh der ".mtischen Erfassung, Aus­
wenung und \Xleirergabe von Daten betreffend das Einkommen der Land­
wirte~ SIe arbeiteten Jedoch an Lösungsmaßnahmen. Allerdings bestand die 
Gefahr, dass bestimmce mit der E verelnbaree Termine zur Datenerbrin­
gung 311fgrllnd der beschränkten Kapazität der Statistik ÖsterreICh nicht 
ei ngehal ren werden können . 

. \.2 Dem RH schienen die 10 Umsetwng befindlichen Maßnahmen geeign«. 
Im Rahmen der vorhandenen Ressourcen rasch eine ÜbereinsClmmung mit 
den VorgJben der EU herzustellen . DIe Einhalrung E - welt "reJObarrer 
Termine über dIe Erbnngung volkswinschafrllcher Daten wäre nach Mög· 
bchkeir sicherzustellen. 

'.3 LI/li Sltllllngnahmt der Slal/Jll1e ÖJltrr~f(h u,"dm du lfI ''Wtlllultm Ttllbertt· 
.iN" ",.h Im Ga"ge kfindltchen Al/p,mUlI8fll all du Vorgakll der EU :iiKlg ab­
gearbtlltl. Für du ErJlelltlllg der "OrKtJehtlle11 Lalldu,trlJehaftitehm reJl,lollalt1l 
GeJ(IIfJlrt(h1llI1lg Stl Jlt buher 1IIehl Zll1liilldig Keu't$(1J Ulld daher für eW'atge Vtr­
zjigtr'll1Igm aurh 1/Irhll'n'a1llu'Orlitch. 

Da! BKA /11" daraufhIlI. dalI d." fiir die lallI/lk OJltrrtlch blldg"I"/'" Mi/­
/tIn dllrfh das BJ\IF AusgabenbwdllllJ',t11 au/erlegl u'ordell Stltll. JO daJJ tl11t 

piink/!tck AHjgakntrfiillung dtr /a//J/lk OS/<rTfl/h gtfiihrd" seltl kämm. Dm 
seI durrh daJ BKA mehl ZII h«111f!UJJt1I. 

,,-
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Grü ne r Be ric ht 

Sonscige 
Fes ts te llungen 

" 

Einkom en der landwirte 

4.1 Fürclen Grünen Bericht fielen imJahr 2001 beim BMLFUW Gesamtkos­
ten von 3,94 Mill EUR (inklus,ve USt und unter Abzug der Vergücung 
von 0,26 Mill EUR durch d .. EU für die Datenerhebung) bzw ettokos­
ten (ohne USt) von 3,31 Mitl EUR an. 

Den Großteil der Kosten verursachte die Erhebung der Einkommen bei 
den fre,willig buchführenden landwirtSchaftlichen Betrieben. Österreich 
hat für das I LB mindesrens 2 000 Becriebe aU5zlIwercen. Hingegen sah 
der Vertrag des BMLFUW mit dem mit der Datenerhebung und -aus­
wertung beauftragten \X/irtschaftstreuhand- und ßerarungsunrernehmen 

aufgrund der weiter gefassten narionalen Erhebung die Auswertung von 

m,ndestens 2 250 Betrieben vor. 

4.2 Da sich die Kosten fUr den Grünen Bericht aus der vertragli(h restgeleg­
ten Anzahl der Be[rlebe ergeben, könnre eine Verringerung dieser Zahl 
wesemllChe Einsparungen erbrIngen (0,50 Mill EUR be, emer Reduktion 
um 400 Betriebe). Auch be,m Pre's selbst schien noch em Verhandlungs­
spielraum gegeben. Das BMLFUW strebte Ende 200 I eine Koscenreduk­
tion um 20 % an. 

Der RH anerkannre die Bemühungen des ßi\fLFUW, Einsparungen zu er­
z,elen. Er regte an, die nationale Erfassungsschwelle an jene des INLB an­
zugleichen und mit der EU-Kommission wegen einer tventuellen Verrin­
gerun~ der in die [NLB-Erhebung aufzunehmenden Betriebe Kontakt 

auflunehmen. 

4.3 Dm ßAlLFU\'(I /edle 1I11t. dan umikhJt die Nmzuug der nicht 1/llt Ewer Red,,­
Z((!'·lIflg der Zahl der b"rhjührtlJdtlJ Betrube Ilfrhtmdenen EinsparllngspotenZJdlt 
btabslt"hl/gt Jel. jeden/alb tnirt/en em/: Kostmeill1partlng 11m 20 % ,md eine Gleich­
sdJdllung du Betriebt für das INLB 1If1t/ ,lte umeriJiterrtlchlJcht i\lIiU'eTlimg (1"­

g<lInbl. 

5 Sonstige Feststellungen und Empfehlungen des RH berrafen: 

(I) die ichterfassung von bestimmten ßecrieben Im INLß; 

(2) den Konnikc zwischen vorgegebener pauschaler Vergütung und wach­
senden. durch die EU vorgegebenen Aufgaben der raris"k Österreich; 

(3) die anzuscrebende Verbesserung der Dokumentation von im Rahmen 
der Sammlung und Analyse von EInkommensdaten vorgenommenen 

Kontroll hand lungen; 

(. ) die verstärkte BerückslCh[igung der finanziellen Au.swirkungen der 
Emprehlungen der gemäß dem Landwirrschafrsgeserz 1992 eingerichte­
ten Kommission; 

('.5) die Vergabe des Auftrags zu.r Becr~uung und Auswertung der freiwil­
lig buchfLihrenden Betriebe sowie 

(6) d,e Überlegungen des BMlF \V/ zur Gründung eiller e'genen Buch­
fuhrungsgesellschaft. 
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204 
Schlussbemerkung 6 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlung an das BMLFUW 

hervor: 

Es sollten Überlegungen über eine mögliche Verringerung der An­
zahl der für die freiwillige Buchführung erfassten Betriebe angestellt 
und die bezüglich Kontakt mit der EU-Kommission aufgenommen 
werden. 
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Zahlste lle Agrarmarkt Austria: 
Extensivierungsprämie; 
Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Rechnungshof prüfee im Mai 200 I beim BMLFUW und 
bei der Agrarmarkt Aus"i. (AMA) die Verwaltungs- und Kon"ollver­
fahren Hie eine sei[ Jänner 2000 gel [ende neue Regelung zur Berechnung 
der Zahlungen im Zusammenhang mit der Extensivierungsprämie (Direh. 
zahlungen an Rjnderhalcer, um eine umwelrverträgliche. extensive Rind­
fleischeneugung zu fordern und die Überproduk[ion zu verringern). 

Dabei wurden neben den Angaben über die Prämienempfanger für den 
Zeicraum von 1995 bis 1999 auch die Angaben der An[ragseeller einer 
Analyse umenogen. Mi"els Zufallmichproben bei 33 Amragscellern für 
den Zei[raum von 1995 bis 2000 analysiene der Europäische Rechnungs­
hof die Emwicklung der Rinder.ahlen und nahm .usäezlich an drei an 
On und Scelle im Bundesland Sal.burg durchgeführcen Komrollen der 
AMA [eil. Der RH begleirece die Prüfung des Europäischen Rechnungs­
hofes. 

Die Bemerkungen des .us[ändigen Prüfungssekmrs des Europäischen Rech­
nunghofes langeen im Sepeember 200 I im RHein . Die AMA sowie das 
BMLFUW nahmen hie.u im November bzw Dezember 200 I Seellung. 
Nach Auswerrung dieser Scellungnahmen ersuch .. der Europäische Rech­
nungshof im März 2002 um ergänzende Angaben; diese wurden ihm im 
Mai 2002 übermi"elc. 

Die EU zahlee 1999 15,4 Mill EUR und 2000 37,98 Mill EUR an Excen­
sivierungsprämlen aus. 

Allgemein scellce der Europäische Rechnungshof spezifische Mängel des 
yscems fesr. Nach Darscellung in seinem ]ahresberich[ zum Haushales­

jahr 200 I wurde das auf Grundlage von Ka[as[erangaben ermi[[elce Aus­
maß der Almflächen, die im Zusammenhang mi[ der Prämienregelung 
berücksichtigt werden konmen, in manchen Gebieten Österreichs um 
meh[ als 60 % überschä[z[. Durch die Einftihrung von Lufcaufnahmen im 
Jahr 1998 waren diese Differenzen aufgedeck[ worden ; die Lufcaufnah­
men wurden jedoch im Amragsjahr 200 I nur in einigen Regionen Öseer­
reichs zur Ermi[dung des berücksich[igungswürdigen Flächenausmaßes 
herangezogen. 

205 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)214 von 349

www.parlament.gv.at



206 
Laue Srellungnahme des BMLF W bereite die Ermitdung der Fuccer­
flächen Im alpinen BeretCh wegen der Größe und nübersichdichkett der 
Grundstücke sowie des fließenden Überganges zWISchen Wald, Wetde 
und unprodukClven FlJchen große Schwierigkeiten. Eine normierte und 
dokumentleree Ermittlung der AlmfuuerOächen habe erst mlC der Ein­
führung eines neuen Bewt'rtungsverfahrens auf Grundlage von Orchoforos 
(Lufcaufnahmen) in Verbindung mit den Karasrerdaren erfolgen können . 
Nach Anlaufschwierigkeiren Set bereits im Antmgsjahr 2000 mi[ der Ein­
führung dieses neuen Verf.,hrcns begonnen worden. 
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Bereich de Bundesministerium für 
öffendiche Leistung und Sport 

In \l' r\\lrkli,hllllg Iwgrllfllll \Ill'lgllllglll 

TeIlweIse verwirklICht wurden d,e Empfehlungen des RH hInsichtlICh: 

(I) Ausgltederung bzw Reorganlsarion der Verwalrungsakademte des Bundes 
(WB 1999/2 Konsolodlerungspakete 103 f Abs 11. zuletzt TB 2000 
.2 11 Abs2). 

Will Mille/lllng deI BMLS Jel tJ hUlJ/eh/I1eh tür R eor/l,d1lJ$(IIIOIIIli,,"'tKJlIIKtn 

zur Emscheldung gelangt. du orgdflIJdlDrlJehe Slrlll21l1r d" \/n'U'(I/lJmgJakntlfflllt 

giinzluh In Fragt ZII Jltlltn. Weil"! Jel Im Rahmm der K onupllOlI tll'" ""'faJ­
s ... dm Oere8ultertI/Jg Im OtenJlYftht auch du dWISII,cIN Aus· und \V",.,.btldllllg 
iiberarlHlltf lJ.'Ordfll. Du dllJbeziigllchen orgaf1lJalorl1chen Maßnahmen rdirdm 
I~m BAlLS /(/lmllle/bar noch der pur/amentamt/x", Bmhlmsfammg 111 Angrtff 
gtnftmmm u,"dm. 

(2) Vereinhei tlichung der Datenbringung in der IT - Anwendung Bundesbesol­
dung sowie Überarbeitung der hniusrellen zum Pe(1)onalin(orm.ltlOns­
system des Bundes (WB 1999 '2 Konsolidierungspakete 5.58 Abs 10.2, zu­
letzt TB 2000 S. 211 Abs '). 

Laut /lllIIetlulIg dl'J B/IILS habe du BundesrtgltrllllX du R,alwtrullg t/1/1'J Pro­
lek/J zur Abliüt tkr iJ<JuINntkll /T -S)Slt11" fur tM, Pmollal""mogmltnt iJ<J.hlos­
sen. Das Projekt sei "ach ein" tNrOpau'tllel1 AII1Jrhrtlbung /01 Deu111bn- ]O() } 
gtJlarUI u'orderJ Imd u.""de bll Ende 2005 du hober l1J Vtfll't7ldlmg suhendelJ 

Applt/ealiollen ablb)ell. 
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Verwirklicht wurde die Empfehlung des RH hinsichtlich: 

Erfussung sämtlicher Beschäftigten d .. Bundes im Stellenpl.n (WB 1999/2 
Konsolidierungspakete S. 68 Abs 3.2, zuletzt TB 2000 S. 211). 

UlIIt Mutti/ung tks BMLS J,i ,m Sttllmp/an für ""'Jahr 2000 ,m AlIgm"tnttl 
Teil eint Be.nimm/mg eingtfügt worde1l, wonarh fii, Vertragt mit EmztlJNrJ01Un, 

die der SozialverJicherungJpflicht unter/ieg." und einem Dienstvertr"g oder frei"" 
Diemlver""g mlIpret:hen, eine frei, PlanJ/tlle du betroffenen P/"nJlell",bereichtJ 
Zu bmdm 11/. Dit1 ge/I< nicht bei DienJlJlell",. die die F/exibi/i"erllng,klame! 
gemilß §§ /7 a und J 7 b tks BundeshawhalngtJetw a."""dm. 
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Gesundhei, 

Bereich d es Bundesm in isteriums fü r 
soziale Sicherhe it und Generat ionen 

Ich, verwirklich, wurden die Empfehlungen des RH hinsichtlich: 

Im Bereich des Gesundheitswesens 

(I) Einstellung der Auszahluns von Taxanteilen an die Ml[arbeiter der bakte­
rlologlsch-serologischen Untersuchungsanstalten mangels gesetzlicher 
Deckung (NTB J 994 S. 77 Abs 9.2, zule,z, TB 2000 .2 J 3 Abs I. J); 
EInsparungsmöglichkeit rd 2,18 MIII EUR . 

Lalll /lfilWlrlllg du B/lfSG u ... dt du Frag' dtr Taxtnamzohlling ,'On dtr ntlltn 
GfJ,-haj/Jjiihrm'g dtr dllrch da! Guundhti/J- lind ErniihrungIJirhtrhtilIgfJtlZ. 
BGBII r 63 /2002. gtgriindtltn OIltrrmhJIchtn Agtnlllr fiir GUllndhtJlllnd 
EmiihrllngIJicberhtJl GmbH ZII leliirtn um. 

(2) Vereinheitlichung der Abrechnungsmodalitäten der Länderfonds (WB 
2000/4 Reform des GesundheIlSwesens und der Krankenanstaltenfinan­
zIerung S. 12 Abs 8.2, zuletzt TB 2000 S. 214 Abs 1.5). 

Lalll /lfJlwlung du BMSG ui allch int Arl /8 AbI/ / dtr g,IImd", Vtrtinlxl­
mnK gentiiß Arl /5a B-VG iiber dit NtllIlrlllelllYltrllng du GUllndhtwu'tJmI 
und dtr Kranktnamlalltnjinanzurllng, BGBI/ Nr 60/2002, als Zul tm oiltr­
m chulOl tinmtl"cht:.r ItiJllmgltJrlnlllerres VtrgiliungJJ)Jlt!111 lI(!r'O'lkm. Die Bttniihllrl­

gm dtI BlindtJ zur Vtrtinhtillirhllllg dtr AbmhnllngJntodalJliilm allf Uindtrwit 
u'urJm fMrgatlZl. 

(3) Aunösung des Krankenans,alten-Zusammenarbeitsfonds (WB 2000/4 
Reform des Gesundheitswesens und der Krankenanscalcenfinanzierung 
S. 26 Abs 18, TB 2000 .2 14 Abs 1.7). 

Lalll MJludung dtJ BMSG Wtll dJt VtrtragIparltJtn iibemng,koll/II/m, daJJ Ihrt 
J!,tgemiitz/ichm tondpllnktt ZII r,llfiilltge'1 Nachzahlllngttl Im Sinne du E"kmflf­
nWtI dtI VuGH ''0111 J. Ma'rz /983. A J/8/ - /3 (ZanJJ), aufrtchl bltt"'n 
und dw, bJJ 3/. Dtztnlbtr 2004 mchl zlir DJJkmIlon J/tMI. 

(4) Verstärk,e Wahrnehmung der EU-Projekte im Bereich der IT im Gesund­
hmswesen (TB 1999 S. 269 Abs 5, TB 2000 S. 214 Abs 1.8). 

LaullIlJllolung dtJ BllfSG ItIm dJt PmonaldtjizJlt 111/ /T -htzogl!11m EU- Pro"k,­
/;m"h nfXh nichl btlx!htn. Die PlammgJz"lt zur RfJlruklllriertmg dtJ lT - B..-.irhJ 
U7,rden tf/lt Vtrbemnmg die1" Slfuat;on t'fJr1ehtrl. 
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Unerledigte Anregungen 

('5) IT- KoordlnJrion der mll glelCharrigen Aurgaben be[rauren bakteriolo­
gisch-serologischen Un[ersuchung~'lnsral[en, um ei nen Wi ldwuchs [e-u· 
rt'r IT -Einze llösungen zu vermeiden sowie eine einheldiche IT - Ausstat ­
tung sicherwseellen (TB 1999 S. 27 1 Abs 10, TB 2000 . 214 Abs 1.9). 

Laut J\IIIUd/JIlg des BI\I G hiillttJ ab/grllnd der abttdungJlllltfrltll S,IIIOIUJII 
Il1/d im H ",blnk a/1 die I/YJpriinghch 1I .. ·h !iir das Jahr 200 I /111 Rahmen e//ler 
"Gelulldhe'I1" IIl1d Ernlihrung1agmlUr" lvrguthene AlI1gliederulIg der bakurlolo­
gisd)-1eTrJ/figl1chm ßllnde1fl'JJI(lilm mxh ktme tlllsp,..echmde1l Aloßl1fJhmen /!,t.JeIZ/ 

u-erdm koimen. 

dnL(äre Aufsiehr tm Berelth der sanitären Aufsichr 

Verennärwesen 

(6) euregelung der sanitären Aursicht und ihre Übercragung an die Bun-
desländer zur Verwaleungsvereinfachung (TB 2000 .24 1 Abs 5). 

lAI/I IIIl/wlU/lg deJ 8J1ISG kiinllle der Anregllng deJ RH nl/r d"nh Ä'l(/~"mg 
der KompeleTIzarllkei des B VG gefolgl ,,-erden, ,,~bel gletchzetllg du POil/lOII deJ 
Bundes 111 Rlch"mg bundi1uilter- Felllt/!,JJlIg !'O!I QlltJltliilJJldndtJrth ZII 1liirken 
uii,..t. 

(7) Vereinheitlichung der Amrsärzceausbddung und dabei Aufnahme von 
Lehrinh.lleen über die sanieäre Aufsiehe (TB 2000 S. 244 Abs 7.2). 

Lallt i~llIltllllflg dts Bj\ISG Jel oll/grufld der linlerschiedilchefl Allfgabm 1"011 

A11I111irZ/(!I1 tlfl 1peZieller AlI1bildungJJchU'erpmlkl Jd1llliire AII/lIcht frtlKilfh. 
u,,1 der Ph)"kalJk"rJ fiir dll, AmlJiirzlt (zB dllCh Pol,zeiiirztej gedochl w. EJ 
sei Sacht dn Dit1111gehi!r1. fiir eITle ffll1prtflNnde AUJhddung Zlilorgl'n. 

(8) Verbesserung der Krankenhaushygiene zur Reduktion der Inrekrionsrare 
und VerpfllChrung der Krnnkenansral[en zur Dokumenrarion und Überwa. 
chung beseimmeer Erreger von KrnnkenhauSinfekClonen (TB 2000 S. 247 
Abs I 1.2) 

I..al/I/II//ltlhmg de.r 8/11 G """ d,. EU-u"len ProJ,kte dnull ,,()(h ""hl ab­
ge1chloJJeIl. daher 111 nut ewer leglltisdJt"n Vtronkeruflg der Erfassung nOJOkOfm­

naler Itifekllonen n(}("h ZIIZIIU"arUtJ. 

Im Bereich oes Verennärwesen s 

(9) Gesamcreform des 1ierseuchenre<hcs und Wie<lerverlaueoorling des 1iersell­
chengese<>eS (TB 1985 .122 Abs 22.5, zulem TB 2000 .215 Abs 2.2). 

Das BMSG hu" Jellil "mlCht, eITle GeJamtre[o""J da TItf'Je!lchellr{chlJ u'erdt 
,lOch U'lt I'fn' anKeJlrt:b,. ulfllerhlll all/rechl; dust sei allerdmgs t'fJf} der \Vtlltre1ll­
u·/rklufll!. dn tlflJchliiglf.01 EU-Ret:hII Ulld l'fJn dtflll,..bt,lJmilßigm Gtge/x,IMIIEl1 

m der Vetermii,.,.«hlIabtelhmg abhi.;'lgIK. 
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UnerledlVle Anregungen 

Familie im Bereich Familie 

(10) Vemärhe Bemühungen zur Abschaffung der Selbsnrägersch.f, der Ge­
bie[skörperschaften und der gemei nnüo.:igen Krankenansral[en hi nsich(­
lieh der Finanzierung der Familienbeihilfen sowie der Sonderzahlungen 
aus eigenen Mineln unter Befreiung der sonst vorgesehenen Leis(ung von 
DienS<geberbei'rägen (NTB 1995 S 76 Abs 8.2. zule<z< TB 2000 S, 215 
Abs 3.2); nach neuester Berechnung durch das BMSG jährliches Einspa­
rungsp<>renz,al beim Bund von rd 238.50 Mill EUR, 

Da! BlUSe ,mdtrholte, bei du Se/hmriigtr!chajt JtI d,. blldg<tiire \f!«h"lu'Ir­
I"mg ZU'/Iche" deT 11I1I1t/alljbrl1lgl/llg de! AnrgltlfhrJonds fiir Famiilenbelhdfe" 
[md dm RegthIlIgen dlJ Fi!la'IUlllsgle1Chs 1.# berüfk.Iichllgffl. Es lI.~de sich trotz 
de:r sch" /t'r/gen gesamtbndgetiiren Vorgabm u'fllerhm um eme Lölung dltlf1 Pro­
b/ons bemiihen, 
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Teilweise verwirklicht wurden d,e Empfehlungen des RH hinsichclich: 

Gesundheit im Bereich des Gesundhel[swesens 

(I) euordnung der Srrukrur der ßundesansmlccn für Lebensminelumersu-
chung 'Zur besseren urzung von Personal- und Sachressourcen (TB 1997 
S. S 7 Abs 18, zu1em TB 2000 S. 213 Abs 1.3). 

wut /lllIw/ung d" BMSG stltn 111 du 11/11 dem GuundhellI- und EmiihrullgI­
J/cherhellIgmtz gegrihldttt OJlerrtlchuch. Agmlllr fiir Guundhell und Erniih­
rungJJlcherhtll GmbH allt Bund"anIta/ttn fiir L.bmIWlllltiunttrJuchung tlllgt­
bracht ,, ·ordm. Du GmhaflIfiihrung dw" Ag.mur hab. bu Mal 2003 tI1l 
UfIID7Ith111Cl1konztpllfW'Z/Iltgm, das dlt angutnblM S,,,.oltgltn, du Organuallon. 

d,e. Plänt für d.t,1 PtrJonal- und SorhmlfUltinlotz, die Jm!tJllllonJt'f»'haben lind 
die Fmanzlerllng rn/halltn Jollu. 

(2) Weiterentwickl ung der begonnenen Reformen zu einem imegrariven Ge­
sundheitssysrem (WB 2000/4 Reform des Gesundheitswesens und der Kran­
kenanscaltenfinanzierung S. 6 Abs 3.2, zuletzt TB 2000 . 216 Abs 1.1). 

WUI /l11II"/,,ng du B/lISG 11 ü'rdtn im H mbltck auf du AIlIarbmung I'on 
Slfllkl/Jrt'()rgabtn fiir du m/ra- lind u/ramllyale ZUJammtnayk,1 auf Landes· 

Lbtnt zur Ztllln tlflu/nm Bllntks/iintknt Konztptt allJgtarbe,ltlllnd Pdolpro}tktt 
,'Of'btrt,ltl. Dlm Pt/Olpro""lt fandm 1In1.,. Btlnltgllng rkI BllnrkI und der IOZla/", 
Krankwt'trJlcMrung sloll. 

(J) Ehesrmögloch. Vervollsränd,gung des Datenausrausches ZWISchen den 
Fondskrankenansralten und dem Hauprverband der Sozialvetsicherungs­
träger (WB 2000/4 Reform des Gesundheitswesens und der Krankenan­
sraltenfinanzierung S. 22 Abs 12.2, zuleezr TB 2000 S. 216 Abs 1.2). 

Wllt /l11IItt/llng rkI B/lISG Itgt du Vmwbartmg iiber die tllJlrllellimrung rkI 
GUlindhe"w't.ltnJ lind der Kronk,"onJla/lt1IjinonZltrllng fm. daJI der guamlt 
DattnallJlousch zU'l1ciN" Kra"ktnartJlalltll Imd SOZla/vers/chtrll"gJlriigtrn fiir 
tim amh,,/amtTJ u"d Jlallo"li",,1 Bn"tuh tltklronJJch t'OrZundJmm 1tl. Du Irllk­
lur dtr DaltnJiitu lind Codtt'trZt/ChnJJst seI bundtJu'tlf tinlNll/teh zu ga/alun 
und ZUlJcbm den V",ragIparlntrn twt'trTIthmllfh ,..,.bindltch fmzu/tgen . 

(4) VerS'ärkung der ArbeItsgruppe Applikationsentwicklu ng zur kontinUIer­
lichen Becreuung der excernen Dlensc!eiscer, zu deren effiziemerer Steue­
rung und zur Gewährleistung der Qualicäc der extern erbrachten Leistun­
gen (TB 1999 S. 269 Abs 4, zuletzt TB 2000 S. 217 Abs 1.4) sowie 
Intensivierung der technischen Zusammenarbei, der IT - Abteilung Ge­
sundheit mit der IT - Abteilung Arbei, und Soziales; urzung gemeinsamer 
Ressourcen und Entwicklung gemeinsam zu nutzender Anwendungen 
(TB 1999 S. 270 Abs 8, zuleezr TB 2000 . 217 Abs l.S). 

tom 1lllIItt/ling du BMSG lIa'ml du Vertillhe"lichllng der IT Imetll"n. dit 
Nu/zung gtflJtJ1IJal11tr RtJJOllretll lind yntrgiepolttlzlalt JOU'U dit Sliirkung des 
AppltkallOl/IbtrtlfheJ aiJ Zult der 1/111 I. Ma'rz 2002 erfo/gml ZUJamm",jiih­

rUlIg der "'"un rr - Abltt/ullg," ... rgatben. 
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In Verwlrtcllc:hung 

begriffene Anregungen 

Sanitäre Aufsicht 

(5) euerSfeliung der Programme der Kostenrechnung und l.eistungsstaris-
tik (TB 1999 S. 272 Abs 12, zuleezc TB 2000 S. 217 Abs 1.6). 

Laul Milleihmg des BMSG wiJre tb} DoklllJJtJJta!ionJ- lind 11l!ormatiollJJysltm 
fiir AI/alysel/ im GtJlltldheilJlI'tSet1 (D/AG) im Bmich de; BMSG jertig gm,IIt 
",.rdm. Dal BMSG arheiu tiarall. da! 0/ AGalIch tkrl UÜllkrn lind tkr Sozio/­
IJn'JicJxrung zugiingljeh ZII mor!xn, 

(6) Überarbeirung des Macerial- und Leisrungsverzeichnisses der Kostenrech­
nung rur Fondskmnkenanstalten (TB 1999 S. 273 Abs 13. zuletzt TB 2000 
S. 2 17 Abs l.7). 

Lallt "Iill,illlllg tkJ BMSG '" IfII Rahmnl dn Slrukturfond! zllr AklUa/w",mg 
lind Weilfrentwicklung d" bundl!JU'rii embelllich g~gel/ell Krankenamtaltnl­
KostfflrtChnllng ein Projekl galarltl uwden. Die ErgebnisJe dieses Projekts sollren 
biJ Ende tkJ jahre; ill ,inm Verordmmgwllu·urj etnf/ießm. wobei die Oberarbei­
Ilmg de.s Afaterial- rmd LeiJtllllgstft!rZeichnisstJ für Fondskrankenanstaltm i/nm 
zentralen A rbeilJJehwtrplll1kt darstellen würde. 

im Bereich der sanitären Aufsicht 

(7) Erarbeicung einheitlicher Richtlinien für die W~hrnehmung der sanitären 
Aufsi ehe (TB 2000 S. 241 Ab. 4_1 und Abs 4.2). 

Lallt "IIItei/ung tkJ B/IISG hiilten dlt B,md<1liinder erllmab /999 Arbembe­
helft zur Vmmheir/ichill/g der lal/lld",n AII/Jicht gträinJcht. A1l 10lrhm ArbeilS­
behelfet1 _de derzeit in Zillammenarbeit mir den Wildern gtarbe;w. Ewe Clw:k­
luft haiiglich Krdflkenhal/shyginre liege vor. ll'tllm u1irdm n"Jtellt. 

(8) Verbesserung der Ausbildung der hygienebeaufcragten Ärzte (TB 2000 
.249 Abs 1.3.2 und Abs 13.4). 

Lallt Mittell"ng de.s BMSG uim im p,.0JtJu "O"gollisatioll und Strategu dtr 
Kra1lk",hatiJhygime" IImer anderem jachli(he A 1ljordtrul/gm behandelt III/d defi­
nurt u'Orden, dit als uirlmit dtJ BA1SG dtn 8/lndtJ/iinderll und Krankenan­
Jldlun zur Vtrfiigllng gUlellt u'iirdm. 
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Sanitäre AufslChr 

\ ll"\\ ,rklll hll I 11 ,Il hlllll)...lll 

VerwJrkhcht wurden die Empfehlungen des RII hinsichtlich: 

Im Bereich des Gesundhei [swesens 

(1) Vorbereitung des Enrwurfs eines Bundesgesetzes über die Untersuchung,­
anstalten der bundesstaathchen anltätsverwaltung ( TB 1991 . 71 
Abs 3.2, zuletzt TB 2000 . 213 Abs 1.2). 

Lout /IIttltt/ung du BIIISG m "111 dem GeJUndhellJ- und EmithrtJ1/gmcher­
hellJgtsetz, BGB/I Nr 6312002. die (jsrerretrhl1che Agentur fiir GeJlllldhelll/fld 
ErniihmngJIicherbeil GmbH /!,t/!,riindel worden. ;11 die II/i/ I. J 1111i 2002 die BIII1 -

demoatllch .. bokleri%gl1ch-Ilr%gl1chtn UnterJuchungIomto/ten (B BSUA ) 
- nI/I AJlJllahme der BBSUA InnJbruck.. du LWI H)glmttnJIIIIII der Unll'tr­
Jllni Inn.sbruck. iibtrnolllltJLtl u'urdt - tlll/!,tgluJ"1 u'lIrden. 

(2) uezung von ynerglen durch dIe Vereinheitlichung der clngeserl.(en 

Software und durch Zusammenführung der IT - Abteilung Gesundheit 
mit der IT - Abteilung Arbeit und SoZiales (TB 1999 S. 268 Abs 2, zu­
letzt TB 2000 S. 216 Abs 1.3). 

LoUI /ll1IIt//ung deJ BMSG JtIt1/ du b",in, IT -Abltt/llngtn mll I. März 2002 
zllIammmgtJiihrt uvrden. 

(3) Schaffung klarer Organisationsregelungen fiir den Sanktionsmechanismus 
bei Verstößen gegen die 1996 zwischen Bund und Bundesländern getroffene 
Vereinbarung über die Reform des Gesundheitswesens und der Kranken ­
anstaltenfinanzierung (WB 2000/4 Reform des GesundheitSwesens und 
der KrankenanStaltenfinanZIerung . 18 Abs 6.2, zuletzt TB 2000 S, 214 
Abs 1.6). 

Lo"t MJlItI/unE deJ BiIISG hili" der nunmehr Im Art 29 <in- Vtmnbarllng gt­
reg~/lt SanklJonJmtchanismllJ gtgetliiber dntl au/grund dt:r VertUlba,.ung gemiijJ 
Art 150 B-VG iiber dlt RtJorm deJ GtJurldbefl!uOIt'nJ l11Jd<in- KranktnanJla/len­

finanZlerungfiir ""Jahr. 1997 bJJ 200() ollIg<bautlind priizmerl u.,.tin, können. 
Weller; $tl nlmmthr IvrgtJlMI1. dOJJ dt1' Bund Aluu/ du Slruklllr/ondJ zu,.iick­
zlIha/lm habe, bJJ daI Lond oder der LondalMrh nachu'tJJ/"h d" zur HtrIu/­
/unK da den Vorgoberl der VerembamrlE enlIpreche1/derl ZUItanda .,.lorder/uMn 

iIIaßrloh"'t7J gtJetzl haI, 

Im Bereich der sanitären Aufsich[ 

(4) Verstärkung quaJltätsslCherndet {aßnahmen (TB 2000 .246 Abs 10.2). 

LoUI MJI",/ung deJ BiIISG ItJ t.! Im Rahmro dtr Vtrtmbarllng gtmi1ß Art 150 

B- VG iiber d" NtUIlr"k'llrtmmg deJ Gt.!lIndMmu'tItnI gt/llngen, dm Stellm­
U'f't"t der JjJltmaliJ(lHn QualJtiilIarbtl1 1111 GtJlmdhelllu'tJtll zu {"eranken, lind 
aurh "1111tl zur Fmanzuruflg 11Jn ProJeJuen bereJl7.IIJulltn. 
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Verwirklichte Empfehlungen 

Vererinärwesen im Bereich des Vererinärwesens 

(5) Gesetzli che Klamellung der Merkmale für einen kosrendeckenden An ­
sraJrstarir der vfcerinärmedlzmischen Bundesansralcen (TB 1986 S. 13 
Abs 6.2, zulemTB 2000 S. 2 15 Abs 2. 1). 

Lallt Mllut/ung dtJ BMSG könne IIIII/n- Krafl- Tmm d" G ,sulldhmI- llTld 
ErlliihrtnlgJlIrhn-htllJgtltlUJ du (jJltrrtlch/Jche Agtmur für G eSllnJhul und 
EmiihrungJJ1cherhm GmbH gegen elll zumllldtJI komndeckend" Emgelr trn­
,chfiiglge LttIlungen erbrtngm. EI uorrk daher Aufgabt der Agentur setn. auf Bam 
ein" dtltllibtrun Kosltnalljiltllllng mlSprtchtndt GebiihrtnJiiru fiir t lmchliiglgt 
Leulungtn Zli dtfint~n, 
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Kurzfassung 

JT-Ein atz und -Be chaffung bei den 
SoziaJversicherungsanstaJten der Bauern und 
der gewerblichen Wirtschaft 

Der RH SteUte im Zuge einer Querschnirrsüberprüfung bei der So­
zialversicherungsanstalt der Bauern (Bauern-Versicherungsanstalt) 
und der ozialversicherungsanStalt der gewerblichen WirtSchaft 
(Gewerbe- Versicherungsan talt) erheblich unterschiedliche Vor­
gangsweisen sowohl beim IT - Einsatz als auch bei den stichproben­
weise überprüften IT - Beschaffung.vorgängen der Jahre 1995 bis 
2000 feSt. 

Die Bauern- VersicherungsanStalt behandelte IT - Beschaffungen 
VOr der Beschlussfassung im Vorstand in einem eigens dafür einge­
richteten "EDV- Ausschuss·, Bei der Gewerbe- Versicherungsan­
Stalt genehmigte der Obmann zahlreiche Beschaffungen von IT­
Geräten und - Dienstleistungen in 1illionenhöhe allein unter Beru­
fung auf eine für dringende Fälle vorgesehene Ausnahmeregelung 
und brachte sie dem Vorstand erst nachlräglich zur Kenntni . 

Die Baucr-n- Versicherungsanstah führte aufgrund vOn Ausschrei­
bungen auch unterhalb der chwellenwerte, die für die Vergabe 
von LeiStungen durch Mfenlliche Auftraggeber gelten, PC- Be­
schaffungen zu deurlich günstigeren Preisen als die Gcwcrbe-Ver­
sicherungsanstalt durch . Eine Beschaffung von insgesamt I 500 P 
verursachte der Gewerbe-Versicherungsanstalt einen Mehraufwand 
von rd 528000 E R (40 <;1'), da sie nicht dem Besr- und Billigstbie­
[er den Zuschlag erteilte und Folgeaufträge ohne neuerliche Aus· 
schreibung an den ursprünglichen Auftragnehmer vergab. 

Die Bereitstellung von IT - Ressourcen der Gewerbe-Versicherungs­
anstalt für sieben Jahre mit einem Volumen von rd 4,81 MilJ E R 
errol~:te ohne Ausschreibung. berdie ist der darüber abgeschlos­
sene Service OfTering- Verrrag bis Ende 2003 unkündbar; bei dessen 
Beendigung vor Jahresende 2005 wäre eine "Beendigungsgebühr" 
von bis zu 305 000 EUR zu entrichten. 

Die Gewerbe-Versicherungsansta1t vergab in zwei Jahren für das 
Projekt "Beitrag" nterseüt2ungsleiseungen im Wen von insge amt 
rd 6,74 Mill E R ohne Ausschreibung und zum Teil ohne rechtzei­
tige Genehmigung durch den Vorstand . Das Risiko der rechtzeiti­
gen FertigStellung vor Einführung des Euro verblieb dennoch bei 
der AnStalt, obwohl sie deutlich höhere tundensätze als andere So­
.lialversicherungsträger zahlte. 
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Prüfungsablauf und 
- gege nstand 

Beschlussfassung 
bei Beschaffungen 

Kennda[en der Sozjalversicherungsansralten der Bauern und 
der gewerblkhen Wirtschaft 

Rechtsgrundlagen Bauern-SoziaJversicherungsgtsetz (8 VG) 
Gewerbltch<s Sozialversicherungsgesen (G VG) 

SozialversicherungsansmJ( der Bauern 

GebarungsenrwickJung 1999 2000 2001 
in M,II EURo 

Vrrsicherungsleisrungen I 867,09 1914,59 2039,60 

Eigener VerwalrungS3:ufwand 87,45 87,29 84,09 
Ja.v. I r -11I1/r",,,rJ 8,12 8,~6 8,48 

Anzahl 

Personalstand insgtsamt 1989 19 11 1860 

dat-"On VwuallllngspersonaJ 14~6 1422 I 3~4 
Ja.v. Ir - PmfJN11 9~ 96 91 

SozialversicherungsanstaJt der gewerblichen Wirtschaft 

GebarungsenrwickJung 

in Mrll EURo 

VersicherungsJeisru.ngen 2285, 14 2382,88 2482,07 

Eigener VerwaJrungsaufwand 70,30 76,91 76,78 

Ja, ... IT -AN/"pnJ IO,3~ 13,23 0,36 
Anzahl 

PersonaJS[aoo I nsg6amt I 547 1 598 I 564 

daUln VtrUalllll,glpt'f1onol I 179 I 22~ I 18~ 

Ja, ... IT - Pmona' 90 /02 98 

Oll Die im ßtrichtsbc:lt12g ilßgr:fuhnen Betrage vernehtn sich ohne US, 

Der RH überprüfte von Februar 2001 bIS Mai 2001 im Zuge einer Quer­
schninsprüfung den IT -Einsatz und stichprobenweise die IT - Beschar­
fungsvorgänge ab dem Jahr 1995 bei der zialversicherungsanSt.lt der 
Bauern (Bauern-Versicherungsanstalt) und der Sozialversicherungsaostalt 
der gewerbli chen Wirtschaft (Gewerbe-VersicherungsanStalt), Zu den im 
eptember 200 I zugeleiteten Prüfungsmitteilungen gaben das BMSG 

und die berden AnStalten bis April 2002 Stellungnahmen ab. Der RH er­
Stattete serne Gegenäußerung im Juli 2002 . Im OktOber 2002 I.ngten 
weHere teilung nahmen des BM SG und der Gewerbe-Versicherungs­
anstalt ein, zu denen der RH Im ovember eine Gegenäußerung erstattere. 

2. 1 Der Vorstand der Bauern-VersicherungsanStalt beschloss alle IT - Beschaf­
fungen erst nach Beratung im (1992 eingesetzten) EDV-Ausschuss. Dem 
Obmann der Gewe rbe- Versicherungsanstal t war vom Vorstand mit Be­
schluss vom Juni 199 die Entscheidungsbefugnis für Beschaffungen mit 
einem Anschaffungswert von über 7 267 EUR, jedoch nicht mehr als 
1 53 5 EU R übertragen worden; in dringenden Fäll<n konnte er auch 
höhere Beschaffung<n genehmigen . Der Obmann harte dabei über alle 
Beschaffungen nachträglich an den VorStand zu berichten . Beschaffungen 
mit einem Anschaffungswert über 14 535 EU R waren nach der Geschäfts­
ordnung grundsätzlich dem Vorstand zur Genehmigung vorzulegen. 
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Beschlussra •• ung bel 

BeschaHungen 

IT· Elnsau und -Beschaffung bei 

I'WCI Sozialverstcherungsanstalten 

u Der RII stellte fest, dass der Obmann der Gewerbe-Versicherungsanstalt 

.lbwt'llhend von der Ihm erceilten Befugnis zahlreiche IT - Aufträge m 

Millionenhöhe allem ~enehmigt haue und sie dem Vorstand erst Im ach­
hinein vorlegte. Weiters unterließ es der Obmann, d<lS Einvernehmen mit 
selllt'n SteHvertretcrn ht"rzustellen. wie dies die Satzung bei Gefahr Im 
Ver,wg zur Abwendung eines dem VerslCherungsrrJger drohenden ha­
Jens bzw zur Icherung emes dem Versicherungsträger enrgehenden Vor­

tedes vorsah . 

Der R 11 empfahl, künftig rechtzeitig Beschlüsse des VorstJ.nds eini!.uho­

len und nObmannvernigungen" nur mehr in den von der Sarzung vorgese­

henen Ausnahmef.1l1en zu ".ffen. Weiteres sollten alle Beschaffung<"n ab 
einem bestimmren Auf~ragsumfang in einem Ausschuss beratcn wtrdt'n . 

2.3 Die Geu'trbt- VtrJlrlJerlm!!.JafIJltJll Jagte ZI/. d,e Empfehhl1lgel1 dtJ RH zu 1~/cb­

tell IIlId bt, der Priifilllf, de,. VO,.rIlIHe/ZllIlgf1l fiir "ObllJamll'erfiigIJlIKfII" kiiff/1I1!. 

tU/eil Jt,.mgerttl MaßJtab dflll/iegen. \VtllerJ habe dtT VOrIla"d 11'11)"" 20()/ eJmm 

IT - AlliSChUJJ tlllgtJtlZ/. 

Servi ce Offcring-Vert rag 

Verrragsabschluss 

" 

3.t Im Oktober 1999 genehmigte der Vorstand der Gewerbe-Ver>lcherungs­

ans.talt den Abschluss eines so genanmen Service Offering-Verrrnge~ z.ur 
Berei [s[ellung von IT - Ressourcen auf unbefristete Dauer. Darin verpfllch­
[ete SICh der Auftragnehmer unter anderem zur Bereitstellung und \Xfarcung 

von Zentraleinheit, Peripheriegeräten und Sofn\lare. Er emhl4:lr auch eine 

Vereinbarung der Jahresenrgelte biS 200) mit insgesamr 4,81 Mdl EUR; 
dMin war auch ein Prt:isnachlass von 8 c:t berücksichrige. Die Im ovem­
ber und Dezember 1999 zu erbringenden Leistungen von 36.ll61 EUR 
waren mcht näher definlerr, 

Mir Jahresbeginn 2000 überrrug die Gewerbe-Versicherungsanstdlt Ihre 

bereits abgeschriebenen Maschinen und Programme ins Eigencum tles 
Auftragnehmers und stimmte zu, die tt produkcionspenoden nacht vor dem 
.l l. Dezember 200.l zu beenden. Für die Zeir ZWischen dem Ende der 
nprodukcionsperiodert und dem 31. Dezember 200S wurden "Beendl­

gungsgebühren" (biS zu insgesamt .lO) DOO EUR) vereinbare . 

Im August 2000 gab der Obmann im \Xfege einer "Obmannvermgung tt 

infolge eines Mehrbedarfs an Großrechnerieisrung und Speicherkapazltä[ 
I-hmJware-Erwe,rerungen Im Gesamrwerr von rd 567 000 EUR ohne Aus~ 

schreibung in Auftrag. Laut einer Anlage zum ervice Offering-Vertrag 
war eine Erweiterung im Wert von rd SOO 000 EUR erst für Jänner 2001 
geplant. Der Vors[and der Gewerbe-Versicherungsanstalt wurde darüber 

erst Mine Oktober 20nD informiert . 

.1.1 ach AnSicht des RH 1V3re für den Service Offering-Vererag Jedenfalls 
eine Ausschreibung erforderlich gewesen. Der RH bemän,geltt'. das~ die 
Gewerbe- Verslcherungsansralt 1999 für nur unzureichend bestlmmre 
Planungsleisrungen 3f1?, 364 EUR aufgewendet hane. Durch die früheste 

ßeendlgungsmögllchkeit des Vertrages mir Jahresende 2003 und die Ver~ 
embarung einer "Beendigungsgebühr" in Gesamthöhe von rcl 30) ()(){) EUR 
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Service Ofterlnlt-Vertrag 

Verrragsänderung 

für welCere 24 Monate hat sICh die Gewerbe-Versicherungsanstalt de facm 
bIS Ende 2005 an den Auftragnehmer gebunden. Eine derart lange Bin­
dung war auch durch den gewährten Preisnachlass von rd 8 % nicht zu 
rechtfertigen . 

Der RH reg« an, Aufträge künftig uneer Beachtung der Verg.bevorschrif­
[cn zu erteilen. 

3.3 Nach Aflsuhl der Gtu'erbt-VtrSlchtrlltlgsanItalt u'iirt t/1lt Ausschreibung mehl 
erfor<krlt(h gtu'tItn. u~" <1 I1(h bmn Senl(t Offermg-Vtrtrag 11m tllle Umuond­
lung btrtllI butthtn<kr Vtrlriigt gthandtlf habt. Kiinfllgt KapaZlliilItrIl .lltrlln­
gm u~dt lIt abtr Im Wtgt tmt! o!fmtn VtrfahrtnJ a/IJI(hmbtn. WtlltrJ habt du 
Gtu~bt-VtrJI(htrimglanJlall aufgrllnd dtr FUIIIt/lllngtn du RH dtrl friihtJf­
miJ'glt(htrl KiindlgllngJ'uilpunkl fiir den Vtrlrag 11m tlll Jahr allf dm 31. Dru11J­
btr 2002 IJOrVfrltgl. DIt dabti fiilltgt 'ßeendIWf1l/(lgebiihr" IWI rd 487 000 EU R 
wiirdt J1(h allJJ(hlteßli(h 0111 offtlltn Ab,(hmbllng,btlrfigtrl für mltn, dt! Auf­
tragnehmers gtta'lgre /1l1'tJlllionm Zllla11lm~nIf/zen. 

JA Der RH enegegnete, dass .. SICh beim Service Offering- Vertrag nicht nur 
um eine Zusammenfassung bestehender Venräge gehandelt habe, weil laut 
einer Anlage zum Vertrag ab Jänner 200 I auch d,e Bereitstellung zusätz­
licher Hard- und Software mit einem Anschaffungswert von rd 500 ()()() EUR 
vorgesehen war. Auch die Rechts.b«rlung der Gewerbe- Versicherungs­
anstalt hat WIederholt darauf hingeWIesen, dass solche Kapazrtätserweiterun­
gen als neuerlIche Auftragsvergabe auszuschreiben Sind. Der RH verblreb 
daher bei seiner Kritik, nahm aber die Zusage, zukünftige Erweiterungs­
inve5u[ionen auszuschreiben, zur Kenmnls . 

4.1 Nach Beschwerden der Gewerbe-Versicherungsanst.lt über mangelnde 
ysremumerstützun8 sagte der Hersteller nach längeren Verhandlungen 

eine Präzlslerung der Planungslelscungen sowie einen emheitlichen Ver­
tragsbegmn mit Anfang 2000 und somit dIe Rückzahlung der Jahresbe­
trIebsgebühr fur 1999 von 363 364 EUR zu. 

Damit sollte die Gewerbe-Versicherungsanscalt rd I 500 PC- HauplSpel­
chererweiterungen zum Preis von rd 290000 EUR sowie Unrerstüt­
zungslelstungen für ein eingesetztes Enrwicklungswerkzeug Im Wert von 
rd 73 ()()() EUR unmittelbar bei der nternehmung CI, der .chfolgenn 
des Vertnebspartners C des Herstellers , bezrehen. DIe Ansr.le gab drese 
LeISlUngen am 4. April 2000 in Auftrag, ohne die nächste Vorstandssit­
zung vom 12. Apnl abzuwarten. 

Ohne auf die durch ihn erfolgte Auftragsvergabe hinzuweisen, beantragte 
der Obmann in der Vorstandssitzung vom 12. April 2000 - unter H in­
weis auf mangelnde Srabilität und Performanceprobleme infolge der mit 
dem erwähnten Enrwicklungswerkzeug erstellten Programme - die Er­
weiterung der Hauptspeicher von I 400 pe mit einem Kostenrahmen 
von rd 174 000 EUR; dem Antrag wurde sca[[gegeben. 
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IT-Eonsatz nd -BesChaffung bel 
zwei SozIalvers cherun san.talten 

Service Onerlng-Vertrag 

PC-Beschaffungen 

Überblick 

Durchschnictsprelse 

in EUR 

2500 

2000 

1500 

1000 

500 

1/95 2/95 

Ers[ in der Si[zung vom 14 . Juni 2000 berich[e[e der Obmann dem Vor­
se.nd über die Gucschrif[ der Jahresbecriebsgebühr 1999 und die daraus 
finanziercen Speichererweirerungen von 1 500 pe. Ergänzend stellte er 
fese, dass dadurch die am 12. April beancrng[e und genehmigce PC-Spei­
chernuf[üscung mi[ vorläufigen Koseen von rd 174000 EUR 'eingespare' 
werden könne. 

4.2 Der RH beanscande[e, dass noch am 12. Ap[il 2000 im Vors[and die Auf­
rüseung von I 400 PC mi[ geschä[z[en Koseen von rd 174 000 EUR be­
ancrag[ wurde, obwohl bereics am 4. April die Aufrüseung von 1 SOO PC 
um rd 290000 EUR in Auf[rag gegeben worden war. 

Weiters verwies er darauf, dass die mirtels des eingesetzten Entwi ck­
lungswerkzeugs erstellten Anwenderprogramme einen im Vergleich mir 
anderen Sozialversi cherungsrrägern besonders großen Hauptspeicherbe­
darf verursachten. Zur Vermeidung zusätzlicher Hardware- und Entwick­
lungskoseen soll[en daher vermehre die in den Sozi.lversicherungserägern 
üblichen S[andardpnodukre und Enrwicklungswerkzeuge eingese[z[ werden. 

4.3 Die Geu""be- Vemcherlmgsamlall r«hlferligte in ihrer Stellungnahme die unzu­
reichende Informalion des Vorslands mil der erforderlichen Vorlau/zeil von drei 
Wochen flir eine VorsrandfJilzlmg. Weilers sagu sie die Bea<hlung der Empfehlllng 
tk RH iiber der, Einsalz der iiblichen Slandardprodllkre ZII. 

4.4 Der RH erwideree, dass eine Informa[ion des Vomands uneer dem Tages­
ordnungspunk[ ' Allf:illiges' möglich gewesen wäre. 

5.1 Wie aus dem folgenden Diagramm ersichdich iS<, beschaffce die Bauern­
Versicherungsanseal, in den Jahren 1995 bis 2000 PC für Verwal[ungs­
aufgaben zu deudich niedrigeren Durchschniccspreisen als die Gewerbe­
Versicherungsanscale: 

1/96 2/96 1/97 2/97 1/98 2/98 

Halbjahre 

1/99 2/99 

• VAdB 

. SVAdgW 

1/00 2/00 

221 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)230 von 349

www.parlament.gv.at



222 

PC-Beschaffungen 

PC- BeschafTungen 
bei der Gewerbe­

Vers icherungsanstalt 

'5.2 Durch du:' Anwendung der emsprechenden VergabeverCahren auch umer­
halb des gest'cdich no rmiereen Schwellenwerees für die Vergabe von Leis­

wngen durch öffen tliche Auftraggeber konnte die Bauern- VersICherungs­
ans talt den technologischen Fo rrschnu bei s tändigt m Pre isverfall d er 

Geräte nutzen. Ilingegen bezog di e Gewerbe-Versicherungsansralt nach 
e iner Au~sdlrt'lbung vom M;irz 1998 die weiteren pe beim selben Lic(t­
ranten ohne neuerliche Aussc hreibung . 

5.3 Nat/) AnJ/(hl dtf' Geu-erbe-Vtrwl:Jer/lllgJamtalt U'd'rt Ihre VorgallKJU'f/Jf ooonderJ 

iikoflomn,h g~utJnt Ulld hak %11 tmer lii1Jg~II NlllzllnguJdller dir pe gt/übrl. So 
habt '" /x/ / 563 IIrbtiispliilzm Zll JIrhtn /995 m,,120()() 1/111 / 522 PC das IIlIs­
lallgtlll!,tfimdm. uiibrtlld du ßdlltrll- VersuhtrllllgSQlIJlall /ür I 735 ArbetlJ­
plil)zt btmu 2 259 PC bmo)/gl hubt. 

5.4 Der R 11 wies darauf hin, dass Ende 1996 bei der Bauern- Versiche rungs­

ansralr bereItS 848 PC gegenüber ledig lich 24 bei der Gewerbe-Ver51che­
rungsansca lt Im EJOsatz ges tanden waren, wodurch früher Ersatz investl­

tiontn e rforderlich wurden . 

6.1 Die Gewerbe-VerSicherungsanstalt schneb im März 1998 unte r anderem 
I O'5() pe mit e inem bestimmten Betriebssystem (OS/2) in e inem offenen 

Verfuhren al"'. Die achr emgelangren Angebore lagen zwischen 9 16 000 EUR 

und 1,7·1 Mdl EUR . Das LeaSi ngangebor der Unrernehmung C, eines 
Verrnebsparrn trs des bereits erwähnten Herstellers von Großrechenanla­
gen, lag mit rd 1,12 1ill EUR Im M",elfeld der abgegebenen Angebore. 
Der VOC'S[3nd nahm das LeaslOgangebo( dieser Umernehmung 1m JUni 1998 
mit der Beg ründung an, dass kein anderes Angebot die in der Beilage zur 

Aussc hreJbun,g geforderten Ausschlusskriterien erfüllt habe. 

6.2 Der RII bem:ingelte. dass in der Ausschreibung noch immer das Be­

triebssystem 0 2 verlangt wurde, obwohl bereits in der Verbandskonfe­
ren z des Ilauptverbandes im N ovember 1996 ein anderes Betriebssys tem 
(Windows) als Srandardprodukr fur dlt Sozialverslcherungsrräger gewählr 
worden war. Der verspätete Systemumscieg (auf \Xlindows n verursachte 

zusärzllChe Kosren für FremdleISrungen in Höhe von rd 290 000 EUR . 

\'<'e iters vermerkte der RH kntisch, dass die Ausschlusskriterien im Leis­
rungsverzelChOis nicht deutlich als Anforderung aufgeschienen , sondern 
als solche kaum erkennbar Im Anhang en thalten und überdies missver­

ständll(h formuliert waren_ Darüber hinaus ertei lte die Gewerbe-Versiche­
rungsansta!t nich t dem billigsten Angebo[ den Zuschlag , sondern fOC­

scIlIed si<: h bei Be rücksichtig ung g le ich langer Garantiezeiten und des 
Restwerts für ein um rd 40 0f tt'ureres Angebot. 

So hätte ein pe mit 60 Monaten Garantie beim Bes[- und Billigstb,erer 

885 EUR gegenüber I 237 EUR beim Bezug von d er Unrernehmung C 

gekosrer; dlts verursachte bei IJlsgesamr I 500 beschaffren PC (e inschließ­
lich der FolgC'Jufrr'jge) Mehrkosren von rd 528000 EUR . 
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PC- Besch."un.cn 

IT- Ein5atz und -Oe ehaflung bel 

zwei Soziatversichcrun sDnstalten 

6.3 Oft Gru'trbe-Vewrhtrlmg ... kllim. dufriihert l'(ImdouJ- VtrllOfl Ud"" 11111 OS ! 
kompdllbel g,waen: du tIIdgiilllgt FtJlleglmg deJ Hallplf ... ballll", '"111 R. )1111 /9911 
ollf Wll1ldoU'J NT ab SlondardbelrtebHjJIt111 fiir dro BereIch PellJlO1lJlerllrhl'r'IIIX 
Jel fiir 11t ,ITIL-rU'flr/et er/olt.l. Sn! Jel ,mmtrbill10 r«"hluIIIX Oll/ t.h11 IIIl11mti,r ur­
welldele BetrlebJJYJlwJ \'Villdou 'J NT IIl1JgeJlugen. dOH 111 der ObtrJ?,tl1JJ?,lperU)(/t 

ktl1le Lizfnzf,ebiihrl.'fl/iir das urJpriillgiJch t 'OYf,esehene ßelrJebIJ)Jlflll OS 2 (llIgt!· 

fdllt:l1 u'drell. 

j\fJl dm UII FraRtflktlltll"gfeJlge4ef!,ltII AIIJIChlll.1Jkr"trlt-fl h"bt., d,e Grllt'rm. Vu­
JlCherlmf,lamltlit du AbJllhl ur folgt. eme iiJltrTtlchUfl1 el1lhellltc!Jt AIISJltlllllllf!, 

"ut PC- K"mpOIIWltll :'11 frhdllfm. ,ud dadll",-h Vtrem!tlfhlll1/jfll /;(, der SfJji­

lCPre--Vtrtttlllng Imd \f'"rlll"l{ ZN trll 'prlm gruden ufiren. SIt btkllndat "Ixr Ihrt 

B ... "lJChJ/l. tnlIprerhtlld d ... Almgllng d" RH MI kiinfllgtn AIIJJlhmblmK<II 
ftt'ntllelle AIIIJchlllJJkrJltrltll bwnlJ 1111 uiJllIngJI.:fYZ.tichniJ an:'lIfiihrt'll. 

Das A11J!.tbOI da ß"IIJ!.Jlbltl~rJ Jtl auch duhalh allJ/!,fJrhudtfl u'ordtJl , lnll tJ 

flflfh A1ISlChl der Crti'ffbt- VtrJ/fhtrJlIIgJamtalt lI10llgelhdft dllsJ!,rprCJ1tIOlJ d(1" 
GtJamlprels nJrhl pldllJlkl zlIJanJl"enKtJtlZI ?,eutJffl seI. Im Obr,X"' Jf;/f1I tl1Idtf'f 

off'n/llfhe Auftrdggther "" Erjiilltlllg btJIehender lerlra):t U" KtII d" 11/1 Nom/l­

her 200 I iiher dm a"ltK"blfler tröffiltltll KOllkum.,.fahmll 1/111 größltn S.hu ,,­
YlKu/lm kon!rotJIltrl. 

6.4 Der RII trvllclene, dass die Fesrlt.'gung des nunmehngen Beul(:,bssysrems 
durch den Ilauprverband bere,ts ,m November 1996 erfolgr war und so­
mit für die Gewerbe-SollalverslcherungsanstaJt nlChr überrd5(hencl t:ewe­
sen sem konnet' . 

Zur ichrerfüllung der rech naschen Funkcionaliräten merktt' der RII Jn. 
(.l.lss bei den K.o.-Knu:nen "Grafikkane" und "Grafikkdne Jm Morhtr­
board Inregnen" nachr erkennbar gewesen sei. ob "Ja" oder "Nein" lum 
Ausschluss fuhren sollre. ach Auffassung des RH ist es aullerJem rech­
nisch und wirtschaftlich nacht sinnvoll, die Erfüllung heider Foruerungen 
zugleich zu ver1.tnt:cn. W('t! Immer nur eine der belden Mö~ll(hkt't[en ge­
nurzr werden kann. 

Wie dem RH auf dessen Anfrage von der Bauern-VerslcherungsanstJlt 
mlrgercilr wurde, nflilh der achfolger des in Konkurs geg;lngenen 
ßest- und Bilh.gstbl(~·ters die VerpflIChrungen aus den mit Ihm geschlos­
senen Verträgen bISher klaglos. 

Da der Gewerbe- VersICherungsanstalt überdies die schrtftltth erbetenen 
Aufklärungen über den Gesamtpreis unverzüglICh überml[(elr won.len 
waren, erscillen dem RII das Ausscheiden des Angebots wegen redlOert­
scher FehlerhaftagkeH gemäß dem Bundesvergabegesetz nlche mehr l.ulä.'i· 
sig . Da somlr die Gewerbe- Versicherungsanstalt das Angebor des Besr­
und ßlllIgstbleters nath Ansichr des RH zu nrecht ausgeschieden hat, 
erwuchsen ihr durch die Zuschlagserreilung an das rd 10 f',f teurere Ange­
bor MehrkoSten von rd 528000 EUR . 
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PC- Beschaftungen 

224 
Folgeauf<räge 

Projekr "Beitrag" 

7.1 Aufgrund des Zuschlags wurden zwischen November 1998 und März 1999 
zunächs< I 190 be<riebsberei<e PC übergeben. Anlässlieh der Beschaffung 
von 200 weireren PC im April 1999 informierte der Obmann den Vor­
stand darüber, dass die geleasren PC ohne weirere Zahlung in das Eigen­
rum der Gewerbe--Versicherungsanstalr übergehen würden . Dabei erwähnre 
er allerdings nichc, dass er den entsprechenden LeasingveHrag bereits einen 

Monar zuvor unterschrieben harre . Ende 1999 sranden insgesamr I 500 
geleasre PC im Einsacz, ohne dass eine neuerliche Ausschreibung erfolgr 
war. 

Die Gewerbe--Versicherungsansralr zahlre bereits ab November 1998 die 
vollen Leasingraren, obwohl rund die Hälfre der Geräre ersr 1999 in Be­
trieb genommen werden konme. 

7.2 Der RH kririsierte die vorzeirige Zahlung der Leasingra .. n durch die Ge­
werbe-Sozialversicherungsansralt. Weirers bemängelre" er die Erreilung 
von folgeaufuägen ohne Ausschreibung sowie die unterbliebene Informa­

rion des Vorstands über den bereirs erfolg,en Vertragsabschluss . Überdies 
entsprach die [nformarion, die PC würden ohne wei,e,e Zahlung ins Eigen­
rum der Ansralr übergehen, nichr der Vertragslage; es srand lediglich fesr, 
dass der Resrwert 9 % der Anschaffungssumme nichr übersreigen würde. 

Zur Zeir des Abschlusses der Gebarungsüberprüfung im Mai 200 I scand 
weirerhin nichr fese, ob und unter welchen finanziellen Bedingungen die 

Gewerbe--Versicherungsans .. 1< die I 500 PC nach Auslaufen der Leasing­
verrräge mir Ende Okrober 2001 nurzen kann . Laur Verrrag verbleiben 
die Geräre im Eigeneum des Herstellers und waren nach Ablauf des Lea­
singverrrages an diesen zurückzuseelIen, sofern keine Nurzungsverlänge­

rung bzw kein Res<kaufpreis vereinbart wird . 

7.3 Di, Gtwtrb,- Vtf'Jirhtru"gJamlall b,uirh"", ihre VorgangJw,iu aiI zweck­
miißig, riiUHlIt aber ein, den Vorstand irrtümlich 11/11' unzureichend informiert zu 

hahen. Du geitauen Gerillt leien zum nunmehr owgehandeltt1J Ru/werl rlOIl 

122571 EUR (7 % dtJ AflJrhaffimgJpreütJ) angekauft warMn. lVi, dit Berech­
mmg einer tJOtl tkr Anstalt damit btjassltn Bank zeige. habe die LeaJmgfinonzit­
rllng ,in", wirlIchaftlirhro Voruil von rd 13438 EUR erbracht. 

7,4 Der RH wies darauf hin, dass das Schreiben der Bank keine nachvollzieh­
baren Kalkulationen für den behaupreren Zinsvorreil enrhielr. Im Übri­
gen härte eine solche Berechnung bereits anlässlieh einer geborenen Be­
schlussfassung dem Vorsrand vorgelegr und den Sitzungsprotokollen 
angeschlossen werden müssen, was jedoch unrerblieb . Überdies beS<and 
bis zulerzr Unklarheit über die Höhe des zu bezahlenden Resrwerrs . 

8.1 Im April 1999 erhielr der bereirs erwähOle IT - HemeIler von der Gewerbe-­
Versicherungsa,nsralt den Aufrrag zur Analyse des Beirragsbereiches m ie 

einem Kosrenrahmen von 43 604 EUR. Der VorStand genehmigre im 
Juni 1999 den Vorschlag zum grundsätzlichen Umbau des Beirragsberei­
ches mir einem Enrwicklungsaufwand von 370 Personenmonaren . Für 
untersrün.ende Werkleisrungen durch den Hersteller und dessen Ver­

rriebsparmer C wurde vorersr ein Kosrenrahmen von rd 727 000 EUR 
mit den 8leichen tundensärzen wie in der eingangs erwähneen Analyse 
(zwischen [64 EUR und 240 EUR) vereinbart. 
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Projekt "Bellral-

IT E.nsatz nd - "scharrung .,,,. 
zwei Sodalvers cherun SI< nstallen 

Laut Bericht des Obmanns waren Im Okcober 1999 bereics 15261 3 EUR 
des genehmigten Kostenrahmens verbraucht worden . RUckwIrkend ab 
September 1999 sei eine Rahmenvereinbarung für den Leistungsabruf on 
Form von Teilleistungsvereinbarungen getroffen worden. berdles selen 
d,e Auftragnehmer bereit, zur Einhaltung des Fercigstellungstermins zu­
sätzlIChes Personal zur Verfügung zu stellen . 

Im Jänner 2000 berichtete der Obmann, dass der Kostenrahmen von rd 
727 000 EUR Ende Jänner verbraucht sein werde. Bis Ende 2000 werde 
d,e AnStalt für die Detailplanung zusätzlI ch 90 Personenmon.te um 
2,03 Mill EUR beIm IT-HerSteller und der Uncernehmung CI (der 

achfolgerin des Vercriebsparmers Cl abrufen müssen . Die erforderlIchen 
Programmierleistungen sollten nach elOer Analyse im ersten Quarta! 2000 
ausgeschrieben werden. Der Umfang des Gesamtprojekts wurde nunmehr 
mH 450 Personenmonaten angegeben. wovon ein Drluel extern zu er­
bringen wäre. 

Motte Oktober 2000 holte der Obmann beim Vorstand d,e nachträgliche 
Genehmigung für die zusätzliche Beauftragung der Unternehmung CI 
mit externen ProgrammierieiStungen im Ausmaß von rd 894 000 EUR 
fur das Jahr 2000 ein. Die im Jänner 2000 angekündigte Ausschreibung 
war nicht durchgefuhrr worden. 

Im Jänner 200 I erfolg ce schließlIch die nachträgliche GenehmIgung fur 
d,e bereits im Dezember 2000 an den IT -Hersteller und die Unterneh­
mung CI erceilten Werkleisrungsaufträge im Ausmaß von 3,05 Mill EUR. 
Obwohl die im Jahr 2000 bewilligcen Kosrenrahmen noch bis Ende Jän­
ner 200 I gereicht hätten, erachtete der Obmann die Erceilung dieser Auf­
träge tur notwendig, weil die Unternehmungen zu Jahresbeginn ihre Per­
sonalplanung erstellten. 

Laut Statusbericht vom 30. April 200 I verursachte das Projekt bis dahin 
externe Kosten von rd 4,60 Mill EUR und interne KoSten von rd 1,58 Mill 
EUR; die rechtzeitige Fercigstellung war weiterhIn geP.ihrdec. 

8.2 Der RH beanstandete die Vergabe von Diensdeistungen im Gesamtwert 
von rd 6,74 Mill EUR ohne Ausschreibung an die genannten Unterneh­
mungen, obwohl der große Umfang des Projekts von Anfang an bekannt 
war. \Xfeiters wurden Aufträge in Mi 11 ionenhähe ohne rechtzeitige Geneh­
mIgung durch den Vorstand vergeben . 

Mit der Ausschreibung des Projekts härre die Gewerbe-Versicherungs­
anstalt überdies das Risiko der rechtzeitigen Fertigstellung vor Ein­
führung des Euro auf den Auftragnehmer überwälzen können, was durch 
den LeIstungsabruf in Form von Teilleistungsvereinbarungen nlchc ge­
lang . 

Die Bereitstellung von zusätzlichem Personal durch den Auftragnehmer 
war letztlich mit zusätzlichen Kosten für die Anstalt verbunden . 

Die verrechneten Srundensätze waren nach den Erfahrungen des RH sehr 
hoch . Vergleichsweise konnte der Hauptverband der Sozialversocherungs­
rräger Unrerstützungsleiscungen zu einem durchschnittlichen Srunden­
satz von [19 EUR zukaufen. 
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Projekt "Bellrag" 

226 

IT -Organ isa(ion 

Aufbau 

8.} D/~ Geturbe \.'trJic!JerlinKsomlolt fiihrte am, JIt h.J!;e IwrUIJ 199211111 d.tT Nm­

krmup/um J~J Bfllraglberelches htX01J11ffl 1111tl Jel "abt, !'OII ZIUI )Ilembertllerll 

dtJ 1"( l-/trI/flirrI IIl/t~rjliitZl u·ordm. Da d'f: Doku"'tTllafloll/mJ:,tfliiKe1lJ ll"ar, 

h,itlt d,t Ntl/tIl/UHkhl!J1'. nltbt !'On der \f0rllm~ 1!.tlrr"IJIJl WfTdtll k1II)",:II. \f"'tlltrJ 

hdllt!} zahlr~,,-he 1!.t1elzllchl' Ä"derlmK€n /II/(/ tl11 E"P./Ju.u dll ReJJ(lIlrftll dm für 
jllm /Y9Y geplaJJtf!'ll Ft'rflgJulhmgJlerTIIIflIt!J"Zijgen, Jel zl/mjElhrduh·hJt:1 IYYN iYY 
dlt, DaftniilJfNlflhmt aUI di,J \'fJrjahrtfJ mch, K~uii/;r1t'I1'el gt>IHJfI/ lIlId thlJ 5)1-

10" d,m:h die ZLlhlrudJftJ ÄnderlJlJf,(tJ mZUUOJffl mSlab" I!,I!lJ'fddw. Sn! h,,/N dt'J­

hulb Jm AprJ! 1999 I i" UJJt"nehmungen ZNr Priisetllttllon 1'OIII..1isllnfl,srYIYJdJliiKeIJ 
flnge/ad.m , 

Für du Erstelllmf, emer srhliisselftrllf!.t:n CeIlImlliiJlJnr.:, dNYfh eme Stiftu"dP'(f1rtJü/ 
zu rme", FlxprtlJ rriiren Imter anderrm em lvllitlind/gd Pfflchtt:nheft u/1d eine Ke­
naue Dtjinllioll t'erfiigb(1rer eigener R tJ!f}IITfel1 \ 'orPIIJJetumg KeU'l1IftJ, Da J,l'! 
l1uhl d~r FlllI U ·dr. habe Jit IJJlI dem stil 19Y, a/1 dtr NtukflfluptUHJ JtJ ßel­

traJ!.Jber~/{heJ tJrbelltfJdm IT Herstell" l'JtJttJ RtJbmtnt'f!f'lrdg db~,eJchlmsm, D,ue 

ElltJl"ht!ltJlilIK Jf/ ElIII BOJI! d~r Qual""1 d~r M Ift/rbe/ler. der OrJtJ)!,lnhkelf der 
Dlln-hführ/ftJf;. mit/ der \'('ltden,""U"l:lIdllrJX um Tt:t!ell bertllJ I!,l:lelJttur \ "trI:lrlNlfm 

Relm/fen U"ordm. Ollrch dttl Abr"f I 0/1 TellloJIII1If!.f1I hiilte lIur d,t lalldrh/nh 

bmiillKIt' UmerIliir=m,g zIIKektJllft werde/1 miiJJf1I. Im Ohr/Keil Jel dlt lIöbe du 

SlImdemat:t ""r(b d/i Qllaluiit d" I\f lIarbe'l" 1!."t't."htferIlKI gflUJnJ. 

HA Der Ril erwlderre. dass drei Uncernehmun~en zur Abt.!:Jbe \Ion AnbOt<:n 
ilbn dll:- Analyse der bestehenden Org.mlsJ[lon lind die Erarbelrung von 
Vors{htig~n für ~lOe Neustruktllnerung elOgeidden word~n wart'n . Den 

Auftrag erhlel( eine Berawngsunrernehmlln~ l:U emem FIxpreis von 
27616 EUR, dem ein Tagsau von 920 EUR zu,(trunJe lag. 

Hangegen wurde für die Analyse des Beirfllt;sberetehes nur vom IT - 11('r­
steiler t'1n Orr~rt t'tn,gehoIL Für den Projekdt'ltcr wurde ein Tagsatl von 

I 562 EUR und für den M.irarbeicer ein Tags.c< von I 217 EUR vereln­
ban. Die Gründe für den Abschluss des Rahmcnvenrages mir Jener Umer­

nthmung. deren Mitarbeiter bereits 1993 an diesem Projekt mltwirkten, 
\V~lren für den RH angesichts der von der Gewerbe- Versicherungsanstdlt 
in ihrer rellungnahme dargelegren Mängel nichr nachvollziehbar. 

Der RH hiel[ somit seine Kririk aufrecht. 

9.1 Bei der Bauern- Versi(herungsanstalr besorgre StH Dezember 2000 eine 

t'lnZIRe Abteilung alle Aufgaben auf dem Gt'bll't der Organisation und 
D~l(enVer;lrbel(Ung , Bel der Gewerbe- Versicherungsnnstl:llt beswnden hin­

gegen neben einer Organisanonsabreilung drei welrere IT - Abreilun!4cn _ 

9.l Der RH empfahl eine Scraffung der IT - Aufb.llIor!;.nis.Clon bei der Ge­
werbe- Versic herungsansralr. 

9.3 Oll Gflur.be- VtTJ/cherungJamtalt lullt I1l/t. JaH dll,,·h du: Z/IJdtlmlenJ~15I/IIJ!. 

der drer IT -Abtetl,,"gm 111 '171<711 GddJiljiJbemch dl< KOfIrdllltlttoli Ihrer All/gabe" 
halx l'eYbtuert u,trdetJ kiimletl_ 
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n-O.,.anlsatlon 

\'(Ieltere 

Empfehlungen 

Hechnungswesen -
Ve rbuchung von 
Software 

Sonstige 
Empfehlungen 

IT Elnsntz und esc aflun bet 
zwei SOZl&llv rs chcru s nstalten 

10 Wei«rs empfahl der RH be,den SozlalversICherung .. ,nsral,en 

- die Bestellung eines QualltätsslCherungsbeauf[ra~ten , 

- die Aktuallslerung der Srellenbeschrelbun,gc:n, 

- eine möglichst weitgehende Trennung dt' r Pro,grammwJrtung von der 
euencwicklung, 

- die Erstellung eines Kata5trophenhandbuches soWIe 

- eine Verstärkung der trägerüber~relfenden Zus.lmmenarbt'lt. 

Der Gewerbe-Versicherungsanstalc empfahl der RH eine Vers,Jrkung der 
lT -uncerstützten Kontrolle Im Einkauf. 

Bei der Bauern- VerSICherungsanstalt wären die Zugnffsberethugun,gen 
im SAP- BerelCh neu zu regeln . 

Belde VerJlchtrlmgJtHlJlaflrn lag/eil d,e UfIJ,IefZIOIj!, dir' EmpfchhmJ!.tll da Nil ZN. 

11.1 Der RH konnte bei der Verbuchung von Jngekauf[cr Software bel den 
Anstalten unterschiedlIChe Vorgan,gswei sen feststellen 

11.2 Zur Erzielung einer elnheHllChen Vorgangswel~ ohne Abgrenzungspro­
bleme ZWischen Becnebssyscemsoftware und Anwenclungssofrware regte 
der RH gegenuber dem BM G an, ed,l5sm.ißI/; zu rogdn, jede So([ware, 
die als ~Compucerprogramm" den hurz des rheberrt'chrs,geserzes ge­
nleßr, bei encgeltliCher Beschaffung von eanern Dn[[en als selbscändlgen 
Immateriellen Anlagengegensrand zu aktiVieren und enrsprt'tht'nd abzu­
schreiben. 

11.3 DaJ BMSG gab btkan11l. dall d,fler Vorschldf, all(h t'fUJ tUIIKl l1 S(JzlaJ,'t!rJ/{~­

rungJlriigtrll herdllf,elrO!{m uwJell Jel. Er u,""t> aber Im HIlIhInk auf d,e Rii,k.­
/iihmng deJ Vtrll'tJllIOIliJ- lind l''''''tl'hllll1JX1tJujlmndeJ bn 2IJIJ.l l urldllfig .11-
riirkgeJIelil. 

12 WelCers empfahl der RH der Gewerbe-Versicherungsanscal" 

- die vollständige Erfassung aller Lleferanrenrechnungen .1uf LIeferanten­
konten, um SO die Einhalrung des InvcscJCJonsplans überwJthen zu können , 

- im Inve5ci[ionsplan alle wesemliChen IT - Auftr.ige aUSZUWeisen, 

- insbesondere bei Leasingvercrägen dem LH."feranten keine ßankeln:lug -
berechc igung zu gewiih ren, sondern IT-unrersrüczct' Znhlungspl;ine l.ur 
Überwachu ng der Zahlungen zu ers tellen SOWIt' 

- die I nnenrevision verstärkt in allen Bereichen der IT ein:lllser:len. 

Du Gtt'trbe-VemrhemngJtUlJlal/ Jagte du Bearh/llng der EII/pfehlm/gen du RII 
ZII. 
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228 
Schluss­
bemerkungen 

13 Zusammenfassend hob der RH nachstehende Empfehlungen her­
vor: 

Beide SoziaJversicherungsansraltcn soUten 

( I ) die Programmwarrung von der euenrwicklung trennen, 

(2) einen Qualitätssicherungsbeauftragten bestellen sowie 

(3) die Stellenbeschreibungen aktualisieren . 

Die Gewerbe-SozialvcrsichcrungsanstaJ( sollte 

(4) Aufträge künftig umer Beachtung der Vergabevorschriften er­
teilen, 

(5) bei allen Beschaffungen die Genehmigung des Vorstands recht­
zeitig einholen und "Obmannverfiigungen" künftig nur mehr in 
A lIsnahmefaIlen treffen, 

(6) verstärkt die bei den ozialversicherungsträgern üblichen [an ~ 

dardproduktc und Entwicklung'swerkzeuge einsetzen, 

(7) die Entscheidungsgrundlagen für die Form der Finanzierung 
(Kauf oder Leasing) bei allen Beschaffung.vorgängen dem Vorstand 
vorlegen und dem ProtokoU anschließen, 

(8) aUe wesentlichen IT - Aufträge im Investitionsplan ausweisen 
sowie 

(9) die Innenrevision verstärkt in allen Bereichen der lT einsetzen. 

Das BMSG sollte 

(10) erlas.mäßig regeln , jede Software, die als "Computerprogramm" 
den Schutz des Urheberrecht.gesetzes genießt, bei entgeltlicher An­
schaffung von einem Dritten als An.lagevermögen zu aktivieren und 
enlsprechend der un.ungsdauer abzuschreiben. 
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Kurzfassung 

nfallkrankenhaus Graz der 
AUgemeinen Unfallversicherungsansrah 

Die Zahl der im UnfaJlkrankenhaus Gr ... (U KH Gra.) behandelten 
Stationären Palienten sank von 6 607 im Jahr 1998 auf 5898 im 
Jahr 2001. Die durchschnittliche Bettenauslastung im UKH Gral 
fiel im Jahr 2001 bei einer in den letzten Jahren nahezu gleichge­
bliebenen durchschni"lichen Belagsdauer (Verweildauer) von rd 
neun Tagen auf 82,5 %; sie lag damit unter dem Durchschnittswert 
aller UnfaJlkrankenhäu.ser vOn 93,7 %. Unter der neuen ärztlichen 
Leitung konnlen im ersten Halbjahr 2002 bessere betriebswirtschaf,­
liehe Kennzahlen erreicht werden (durchschnittliche Belagsdauer 
8,3 Tage; durchschnittliche Berrenauslasrung 88,9 %). 

Die seeigenden Koseen der sea,ionären Heilbehandlung und der 
Rückgang der Patienlen.ahl führten dazu, dass das KH Graz im 
Jahr 2001 mit rd 4 100 EUR die höchsten KoSten je Fall (Patien,) 
unter allen Unfall kran ken häusern aufwies. I m kosten intensiven 
Operationsbereich erachtete der RH ei ne nachhal,ige Verbesserung 
der Ablauforganisation für unabdingbar, wobei mittelfristig eine 
volle Harmonisierung der Dienstzei[en des dort beschäftigten Per­
sonaJs angestrebt werden soUre. 

Die Einräumung eines Baurechu durch die AUgemeine nfaJlversi­
cherungsanstah: (AUVA) an die 5teiermärkische KrankenanS[al{en~ 

gesellschaft mbH .ur Errichtung eines Landeskrankenhauses (LKH 
West) stellte auch eine Maßnahme .ur Standortsicherung des UKH 
Graz dar. Die Kooperation z,wischen den beiden Krankenanstalten 
unter fallweiser Einbeziehung des Krankenhauses der Barmherzigen 
Brüder Graz-Eggenberg eröffnete für das KH Gr ... die Möglich­
keit für eine bessere Ressourcenauslascung und eine wirtschaft­
lichere Betriebsftihrung bei gleichzeiriger Verbesserung der Qualitäf 
der Patientcnversorgung. 

Die bereit bestehenden Koopera,ionsverträge (z B für die Speise­
versorgung und radiologische Untersuchungen) zwischen dem 
UKH Gra. und dem sich im Vorabbetrieb befindlichen LKH West 
führten zu Erlösen für das UKH Grn, die über den durch die Ko­
operation verursachten Zusatzkosten lagen . 

Für die Zeit des Vollbeftiebs des LKH West sind weitere Verbesse­
rungen der Qualität der Patienrenversorgung aufgrund von Koopera· 
tionsmaßnahmen geplant. Dies be<rifft unter anderem den durchge­
henden Laborberrieb und die gegenseitige utzung von Großgeräten. 
Die wirtschaftlichen AuswiJ'kungen der geplanten Kooperationsmaß­
nahmen waren zur Zeit der Gebarung'süberprü(ung noch nicht in 
allen Kooperationsfeldern absehbar. 

Anhand der vorgeleg<en Kalkulationen ließen sich aber deutliche 
Kostenvo"eile für das UKH Gr •• , .B durch den Verzieh, auf ein 
eigenes Labor und den Zukauf von Laborleisrungen, erkennen. 
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Kenndaten des Unfallkrankenhauses Graz 1 
Rechuu"iiger Allgemeine Unfallversicherungsansralr 

Leistungserbringung 1998 1999 2000 2001 

Anzahl 

Sysremisierre Be cten 220 220 220 220 

Tatsächliche Senen 190 177 177 177 

Personal · 502 507 512 524 

tationäre Pauemen 6607 6540 6231 5898 

t3tionäre Verpnegstage 5859-1 58 102 55924 53331 

Ambulan.falle 47895 48335 47726 45266 

Durchschnittliche Belagsdauer in Tagen 8,9 8,9 9,0 9,0 

in lJf 

Durchschnittliche Bettenauslasrung 84,5 89,9 86,3 82,5 

• In VolI~hafti8ungs:.qu l vaJencen 

GebarungsenrwickJung 

Personalaufwand 

ßerriebsaufwand 

Gesamcaufwand 

Gesamterträge 

Berriebsergebnls 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

Leistungserbri ngung 

Einleitung 

in Mill EUR 

26, 17 26,97 27,97 28,34 

8,24 8,43 10,92 9, 10 

34,4 1 35,40 38,89 37,44 

11 ,97 12,48 13,39 13,49 

- 22,4-1 - 22,92 - 25,50 - 23,95 

Der RII überprüfte von November bis Dezember 200 I die Gebarung des 
Unfa llkrankenhauses Gra. (U KH Graz) der Allgemeinen Unfallversiche­
rungsanstal, (AUVA). Prüfungsschwerpunkre waren neben der Leistungser­
bringung des UKH Graz der Umfang und die Auswirkungen der Koopera­
tion dieser Krankenanstalt mir dem neu e rrichte ten Landeskrankenhaus 
Graz- West (LKH Wes,) unter fdllweiser Einbi ndung des Krankenhauses 
der BarmhetZlgen Brüder Graz- Eggenberg (BIIB). 

Zu den Im April 2002 übermirreiren Prüfungs mlcre ilungen nahm die 

AUVA Im JUni 2002 S,ellung. 

2.1 Das UKH Graz ist ei ne gemeinnützige, private Sonderkrankcnansralr im 
Sinne des Srclcrmärkischen Krankenansralrengescrzes 1999. Die Erzie­

lung eines Gewanns Wird nicht bezweckt. Rechrsrrjgcr des UKH Gmz 1st 

die gemäß dem Allgeme inen Sozialversicherungsgese,z (ASVG ) für die 
Durchführung der gesetzlichen nfallversicherung zus,ändige AUVA . 

Das U KH Graz dient der Unfallhedbehandlung von Vers icherten der 
AUVA , d ie nach e inem die Leistungsl ll srändi g ke j[ de r AUVA begrün­
denden Versiche rungsfall (Arbei rsversehrrc) medi zini scher Verso rg ung 

bedü rfen . Zusätzlich können auch andere U nfall verlcrzrc aufgenommen 
werden . \XIie der RH festStell,e, erfolgte auch die Behandlung von Pa,ien­
ren mir onhopädischen Erkrankungen. 
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Le.stungse"brlngung 

St.'ltionärt' Patienten 

Stationäre 
Heilbehandlung 

Unfallkrankenhaus Graz der 
AllgemeInen Unfallversicherung_an lall 

Die Betriebsbewilligung für das zu Begann der 80er-Jahre errichtere 
UKH Gral wurde 1981 unter der Auflage erteilt, dass eine Ansral<sord­
nung zur behördlichen Genehm igun,g votzlilt'gen isl. Zur Zeit seiner Ge­
barungsüberprüfung konnte dem RH nur die aus dem Jahr 1971 stam­
mende Anseal<sordnung rur das damalige ArbeItsunfallkrankenhaus Gmz 
sowie der En[wurf einer neuen Answltsordnung für das UKH Graz vorge­
legt werden. 

2.2 Der RH empfahl, die Anse.llsordnung umgehend fertigzustellen. 

2.3 Will Stellungnahme der- A UVA U'erde der EmUlIr! der AmlaltJordnllng /lach 

Abstimmllflg mit dem Amt der SteltrmiirkiJrhefl IJJI1desregierllllg IImgeJelZf. 

3.1 Die Znhl der im UKH Gmz behandelten smtionären Patiencen sank von 
6607 (1998) auf 5 898 (200 I). Im emen Halbjahr 2002 war demge­
genüber ein Anstieg der Patlenrenzahlen auf 3416 (+ tO,l q: im Ver­
gleich zum Vorjahreszeitraum) zu verzeichnen. 

Eine Analyse der im Jahr 2000 ambulant und stationär behandelren Patlen­
ren zeigte, dass rd 16 f)f der Pmenren einen Arbei<sunfall und rd 70 " 
der Patiencen einen Privatunfall erlirten hacren; die restlichen 14 f]f der 
Pariencen wiesen orrhopädische Erkrankungen auf. 

3.2 Aus der Sichr des Einzugsgebiets von Graz war die Behandlung von P,nien­
ren mir onhopädischen Erkmnkungen angesichu des gestiegenen Bedarfs 
an orthopädischen Leistungen voneilhafr. 

" Die durchschnircliche Beuenauslasrung stieg trorz sinkender stationärer 
Verpflegstage von 84.s '1f (1998) auf 89,9 % (1999) an, was auf die Ver­
ringerung der tarsächlich aufgesrellten Berren von 190 (1998) auf 177 
(1999) zurückzufuhren war. Durch das weitere Absinken der stationären 
Verpflegstage verringerte sich die durchschniuliche Berrenauslasrung des 
UKJ-I Gtaz auf 82,S Cf im Jahr 2001 und lag dami, unter dem Durch­
schnirrswert aller Unfallkrankenhäuser von 93,7 <;'f . 

Die durchschnittliche Belallsdauer (Verweildauer) der Pariencen betrug im 
Zeitraum 1998 bis 200 I nahezu gleichbleibend rd neun Tage und lag damit 
um rcl einen Tag über dem Durchschninswen aUer Unfallkrankenhäuser. 
Umer der neuen ärzdichen LeICLIng konme allerdings im erSten Halbjahr 
2002 eine Verbesserung der betnebswinschafclichen Kennzahlen errelChr 
werden (stationäre Parienten 3 416, Ambulanzfalle 23 844, durchschnirr­
liehe Belagsdauer 8,3 Tage, durchschnirrliche Berrenauslasrung 88,9 % ). 

1.1 Die Kosten der stationären Heilbehandlllng erhöh ren sich von 22,1 Mill 
EUR (1998) auf 24,2 Mill EUR (200 I). Die steigenden Kosten und die 
rückläufige Zahl der starionären Parienten flihrren dazu, dass das UKH Graz 
mit 3511.80 EUR (1999), J 796,70 EUR (2000) bzw 4 096,70 EUR 
(2001) die höchsten Kosren je Fall (Patient) unter allen Unfallkranken­
häusern aufWies . Die Koseen Je Tag lagen dagegen wegen der längeren 
Belagsdauer der Patiencen im UKH Graz unter dem Durchschnir[swen 
aller Unfallkrankenhäuser. 
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Operationsbereich 

5.2 Der RH erachtete eine nachhaltige Verbesserung der betriebswinschaft­
lichen Kenn .. ,hlen fur erforderlich; er regte an, die bereitS beStehende Zu­
sammenarbeit mit dem neuerrichteten LKH \~est durch eine Erweite­
rung der KooperatIonsbereiche zu intensivieren. 

'.3 Lallt "Iruft/llng dtr A UVA JtI mrttleru.,l, ,m, Ut"trt VtrbeJItrUng der kmebI­
u·il'lJehaftIIChm Ktnnzahlm "reJ(ht u'orden; zudtm 1'1 emt 11IItnJll 1lffJIIIg dtr 
Kooptraftoll kabI;chtrgt. 

6.1 Die Kosten rurden Operationsbereich betrugen Im Jahr 2001 8,27 Mill EUR 
oder 3-1,2 <;f der rur d,e stationäre Hellbehandlung anfallenden Gesamtkos­
ten . 0 .. Zahl der Operationen sank von 5 031 (1998) auf -1 739 (2000). 
Patienten, bei denen eane sofortige Operation nicht erforderlich war, wurden 
ohne Zusage eines fixen OperatIonstermins auf eine \"(fane!tste gesetzt 
('planbare Operationen'). Im Dezember 200 I Warteten zB 176 Patienten 
auf Operationen Im Knie- bzw Handbereich bei einer durchsehn",liehen 
\Xi'artezelt von drei Monaten. 

Das im Operations bereich tätige Personal hane lIncerschiedliche Dienstzei­
ten (Ärzte von 7.'>0 bis 13.30 Uhr, Schwestern von 7.00 bis 15 .00 Uhr). 
Eine Vorverlegung des DienStbeginns der Ärzte auf 7 .00 Uhr würde in der 
Hauptbetriebszeit einen höheren Patientendurchsatz ermöglichen . 

Im Dezember 2001 gab die kollegoale Führung neue RahmenbedIngun­
gen für die OP·- Planung vor. Diese enthielten die Verpnichtung . eine 
bestimmte Anzahl von op-Tischen zu besetzen, die OP-uiren zu ver­
längern und d,e rlaubszeiten des im OperatIonsbereich beschäftogten 
Personals abzus[lmmen . 

• Funkcloosbtrtlch Opef'lltlonsgal 

6.2 [)er Rlf anerkannte die Maßnahmen zur verbesserten utzung der vorhan­
denen Ressourcen im kostenintensiven Operationsbereich. Die damit 
mögliche Verkürzung der Wartezeit bei den planbaren Operationen, ver­
bunden mit einer fixen Terminzlls3ge, war auch aus Patientensicht erStte­
benswert . 

Daneben hIelt der RH aber eine nachhaltige Verbesserung der OP-Ab­
lauforganisarion fur unabdingbar, wobei kurzfrisflg jedenfalls ein gemein­
samer DiensrbeglOn des im Operationsbereich beschäftigten Personals 
und mJ([elfristjg eine volle Harmonlslerung der Dienstzeiten angestrebt 
werden sollte. 

6.3 Lallt SftlIJurgnahmf der A UVA ItI trn, V"bwtTImg dtr Ablaujurganuaflon 
dllrch du UIIIJltllllng allf Iln Tta11lJYJtem beabslChtigJ; dabll werde allch t/nt 
Harmonlsltrlmg d" DIOlJfuiun angulrtbt. 
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Lelstungsel'brlngung 

Sonderklassebenen 

Weitere 
Feseseellungen 

Unfallkrankenhaus Graz der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanslall 

7. 1 Das Belagsrechr flir die 24 vorgehalrenen Sonderklassebenen war ausschließ­
lich dem ärzdichen Leirer des UKH Graz eingeräumt. Die im Jahr 200 1 
angefallenen 4 550 Verpflegseage für Sonderklasseparienten führten bei 
einem Aufzahlungspreis für die Sonderklasse von räglich 158 EUR zu Er­
trägen von 0,72 Mill EUR für die AUVA. Seir I. Jänner 2001 behielr die 
AUVA erstmals 10 % der Arzrgebühren für die Sonderklasseparienten als 
Hausanteil ein. 

Bei einer Vollauslasrung der vorgehalrenen Sonderklassebenen (8 760 Ver­
pflegseage) wären allein durch den Aufzahlungspreis zusärzliche Erträge 
von 0,67 Mill EUR jährlich möglich; zudem würden sich auch die Erträge 
der AUVA aus den Aragebühren für Sonderklasseparienten entsprechend 
erhöhen. 

7.2 Der RH empfahl, zur Erzielung zusärzlicher Erträge die vorhandenen 
Sonderklassebenen seärker zu nurzen . Dazu wäre allerdings das Belags­
rechr nicht ausschließlich dem ärzrlichen Leirer, sondern auch den Fach­
änten des UKH Graz einzuräumen. 

7.3 Die AUVA bejiiru'Ortete du ElIlrai,mllng dtJ BelagJrechlJ allch fiir Fachiirztt: 
Frag'" der UmJtlzllng Jollm nlKh berprlKhm werdm. 

8 Weirere Festsrellungen und Empfehlungen des RH berrafen: 

(l) Die Verbesserung der Ablauforganisation durch eine Harmonisierung 
der Dienstzeiten nicht nur im Operationsbereich, sondern auch in ande­
ren Bereichen (zB Erstuntersuchung , achbehandlung). 

(2) Die Nutzung freier Kapazitären im Bereich der Werkstänen und bei 
den Personal wohnungen, zB durch enrsprechende Vereinbarungen mit 
dem LKH West. 

Die A UVA teiltt mit, da]S die Hannonisief"JlIJg der DimstullenlxreilJ d"rch eine 
eingerIchtete Arbtitsgrllppe vorbereitet lind beziig!tch der PersonaluJohml11gen und 
lVerkJliJilen GeJprdche mll dw LKH IVw all/genommen u'Orckn leien. /711 BereICh 
der lVerkJliilltn wdrm ailerdingJ noch HaftungJjragm Zll Haitli. 

233 

Kooperation mit ande ren Krankenanstaltenträge rn 

Baurechtsvenrag 9.1 Im ovember 1995 schlossen die AUVA und die S«iermärkische Krnn­
kenansralrengesellschafr mbH (KAGes) als Träger des LKH Wesr einen 
Baurechtsvertrag ab, in dem der KAGes ein Baurecht zur Errichtung eines 
Landeskrankenhauses auf Grundsrücken der AUVA eingeräumr wurde. 
Dafür ha ne die KAGes einen wercgesicherren Bauzins von jährlich rd 
167 900 EUR späresrens ab dem I. Jänner 1996 jeweils quarraIsweise im 
Voraus zu entrich,en. Die Zahlung des Bauzinses für die Jahre 1996 bis 
1998 im Gesamrausmaß von rd 503 709 EUR erfolg« ersr 1998 ; die 
weiteren Bauzinszahlungen wurden rechtzeitig überwiesen . 
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Kooperation mit anderen 

K.rankenanstaltentragern 

EInzelverträge 

9.2 Dle EInräumung des Baurechts an dIe KAGes zur Erri chtu ng eines Lan­
deskrankenhauses und die damit verbundene Erweiterung des medizini­
schen Lelswngsangel:x)[es für das Stadtgebiet Graz-\'(fest srelhe auch eine 
Maßnahme zur S[andortsicherung des UKH Graz dar. Durch das In un­
mmelbarer achbarscha[[ errich[«e lKH \Xles[ ergab sich für das UKH 
Graz die Möglichkeit für eine bessere Ressourcenausl.tsrung und eine Wirt­

schaftlichere Betriebsführung bei gleichzeitiger Verbesserung der Qualität 
der PJtlemenversorgung . 

Hmsichtllch der verspäteten BauzlOszahlungen regte der RH an, organi­
sarorlsche Vorkehrungen zur Si che rsrellung rechczeitlger Zahlungsein­
gänge zu treffen. 

9.3 LaUI Milltdung dtr A UVA St/ dlt VtrJpiillmg dtT Zahlung auf tltl IIIItT1I'1 

KomnulfllkallOnJproblem zlIrikkzlI!ührtn geu'fJt7I: du u'tJlerm Zahlllngm Ultn 

r«hlztilig abgtu:i .. ktll u'Ordro. 

Allgemeines 

10 Zur Emelung von Synergieeffehen schlossen die AUVA und die KAGes 
in mehreren Bereichen Einzeiverrräge ab; ein übergeordneter Koopera­
tionsverrrag befand sich in AusarbeHung . Die Venräge bezogen sich in 
der Regel duf den Vorabbe"ieb bzw den Vollbemeb des lKH Wes<. 

Dabei war unter Vorabbctrieb der Zeitraum ab Inbetriebnahme des ersren 
Bauabschnmes bis zur Aufnahme des Vollbelriebs zu vers<ehen (12. Mai 2000 
bIS vorauSSlchd,ch Ende 2002). Der Beginn des Vollbe"iebs war m,[ der 
In betriebnahme des zweiten Bauabschnl [[es (voraussichtli ch ab 2003) 
[es[geleg<. 

Speise- und Heißgeuänkeversorgung 

11.1 Die A VA und die KAGes schlossen ,m März 2000 fur die Ze" des Vor­
abbemebs des lKH \Xles[ einen Venrag ab, der die Versorgung von Pa<ien­
cen und Personal des lKH WeS[ mi[ Speisen und He,ßgeuänken durch 
die Küche des UKH Graz - die über die emsprechende Kapaz"ät ver­
fügte - regelte. Da die Erlöse aus den Kostener5ätzen deuclich über den zu­
sä[Zlich verursachten Kosten lagen, konnren \'on .Mai biS Dezember 2000 
51 512 EUR und im Jahr 2001 97 576 EUR zur Abcleckung der ,n der 
Küche des UKH Graz anfallenden Kosten erwinschafrer werden. 

11.2 Der RH hiel[ [es[, dass d,e Koopera"on m" dem lKH WeS[ on der Zei[ 
des Vorabbeuiebs zu einer höheren Auslasrung der Küche des UKH Graz 
und damIt zu einem besseren beuiebswirtschafrlichen Ergebnis Hjhne. 

12.1 Für den bevomehenden Vollbemeb des lKH WeS[ schloss d,e AUVA 
mir der KAGes einen auf zehn Jahre befristeten Vertrag für die SpeiSe­
und Heißge[ränkeversorgung des lKH WeS[ durch die Küche des UKH 
Graz. Den Patienten wurde dabei sowohl für das Frühstück als .luch für 
das Abendessen e,ne erweicerte Wahlmöglichke" angebocen. 
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Kooperation mIt anderen 

K.rankenanstalten'tragern 

Un'allkrankenh us Graz der 
Allgemeinon Unlallversic:llerungsanslaU 

Für den Fall der Koopernnon wurde anhand von Kosrenkalkulationen er­
micrelr. dass bei der Herstellung zusäctlicher Speisen für die Pa[it'nrt"n 
und da> Personal des LKII \XIeSt die Kosren einer Tagesverpflegung für 
das UKH Gmz von 17, 15 EUR auf 16.18 EUR sinken würden ; dadlmh 
wären Einsparungen von 87 000 EUR pro Jahr möglich . Die im Fall der 
Koopcrarion anfallenden Kosren für Personalaufsrockung, KüchenumbJu 
und Ausrausch einiger KCKhger~ite wurden dabei herücksichrigr. 

11.1 Die Kooperarion im Küthenberelch bei Voll betrieb des LKH \XIest enordert 
zwar einen zusä[zlichen Ressourcenei ns3rz und einen KüchenumbJlI , sollre 
aber wegen der angef't.ihrten EmsIX'rungsmögltchkeicen rur das UKII Gf"J.L 

und des wirtschafdichen Voneils für heide Kooperarionsparrner vtrtrJgs­
gemäß verwirklichr werden . Zudem würde sich rur die Patiencen durch du: 
\XlahlmöglJchkeuen bei der vorgesehenen Speiseversorgung eine erheblu.:he 
QUdht:irsverbesserung ergeben . 

RaJiologische Untersuchungen 

13.1 1m Röntgenbereich des UKIt Gra. fielen im Jahr 2001 Kosrtn von 
1,71 Mill EUR an. Für die 7...,It des Vornbbetrlebs des LKH West schloss 
(.he AUVA mir der KAGes einen Vertrag über die Durchführllng radiolo­
gischer Untersuchungen für Patiencen des LKH West durch das UKII 
Graz ab. Im Jahr 2001 smnden zusJrzlichen Personal- und Matenalkos­
ten von rd 84 450 EUR Erlöse aus Kostenersätzen von rd 232 550 EUR 
gegenüber; damit verblieben rd 148 100 EUR zur Abdeckung der Im 
UKH Gra. für diese Leisrungen anfallenden Kosten. 

13.1 Der RH «elite fest. dass die im UKH Gra. im Rönrgenbereich verfügba­
ren Ressourcen durch die- Kooperation bereits im Vorabberrieb besser aus­
gelastet ,-vurden , Die flir die LKl-I- PaClencen erbrachten Leisrungen be­
wirkten daher nur geringe zusärzliche Kosten . 

I·LI Ein von der AUVA und der KAGes gefasster Grundsatzbeschluss emhlelt 
Überlegungen für ein Kooperatlonsmoclell am Sektor der Radiologie fur 
die Zelt ab Vollberrieb des LKH Wes<. Dabei wurde eine KooperJtlon 
ZWischen drei Krankenanstalcen mIt unterschiedlichen Rechrsrrägern an­
gestrebt (LKH \XIest KAGes; UKH Gr.z AUVA ; BHB/ Konvenr der 
Barmherzigen Brüder). 

D-JS am LKH \Vesr eLn.(.uric::hrende md1ologische Insriw[ soll gemäß diesem 
Kooperationsmodell dIe durchgehende fachänrliche Versorgung gewähr­
leISten und den radiologischen Konslliarbed.rf des UKH Gra. abdecken. 
Das UKH Graz saH dem LKH \'(fes[ Leisrungen seiner radiologischen 
Elnflchcungen verkaufen und durch eigenes Personal den Bedarf an 
Nach tdlensc1eistun,gen im LKH \Vesr abdecken. Das in unmi[{elbarer 
Nähe zum UKH Gral gelegene BHB soll für die Kooperationspanner die 
erforderlichen Magnetresonanztomographie-Leiscungen erbringen. 

Durch die neueo Mengengerilsre und die darme bessere Auslasrung der vor· 
handenen Ressourcen sollen gemäß dem Grundsarzbeschluss 8eringere Un­
rersuchungskosten im UKH Graz anfallen . Mit der Koopermion wäre ZWM 

eine Personalilufscockung verbunden, die Gehalrskos(en sowie sämtliche 
kalkulawrische Kosren wären aber durch den LeisrungsverkJuf gedeckt. 
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Kooperation mll anderen 

Krankenanstallenlralern 

14.2 Der RH erachtete es als zweckmäßig. zur besseren Nutzung vorhandener 
Ressourcen bereits richtungswelscnde Kooperationsüberlegungen Im kos­
renimensiven Bereich der RadIOlogie anzustellen. Da jedoch enrscheldende 
Fragen - wie die Lelstungsabgelcung - noch im VerhandlungssradlUm 
waren, war d,e Im Grundsarzbes<:hluss getroffene Fesmellung , durch den 
Leistungsverkauf wären die mH der Kooperation verbundenen zusätz­
lichen Kos[en gedecke. nicht venfizlerbar. 

14.3 Lallf S"lIl1ng'Jahlll( dtr AUVA u.,.de d,. MlfnllfZllng durch daJ LKH W"f %11 

einer ho"heren AIIJlaJlllng jilhm'lInd durch al1g.,,'<JJme KOJlman,.,/t ;edet/jaIlJ 
e/n~ Koslmd«kNng gegeben Jtln. 

Laborchemosche Untersuchungen 

15.1 Die Koscen des chemIschen Labors betrugen ImJahr 2001 0,57 Mill EUR . 
Da keIn durchgehender Laborbemeb sta[[fand, musste für otfallanalysen 
außerhalb der Labonelt das Blut mit der Rettung in das Zentrallabor des 
LKH UnoversitätSklonlkum Graz gebracht werden . 

Im Jahr 2001 schloss die AUVA mit dem Konvent der Barmherzigen 
Brüder als Träger des BHB einen Vertrag, der die vollständige Übernahme 
aller laborchemoschen UntetSuchungen durch das Labor des BHB zum In­
halt hatte. Spätestens ab dem Zeltpunb des Voll betriebs des LKH Wesc 
sollen alle Routineanford erungen Im Zentrallabor des BHB in einem 
24-Srunden-Betrieb abgearbeitet werden. 

Gleichz.elrig wird eine Anm.erung von Räu.mlichkeicen des jetzigen Labors 
im UKH Graz dusch das BHB für die ntersuchung von orf.Ul- und Eil­
proben (24-Stunden- Betriebl erfolgen. Das medizinisch-technische Fach­
personal des UKH Graz soll vollständIg in den Laborbecrieb des BHB Inte­
grien werden. 

Die Erbllngung der Laborleostungen im Labor des UKH Graz verursachte 
aufgrund der geflngeren Mengen. verbunden mic hohen Fixkosten , deuc­
lich höhere Kosten als der Zukauf dieser Leistungen . So waren zB die 
Uncersuchung eines Leberwerces um rd 44 % und eines Blutferrwerres 
um rd 324 % teurer als der Zukauf dieser Leistungen . An der Kooperation 
im Laborbereich wird neben dem BHB und dem UKH Graz auch das 
LKH West teilnehmen. 

15.2 Der RH verwies auf den wirtschaftlichen Vorteil der Kooperacion im 
Laborbereich. Außerdem wird durch dieses Zusammenwirken mir dem 
LKH West und dem BHB eon durchgehender Laborbetrieb ermöglIcht 
und damit die Qualität der Patientenversorgung erheblich verbessert. 

Sonsnge Bereiche der Zusammenarbeit 

16.1 Für die Zeit des Vorabbetriebs des LKH West schlossen die AUVA und 
die KAGes weilere Vercräge ab. Wie die Mitbenutzu.ng physiotherapeuri­
scher Einrichtungen des UKH Gra. durch das LKH West oder die Zur­
verfügungstellung von Pkw- Abstell plätzen des UKH Graz fur Mitarbei­
ter des LKH West . 
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Kooperation mit anderen 

Krankenanstaltent".gem 

Unlallkrankenhaus GrDl der 
Allgemeinen Unlallv rslcherungsanstalt 

Weitere 
Fesmellungen 

Neben anderen Verträgen befanden sich ein Vertrag über faehärzd iehe 
Kon5iliarleistungen zwischen den kooperierenden Krankenanstalten und 
ein Vertrag. der die Weiterführung von unfallchirurgischen Betten, die 
derzeit vom LKH Universit~üsklinikum Graz betrieben werden, durch 

das UKH Gra. regel" in Ausa<beiwng. 

Die Leiswngen des UKH Gra •• ufgrund der Kooperarion, zB bei der Be­
handlung von LKH Wesr-Pa,ien,en, wurden bisher in dem von der 
Haupmelle der AUVA emell'en Kennzahlenvergleich aller Unfallkran­
kenhäuser nicht berücksichtige Keine Überlegungen bestanden hinsicht a 

lich eines einprägsamen, gemeinsamen Namens für die kooperierenden 
Krankenanscal«n, um den Krankenhausverbund Groz-Wes, auch begriff­
lich in der Bevölkerung zu verankern. 

16.1 Der RH empfahl d,e Weiterverfolgung bzw Umseezung jener angeStellten 
Überlegungen, die darauf abzielen, neben den bereitS yer<raglich geregeI­
ren Kooperationsbereichen weitere Synergiepotenziale zu erschließen . 

Weiters regte er angesichts der steisenden Bedeutung von Kooperntionen 
im Gesundheicsbereich an, in den von der Haup",elle der AUVA emell­
ten AUVA-wei,en Vergleich aller Unfallkrankenhäuser eine Darscellung 
der Leistungen der einzelnen Krankenanstalcen aufgrund von Kooperatio­
nen aufzunehmen und einen einprägsamen. gemeinsamen amen für die 
kooperierenden Krankenanseal .. n fesezulegen . 

16.3 UIII /l;hlltdllng d6 A UVA u';irtkn weiltrt Synergiepoltnziale überlegillnd ange­
l/reh/ werden. EiTle IJtrllrJochungJgerechle Abgrenzung der KOlten im Rahme11 dl'r 
Kooperalion wertk künftig in wrJliirkltnl AllmlOß berücksichtigt. Die Anregllng, 
ewen e.inprijgsamel1, gemeinsamen Namen für die kooperierenden Krankenam/allen 
festzl/legen, werdt on die Kooperationspartner weitergeleitet. 

17 Woi .. re Fesmellungen und Empfehlungen des RH im Bereich der Koope­
ration mit anderen KrankenanscaJeenträgern betrafen; 

(I) Den Verzieh, auf die Anschaffung eines Magnecresonanztomogra­
phie-Gerä,es im UKH Graz und den sca« dessen erfolgeen Kauf eines 
Mulcislicer-(MehrSchich,)-Compucertomographie-Geräces; dies war für 
das UKH Gral. wirtschafdich von Voreeil und erweieeree das Leiseungs­
spek,rum der kooperierenden Krankenanstalten . Zur Aufteilung der Folge­
koseen dieses Geräres auf mehrere Kosrencräger wären die Koscenersä[te 
ehesemögl ich feStzulegen . 

Dit A UVA gab bekannt, dall die Verhandlllngen über die KOItenerI'it .. Jm 
MOl 2002 ZII einem positif)t1J Ergebnis ge/uhrl hallen. 

(2) Die Versorgung des LKH Wes, m.i, Wärmeenergie der Energieze",,,,l. 
des UKH Groz, wodurch vorhandene Ressourcen besser genuez, und Ein­
sparungen bei den Ifl5tandsetzungskos[en und Ersatzinvesticionen ermög­
lich, wurden. 
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Verkehr 

Bereich d es Bundesministeriums für 
Verkehr, Innovation und Technologie 

NICht verwirklicht wurden die Empfehlungen des RII hinsichtlich: 

im Bereich des Verkehrs 

(I) Beseicigung des unbefr,ed,~enden Zusmndes, dass Bllndesbeam[e und 
Bundesbahnbedlfnste<e gleichartige rangkeIfen bei unrerschledlichen Be­
soldungssyscemen ausuben (TB 1985 Abs 50..!, Luletzt TB 2000 S. 253 
Abs 1.1). 

Lalll AlIII,dllllg des 8 11lVIT ha1ldl, 's SIch b" d<ll1llelm1l dllrrh du ä88 Z/lr 
Verfiigu"g f,aullttn A rbtllIkriifien 11m ollJgebridtle T echmktr. du Z/lf/J Teil allch 
tllle für lItdt Tiillgktlltfl /111 Bertlfh JeJ Bt\f\'IT lIf1trliiJJlnbt AlI1blldlillf, ab 
Slcherhms/achkraft all/u 1tJ<1I. 

(2) Nachholung des Jchw{'ls('s des gesamewlrrs(haf(ilchen (nunmehr ge­
me,nwlf[schafrl,chen, BGBI I r 81 1999) Inreresses gemäß § 8 Abs 2 
des Hochle"tungssrreckengesetzes bei ElSenbahn-llochletstungmrecken 
im Allgemeinen und beim AbschnlC[ Glo~gnl(l-Mürlzuschlag im Be­
sonde ren ( B 1998/.1 Semmering-Basistllnnel . 13 Ab. 83 (2), zuletzt 
TB 2000 S. 253 Ab. 1.2). 

DaJ BM VIT hult Jt/tlt blJhtr ablthllwdt Hal/ung zur 1It/(hlriiglIChtlJ Htr­
bt/fiihruflg tUltJ BtlfhlmJts der BIUlduregltrllflR lilxr ddr f.rmeIlIU 'IrISchaftluhe 
l11lUtsst alll Absrhl/ll1 GIf)PJ!,lIIn:-/\liirzZ1lJch/~g IIl11tr 1'Jt'II""rhffll Veru'tls (/111 
die zmu Zetlp/lflkl der ErldJJIUlI'. der Balliiberlrdgllfl}!.JI'f1'urdmIllR geltel1de Rechls­
lag' all/recht. 

(3) Beachrung der haushJltsrl'Chrlichen Bestimmungen bei der Darstellung der 
FinanzbezIehungen des Bundes gegenüber den ub"gen Rechrsrrägern des 
EIsenbahnwesens (TB 2()()() S. 280 Abs 20 zweite Untergliederung Abs 6). 

Das BI\I VlT f'erll 'ItS ZlIr Prage deI korrespolUheremlt'fJ Allw'tlJeJ t'ot! Fordertm­
gffl der SchulIef1f11!raJlrllklllrfiluIfIZlerllngs-GtJf1IhH geget' detl Blind In der Hb'ht 

1011 ZIII'IZI ~. 16 /11 rd EU R (]OO J ) als SchliMm d" 81111d" gegmii"" der Gt­
seilschaft auf du In ""I 81l11ikJr«hnllngsahJchliiJsm ]I)()() Il1Id ](1) 1 dargesl,IIIerI 
Allf!aJJH1IgsHnterJchltdt ZU mhen dtl1l RH el11erstllI und dem 8MF b::u 8 ,11 \ 'IT 
anderf1'JtIlJ. 
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Unerledlgle Anf'egungen 

ÖSterreichisches 
Pacemamc -
ßundesdienscscelle 

ÖS[erreichisches 
Parenramr -

Tei I rech "fah igkei t 

im Bereich des Ösrerreichischen ParemilfTUS als Bundesdiensrsrelle 

(4) Gebührenerhöhung für Pareoc- und Markenangelegenheiren sowoe für 
Gebrauchsmusterangelegenheiren; personelle Vorsorge beim technischen 
Personal (NTB 1999 S. 168 Abs 2.2 und S. 169 Abs 3.2). 

LaUI Mimilung deI BMVIT wude die Aufbau- und AblalJforgalllIatlon deI 
Orurreichuchen Palmlamtr einmt umfaJJmdm RmrganuationJprourJ unterzogen: 
d" Empfehlung." du RH wiirde" Im Rahmen kü"jliger Orgatmallon",,,,ß,,,,h­
men bea<hw u",dm. 

im ceilrechtsfahigen Bereich des ÖSterreich ischen Patentamts 

(S) Gesetzliche Regelung bezüglich Verwendung der Gewinne der Teil­
rechtsHihigkeir des Österreichischen Parentamts; Beachrung der Sozial· 
versicherungspflicht bei freien Diensrvemägen (NTB 1999 S. 169 Abs 5.2 
und . 170 Ab. 6.2). 

LaUI MIlIedung des BMVIT werde die Au/bau- ""d Ablauforgd/wallon deI 
OJlernichüehtll PattmamlJ tillem IImjaJunden ReorganiJalionsprozeJl ,"utrZoge-n; 
du Empfehlungen du RH würden Im Rahm", kiinjllger OrganlIat/OlIJmaßnah­
mm buchul um-dm. 
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Verkehr 

11' \~r\\ Irklilhlll'~ hlgntllill \11 t~lIl gt'l1 

Teilweise verwirklich[ wurden d,e Empfehlungen des RH hlO,ichdich : 

,m BereICh des Verkehrs 

(I) Aufbau eines effektiven KonuollsyS[ems bei unmittelbar erhaltenen so­
wie den Unternehmungen direkt zuflieIknden Gemeinschaftszuschüssen 
rur Projek<e der [ran,europäischen Netze (NTB 1997 . 125 f Ab, 11, zu­
letzt TB 2000 . 254 Abs 1.1). 

ZIIr ,vrflihrlgm Altlltlbmg da BMVIT, btlIolebtn Projeklm exltm' Prüfllnrtr­

lI,hn/ungm bzu' WirIJchaftIpriiftr ZIIr Prüfling tkr ZUw:Itmaßlgletll , SparJamktll 

lind projtktgoniijJm MtII,/r.'tf'U'tnd"ng htranzllzubtn. trglng k'ln' n,", Sttll"ng­

"ahmt. 

(2) Ausarbeitung eines Programms zur Sanierung der Semmering- Bergsrcecke 
und einer diesbezüglichen Baubeauftragung an die ÖBB durch Ressort­
verordnung (SB 1998/4 Semmering-Basistunnel 5. 43 Abs 83 (8), zule[z[ 
TB 2000 S. 255 Abs 104). 

Dal BMVIT wlt, mll. dal1 du San/trll1lg tkr BtIlandslrtt:Ie, ühtr dtn Semmt­

,..mg 111/( ttnem ReahJler.,mgJullraum bll 20 I J Jn ckn Gl'TIl!r"olt'D'kth"Jplan 2002 
au!grnommen u)orden Jel . 

Dtr VvrItand rkr aBB <'mi'ltI allf du Im Jahr 2002 abZllJchlttjJmtk Projtkrml­
uuklung 'Butandslr«kt SmlI1ll!r"tng l

, 

(3) Vertiefende Wirtschafdichkeitsprüfung zur Süd- OSt-Spange; Ausrich­
tung der Bauplanung an die stetig zu beobachtende tatsächliche Enrwick­
lung der Verkehrsströme sowie großräumige Lösung der neuen, mje der 
Ost-Öffnung verbundenen Anforderungen ,m Verkehrsbereich durch Ein­
beZIehung der Nachbarstaaten (SB 1998/4 Semmering-BaslStunnel S. 43 f 
Abs 83 (9) bis (11), zuletzt TB 2000 S. 255 Ab, 1.5). 

DaJ BAI V1T <'trU'1tJ allf dit In den Gtntrah'trk,hrIplan 2002 au/gmommmtn 
Pro},k" ZlIr Vtrbmerllng der ElItnbahninfraIlrllklllr tn R"htllng Tsch"hun, 
Slou-aktlll1ld Ungarn, 

Der VtJrJlalld der ElJtnhahn- HochltlJllmgJJlr«ken AG uJittkrholre ltlllm Hm­
U<II , dasl bt,m Pro},kt tkr Kvralmbahn die WirlIchaftl/Chk", Im Rahmtn tkr für 

dm G,nerah'trk,hrsplan 2002 dNrrhgtfiihrltn ha/llltr1mg tkr ElImbahmnfra­
Jlmklllrr....-habtn _/lift übtrpriift u...-tkn I,i. 
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In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

(4) Erarbeirung eines neuen OrganiS3rion smodelJs für die Planung. die Er­

richtung, den Beuleb und die Finanzierung der Schienenlnfrasuukrur un· 

ter Berücksi chtigung aller Eisenbahngesellschaften (NTB 1999 S. I H2 
Ab, 23 zweite Untergliederung Abs 2). 

DaI B I\! V/T I tru ItJ 11111 gtIonder/t'1II Schrt:lben (111/ em 1,,"/em/tS f!,tlllUmall/tI 
ProJekl 11111" 8eleJ!Jgllng der 088. ,kr EIJ<lIb"hrl-HochlmlllngHlrukrn AG 
lind dt't' (hltfltn/llfras /ruk/llrfilll1 11zierllll1!,I-GeJlI/bJ-/ mJl delll Zul. du Trmu/lJ­
"'IZ Im BfJfell- und Um.rtlzlmgsproZtJs bt, derJ durch die S(htfrltWm/raslrllklllr­
/i'lanzlerllnKs-GesmbH VI {tnanzltrmdm EIJmbilhllproJek/t1J zu l'N'"btJJe.,..". 

(';) Begrenzung des Personal- und achaufwandes der Schlenemnfr-d..Srrukrur­

finanzlerungs-GesmbH und \'V'ahrnehmung der gesetzlich vorgesehenen 
Berl chrspn, cht gegenüber dem Nationalrat (NTB 1999 S. 182 Abs 2.> 
dritte Untergliederung Ab, I und 2). 

Lallf 1\lI//u/ung dn BJ\IV/T Stl du AII!rnJlldbegrmzIII'j!, emaJtllS 1011 J~11 

rt(hlSu/zmdtll IUaßnahnttfl IJnd andererJttlI I'On dem Umfang dw AlJf/riiKf oll 
die Schtentnln!raslruk,urfinanzlerllllgs-GeJmhH ab/kinglg. Die Btr/chIIpf/ll'h/ 
Ktf!,tfliiher dl!1f1 Nd/lOndlral lH'1'd~ kiin/Ilg tmKt.bdlle'J U'eYdeTJ. 

(61 Umgehende Senkung der euverslhuldung im ÖBB-Unternehmungsbe­
reich Infr-JStrukwr und spars.1mere Struk(urierung des bundeseigenen Eisen­
bahnwesens (TB 2000 S. 2AO Abs 10 ersw Uncergl iederung sowie zweite 
Untergliederung Abs I). 

Das BAI \ ' IT t'mlles pu! die 111 dd Vergdngtflht:l/ dllrchge!ührufJ /mk/llrn/or­
fließ Imd PerJofJalrechJZltrllngm dt'l' ÖBB. dentll jet!fXh kostenJltl}!.erude Vtr'/tllf­

rJJfJgef1 IfIsbt.rrmdere durch Inflallon. llellt SteIJern/lfld Abgabe" gef,eniibe1'sliindm. 

m Bessere Nutzung der Zahlungen des Bundes für beStellte gemeinw",­
sc hafdi che Le is tungen im Hinbli ck auf einen wirksamen Anreiz zum 
Umstieg .uf den öffentlichen Verkehr (TB 2000 S. 280 Ab, 20 zweite 
Untergliederung Abs 4). 

DdI BM vrr l'erwies allf du bfff/IS er/olgu Elllfiihrullg enJts Qlltlhlfi'/J- bzU' 

Ver/ag,,,,nK,bollll' lind dtt daZII gtlrojj",,,, Oberpriijnng"'lflßnahlllfll. 

(tu Ersrellung eines wirrschafdic hen Kon zep ts für die Dlvidendenabfuhr der 

ÖBB und Kap"aJzufuhr an d,e ÖBB (TB 20()0 S. 280 Abs 20 zweite Um«­
gliedetung Abs 5). 

Das BJ\I VIT ert/(htete tlfl lur{Jchafthc/JtJ Krmupl IIIIr /iir 1111 VQyhlfltl1l bekamlft 
Zahlflll"J1lrbillt für tltrlre/bar: dm'Oft Il1JabhiitJg'g kiilllle Jtdoch tau PrlOrlliiten­

reihung dt:'" VerwendfIng l'tTOIJ/ass/ tl'f~rden. 
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In Verwlrldlchung 

begriffene Anregungen 

ÖBB im Bereich der Ösrerreichischen Bundesbahnen (ÖBB) 

(9) ZügIger Ausbau der Ponendorfer Lmie (TB 19R8 Abs 52.19, zulem TB 2000 
S. 255 Abs 2). 

001 BAI VIT /eilll' nul. dall dn- zu'tlgleiJlgt Allsbau der Poltmdor/er LJllle zu 1-

lchen \fIlm lind \Vompersdorf tll/I tUlfm ReallSltrlmglultrtllll1l bu 2008 UI den 
Genera/r'erkehrsp/an 2002 aufp.elJ()yJlnm worden Ifl. 

Der Vorsta"d du ÖBB '''''''/eS allj die im Friihjahr ]O!)] <'galJg",e 10. ÖBB­
OberlragllllgH'trordlltlllg des Vtrkthrlml11iuen. fIllt u'elrher dtr Alilboll lind d,e 
Fou1IIZlerllllg der Poltet/dor/er Ll11lt als dllrrhgiilll!,1/!,t zU'flgltiJlge H ()(hlell llnl/l.J­

I1 rtrke l lChergeJlell, u'fJ1'dtn ltl. 

(10) Verstärkte Hinwirhing auf die Le,stungserbnngung im Sinne der Gesamt­
uncernehmung und des Kundennu,zens (TB 2000 S. 28 1 eme Unterglie­
derung Abs I ). 

UI/I/ ;\I illeitllng des Voruolldel der ÖBB ll'erdt du BtJltllerrolle "Betrachllm8 
GeJamllullernthmllllg" lind ~AuSrtchlulIg ou/ K"ndmlllll:U"" dllrch Jen Ge­
srha/lJhere,ch Netz als IHllller zU'IIcheTl Ablatz!xrtich lUld J,,/raJtrllktllrberruh 
u. ,tJbrgfnomme7/, 

( 11) Optimierung der geschäfrsbereichsin(emen Proze-ssabläufe, schriftliche Fest­
legung der Querprozesse zur Verbesserung geschäf(sbereichsübergreiren­
der Vorgänge und genaue Beschreibung der Schnirrsrellen von Querpro­
zessen (T B 2000 S. 28 1 eme Untergliederung Abs 3 und 4). 

Der Vorsla"d der DBn 1'Wllla dill VrrbeJJn'lIngm 1111 PlonllnglproztJs all/grllnd 
abgtJtlmml-er Vorgabnllilld eIIlJprechmd.er Vuemb"r'nlgtfl nlll dem V()Tjtal1d. Zur 

Beseltlgllng l'tJn Kummll,uhlliorls- lind SfhmtfJtellmproblemen ollf Bahnho/sebene 
seieIl so genannte "Standort Qlla!lIiitJltomJ rI (SQT) wJ/alll", uwdnl, 

(12) Überdenken der Bahnhofsotganis.,ion (TB 2000 S. 28 1 eme Uncerglie­
derung Abs S). 

Lallt J\fllttilung des VorJltmde.s der (jBß ll'tTde derztlt die tllbetrachumg ewer 

Bahnhoftorgan;Jatlon Im ProJ~kt tl RfglOna/leiumg-Ntll" abgearbelItt. 

O,H Definition von Qualirärssundards und Fesrsc hreibung in den Geschäfts­
prozessen (TB 2000 S. 28 1 zwei« Untergliederung Abs I). 

lAllt IIftlfeilunK tks Vorstandes der ÖBB I,.,-jiigtm mllgt Cesrhilfrsbertirhe hemlJ 
iiber ,,1/ Qflalitiits1l/(ll/agtnl<IIf- SyJtem ge1l/ilß der ÖNO RIIf I 09001. 11/ ""I 
c/aul allfgelegten Qllali/iitJIIlLlnogemeflt- Handbikhern Sell'fI du !!.eJfhiJ/IJbereichs­
mterlJt>11 Schniltlltllen exoRI de/i1lleYlllnd slimtilcht Ab/i/iife /11 Ffffm l 'OJJ Vtr'/ah­
rmsallu'f:tJungtn !JeschrJehell. 
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244 

In VerwirklIchuni 

begriffene Anre,ungen 

(14) Rascheres und nexibler .. Eingehen auf die KundenbedürfniSse und kun­
denorien"erce Analyse der Schwach"ellen Im Reiseablauf (TB 2000 . 281 
zwei« Umergliederung Abs 2 und 3), 

LaUf /ll/flt/lfmg dtJ VorIfa",itJ der Oßß Iollm lallfellde QuallfiirHffbwertmge1l, 
U '1t j\1(J{/erms/trllllg da Fahrparlu, Irn'/ct!Orlf'fllluU DJfflSllflJrulIgnJ. B01lJ1J1eu­
I"ngen für Vlel/ahrtr 110, zu ewer g~slelgerltrl Kundenzu/rudeflhen bell ragen. 
Weilers u'iirden du btSltlNlIdtn PrOjekte "Qualiliil Im Be/rub- lind lIQllallliil 1111 

erz" mlJprtdxnd Il'tlltr OIIU ,jektll. 

(I S) \'V'eicergabe der durch die eubaumaßnahmen bisher erreich[en Zeirvor­
teile an die Kunden (TB 2000 S. 281 zweite Untergliederung Abs 4). 

Der V()f'jland der Oßß '''''''1tI auf mllg' btr.1fI ItIf tim, FahrplanuwhIeI 1999/ 
2000 erwchlt FahrwfJuirZJmgen (zß Sildbahll, TauernJtrtdu). DftJt halfen Je­
doch drt G mlZtn tW !\lachbaml m Form ult/fangmcher f/ankltmlikr Maßnahmm 
u'" Doppelf.akllo1l, erhiihlt StlfenbtJchltunrgung, AufenfhaifIkilrzll1lgen ua aufge­
WKf. Aufikr Wtslbuhn Intn Fahrzmkilrzullgm ab Dezember 2004 '''''1ItJehtn. 

(16) Erhöhung der Einsatztauglichkeit und Verlässlichkeit der Triebfahr<euge 
(TB 2000 S. 28 1 zweite Um erg liederung Abs 5). 

LaUf !\lllftliung dtJ VOrIfa1ltW ikr Oßß u ... Je drt Erhöhullg ikr EfIIIalZlauglirh­
km u1ld VerfaII!rrh}"'f dtr Tmbfahrzeug, durch ull1fangrtiche ßtJ,h.JffungIpro­
gramlt/e (H()(hlmlu1lgIloks, Slmkm- und VtrJchub-DltIelloks) IOU'" 0pllmltrle 
AbilImmungen zu 'lIchen pra',,,,,,W'" und komlerll ... I,lJlandhal,ung IIChergtI""I. 

(17) Setzung verstarkeer SIcherungsmaßnahmen im Bereich der IgnaJbeach­
rung und Geschwandlgkeitseinhalwng sowie der technischen Komrolle von 
Schienenfahrzeugen (TB 2000 S. 281 zweite Untergliederung Ab< 6). 

Dtr VorIland dtr Oßß 'ffU'ltJ Zllm Bemch dtr Slgnalbtachlung lind GtIrhul1l­
dlgktlfIelllholllmg auf dlt im Sepltltlber 2001 1'Q1II Au!sichlJral gtnehllllgle EIn­
filhrung der Sluft I da Europeo" Train Contral SyJltmJ (ETCS) filr Smrk", 11111 

'l11er Hikhugarhu IIId'gk';1 b,I 160 km/ho Dabei wird tIIl Zug IO fiberu 'arh" 
daSI er gmall di, 011/ Zrthlgnal "",gtgebene GtIchwrnd;gkeil trmrhl oder wr tlnenl 
haltulgtndtn SIgnal zum SlIlIIlalld kumml. Erste A rbeiten ItItn 111/ Somlll" 2002 
zur AUJrJislllng deJ ÖlltrrtlChuehell StrecktnttdJ du Strecke Wlen- Blldaptsr 111 

AlIgrrff genolllmell 1I'0rdm (geplallltr Probtbttrieb ab /lla'rz 2003, geplallte ßt­
IrrtbkllljnahllJe EIlJe 2003), Es Iei da'llll ZII mhll"', darI in etll'a zehll blJ 15 Jahml 
daI kOlt/pltlle A - tIZ (HaupIIlr«km) mll ETC luft I aUIgtrilIItI Iern u ... de. 

Wtllm UmJlltge auf Iltlle ichenmgJI)Ilt1Ilt bel.aftn dlt Ul/lriiIlung lf)" 179 LokfJ­
mol"~11 auf LwltnzugbetrnflllIIung (LZß) bzu' ,'On 253 Lokomolw", auf PUllkl­
fiinlllg, ZughttlnflUJIung (PZß 901. In den niirhIltn ZU~I bu dm Jahren /tItn 
außerdem drt Um- /;zu NachriiJlulIg I'On rd 300 Slilck Houpwgnaltn IIIIt !lfagll'­
ten IOII'1t der Neuhaul'OlI .d 80 Slilck S,g1lalllarhahllltrll ..... gtJehen. 

Zum BereIch der uch11lsche1J KOlllrolle t'Oti chulItfI/ahruugen ,,"u'ItJ der Vor­
ualld dtr OBß auf tllrlaJIbezogtllt Srhu,"punklJrhlllllllgen ('AIIßergtu'ifhlrirrhe 
EreIgnisse", "Zugt'Orbertllung"). die BtJlellung tines Belruhsltller-ßtou!traglefl 
alI zugltlch Vtrolllu...-rlrrhe" filr dre Eil/haltung dtr S,Cherheit und Ordllllllg 1111 

Ttrhnurh .. WagtndltllJl noch dem Emnbahngmlz 1957, dlt Srhaffrlllg tlntr 
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In VerwirldlChul1lg 

begriffene Anregungen 

Verkehrsverbund 
Ost-Region GesrnbH 

Kontrollgrllppe "Sicherhtil im Fahrbetrieb" Jm UnI",uhmtmber-eich Infraslrllktur 
zur technilCl!ol Oberwach"ng deJ roll",d"J MalerlaIs auf die Einhalt/mg der für 
dm Zugang zum Nm erjorrkrllchen VoraJIJItlVmK'" /lnd tler Kamlnu tler Vorrchrlf 
tm im /a,,/mdm BtJritb, whöhre Komrollen an Grmztn flut VwtroIJi>nJu'ogen­
OberemkonllllOl lifld im Z/l.Jammmhang damll allf tlnJchliigigt Anlriige IIIJ Brml­

JmallJJchliJJ dlJ Inltrnationalm EiJtnbahm .. ytrl;llfldeJ. 

im Bereich der VerkehrSverbund Ost-Region GesmbH (VOR-GesmbH) 

(18) Erreilung eines Auf Hags an die VOR-GeosmbH zu einer klar clefinienen 
Basisversorgung; n.ir darüber hinausgehende Verkehrsleistungen ("Ge­
meinwirtschaft! iche leistungen") sollten die Besteller die Kos[en tragen 
(TB 1999 S. 300 Abs 6, TB 2000 .255 Abs 31). 

1..0111 Milwlung.n d<1 BMVlT, der N"deriJIlermrhJJrhen I..ondaregJerllfJg. da 
Wien .... SladlJt1IOl<1, tler BII'1i",liindircl!ol I..ond<1regierung ,md tler VOR-G<1mbH 
lei eine Eilligullg der Gebie/lleb'rperJchaftetl iiber deJ, '''u abzuichließ",rkll G rund­
lind Finaßzierllngswrtrag imJahr 2002 - beI A/l.Itriu tkJ BUlldlI alls der Ge­
Ieilichaft - zu erwarlen. 

(19) Ein.führung einer Linienerfolgsrechnung (TB 1999 S. 304 Ab< 15, TB 2000 

S. 256 Abs 3.2). 

Dos BM vrr, dit Nüdn-iisttrrtichische Landaregierllng j dtr \Vimw StadtJenat. 
di, BurgmliifldlJcht I..ondem!gierung und dre VOR-GesmbH verui<1<71 auf ",eh­
rere derzeil eiflgerirhltle Probelaufe 1Ou'i, ollf die d",rh dtrl Einsalz "Oll Fahr­
gallziihlgeril'letI g<1chaffen<71 Möglichkeilen. 

(20) Stärkung der Tarifhoheit der VOR-GesmbH (TB 1999 S. 302 Abs 9, 
TB 2000 S. 256 Ab< 3.3). 

1..0111 Mllleilllng'" deJ BMVIT, tler Nit.tlerösrem!lchucl!o, I..orukregienmg, deJ Wr .... 
"er Sladlienat<r, der Burgtnla'ndilche" l..o"d •. "'gl""l1g lind der VOR-G"nJbH 
u>errk die Frage der Tar/jhohtil derzeil fiir all_ Verkehrs .... biillde ill Oltermch im 
Rahmen der laufenden Verhand/llnge1l mit delll BM vrr zur NellftlJIung der 
Grll7Jd-lInd Finanzierllngsvertriigt dilkllliert. 

(21) Enrwicklung der Kostenrechnung auf den zeiegemäßen Standard und Auf­
bau eines Umemehmungs-Comrollings (TB 1999 S. 304 Ab< 15, TB 2000 
S. 256 Ab, 3.4). 

Das Bill VIT, d" NrederbIlerreichiuhe I..ondeiregJerung. du Burg",la'ndIJche 
l..o"dtJrtgltrlmg lind dre VOR-G<1mbH wiesen auf den engen ZUlammmhang 
zu'ische1l LinieflerfolgsrtChnJl1lg U1lJ optimierter KostetlrtCh1llmg hin. Mit dem Au/­
bau eines U nlerm:h11/lIf1gJ olJtroliings sei t;,/ externer Controller beauftragt worden. 

Der IVJmer radlitT/fJ1 Iah die Empfehlullg. em U nlernehmungI-Conlrolirng ,mw­
r,chtm, als ~'Irk"chl an. 
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248 

In Verwirklichung 

begriffene Anregungen 

Schlenenlnfrastruktur­
finJnzlerungs­
GesmbH 

im Bereich der hienenlnfrastrukturfinanzierungs-Gesmbl I 

(2.2) ErJ.rbel(ung privatwirtschafrllcher Finanzierungsmodelle für Eisenbahn­
strecken und Vorsorge für eine ausgewogene Rlslkotedung lW ischen den 
BundesInteressen und den Interessen pnV3ter Geschäftspartner ( TB 1999 
S. 182 Ab. 23 erste nte'gliederung Ab. 3). 

Der VorJlilnd du Srhünenlll!ruuruklurjinaIlZiff/IIJJ!.I-GtlmbH ledle mll, dillI 

tleiJm den btrrm In Ball b.findl"lxn Pmatt Pubi" Porlflmhlp-- Prr'lektnl u~tfm 
prll'ulfnrl1rhufiltrht FmallZltrlmgJRlOdellt erarlN/ul b:zu J!.tprilft u,trdttl. 

(23) Reduktion des Persona1- und Sa(haufwande. (NTB 1999 
erste Umergliederung Abs 5), 

182Abs23 

1.Jl1II j\1,tltdullg dtJ VorJtanda der Srhimemll!roJtrIlJullrfifItJIlZltrllflgJ-Gt.JmbH 

Jet der Pmonol- lind Snchuufu'<11ul der UnternehmUllg '" d",John", /999 bl1 
2001 IrolZ dIlJj!,tu'tlle/rr Akllt'lliilenl1ahezu glelrh f.eblleben. 

Allstro Control Im BereIch der Austro Comro1 GesmbH 
GesmbH 

(24) Umsetzung der Verpflichrung lur Einsparung beim Personalau{wand 
(NTB 1999 . 155 Abs 1.U). 

Wut MtfftdllnK der AmtY(} COlltrvl GtsmhH besulxtIaJ Z"I. du Unr,mthmllng,kru­
ten ~'J!.",über der !II1f"ljmtpIa1l1I11g 1I1IJOhr 100111111 rd /0 ';f (rd /4 1111/1 EUR) 
zu mlIIZ/tmJ. Wtller1 Jtl nJJuelfflJIJJ!, toorgesehen. den PerJonalJlolld 11m 10 %- (Em­
,,,,mmK rd 81\11/1 EUR) ZII ,,,,km. 

(25) Restrukturierung der Aufball- und Ab1auforganis.,tlon (NTB 1999 S. 156 
Abs 15 ,2), 

Lalll '\(lIut/llng Jtr AlIllro Comrol GtJmbH ll'~rdt dtrZtIl tllJ K01J1.tPI Zli r 
SJruktt",mlftg der b.hördlrclxn Au/gahm IInler der Federführllng du Bill vrr 
Jlm mi/gliche Alterlloln"e1J trgiillZIIII/(/ t'ef'besserl. 

(26) Maßnahmen zur generellen eugestaltung des SchIchtdienstes ( TB 1999 
, 159 Abs 21.2). 

Lom MUIti/llllg der AIIJlro Comrol GtJmbH Jt/~1J du Schlfhltmltdmlgen 1Ie11 gt­

rtgtlt u'Orden: tmt obs~·hIItßentie Vtrflllbarllng filiI der Personalt'f!rlrelJmg seI JedfXh 
f/(xh mehl trUel1 uvmJnl, 

(27) Einhaltung der Vergabevorschroften ( TB 1999 S. 162 Abs 28.2). 

Wlif !IIlfwlllllg der Amtro Control GtJmhH 1'1 Im ZlIg, der ,"ordn"ng tkJ B,­
,(huf!ullgJU""1J 'Iß' "gm, S,,/I, für du Dllrchführung dtr Vtrgob.n twgutlxn, 

(28) Projekt "Zusammenlegung der Wetterdiensce" (NTB 1999 S, 164 Abs 29,2). 

um !IIlft,dllftg der Au"ro COllfrol GtJlllhH h",,1x du ZttIJtfZli11g, dcn Pro­
Jekt 2002 abzlIJrhlltßtn lind ziigig IImZNJelztl]. 
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Verkehr 

\ll"\\ irklllhtc Illlpfl'hlllllt:l'l1 

Verwirklich, wurden die Empfehlungen des RI I hinsichdich : 

im BereICh des Verkehrs 

(I) Einbeziehung aller Eisenbahnpro;ekce in die Bewertung des no<:h fenlg­
zustellenden Bundesverkehrswegeplans. Klarsrellung der künftlgtn L,nlen­
führung der Südbahn sowie achholen sonsuger grund :irzlzcher Vorgaben 
wie Vernerzungsplanung und Prioricärcnsetzung Im Hochlc1srungssrce­
ckenbau (TB 1993 S, 355 f Abs 9 und 12, TB 1997 ,28·\ Abs 17 W, 
SB 1998/4 Semmering-BaSlS,unnel S. 43 Abs 8> (I), zulem TB 2000 
S. 254 Abs 1.2) 

Will IIII/Ittfung da 8 ,11 VIT Jt1 Im Rahmtn dtr Vorbtrt1l1l11g d'J Gtlltr,,/,tr­
kthrlplam !OO! lll1t Eta/liierung lind Pr/DrIJlt',.,,,,? J(j1lJII/(her EutnbühlJmlra­
Jlmkllm"",habtr, durchgt/iihrt u'Ordm. 

Der Vowand der Euenhahn- Ho<-hlmfllngmmkI!11 AG 1'trU'/tJ ollj U1IItII 8cru'hl 
tI VtrntfZlmgJplanung ", welcher d,e ErgebmjJe der Inl Vorjahr ImterJJJchlefl EI'{I­
/u,"ung der noch nichl Im 80u b.[indltchetl Eut1/btlhn- 1 n['OJlrllkIUrproJ,klf 
btriickuchltg'. 

(2) Alternativen zum bestehenden Semmeringkonzept, die eine andere Tei­
lung der Verkehrsleiseungen zWischen der bestehenden Strecke und einer 

eubaustrecke, etappenweise Teilausbaucen oder elllen Ver.tichr auf elOen 
Tunnel vorsehen (S B 1998/4 Semmering-Basiscunnel .13 Abs In 0), 

zuleczc TB 2000 S. 254 Abs 1.3). 

LaUI IIII/I,t/ung da 8/1fVIT u"liren 1111 Zug, dtr Arbtlltn der Experlwarbtl/l­
grllpfJt allch AltmlOlIt'W 'Lllm besuhmden Stnl1lJtrmp,konupt IInttr'jJIch/ u'fJf'dm. 
du Z1I111 Tetl allch a!J Vorhaben 111 dm G"'fr"lt .. k,hrJpltll/ !OO! Au/nahm, ge­
fill1d." hil/lm. 

Dtr Vorstand dtr Elsenbah,I- HochltlJtullgss/rtekm AG ',"U'/tl ntuerl/{h duf dlf 
JtUltrzlllJgW Untmuchmlgm zur TrasIm/i"d,mg JOUlt zur ReaflutrllllgJplammg. 

(3) Unverlügliche Durchfüh rung der von der ExpertenarbeHsgruppe "Sem­
mering" angeregeen Untersuchungen (S B 1998/·1 Semmering-Baslstun­
nel S. 43 Abs 83 (12), zule", TB 2000 S. 255 Abs 1.6). 

LaUI /lfill,i/lIng de 8/1fVIT habt der EndbtrIChi der EXperlt11f1rbtmgmpp. beI der 
ErJI,lltl1lg der Gmera/llt!rk,hrJp/tlI/J 2002 etllJp .... htl/de 8erikkJ/chl1glll/g gtJulldm. 

(4) Sicherung weiterer Finanzierungsmittel njr die Schleneninfrostruktur vor 
Ausweicung des Investi,ionsrahmens (NTB 1999 S, 182 Abs 2) lwe"e 
Uncergliederung Abs I ). 

Lalll Mil/,i/lmg der 8/1fVIT pIl/derl alle biJbtr frlmJm", Obtrlraglll/gu'trQrdl/lIl1-
gerl 01/ du II/[rmlrllklllrerrichl1mgJgetl!Jchafit/1111/ ZlIletzl (111[ 15,966 /lfrd EUR 
trh;ihten F manzrerllngsrahmnJ Deckung. 
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Z4l. 

Verwlrknchle Empfehlungen 

Bundes.<raflen 

ÖBB 

Schieneninfrasrrukcur­
finanzierungs­
GesmbH 

(li Umgehende Vorlage eines verkehrsträgerübergreifenden Bundesverkehrs­
wegeplans (TB 2000 S. 280 Abs 20 zweite Umergliederung Abs 2). 

Da! Bill VIT ,,.,-u'ie; allf dm rkr Öjjffltlichkett ZII jahmbegilm ,.".gmellltl! Ge­
rteroft",kehrJplan 2002. 

im Bereich der Bundesstraßen 

(61 Organisatorische Maßnahmen für das Bundesstraßennetz (TB 1977 
Abs 76.17, TB 1983 Abs 68.1.4, TB 1986 Abs 60.27 .2, zuletl[ TB 2000 
S. 253 Abs 2). 

DaJ BMVIT "<ru'i,! a4 daJ Bllndmlraßen- 06ertragllngJgeJtlz, BGBII 
Nr 50/2002, Inll u .. lehm, die Burtrk!!lraßen B per I. Arml 2002 Ort dlt Bun­
tkJliinder über/,.agen u'Urden. 

im Bereich der Ösrerreichischen Bundesbahnen 

(71 Durchführung einer umfassenden Bedarfsanalyse bei Bahnhofsbauten vor 
Projekcbeginn. Umsetzung nur ausgereifter Projekcausarbeltungen. Un­
cersuchung der wirrschaftlichen Auswirkungen von Bauprojekten. Sicher­
steIlung der Finanzierung von Bauvorhaben vor Baubeginn sowie Verbes­
serung der Effizienz der Bauablaufsteuerung (TB 2000 S. 263 Abs 14.1 
bis 14.5). 

Lallt Milfeilllng de; VrmtanrkJ rkr ÖBB Jei die Pr,,,eklorganüal/On Bahnhofto/fen­
Ji1" dem VorJland der ÖaB ab Projeklallftraggeber direkt {(nlerJlell, "",rdell. ZlIr 
weiteren Schnil/I/ellt1lbereinigllng bestehe ehl Programmbeira/. dem allch hochrl'Jn­
gige Vertreter de; BM VlT und der SchieneninjraJlmklJlrjinanziertlflgJ- Cw"bl-l 
allgehiir/elJ. Die Grrmd,.egeln der Projeklenlwicklllllg wiirde/l Schrill für Schrill 
/In/geit/zr. 

im Bereich der Schieneninfrascrukrurfinanzierungs-GesmbH 

(8) Inanspruchnahme der Österreich ischen Bundesfinanzierungsagencur bei 
der Kreditaufnahme (NTB 1999 S. 182 Abs 23 erste Uncergliederung 
Abs I). 

Lallt J\II/tellung des VoritandeJ der SrhiennJin!roIITllklllr{tnßI11.ItTlIlIgs-GtS»IbH 

bediene Jich die Untemehmung "il 1999 mil i\.IIJllahme IJQII kllrzfriJligetl Geld­
marklge.rchaftell und der Priva/e Pllhlic Parlnmhi/'- ProJeku a""chluß"rh der 
ÖSlerTtlChJJrMn Bllntksjinanzierllngsagmlur. 

(91 Verbesserung der liquidicätsplanung ( TB 1999 S. 182 Abs 23 erste 
Umergliederung Abs 2). 

Der VorIfand der SchitnenirtjraJlT1lkJurfinanzierungJ-Ce;m6H wie; darauj hin, 
da" " zufolge tkr Verhmerung der PlanllngJulllerlagen der EmchlungJgmll­
JChajun Imd der Liquiditiil!planung Jtil 1998 keine Veranlagung", .~n Ober­
ftq/Jidiliilen gegeben habe. 
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Vel"Wlflrkllchte Empfehlungen 

(10) Intensivierung der Erschließung von Einnahmen aus Kosrenbeirrngen Drir­
<er (NTB 1999 . 182 Abs 23 erste Untergliederung Abs 4). 

Der Vorstand der Schlfflemn!rastrukfllr/inaflzu:,."ngJ-GesmbH ledle mll. dan 
dIe Einnohmm aill Komnbeilriigen Dntter ",I /999 ,~n 27.30 1\lil/ EUR auf 

45.50 /llifl EUR gesItIgert lI 'erden konnten. 

(11) Auflassung des Aufgabengebietes Lobbying (NT B 1999 S, 182 Abs 23 
erste Untergliederung Abs 5). 

wH! Mitttilung J.r VorI/lmdl!.! der S(h",r",mnfrmlrllklur/inanzrer/mgI- Gl!.!mbH 

Jf/ daJ Aufgaber/gebitt Lobbyil/g aufgeiaHm Imd fk'für daJ Ball(olJlrolllllg amge­
bau I wurden, 

Austro Control im Bereich der Austro Control GesmbH 
GesmbH 

(12) Aufbau einer ziel,gerichreren Umernehmungsplanung und geeignerer In­
strumente zur Umernehmungsführung (NTß 1999 S. 150 Abs 6.2). 

WUI Milltilung der AIIIIrO Control Gl!.!mbH IeI Im Jahr 2000 tUl Unltrl/th­
IIlllngskonzepl atugMrbtlltt UIO'I'den, da; auf BallS der für dlt Zulu"'ft zu ertl'dr­
Itndt11 Rahmt11bedinglmgen lind MarktgegebetJhtJlen ii/;erpriift lind angepa1sl lllfrdt. 

(I}) Beteiligung am Projekt CEATS ZUt Realisierung einet tiefgreifenden Ratio­
nal isierung der Flugsicherung (NTB 1999 S. 156 Abs 16.2). 

Laul Milltihmg der Aus/ro Control Cambl'/ u'iirdtn im UnlfT1JthrnlmgskonzepI 
alle Plol1lmgen zur RenllIter/mg J.r ProJek" CEA T. berü(ku(hllgl werde1/. 

(14) Erstellung und Umsetzung eines umfassenden Personalenrwicklungskon­
zepts ( TB 1999 S. 157 Abs 18.2 ). 

LAUf Mittttfung der AUSlro COnlrol GeJmhH lei tln Konzept zur Personalent­
u'irklung erU,.btlf.tl u-'Ordm. \V~tn ek.s IOllfendm EuuparJlngsprog,.amoJJ Jt!Ull je­
d()(h vtrIchitdmt i\laßl/ohmt1l z/frückgwefll bzlI' ""1 begmlz"", MtlltftmIalz 
umgeselzl u'01'den. 

(1 Sl Senkung des Übemundenaufwands (NTB 1999 . 158 Abs 20.2). 

WIJ/ IIfllltillmg der A,u/ro Contro! GeslllbH hiilte ImJahr 200/ d" Ali/u'o"d 
für OberJ11mdm, bezogellllNj 2000, um rd 0.8 /litil EUR geImkl u.,.den Mn"",. 

(16) Verringerung der Anzahl an Geschäfcsflihrern (NTB 1999 S. 161 Abs 25.2). 

will Milleilll1/g der AII1l'" COlllrol Gl!.!lt/bH Itt dlt GeIchiifuführlmg "'" 3/. Df­
umber 2001 ,,.,.kltllleri uwden. 

(17) SicherSteIlung einer effizienten Projektüberwachung ( TB 1999 S, 162 
Abs 27.2). 

Lalll Miluilung der AlIllro Control CesmbH uJ/ifdtrJ alle l1JveJIIIIOIl~1J ewer Kos­
ttfl-Nlllun-Analyu IIll1erzogen. Im Rahmtn diS Projektmanagtmlnll Jei das 

ProJeklcomrofling - <1III/J"dJt1ld dtm Jeu~llrg'" Umfang /fnd ProJekru""l -
elllgeführl U}("rktJ. 
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Kurzfassung: 

, . 

Österreichisches Forschungszentrum Seiber -dorf 
Gesellschaft mbH 

Die Österreichisches Forschungszencrum Seibersdorf Gesellschaft 
mbH erfüllte als außeruniversitäre Forschungseinrichrung die Auf· 
gabe des Technologie- und Wissensrransfers von der Wissenschaft 
zur \Vircschaft und zu öffenrlichen Stellen. Die Bundesregierung 
misst der außeruniversitären Forschung eine besondere Bedeurung 
bei, weshalb für die Zukunft eine Verdreifachung der Mi"el für 
diesen Bereich vorgesehen ist. 

Als Folge von Fehlern bei der Bewältigung finanzieller Probleme 
aus der Zusage von Berriebspensionen wurde die überprüfte Un[er~ 
nehmung 1996 zum Sanierungsfall. Häufige Wechsel in der Ge­
schäftsführung crsch,-verten die Üben\lindung der Schwierigkeiten. 
AußerorderHliche Zuschüsse des Sundes als Mehrheirseigentümcr 
[rugen wcsenclich zum Fortbestand der überprüften nternehmung 
bei , Als Teil der Sanierungsmaßnahmen wurden VcnvaJtungstätig­
keiten ausgelagert und der Persona.lstand deutlich verringert. 

Die Erlöse aus der Auftragsforschung stagnicncn von 1997 bis 
1999; im Jahr 2000 wurden aber deutliche Zuwächse verzeichnet. 

Die geseulich normierre Eingliederung der Österreichisches For­
schungs- und Prüfzentrum Arsenal Gesellschafr mbH erfolgte zwar 
mit zeitlicher Verzögerung, wurde aber seit Anfang 2000 plan­
mäßig umgesetzt. 

Die überprüfte Unternehmung setzte verschiedene Merhoden ein, 
um die wissenschaftliche Qualität ihrer Tätigkeiten messbar und 
beurteilbar zu machen. Die Darstellung der Forschungsleistungen 
und ihres utzens erfolgte ab 1999 in jährlichen \'ifissensbilanzen . 

Der Forschungsreakto r wurde 1999 abgeschaltet; er soll bis 2005 
planmäßig stillgelegt werden, Nach wie vor ungelöst ist die langfris­
tige Lagerung der auf dem Gelände der überprürten Unterneh­
mung zwischengelagerten radioaktiven Abfälle. 
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Öseerreichisches Forschu ngszenn"um ibersdorf GeseUschaft mb H 

Eigentümer 

nternehmungsgcgenstand 

Gebarungsenrwicklung 

Umsaaerlöse 
Forschungsaufträge 

Förderungeo, ""nden 

Bestandsveräncleru og 

l...eisrungen der Ge~.llschaf[er 
(davon 98 % BMV rn 

Erlöse gesamt 

Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit 

)ahresgewinnl- verlust 

Bllaozergebnis 

Cash-Aow aus laufender 
Geschäfrsriitlg kel' 

Mitarbeiter 
(im )ahresdurchschnm) 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

RepublIk ÖSrerreich (ve"",ren durch das BMVIT) 50,4691 
dlverv Unternehmungen 49,54 'lf 

Durchfuhrung von Forschungs-. Entwicklungs- und Lthr.ufgaben. 
damit zusammenhängende Dienstleistungen sowie die damit verbundenen 
Publikationen für Wircschafr, Wissenschaft und öffentliche rellen 

1996 1997 1998 1999 2000 

In Mlll EUR 

26,60 22,86 2'1,18 23,44 31,54 

0,68 2,78 3,47 6,15 5,59 

0,12 0,81 -0,25 2,50 -2,04 

23,50 22,09 22,92 22,80 28,35 

50,89 48,52 49,31 54,89 63,44 

-8,29 -4,80 -1,49 - 2,01 -0,20 

-12,n -1,22 10,20 2,33 0,96 

- 11,60 - 12,82 - 3.77 - 1.44 - 0,49 

-2,65 - 16,04 3,41 1,47 5,21 

"'nuhl 

539 529 462 481 483 

Der RH überprüfre von März bis Mai 2001 die Gebarung der Österrei­
chisehes Forschungszentrum SeIbersdorf Gesellschaft mbH (Forschungs­
zenrrum Seibersdorf). Prüfungssch werpunkre waren die Eigen[ümervor. 

gaben, d,e Forschungsstrategie, die Abstimmung der ForschungstätIgkeit 
mir anderen Forschungseinrichcuogen und die unrernehmungsinrernen 
Kontrolleinrichtu ngen sowie die str3rf'gische Ausri chtung bzw Einbin­
dung der Österreichisches Forschungs- und Prüfzentrum Arsenal Gesell­
schaft mbH (Arsenal GmbH), d,e 1999 vom Bund als Sacheinlage on das 
Forschungszemrum Seibersdorf f'lOgebrachr worden war. 

Zuletzt ha ne der RH die Unternehmung 1994 überprüft und dem Natio­
nalrat Im Tätigkeitsbericht des RH über das VerwaltUngsjahr 1991 be­
richtet. Im Tätigkeitsbericht über das Verwaltungsjahr 1997 beroch«re 
der RH übereone Überprüfung der Unternehmung im August 1997 hin­
sichtlich der Gebarung mit EU-Mmeln. Die in diesem Beri cht enthalte­
nen Empfehlungen des RH wurden Im Wesentlichen umgesetzt. 

Mit Wirkung vom September 200 1 wurde das Forschungszentrum Sei­
bersdorf in eIne Holding mir dem Firmennamen Austrian Research Cen­
ters GmbH-ARC umgewandelt. In d,eser HoldIng verblieben die zent ... -
len Dienste (business services) sowie die nuklearen Aknviräten (nuclear 
services). Die restlichen Akrivirären wurden im Wege der Abspalrung in 
eine Ges<llschaft mit dem Formennamen ARC Seibersdorf research 
GmbH eingebracht. 
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Eigenrums­
verhältnisse 

O rgane 

Unternehmungspolitik 

Rahmenbedingun,gen 

Osterrcich •• chcs Farschungszenlrum 
SClbcrsdDrf Gesellschaft mbH 

\'(fegen der fehlenden Vergleichbarkeit verzichtete der RH auf eine Dar­
stellung der Zahlen fur das Geschäftsjahr 200 1. Die Holding ist auch die 
M uuergesellschafr fü r mehrere Betei I igungen. darunter die Arsenal 
GmbH. 

Zu den Prüfungsmit<eilungen vom November 2001 nahm die überprüfte 
Unternehmung im Dezember 2001 Stellung . Der RH erst."e,e dazu im 
Februar 2002 seine Gegenäullerung. 

2 Das Stammkapital der Gesellschaft betrug seit der Gründung im)ahr 1956 
unverändert rd 470 000 EUR und verteilte sich auf 216 lamm.n,eile zu 
je cd 2 180 EUR. Davon hielt die Republik Österreich, vertceten durch 
das BMVIT, 109 Anteile (50,46 %). Die restlichen An,eile gehörten einer 
Schweizer Gesellschaft und 47 ösrerreichischen Unternehmungen. 

3 eit 1996 kam es zU mehreren Änderungen in der Geschäftsführung . 
Nach der Pensionierung des langjährigen wissenschaftlich- technischen 
Geschäfrsführets tnlt Im September 1996 dessen Nachfolger seinen Dienst 
an. Im November 1996 wurde der kaufmännische Geschäftsführer, dem 
Fehler in der Pensionsvorsorgeberechnung sowie falsche Information des 
Aufsichtsrates vorgeworfen wurden, fristlos entlassen. Die kaufmännischen 
Agenden nahm in der Folge imenmistisch ein Berriebsberacer wahr. 

Der im Sep<ember 1996 bestellte Geschäfrsführer erklärte im März 1998 
überraschend seinen Rückrri([ . Ihm folgre interimistisch ein bisheriges 
Mitglied des Aufsichtsrates nach , das aus gesundheidichen Gründen im 
Mai 1998 seine Funktion zurücklegte. Danach wurden zwei Micarbeiter 
des Forschungszentrums Seibetsdorf zu Geschäfrsführern bestellt. 

Die vom Forschungszentrum Seibersdorf gegen den frisrlos endassenen 
Geschäftsführer und auch gegen den im August 1996 pensionierren Ge­
schäftSführer erhobenen Vorwürfe fuhrten zu Klagen der beiden ehemaligen 
Geschäfrsführer gegen das Forschungszentrum Seibersdorf. Die Vorwürfe 
wurden nicht gerichdich geklärr. Ende 1998 erfolg« eine außergericht­
liche Einigung . 

4. t \'(fegen der bereits von der damaJigen Bundesregierung 1999 beschlosse­
nen und von der im Februar 2000 neu gebildeten Bundesregierung be­
kräftigren Initiative zur Erhöhung der Forschungsquo« von 1 ,8 % (1998 
bis 2000 unverändert) des BIP auf 2,5 % bis zum Jahr 2005 - dies ent­
spricht einer Erhöhung von 3,63 Mrd EU R (2000) auf 6,25 Mrd EUR 
(2005) - srehen erstmals sei, Jahren deutlich mehr finanzielle Mittel fü r 
Forschung und Entwicklung berei<. 

Gemäß der im l\I(ai 200 I präsencierren Forschungssuacegie Ausuia 
R2.5 % + plus" ist rur die außeruniversi[äre Forschung eine Verdreifachung 
der Mittel von 0,51 Mrd EUR (2000) auf 1,45 Mrd EUR (2005) vorge­
sehen. 

253 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)262 von 349

www.parlament.gv.at



UnternehmungspolItik 

254 

Zlels.etlun~ 

U Der RII empfuhl der Republik ÖSterreIch, mit den Mlttelluteilungen mög­
bchsr konkrece Vorgaben zu verbinden und die Forschungsclnnchtungcn 
re~elmäßlg evaluieren zu IJSscn. 

5.1 Die ~rundsärzl ichen ZJt:,lvor,gaben des Forschungszenrrums Selbersdorf 
SInd Im Gesellschaftsvertrag feStllehalten. Danach war die Gesellschaft 
nicht auf Gewinn ausgerichtet; sie verfolgte ausschließlich und unmJ[[e1bar 
Im Interesse des Gemeinwohles eine Förderung der Allgemeinheit J.uf den 
GebIeten Jer Forschung, Enrwlcklung und WISsenschaft. Allenf,t1ls enr­
stehende BilanzgewInne waren nICht auszuschütten, sondern zur Verwi rk­
lichung der gemeinnützigen ZIt:lst'[lllng der Gesellschaft zu verwenden. 

Auf der Grundlage d,eser Vorgaben entWIckelte d .. überprüfte nterneh­
mung Ihre Unrernehmungszlele. ~Ie gaben die wissenschaftlichen, Wlf[­
SCh.lftlld,en und organlsacorischen R'lhmenbedingungen rur die Geschäfts­
bereiche S)'scemforschung, WerkstofT- und Produkcionstechnlk, uttbare 
Dienste und Gesundheit, Jnformauonstechnologle SOWIt' Umwelt und Leben 
vor, ohne die eigemllChe Forschungstju,gkeit inhaltlich genau zu determi­
meren. 

Die Au~arbeitung der Forschungsprogramme und der Einzelprojekte nah­
men du: Geschäftsbereiche selbst vor. Das zuletzt gülrlge schnftllche 
Strateglekonzep[ stammte aus 1998. Dann wurden die allgemeinen Ziel­
setzun~en der Gesamtunternehmung sowie ihre mh.:ddiche Umsetzung 
In den einzelnen Unternehmungsberclchen dar,gelegc. 

Neben dem eigemhchen [fateglckonzep( wurden dem RH auch Unter­
lagen über das von der Geschäftsrührung ausgearbeitete strategische For­
schungsmanagemenr 1997 biS 2004 sowie ein Im Rahmen des Stfl.ltegie­
tages 2001 präsen[jcrres Mirrelfristszenario bis 2004 vorgelegt. 

Die drci Unterlagen Wichen Inhalrllch teilweise voneinander ab. le ent­
hielten auch keine Querverwclsc oder Bezugnahmen auf die Jeweils ande­
ren Konzepte, so dass eme logische Wei[erenrwicklung (Ilroter Faden") 
oder hlcrarchische Ordnung nicht erkennbar waren . 

5.1 Nach AnSICht des RH wa.ren die UmemehmungSZIeie Im Strateglfkonzept 
zu allgemein gehalten. Letzteres enthielt kaum zahlen mäßige VorgJ.ben 
und keine Fristen . Lediglich die angeschlossene fünf)ährige Wirtschaf(s­
planung sow ie der angestrebte Eigenfinanzierungsgrao enthielten Quan­
tlfillerungen . Aussagen über den Zielerreichungsgrdd im sr rategischen 
BereICh wurden daher erschwert. 

Der RH empfah t, ein ncues Strategiekonzept zu erStellen, dann klare 
Zielserzungen zu formulieren uno Jle LU erreIChenden Ziele nach Mög­
lichkeH zu beziffern . Es soll[en verbindliche Vorgaben erstellt werden, die 
einen II-Is(-Vergleich 111 Jeder Phase ermöglichen und Aussagen über 
den Zlelerreichungs~rnd erlauben. 

5.3 Llllt Stellungnahme der li'btrpriiften Unternehmung werdt die Behaudillug der 

K01JurllStrotegtt kiil1//IX "" Exekullt ko,,"tee der Am/non Rtuorch CenltrI 
GmbH- ARe bes(hlosst" furtler, ; t",t ntllt KonzulISlraltg/t Je/ btrtllI /11 AIII­

arbe/IIIIIX· 
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Ultlemehmunl·polltik 

Zielerreichung 

Vol kswi rcschafrllche 
ßedeurung 

OSI rrelchl ches FDrsch ngszenlrum 

Seober dDrf sellschafl mbH 

6.1 Die norwendigen anierungsmaßnahrnen als Folge der durch die Zusage 
von Betnebspensionen ausgelösten und t 996 schlagend gewordenen Finanz­
probleme verursachten Interne Schwiengkelten. die sich unrer anderem In 
elOer Smgnarion der Erlöse aus der Auftrugsforschung bis 1999 auswITk­
ten. Im Jahr 2000 konnten deutliche Zuwiichst 10 der Auftragsfarschung 
und eine Verbesserung des mernehmun,gsert:ebmsses erreicht werdt'n . 

für die Beurcedung einer außeruOIversHären EHlflthtung sind aber dH: 

E,nhalcung der Budgeczlele oder die Erlösentwl{klung allel ne nICht aus­
reichend . Die wesentllLhen Ziele des FOfs<hungs1.entrums Seibersdorf Ile­
~en auf einer quaI1C3u\'en Ebene und sind nIchr ohne weiteres überprüfb.u 
oder messbar. Die überprufte mernehmung seCHe daher verschiedene 
Methooen ein, um die wissenslhaftl!che QU<lllüt messbar und beuneilbJr 
zu machen . 

Seit mehreren Jahren ISt die überprüfte Unternehmung nach dem QU.l­
lirärssrandard ISO 900 I zer"fillerT. Die leme Überprüfung durch elOtn 
eXternen Auditor im J.lhr 2000 erbraclHe ein pOSHlves ErgebniS . 

Die Unrernehmung selbst ZO~ verschiedene Insrrumente wie Kundenbe­
fragullgen. EvalUlerungen ooer dlt' Anuhl wissenschafdicher Veröffenth­
chungen zur Qualirätsmessung heran. Je nahm .luch regelmäßig an V{' r­

gleichenden Studien mir jhnhcnen Einnchrungen Im Ausland teil. 

Um d" Qualirär der Im Forschungslenrrum Selbersdorf erbrach ren U:IS­
rungen auch nach außen d.uzusrellen. erStell re die überprüfte Umerneh­
muog seit 1999 als Ergänzun,g des Geschäfrsbeflchtes Wissensbilani.t'n , 
Damit sollen die Forschungsleistungen uncl.hr utlen sichrbar gem~ILh( 
und die Transparenz über dIe Verwendung der öffentlichen Mltrel erhöhr 
werden . 

6.2 Der RH anerkannte die Bemühungen um ell1e kontinUierliche Quull(jrs­
steigerung und bewertete die Erstellung der Wissensbilanzen positiv. Er 
empfahl die STändige WeITerenrwlCklunl( qualira"ver Messgrößen; die 
\'(fissensbilanzen sollten auch ki.infrig regelm:ißlg veröffentlicht werden . 

7 Im Gesellschafrsvenrug der liberprüfren Unrernehmung srand das Ziel der 
Gemeinnützigkeit Im Vordergrund . Das Forschungszentrum Seibersdorf 
erfülIre dabei d" Aufgabe des Technologl<- und Wlssensrransfers von der 
Wissenschaft lur WinSth.lfi und w öffentlichen Srellen. 

Das Forschullgszencrum Seibersdorf leiseete eInen wichtigen volkswirt­
schaftlichen Beitrag nicht nur durch den \'!(fissensrransfer, sondern auch 
durch die Ausbildun/( von Diplomanden und DIssenanten, durch Poli­
(lkberatung, Teilnahme an EU-Rahmenpro~r.lmmen sowIe durch <.Jas 
Vorhalten von für die AlIgemelOheH WIChtigen Mess- und Prüfelnflch­
rungen. 
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258 

UnlelM1ehmungspolltlk 

Kooperationen 

Finanzwirtschaft 

Winschafrl iche 
Entwicklung 

8.1 Die drei wesentlichsten österreich ischen außeruniversicären Forschungs­
einrichtungen, das Forschungszemrum Seibersdorf. die Arsenal GmbH und 
die )OA NEUM RE EARCH Forschungsgesellschafr mbH Uoanneum) 
sind Mitglieder des Vereins - Forschung Austria·, dem auch das BMVIT 
angehört. 

Dieser Verein soll auch einer Abstimmung der Forschungsgeschäftsfelder 
dienen, wobei nach Ansicht des RH die sehr unterschiedliche Inreressens· 
lage nur begrenzte Erfolge erwarten ließ. Ein wesentlicher Fonschricc in 
der Bereinigung der Geschäftsfelder gelang ers< durch die Einbindung 
der Arsenal GmbH als Tochtergesellschaft des Forschungszemrums Sei­
bersdorf. Mit dem Joanneum finden regelmäßige Abstimmungsgespräche 
stan. 

Im Bereich der außeruniversirären Forschu ng gab es eine Anzahl wenerer. 
teils privac finanziener Einrichtungen . Auch einzelne Universitä[s.ins[jtu­
te , neue Forschungseinrichrungen, wie die Kplus-Zencren (zeitl ich be­
grenzte gemeinsame Forschungseinrichcungen von Umernehmungen und 
universitären oder außeruniversi[ären Forschungsinstituten ) sowie die 
Fachhochschulen , sind auf diesem Sektor tätig , 

8.2 Eine diskutierte Zusammenführung der öffendich finanzienen außeruni· 
versitären Einrich[ungen in eine gemeinsame Holding erSchien dem RH 
mangels offensichtlicher Synergien nicht zwingend, Der RH hielt eine 
Steuerung über Vorgaben, Evaluierung und Micrelzureilung für zweck· 
mäßig. Oer hwerpunkt der öffentlichen Förderungen sollte von Direkt­
zuwendungen zur D<)[ierung von Programmen und Forschungsprojekren . 
um die sich die Einrichtungen bewerben können, verlagert werden . 

9,1 Die Edöse aus Forschungsaufträgen zeig[en bis 1999 keine nennenswer­
ten Veränderungen. erfuhren aber von 1999 auf 2000 eine deutliche Stei­
gerung von 23,44 Mill EUR auf 31 ,54 Mill EUR, Die öffentlichen Zu­
schüsse zu den Becriebskoslen bewegcen sich mit sleicher Tendenz jeweils 
knapp darumer. Oie Mittel für die direkte Projektf'orderung im Rahmen 
der Kofinanzierung wiesen eine Sreigerung von 0,68 Mill EUR (1996) 
auf 6, 15 Mill EUR (1999) bzw 5,59 Mill EUR (2000) auf. Bei der Auf­
[ragsforschung war eine zunehmende Internationalisierung, insbesondere 
im EU- Bereich. zu bemerken, die 2000 ein Drittel der Umsätze aus­
machte. 

Das Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftsrätigkeit (EGT) war von 1996 
bis 2000 negativ, die Verluste verringerten sich Jedoch von 8,29 Mill EUR 
(1996) auf 0,20 Mill EUR (2000). Durch die vom Bund gewährren Inves­
ciuonszuschüsse, die in den Rücklagenbewegungen gebucht wurden, soll[e 
das negative EGT in der Regel ausgeglichen werden. In den Jahren 1996 
und 1997 entstanden aber aufgrund der erhöhten Personalaufwendungen 
Bilanzverluste von 11,60 Mill EUR bzw 12,82 Mill EUR. die jedoch bis 
2000 zum größten Teil ausgeglichen werden konnten . 

9.2 Oie außerordentlichen Zuschüsse des Bundes als Mehrheitseigentümer 
trugen wesendich zum Fortbestand der überprüften Umernehmung bei. 
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10 Die Fmanzierung erfolgte nach der Art der Forschungstätigkeit unterschied­
lich. Die Auftragsforschung war durch Zahlungen der Auftraggeber grund­
sät.tllCh unter Einrechnung eines Gewinnaufschlages sdbsdinanzierr. Die 
unabh.inglge Forschung (Eigenforschung) wurde von öffentlichen Mmtln 
und BetrIebskosrenzuschüssen der Gesellschafter gemäß einem Syndikats­
vertrag gecragen. 

In diesem Vertrag verpOichteten sich die Gesellsch.fter zu einem Jähr­
lichen Zuschuss in der Höhe von zuletzt 5 814 EUR pro Stammeinlage. 
Diese Mlnel waren zweckgebunden und dienten der Aufrechterhaltung 
der Eigenforschung . Der Rest der ungedeckten Betriebskosten und somit 
auch der größte Teil war vom Bund (im Wege elOer Basisfinanzierung aus 
Budgetmmeln des BMVln aufzubringen . 

Das Volumen der Eigenforschung bestimmte sich nach dem Eigenf,nan­
zlCrungsanteil. Danach verpflichtete sich die überprüfte Unternehmung 
in Ihrem Straregiekonzepr, d .. Höhe der geforderten unabhängigen For­
schung von der Auftragsforschung im VerhältnIS I : 2 abhängig zu machen . 
Dies geschah über die Ressourcenplanung im Rahmen der E"'tellung des 
Jahresbudgets. 

1I eben den 8etriebskostenzuschüssen leiStet< der Bund auch laufend Inves-
tHionszu.schüsse. Diese wurden emer Rücklage zugeführt und in der Höhe 
der Abschreibungen jährlich aufgelöst. Die InvestItIonszuschüsse schwank­
ten <wISchen 0,87 Mdl EUR (1999) und 5,23 Mill EUR (2000). 

1997 gewährte der Bund einen onderzuschuss von 7,27 Mill EUR zur 
Verlustabdeckung. 1998 und 1999 folgten jeweils weitere 2,18 Mill EUR. 

12 Die Europäische Union forderte zwischen 1996 und 2000 91 Forschungs­
projekte mit GesamtproJektkosten von 21,87 Mdl EUR in Form der Rah­
menprogramme mit Insgesamt 12,86 Mill EUR . 

lJ. I Die überprüfte Unternehmung verfugte von 1996 bis 2000 zum Bilanz­
stIchtag über durchsch",!!lich 16,42 Mill EUR an liquiden Mineln . Der 
Geschäftsverkehr mit ausländischen Partnern bedmgte zudem regelmäßig 
den An- und Verkauf fremder Währung. Es gab keine schriftlichen Ver­
anlagungsrichdinien. 

13.2 Der RH empfahl, schriftliche Veranlagungsrichdinien zu e!Stelien . 

1}.3 I" Ihrer Sltllllngnahml ,'trU·w dlt üb<rprüfu Ulllernlhmllng allf "nI ,chriftltcht 
A rWllJanwtlJllng für dltJt Vtranlagllngt71. 

13.4 Der RH entgegnete, dass sich diese AnweISung vor allem auf formale 
Aspekte bezog. Di. vom RH empfohlenen Veranlagungsrichdinien soll­
ten darüber hinaus festlegen, unter welchen Voraussetzungen welche An· 
lageformen (Anleihen, Aktien, Fonds usw) ausgewählt werden. 

257 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)266 von 349

www.parlament.gv.at



Ftnanzwlrtschaft 

258 
Kosrenrechnung 

Ke rntec hni k 
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t4.1 1998 rührte die überprüfte Unternehmung eone $panenerfolgsrechnung 
und damlr eine genennee DarsH-llung der Auftragsforschung sowie der 
EIgenforschung ein. 

1m Bereich der Gemeinkosten cr~[en bei einigen Kosrenarren. insbeson­
dere bei den Vercriebskosccn. Abgrenzungsunschärfen auf. So wurden zB 
Jie Eit;enforschungsprojebe amedlg mit VenraebsgemclOkostcn - Ge­
samthöhe 1999 insgesamt 1,09 M,II EUR - belastet, obwohl es sich hier 
um keIne el([ernen KundenaLlrrr~i,ge handelte und keine unmHrelbare 
kommerzielle Verwenun!' der Ergebnisse vorgesehen war. 

14.2 Der Rf I dnerkannee. dass die Unternehmung aue Kosrenrechnung 10 den 
letzten Jahren zu einem aussagekräfrigen Sreuerung instrument ausgebaur 
ha[[e. Er empfahl aber, sämrliche Gemeinkosten, mit denen die Projekte 
der Eigenforschung belastet wun.Jen. auf ihre tatsächliche Zuordnungs­
falllgkeir zu prüren. Eine exakte Ab.grenzung ISt nach Anslchr des RH 
nicht l.uletzc auch aus EU- werrl.Jewerbsrechdichen Gründen Beboten. 

1 S.I Das Forschungszencrum Se.bersdorf verrügte über ein akruallslenes Ab­
failwlrrschaftskonzept. Verstärkee MülhrennunR und eine verbesseree 
innerbetriebliche logistik bewlrkre:-n In den lerzten Jahren eine Reduktion 
der Abfallbeseitungskosten von mehr als 50 I)F. Betriebsüberprüfungen 
des Amtes der NiederösterreichIschen Landesregierung nach dem Abfall­
wirrschaftst!:eserz in den Jahren 1996 und 200 I stelleen keine nennens­
werten ßeansrandungen fese. 

Durch eine akrive und offene lnformationspohnk konneen Anrainerbe­
schwerelen auf OIedrl8em NIveau gehalten werden . Zur Erhöhung der 
Transparenz im Umwelrbereich ernelIte die überprüfte Unternehmung 
1999 erstmals eine Umwdrbilanz, die in den Geschäftsbericht integriere 
wurde . 

15_2 Der RH stell« fest, dass die überprüfte Unternehmung die gesetzlichen 
Auflagen Im Bereich des Umwehschurzes erfülIre und darüber hinaus be­
strebt war, Ihre umweltpolitischen Maßnahmen auch der Öfrentlichkelr 
zugänglich zu machen . 

t (, U"prunglich war das Forschungslemrum Se.bersdorf als $wdlengesellschaft 
zur Erforschung der Atomenergie gegründet worden . ach der Entschei­
dung gt'gen die [nberriebna,hme des Atomkrafrwerkes Zwencendorf unc.l 
dem ddf3US resulrierend~n Atomsperrgesetz 1978 erfolgre eine euoflen­
cierung der Forschungstätigkeit. Dennoch blieb die Kermedmik ein wesent­
licher Geschäfcszweig. Zu den Nutzern der kerntechnischen Anlagen L1hl­
(en Medizin (Universitäcsinsticure und Krankenhüuser). Indusr rie und 

Forschung. 
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17 . 1 Der Forschungsreaktor wurde zwischen 1958 und 1960 für wissenschaft­
liche und kommerzielle Zwecke errichtet und war mir lO MW rhermi­
scher Leistung Österreichs größte kernrechnische Anlage. Hohe Betriebs­
kosten. die auch durch st renge Sicherhej[svorkehrungen bedingt waren, 
und eine schwache Au.slas[ung mit Auf[ragsarbeiten beschleunigten die 
Entscheidung zur Stilllegung des Forschun,gsreakrors. Aus Kostengrün­

den wurde der BegInn des Stilllegungsbe<riebes emgegen der ursprüng­
lichen Planung um fünf Jahre auf 1999 vorverlegt und der Reaktor im 
Juli 1999 endgülrig abgeschalrer. 

Die Stilllegung ist in einern Zeitraum von sec hs Jahren zwischen t 999 
und 2005 in drei Srufen geplant. In den emen beiden Srufen werden die 
Komponencen, die radioaktive roffe enthalten, abgebaut, aufgearbeicet 
und zwischengelagert. Weiters erfolgtt' der Rückrransport der Brennstäbe 
in die USA. In der drinen 5rufe Wird entweder der nicht aktive Teil des 
Reaktors ~ollständlg abgerISsen, oder das Reakrorgebäude wird für einen 
anderen Zweck, zB als Zwischenlager, weirer genutzt. 

Die Entscheidung über die Vorgangsweise in der dri[[cn Stufe kann ersc 
getroffen werden, wenn genaues Datenmaterial sowie Messergebnisse der 
ersten beiden rufen zur Verfügung stehen . Eine Kostenabschätzung der 
Unternehmung aus 1999 ergab einen Kostenrahmen von 13,08 Moll EUR 
ohne BerückSIchtigung der Langzeirlagerkosren. 

17.2 Auf Anfrage des RH war der Aufwand ftir die Reaktor.;tililegung ""lässlIch 
seiner Überprüfung 199 von der Unternehmung noch auf 4,36 Mill EUR 
geschärzt worden . Der RH anerkannte dennoch ehe Vorverlegung der Srill­
legung des Forschungsreakrors, weil daraus jährliche Kosteneinsparungen 
in der Höhe von 1,3 1 Mill EUR resultierten . 

17 . .1 LaUI S/e!ll",g"ah",~ der iiberpriifun UlllertlehmlJllg hobt die domoltgt SrhillZlillg 
auf BallJ fl11tr externen Swdle mcht allt ullltgungJJchrlltf ImrjaJJI. 

18.1 Der Bund gab a.ls Mehrheirseogenrümer eine für den StilllegungsbetrIeb 
zweckgebundene Finanzierungszusage für die erwarteten Gesamtkosten 
von jährlich 2,18 Mill EU R für die Dauer von sechs Jahren, beginnend 
mit dem Jahr 2000, ab. 

18.2 Der RH Wertere posiriv, dass der Srililegungsbe<rieb des Reakror.; durch die 
Finanzu:rungszusage des Bundes gesichert werden konnte; er verwies aber 
auf die Notwendigkeit, die zeitlichen Planvorgaben einzuhalten, weil ein 
großer Teil der Berriebskosten fixe Personalkosten betrifft. We"e,s "eil« 
der RH fest, dass d,e Finanzierung der Langzeirlagerung der ReaktOrteIle, 
die durch den Abbau zur Aufarbeitung gelangen, noch ungeklärr 1St. 

19. 1 Parallel zur Stilllegung des Reaktors posirionierre die überprüfte Unter­
nehmung einige Arbeitsgebiete und Dien.stleistungen neu, um auch zu­
künf[ig Dienstleistungen der ukleaTtechnlk anbieten zu können. 
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19.2 Der RH anerkannre die Besrrebungen , das erworbene \'Qissen auf dem 
GebIet der ukleartechnik im Rahmen der Themen ukleare icherhel( 
und Bevölkerungsschutz zu verwerten und anzubJeten, vor allem im Hin­
blIck auf mögliche Gefahren, dIe SIch durch dIe wirtschaftliche Nutzung 
der A[Qmkraft Jn Österreichs achbarstaaten ergeben könnten . 

20,1 Im Forschungs .. ntrum Seibersdorf werden seit 1976 alle in ÖSterreich .us 
MedIZin, Industrie und Forschung anfuJlenden radioaktiven toffe aufge­
arbeiter, konditiOniert und zwischengelagert. Die Mengen waren seit 1990 
rückläufig und unterlagen starken Schwankungen. 

Für alle bis Ende 1994 angefallenen schwach- und mitteiaktIven Abfalle 
leistete das damalIge BMGSK (nunmehr BMlFUW) einen Entsorgungs­
beitrag und dadurch einen Beitrag zu den Betriebskosten des Geschäfts­
feldes , Für alle nach diesem Stichtag übernommenen Abfalle wurde das 
Forschungszentrum Seibersdorf verpflichtet, die Kosten zur Gänze auf 
die Erzeuger der AbF.iJle umzuwälzen. 

Durch dIe rückläufigen Mengen und den Wegfall der Verarbeicung auslän­
discher Abl1ille hatte diese Maßnahme emen sprunghaften Anstieg der Preise 
flir die Abfallverarbeitung zur Folge, Zwischen 1994 und 2000 stiegen die 
PreIse um mehr als 400 %, Die überprüfte Unlemehmung versuchre, diesem 
Trend durch Senkung der Betriebskosren und Personal reduktIon gegen­
zusteuern . Durch die verstärkte Allfarbei[ung von rndioaktiven Stoffen im 
Zuge der Stilllegung des ReaktOrs sollte die Entsorgung in Ösrerreich flir 
die nächscen Jahre zu den derzeitigen Preisen sichergestellt sein. 

Der Unterauslastung [rug die Uncernehmung durch eine außerordentliche 
Abschreibung der Aufarbeirungs.nlage im Volumen von 2,18 Mill EUR 
in der Bilanz 2000 Rechnung, 

20,2 Der RH verwies auf die ProblematIk, bestehende Fixkosten bei sinkenden 
Mengen durch Preiserhöhungen abdecken zu müssen . Er sah durch die 
hohen Kosten ein steigendes Risiko der nicht sachgerecheen Entsorgung 
durch den Verursacher und vertrat die Ansiehe, dass das Verursacherprin­
zip bei der Kostentragung der Entsorgung in einem vernünftigen Ver ­
hältnIS zur Entsorgungssicherhe" stehen sollce, 

21.1 ln ZWeI Lagerhallen auf dem Gelände des Forschungszentrums Seibersdorf 
lagerten per Ende 2001 9037 Fässer mic kondi[ionierten radIoaktiven 
toffen, Im Oktober 1992 schlossen die Republik Österreich und die Ge­

meinde Selbersdorf einen Vertrag mit dem Ziel, mdioaktive Abfalle nach 
mehr als 30 Jahren Zwischenlagerung einer Endlagerung (Lager mit Lang­
zeitcharakter) zuzuflihren. Der Vertrag regelte die Zwischenlagerung für 
kond"lomerte schwach- und mItteiaktive Abflille am Gelände des For­
schungsz<mrum Seibersdorfs bIS längstens 2012 wie folge: 

Das Forschungszenrrum Seibersdorf verpachrete zum Anerkennungspreis 
von I ATS dIe zur Zwischenlagerung genutzten Lagerhallen an die Ge­
meinde Seibersdorf, verpflichtere SIch jedoch, die Becreuung des Lagers 
mir eigenem Personal und auf eigene Kosten durchzufiihren. Der Bund ver­
pflichtete sich seinerseits zur Tragung der erforderlichen Reinvesrltionen . 
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Die Gemeinde eibersdorf, die keine Leiseung erbrachte, erhielt für die 
Ourchruhrung dieser Zwischenlagerung vom Bund ein jährliches wenge­
sichenes Lageremgelt in der Höhe von 0,33 Mill EUR . Die vereinbane 
Wensicherung hatre zur Folge, dass sich das jährliche Lagerentgelt bis 
2001 auf 0,48 Mill EUR erhöhte und bis 2012 auf 1,24 Mill EUR anstei­
gen wird . 

21.2 Der RH konme den Beweggrund , der zu dieser fur den Bund ungünsti­
gen Wen,icherung gefühn hatte, nicht nachvollziehen . Er stellte fese, 
dass dem Bund die EInigung mit der Gemeinde Seibersdorf über den 
Standon rur das Zwischen lager beträchtliche Koseen verursachte, das For­
schungszennum eibersdorf und den Bund aber ni cht von den Kosten 
und Risiken der Lagerung entband. 

22. 1 Der Bund (das damalige BMGSK; nunmehr BMLFUW) verpflichtete sich 
in diesem Vertrag welfl~ rs , die am Gelände des Forschungszentrums Sei­
bersdorflwischengelagerren Abfalle bis spätesten 2012 in ein Lager mit 
langzeircharakrer zu verbringen. Die Standorrfindung sollte im Hinblick 
auf eine Bauzei( von rd acht Jahren im Jahr 2004 abgeschlossen sein. Für 
2002 vereinbarten die Vertragsparteien die Vorlage fines Zwischenbe­
richtes des Bundes über diesbezügliche Arbei,en und Ergebnisse. 

22.2 Der RH hatre bereits .nlässlich seiner letzren Überprüfung 1994 fesege­
seell" dass vom Bund keine endgül,ige Emscheidung über An und On 
einer langfrisrigen Lagerung getroffen worden war. 

Der RH anerkannte die Problematik der Standonf,ndung und Lagerung 
von radioaktiven Abfallen in Österreich, empfahl dem BMlFUW jedoch, 
weirere reure Zwischenlösun8en zu vermeiden und die Frage der Lang· 
zeidagerung ohne weirer~ Verzögerung ~iner re'.llisi~rbaren und endgülri. 
gen Lösung zuzuführen . 

22 .3 LAIII Mituilung dn- iiherpriifttH Unternehmung seletJ m/l einer ÄnderulJg des 
Slrah/ttlschurzgeJtlzt.r im}li/i 2002 die Grund/ag", für eine Ändmmg der btsle­
hendm Vtrlriige ge.schaffe'l wordtTl. Es uierl allch herein Gespriiche zwischro den 
Verlragsparltien allfgtnflmmen u'()rdetl, 

2} Die durchschnittliche Anzahl der Mi ,arbeiler im For.;chungszennum Seibers­
dorf sank zwischen 1996 lind 2000 von 539 auf 483. Ende 1997 lagerte 
das Forschungszenrrum Seibersdorf im Zuge der Unternehmungssanie­
rung bisher von ihm selb" durchgeruhree Service- und ErhalrungSlälig­
keilen zu Parmerfirmen aus, die wm großen Teil 3m Betriebsgelände ange­
siedele waren. Den rd 80 Micarbeirern der betroffenen Betriebsteile wurde 
der Übercri[[ durch einen Sozialplan erleichtere Als Folge dieser Maß­
nahmen sank der Personalstand bis 1998 auf 462 Mitarbeiter. Der Perso­
nalaufwand sank zwischen 1996 und 1998 von 4 1,93 Mill EUR auf 
30,09 Mill EUR, "ieg 1999 auf 31,61 Mill EUR an und berrug 2000 
31,69 Mill EUR. 
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24.1 199 "ndene die damalige Geschäftsführung im Auftrag des AufSichtsrares 
eine freiwillige PenslOnsZUSi..lge fur die Mitarbeiter des Forschungszemrums 
Selbe"dorf JUS dem Jahre 19'7, die für die Unternehmung aus finanziel­
ler Su.ht künftig nlchr mehr tragbar gewesen wäre, In das sogenannte 
"PenslOnsstolCUt 1994" um. 1996 zelste sICh. dass auch dieses PenSlonSSt3-
[U[ überplanmäßIge Kosten verursathrc, die auf imerne Fehler bei der Be­
rechnun,g und Erstellung dieses rarms zurückzuführen waren, 

Die Formulierungen waren darüber hinaus so gewählt, dass ein Gutach­
ten die Unwiderruflichkeit der Penslonslusagen In diesem Sratut beleg(e. 
DI(." abgezlnsten Gesamr~nslOnsverblndI.chkeiten per Ende 1996 wur­
den auf bIS zu 58 Mt/I ERgeschätzr, was eine fakmche Überschuldung 
der Unternehmung bedeutet hdue. 

Dieser Umstand zog die frisdo'ie EncJassung des kaufmännischen Ge­
schaftsführers sowie In weiterer Folge eine gerichcliche Auseinanderset­
zung mH diesem und dem - mittlerweile in Pension befindlichen -

wlSsenschafr"chen Gesch;;frsführer nach sich . 

Um die Unrernehmung aus dIeser sthwlerigen wirtschaftlichen Siw3tlOn 
zu befreien. vereinbarten dlt' neue Geschäftsführung und die Beleg. 
scha(rsverrrerung 1996 ein Maßnahmenpaket zur SanIerung der Uncer· 
nehmun,g . DIeses belnhaltere eine 22.5 q Ige Barabfindung der Anwarc· 
schafren des PensionssnuU[s von 199·1. den Verzicht duf zwei DrJ[[cl der 
Überzeut:urhaben und die Kürzung von zialleisrungen. 

[Xr 1997 an die MirarbeHer ausbezahlte Betrag zur BerelOigung von Pen· 
Slons,"sagen und Überzeltgurhaben betrug rd 12,79 Mdl EUR . Zur De· 
ckung der erforderlichen Barminel nahm die überprüfte Umernehmung 
einen Kredir in der Höhe vOn 10,25 Mill EU R auf. 

I m Zuge der Erstellung eines neuen Personalsrarures wurde das Sozial. 
regulativ 1999. das auch eme Bernebsvereinbarung über den BelrflH zu 
elOer überberrieblachen PensIonskasse umfasste, neu ausverhandelc. 

24.1 Der RH srellre fesr, dass Fehler bei der Ersrellung des Pensionsstaru'es 1994 
die überprüfte Unternehmung ,n finanZielle Schwierlgkeiren ge raren ließen, 
die nur durch von den Muarbeitern getragene Sparmaßnahmen und einen 
Zuschuss des Mehrheitseigentümers Bund gelöst werden konnren. Der 
RH anerkannre den BeItritt der Unrernehmung zu elOer PensIOnskasse lind 
somH <he Errichrung eines Pensionsvorsorgesystems, das eine klare Kal­
kul~ltIonsbasis für künftige L'.ahlungen liefert. 

15 Mit dem am I . Jänner 1997 In Krafr getretenen Bundesgeserz (BGBI I 
r 15 1997) wurde das Bundesforschungs- und Prüfzentrum Arsenal in 

eine GesmbH übergeleitet. 

Dieses Gesetz zielee auf eine strategische und operative Zusammenfüh­
rung der Arsenal Gesmbll und des Forschungszentrums Selbersdorf biS 
zum Ende 1998 ab. Die konkrete Ausprägung der Zusammenführung 
bl ieb offen. Erst Anfang 1999 wurde Klarheir über die gesellschaftsr.(ht. 
/tche Konstrukrion erzielr, nämlich die Einbringung der Arsenal Gmbll 
als Tochrergesellschafr des Forschungszenrrums Seibersdorf. 
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Die Republik Ö"erreich brach re omir ihre 100 <)f ige Be<eiligung an der 
Arsenal GmbH mir einer Smmmeinlage von 0,73 Mill EUR als Sacheinlage 
in die überprüfre Unternehmung ein. Nach handelsrechrlichen Vorschriften 
harre das Forschungszentrum eibersdorf als übernehmende Gesellschafr 
jenen Wen in ihrer Bilanz anzusetzen, der dem buchmäßigen Eigenkapiml 
der Arsenal GmbH zum, I . Dezember 1998 entsprach. DabeI wurde on 
den Elnbringungsvertrag d,e Klausel aufgenommen, dass der Verkehrswerr 
bei Abschluss des Vertrages mIndestens 0,73 Mill EUR berrigr. 

Der Bund leistete der iiberprlirten Unternehmung aur den Zeitpunkt der 
Embringung Gewähr dafür, dass der einbringungsgt.'genständliche Ge­
schäftsanreil einen positiven Verkehrswert hat. Die Gewährleistungsan­
sprüche häHen mit 30. JUni 2000 geendet, wurden jedoch vom BMVIT 
zunächst bis 30. Juni 2002 und ,m Mai 2002 bIS' I. Dezember 2004 ver­
längen. 

Der rund dafür lag in den unterschIedlichen Rechtsauffassungen zu der 
Frage, ob die Arsenal GmbH an ihrem Scandort on 1030 Wien eine ge­
werberechrliche Betriebsanlagenbewilligung benörige. Wäre dies der Fall, 
so häne sich nach einem Gmachten ein zusätzlicher finanzieller Aufwand 
von 13.08 Mill EUR flir die Erlangung der Bewilligung ergeben. Dies hä"e 
eine reale Überschuldung lind somit einen negativen Verkehrswert der 
Arsenal GmbH zur Folge, weil eine bilanzielle Vorsorge für diesen Fa.1I 
bisher nicht gebildet wurde. 

Da aber eine Verlegung des Srandortes Arsenal in nächS<er Zukunfr geplanr 
ist, sei die Gewährleisrungsfrage nach Aussage der überprüften Unterneh­
mung nur von vorübergehender Bedeutung . Bis zum Ablauf der verlän­
genen Frist sei jedenfalls sichergestellt, dass es zu keiner finanziellen 
Mehrbelastung für die Unternehmung kommen werde . 

Aus Sicht des Forschungszentrums Seibersdorf kam dieses Gesetz zu einem 
sehr ungünstigen Zeitpunkc. Durch die bereits angeführren Probleme war 
d .. überprüfte Unternehmung selb" Im Fortbesrand bedroht. Der mehr­
fache Wechsel in der Geschärrsführung sowohl im Forschungszentrum 
Seibersdorf als auch on der Arsenal GmbH erschwerte die Erstellung der 
norwendigen Konzepre für die Zusammenführung . Zudem behinderre die 
Personalscruktur der Arsenal GmbH mit Beschäftigten dreier Kategorien 
(Beilmre, Verrragsbedienstcte, Privarangestellte) eine schnelle Umsetzung 
notwendiger personeller Veränderungen. 

Ersr nach Unterzeichnung des Einbnngungsverrrages Im Frühjahr t 999 
wurde mir kon.kreren Maßnahmen zur Zusammenflihrung und der Hebung 
von ynergien begonnen. 

l6.1 Seir I . Jänner 2000 war der kaufmännische Geschäfrsflihrer des Forschungs­
zenrrums eibersdorfs in Personalunion auch kaufmännischer Geschäfts­
führer der Arsenal GmbH. Dies wirkre sich posiriv auf Tempo und Qua­
lität der Zusammenführung aus . 

l6.l Der RH em pfuhl aber, nach Einleitung der wesentlichen Weichensrellungen 
diese Doppelfi.onkrion zu beenden. Einerseits erfordern nach Ansichr des RH 
heide Positionen den ungeteilten Arbeitseinsatz einer Person und anderer­
seits würde damit auch die aus Sicht des RH konfliktträchtjge Situation be-
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ArSenal GesmbH 

Sonscige 
Festsrellungen 

endet, dass der wissenschaftlich-technische Geschäftsfuhrer des Forschungs­
zentrums Seibersciorf, der Aufsichtsrat der Arsenal GmbH ist, gleichzeitig 
als Kollege und Aufsich[sorgan des zweiten GeschäftsfUhrers fun,gierf. 

l6.} La", tIl,fftilung der überprüJI'" Unltrnehmung'" nirh vorgmh,». die Doppe/­
Jllnktlon rkJ kauJmiinniJrhen CtSrhiiJrIJiihrerI auf Da,," belZubehalun. 

17.1 Die Finanzierungsgarnmiegesellschaf, (FGG) pr'.isentierte Ende 2000 einen 
Berich, über verschiedene Ausgliederungen des Bundes, darumer auch jene 
der Arsenal GmbH . In.gesam, kam die FGG zu einer befriedigenden Be­
urteilung, bemängelte aber die srarke Zeirverz.ögerung bei der Umset­
zung der ZusammenfLihrung, weshalb sie die überwiegend posiriv< Beur­
teilung mi[ der Einschränkung II vorläuflg· versah . 

17.l Im Rahmen der örtlichen Überprüfung im Forschungszemrum Seibersdorf 
im Frühjahr 200 l gewann der RH den Eindruck, dass die Eingliederung 
mirrlerweile z.ügig und zielgerich[er vorangerrieben wurde . Die Über­
schneidungen in den operativen Geschäfts(eldern waren relarjv gering. 
Allerdings erfolgre auch in der Arsenal GmbH im Zuge der Konzepr­
erstellungen eine Bereinigung der Arbeitsgebiete und eine Konzentration 
auf die Srärken der Umernehmung. 

28.1 In der allgemeinen Zusammenfassung aller Ausgliederungen stellte die 
F G als Schwachpunkte unter anderem fest, dass im Gesetz. Unterneh­
mungskonzepte bedungen wurden, die allerdings ers[ (im Nachhinein) zu 
erstellen waren . Weiters stellte die FGG fesr , dass solche Konzepte häufig 
einen Konrinuitärsbruch im Prozess darstellen. 

28.2 Der RH schloss .ich di .. ., Beurreilung an. Er empfahl, künftig nach 
Mäglich keir ein detailliertes Un,ernehmungskonzepr - allenfalls umer 
Einbindung des künfrigen Managements - bereits vor geplanten Aus· 
gliederungen zu ersrellen. 

29 onsrige Fesrsrellungen und Empfehlungen des RH bermfen die Umer­
nehmungssteuerung , das Controlling, die Organisation, das Marketing, 
Bereiche des Personalwesens, eine Beschwerde bei der EU- Kommission , 
rnvestitionen und weitere Bereiligungen der überprüften Unrernehmung. 
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Schluss­
bemerkungen 

Osterr chlsches Forschungszenirum 
Selbersdorf Cesellsch:>n mbH 

30 Zusammenfassend hob der RH nachs<ehende Empfehlungen hervor: 

Der Bund sollte 

(1) die außeruniversitäre Forschungsrätigkeit verstärkt über Pro.· 
gra_mm- und Projekrfinanzierung an Stelle von Basisfinanzierun­
gen fordern, 

(2) die außeruniversitären Forschungseinrichrungen regelmäßig eva­
luieren sowie 

(3) die Frage der Langzeidagerung von radioaktiven Abf,illen ohne 
weitere Ver'Zögerung einer endgültigen Lösung zuführen. 

Das Forschungsz.nlmm Seibersdorf sollte 

(4) ein neues Straregiekonzepl erstellen und 

(;) schriftliche Veranlagungsrichtlinien erlassen. 
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Kenndaten der A FI AG 

Rech. grundlagen A FI AG-G<s<rz, BGBI r 591/19 2 IdgF; Maßnahmeng<S<:tz, 
BGBI Nr 826, 1992 IdgF (m" W"kung vom I . )iUlner 1993: 
Vrrschmtl1uog der Taurrnaurobahn AG. Phyrn Autobahn AG , 
Aucobahnen- und SchnellStraßen AG und W .. ner Bundesstraßen AG 
lur Östrrreichischen Aumbahntn- und Schnellstraßton AG);. 
Infrascrukturfinanzierungsg ... ecz 1997. BGBII r 113/ 1997 idgF 

nrernehmungsgegenstand FinanZierung, Planung, Bau und Erhalrung der 
btmauteten Bundesstraßen 

Grundkapital (ab 1999) 392,4 M,II EUR 

Ameile an der Öscerrelchlschen Auto-
bahnen- und SchnellStraßen AG 63,6 M,II EUR 

Anteile an der Alpen .raßen AG 28.3 M,II EUR 

Eigentümer Bund 

Gebarung entwicklung· 

EigenkapltaU-mltcel 

Umsarzerlöse 

down 

- V'gntlltntrlÖJt 

- MtlHltrliist 

- Er/Oft aNS an tk" Blind U-'Ultr 

t'm"Kh"tlm BallltlJlllngm 

Becri.~rfolg 

Pi nanzr:rfolg 

ErgebnIs der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 

Bilanzgewinnl-verlusc 

Verb,ndlochk."en 

Immatetlelles Vermögen 

""nm 

- FrMchlgmMSJrKht 

- A.lIzah"lRg~n Oll! das FruthtgmJlJsnrht 

Personalaufwand 

Vc~tungsauFwand 

• gerundet~ Werte 

PersonaIscand 

Vorsrandsmirglleder 

Mitarbelcer (im Jahresdulchschniu) 

- dat'()n iihmi.-itgt1uJ mll bur,tb/,(ber 
E.hall1tng /x/am 

1999 

425.4 

652,2 

191 ,0 

238.1 

223.1 

185,1 

- 268,3 

-83,2 

6344,9 

6626,5 

6333.4 

292.9 

2,7 

3,2 

2 

31 

2 

2000 

In Mill EUR 

331,7 

739,9 

200,0 

255.7 

284.2 

188.2 

- 281.8 

- 93,6 

-93,6 

6651,4 

6927,3 

6607.5 

308,4 

3,4 

4,1 

Anzahl 

2 

37 

2001 

339,5 

966,1 

307.2 

256.3 

402.6 

302,6 

- 293.9 
8,7 

- 85,8 

7066,0 

7336,3 

6 742.1 

580.0 

4,0 

5,0 

2 

42 

1 
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Autobahnen- und 
Schnellstraßen-f'in zl rungs-AG 

r 
Kenndaten de r betrieblichen Erhalrung der Autobahnen und chneUstraßen in den 

Bundes ländern Kärnten , Niede röscerre ich und Oberö.,e r reich 1999 und 2000 

Kärnten iederös[errelch Oberöscerreich 

1999 2000 1999 2000 1999 2000 

Fahrsc rei ft.nki lamteee 
Aucobahnen 1062 1 11 1688 168 198 1208 

Fahrsueiftnk.lometer 
SchnelJSlrußcn 294 294 

in Mill EUR ohne US, I) 

Normkosten 2} 8.89 9.32 18.153> 18.263) 9.03 9.37 

Personalaufwand 5,65 5,62 13,96 12,75 7,07 7,04 

Sachaufwand 2,99 3,25 8,85 8,42 4,64 4,42 

IIwgaben rur becriebliche Erhalrung 8,65 8,87 22,81 21,16 11,71 11,46 

Einnahmen aus betrieblicher Erhaltung 0,71 0,38 4,27 3,68 1,82 1,85 

Ergebnis (Ausgaben minus Einnahmen) 7,94 8,49 18,54 17,49 9,89 9,61 

Saldo d .. ormkosren minus 
Ergebnis der bt:rrieblichen Erhaltung 0,95 0,83 -0,39 0,78 -0,86 -0,23 

inEUR 

Neccooufwand pro Fahrs[rei~nkilome(er 7474 7601 9353 8822 8259 7948 

I) rundunssbtdlng(t' Abw~lchun8en möglich 
2) lwischen dem damaJ.gt'n BMwA und den 8uodedIndern ve~lnblfte Sollkostenvorgabt 
}) vorläufige R«henwerce dt-r ASFINAG aufgrund noch offemr Verhandlu1'Igen 

Prüfungsablauf und 
--gegenSland 

Recht.grundlagen 

Der RH überprüf,e von ovember 2000 bis November 200 I die Geba­
rung der AU<obahnen- und hnellstraßcn-Finanzierungs-Aktiengesell­
schafr (ASFINAG) hinsichdich der den Bundesländern übemagenen be­
trieblichen Erhaltung des hochrangigen Straßenne"es am Beispiel der 

craßenverwalcungen in Kärnten , Niederöseerreich und Oberösterreich. 
hwerpunkt der Überprüfung war dabei der Vergleich der nunmehrigen 

mit der früheren Organisationsform. 

Zu den Prüfungsmine ilungen des RH vom Februar 2002 nahmen die 
ASFI AG und das Land Oberösterreich im IIpril 2002, das Land ieder­
Os«rreich im Mai 2002 und das Land Kärn<en im Juli 2002 teilung. Das 
BMVIT verzichtete auf eine S<ellungnahme. Der RH emanete seine Ge­
genäußerungen im Augusr 2002. 

2 Bis Ende 1996 wurde das hochrangige Netz der BundesSlraßen (Au<obah­
nen und SchneIlSl~aßen) - mit lIusnahme der vOn den Straßensonderge­
seilschaften ÖSrerreichische AU<obahnen- und hnellSlraßcn AG (ÖSAG ) 
und Alpensrraßen AG beuemen. trecken - von den Bundesländern mi[­
leis Auf"agsverwallUng im Auftrag des Bundes be"eul. Aufgrund des 
Infras,rukrurfinanzierungsgese,<Cs 1997 übernahm die ASFINAG im sel­
ben Jahr die Betreuung und Weilere nrwickJung dieses rd 7 900 Fahr­
streifenkilomeIer umfassenden Ne<zes (Bau, be"iebliche Erhalrung sowie 
Bemaucung und Finanzierung) auf Basis eines Fruchtgenussvertrages mit 
dem Bund. 

289 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)278 von 349

www.parlament.gv.at



270 

Rechtsgrundlagen 

Kostenentwicklung 
d e r be tr iebl iche n 
Erh" llUng 

Die ASFI AG zog zur Erfüllung ihrer Aufgaben wiederum doe S,raßen­
verwalwngen der Bundesländer herJ.n. DIe Vergütung für ehe von den 
StrJ.ßenverwalrungen zu erbnngenden Leistungen erfolg(e auf Grundlage 
von \Xlerkvenrägen. deren Rahmenbedingungen vor dem elnschIJ~pg{"n 
Beschluss Im atlonalra[ zwischen dem damaligen BMwA und den Län­
c..Itrn fes[geleg[ worden waren . 

In den rückWirkend per I. Jänner 1997 abgeschlossenen Verträgen waren 
dlt' \'on den Ländern zu erbringenden LeIsrungen In einem Lrlstungskata­
log abschloeßend aufgezähl,. Eine Kündigung der Verträge war fnlhesrens 
ab dem Jahr 200 :> - mir Wirksamkeit ab 2006 - möglich. 

Das Emgel, rur die bernebliche Erhalrung des hochrangigen Straßennetzes 
beruhte auf so genanmen ormkos(en. Bel diesen handel[e es sich um eine 
bereits vor der Übernahme der Erh"lcungsaufgabe durch d .. ASF INAG 
zwischen dem damaligen BMwA und den Bundesländern vereinbarte Soll­
kos(envorgabe. Diese Stell re das Ergebnis eines mehrjährigen Unrersu · 
chungsprozesses dar. der bereits 1990 von der damaEgen Bundesregierung 
ml( dem Ziel eingelelret worden war, die Erhaltung der Bundessuaßen 
wlrtsch;'lftliche r zu organisieren und die dafi.i.r eingeserZ[en Mlnel zwischen 
den Und ern nach objekriven und nachvollziehbaren Krtrerien zu venelIen . 

l.1 Im Zuge der Erminlung der Normkosren rur die bernebllChe Erhalrung In 

den 90er-Jahren wurde auf Grundlage von Unrersuchungen ein E,n­
sparungsziel von 18 ~ (esrgelege. Der R' I erminelre für den Zeitraum zwi­
schen I9'X1'91 und 1995/96 aus den vorliegenden Kennzahlen fur die Auro­
bahnen In den drei unrersuchren Ländern elOt Verringerung der spezifi­
schen J.ihrllChen Erhalrungsausgaben um rd 9 <;f. Dabei wurde noch nlCh, 
berückSllh"g', dass die Sreogerung der VerkehrslelSrung In dieser Peroode 
(rd 20 '!f I eine gewisse Erhöhung des Aufwandes rechnertigen würde. 

ZWISchen 1995 /96 und 1999/2000 verringenen sich die speZifischen 
Ausgaben der drei Länder für d .. betrieblIChe Erhalrung um durch­
schnittlICh 4, I 91'; die Einsparungen der ASFI AG betrugen nach Anrech­
nung des aus den Verträgen mit den Ländern erwachsenden Zus{l{zauf­
wandes nur mehr 1,3 <:l. 

3.1 Der RH stell re fes" dass der Anfung der 9Oer-Jahre vom damalogen BMwA 
elngelelte[e RarlonalJslerungsprozess für die be(f1ebllche Erhalrung der 
ßundesstrallen nach der Übertragung an die ASFI AG nur elngeschrankr 
fongeserz( wurde. Zusärzlich wurden die von den Ländern erZielten Ein­
sparungen durch die Mehrabgeltungen aus dem Venragsverhäl[nls mH 

der ASFINAG weirgehend egalISiert. 

So lag die vertragsgemäße pauschale Abgelrung für die Verwalrungsrätig­
keir ffiH 5 lJf der Normkosren um rund einen Prozentpunkr über der Ab· 
gelrung, die den Ländern rur doese Aufgabe bis Ende 1996 vom Bund Im 
Rahmt'n des Finanzausgleichs gewährt worden war. 

3.3 Du ASFINAG reilte 11111. '" habt oll/ dlt G<ftaflung der Werkl ... trage km"'l 
Emf/UJI lIehml1l kilT/nm. I fJ den Vertrage1l Itl %uor ein A 'IrtIZi)Jtem fiir RallOrta­

IlIurllngtfl mthalttn. das lalsiifhhrbt ROI/()nall1urungJpolenzlal Jtl alltrd/1lgJ 

.. " 1995/96 hlI 1 999;;!OOO gmngtr gro .. m ab da, ..... 
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Berechnung der 
Normkosrcn 

Autoba nen- und 
Schnellstraßen-Finanzlerungs-AC 

4. t Dito Vorgobegräße Normkosren legte die angemessenen Kosten der be­
trieblichen Erhaltung anhancl elOer komplexen Berechnungsformel 10 Ah­
hänglgkelt von bestimmten Aufwandsgrößen (zB Umfang des traßen­
nerzes. Verkehrsbelasrung. Topographie. Tunnelante", PreisentwIcklung) 
fest und war mit einer Rationdlaslerungserwartung von I CJf jährlich ver­
bunden. Eine jährliche eubesClmmung der Kostenvorgabe für Jedes 
Bundesland durch die A FI AG [fug den laufenden Änderungen des Er­
hahun~saufwands (z B aufgrund von Änderungen des Netzes , wt.'ccerOe­
dingten Gegebenheiten oder des Verkehrsgeschehens) Rechnung. 

Das effektive Entgelt der Linde r errechnete Sich über eine KoStcntcl­
lungsregel. wonach der 111 der Normkostenabrechnung gegenüber der 

orrnkostenvorgabe ::msgewlesene Mehr- oder MlIlderaufwand - bis lU 

einem Limit von 10 ~ Übt-rschrcnung - im Verhältnis 50: 50 zwis(hen 
der ASFINAG und dem L1nd g«ell[ wurde (Anrelzsys<em). Somit erh.ll­
[eil die Länder die I lälfre Ihres Mehraufwandes neben den Normkosren 
vergüte[; beim MlIlderaufwand bekommen sie die Normkosten mlOu~ der 
Hälfte des t.>linderaufwandes ersetz<. Eine über 10 "f hinausgehende Kos­
renüberschreitung Wird \'on der A FINAG nICht vergütet. 

Zusätzlich erhielren dIe L'inder. wie erwähnt. eine Abgeltung von 5 t;f der 
Normkosten Hh die Im Zusammenhang mir der Straßenerhaltung .Infal­
lende Verwalrungscätigkelr sowie eine weitere von 10 qr: der Normkostcn 
für oie Erneuerung von Fahrzeugen und Geräten . Belde Ab!;eltungen 
stellten FIxbeträge ohne VerrechnungsnachweiS dar. 

\'(Iei,ers wurden den Lindern Belasrungen aus AbgabenpOichren (zB Kom­
munJlsteuer) sowie Versicherungskosten gesondert nolch den [acsiichll<:hen 
Aufwendungen vergütet. Die Abrechnung der Normkosren erfolgte 10 

einem zweijährigen Rhythmus . 

Im Jahr 2000 umersch""en zumeIS' die ,a,sächl,chen Ausgaben die den 
Lindern auf BasiS dieses Berechnungsmodells zuerkannten ormkostcn. 
Fur die drei untersucheen Wnder Kärnten , iederösterrelch und Ober· 
ösrerrelCh betrug die nrerschreltung 1.37 Mdl EUR oder 3.7 'Jf der 

ormkosren; für alle neun Bundeslander 3,86 M,II EUR oder 5 "f. Dabei 
bestanden 111 den einzelnen Landern vergleichsweise große Unterschiede. 

Abweichung der tatsächlichen Ausgaben von den Normkosten • 

Zililon d« Jah= m= 2;;()()(= ''-________ ..;,'n;;..;;~''''I;I1 El R '" I)F der Normkos(t'n 

Kärnten 

Niederösterreich 

Oberösterreich + 2, I 

neun Bundesländer - 3.9 

• ohne U ( 
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Berechnung der 

Normkosten 

ormkos[en­
abrechnung fur 
1999 und 2000 

Das Zurückbleiben der ,"<sächlichen Ausgaben hinter den Normkosten 
bewirkte, dass die ASFINAG den drei unrersuchten Ländern zusätzlich 
zum Aufwandstrsatz für die betriebliche Erhaltung 0,69 Mill EUR zu 
leisten hatte. Für alle neun Bundesländer betrugen die Mehrzahlungen 
1,93 Mill EUR. 

4.2 Oie derart berechneten Normkosten senkten die Erhaltungskosten nur 
unzureichend ab. Die Parameter waren nicht berriebswircschafrlich, son­
dern so bestimmt, dass sich das Ergebnis lerzdich der durch die bisherige 
Or,ganisationsform in den Bundesländern bestehenden Ausgabensituation 
weitgehend annäherte. Oer RH erachtete einige in der Normkostenformel 
festgelegten funktionalen Zusammenhänge rur wenig plausibel. 

\Xlährend zB eine geringe Verkehrsbela.stung kaum zu den Normkosten 
bemug (im Burgenland und in Kärnten lediglich rd 3 %), erhöhte eine 
Starke Verkehrsbelastung diese Normkosten unverhältnismäßig hoch (in 
Wien 69 'Jf , in Niedecösterreich 32 %), obwohl d.r tarsächliche betriebliche 
Aufwand nicht im selben Ausmaß wuchs. 

Bei der Vergütung der Ausgaben rur die be"iebliche Erha!<ung war jeden­
falls auf die unterschiedlichen St[ukruren in den Ländern Rücksicht zu 
nehmen . Das derzeitige Verrechnungsmodell nahm auf diese Umstände 
jedoch zweifach Rücksicht; erstens durch die vorweg genommene Anpas­
sung der Normkosten an die ge8ebenen Verhälrnisse und zweitens durch 
die erwähnte Kostcnteilungsregd . 

Oer RH empfahl, bei der beabsichtigten eufassung der Vergürungsrege­
lung für die betriebliche Erh.lrung die betriebswirtschafdichen Erforder­
nisse von der gebocenen Rücksichmahme auf bestehende Verhälmisse zu 
trennen. Zunächst wären auf Basis einer Kostenrechnung die betriebs­
wirrschafd ich angemessenen Kosren zu bestimmen. Erst danach wäre in 
einem zweiten 5<;hri[t eine Regelung ftir Abweichungen von den festge­
legten Sollkosten zu schaffen. 

4.3 Die ASFINAG schloss sich der Beurtei/ung d" RH an, wonach der derzeitige 
NormkoJltfloflJalZ wellig Anreiz ZII eiTler u't!lIerm K OJlt7l1mkllng in der be'rieh­
ftehm Erho//ung bme. Fiir eille Nellrege/ung JeT jedoch auch eine ui"i/ergehende 
Differenzierung in der Kostenrechnung tc/order/ich. 

5.1 Bei der stichprobena"igen Kontrolle der zur Zeit der Gebarungsüberpru­
fung großteils nur in Form von Entwürfen vorl iegenden ormkostenab· 
rechnungen der drei überprüften Länder für 1999 und 2000 stellte der 
RH unrichtige Zuordnungen von Ausgaben und Einnahmen in erheb­
lichem Ausmaß fest. 

(I) Beim Personalaufwand erreichten die Fehlzuordnungen ein Ausmaß 
von insgesamt 1,14 MiJl EUR (voneichenlos addierre Summen). So stellte 
erwa das und iederöslerreich Rir Bedienstete, die sowohl im ASFrNAG­
Bereich als auch auf sonsligen Straßen eingesetzt waren, einen um 
0,51 Mill EUR zu hohen Betrag in Rechnung. 
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NormkoSlenabrechnunl 

'ur 1989 uncl 2000 

Autobahn n- und 
Schnellsir en-Flnanzlerun s-AG 

Andere....,its harren alle drei überprüf .. n Länder die ihnen vertragsgemäß 
zustehende Verrechnung des Personalaufwands für Brückenprüfungen ,m 
Gesamt.u,maß von 0,60 Mill EUR in ihren Abrechnungen n,ch, berück­
sichtigt. Insgesamt war der Personalaufwand in den überprüften Abrech· 
nungen der drei Länder um 0,11 Mill EUR zu niedrig angesetzL 

(2) Auch be,m achaufwand und den im Erhalrungsbereich emehen Ein­
nahmen waren Fehlzuordnungen festzustellen . So ordnete zB das Land 
OberösterreICh PI.nungsausgaben von 0,45 Mdl EUR, d,e bereits ,m Rah­
men des Investitjonsprogramms vergütet worden waren, der ormkosten· 
abrechnung zu. Das Land iederösterreich nahm unricheigerweise Inves­
rillonsausgaben für d,e EIOführung der Kostenrechnung von 0,31 MiU EUR 
,n d,e Abrechnung auf. Der Sachaufwand wurde von den dre, Ländern 
insgesamr um 0,99 Mill EUR zu hoch angesem. 

(3) 0 .. von den Ländern eingehobenen Erlöse und Emgelre der ASFINAG 
wurden teIlweise in der ormkostenabrechnung in unrichtiger Höhe aus­
gewiesen oder als Einnahmen der Länder verbucht. Von dem gesamten 
Fehlbetrag von 0,47 Mill EUR enrfielen allem 0,39 Mill EUR auf einen 
vom Land N,ederösrerrelCh nICht an die ASFI AG abgefÜhrten Kosten­
ersaez für Baustellenabsicherungen. 

(4) Die Kommunal"eutr wurde in den Ländern unterschiedlICh gehand­
habt. Während lederöSterreICh keine Kommunalsteuer abführte, ver­
rechnete Kärnten der A FI AG einen um 0,01 Md1 EUR überhöhren 
Betrag. 

Zusammenfassend konnte der RH in den ormkostenabrechnungen der 
dre, überprüften Länder für die Jahre 1999 und 2000 Fehlbeträge mit einem 
Volumen von 2,82 Mill EUR fesmeIlen. Der Forderungsbetrag gegenüber 
der ASFI AG war damit um 1,50 Mill E R überhöhL 

Infolge der Beanstandungen durch den RH stell .. n die Länder bereirs 
während der laufenden Gebarungsüberprüfung Fehlbuchungen ,m Um­
fang von 1,51 Mill EUR richtig. Dabei nahmen die Länder elOerseits die 
bISher nlChr verbuchten Personalaufwendungen für die Brückenprüfun­
gen von 0,60 Mill EUR auf; andererseits wurden die Abrechnungen unter 
anderem um die erwähnten Forderungen fur Planungskosten (Oberöster­
reich) SOWI< rur die Einführung der Kostenrechnung (Niederösterreich) 
entlastet. Daraus ergab sich eine Verminderung der Abrechnungssummen 
für d .. Normkosren von 0,21 Mill EUR (Kostenendastung der ASFI AG). 

1.2 Der RH empfahl im Hmblick auf diese Verrechnung,mängel eine Verstär­
kung der Kontrollen der Normkosrenabrechnungen durch die A FI AG. 
Aufgrund der Vielzahl und der Vielfalt der beanstandeten Fälle regte er 
weiters an, genauere Zuordnungsregeln rur die Rechnungslegung auszu­
arbeiten . I m Zuge der Neuverhandlung der Verträge wäre festzulegen, 
au, Gründen der Zeitnähe und Transparenz die Abrechnungen jährlich 
vorzunehmen. 
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Normkostenilbrechnung 

für 1999 und 2000 

;.3 Die ASFINAG te/lu ",n. su ruift Ihr~ OberpriJIUllf!.Sliitl;:kell Rlllt/met"t II1tm­

SlZ /e'r' IIl1d bereu; emlf,t:. der offen gebllebtl1f11 .\!a'ngel bert'I1l1}!,l. Dure,JI/lChfn 

t\liillgtl/esIIIellllll/l,t'fI uiirdm filiI den { __ linden; gekllirl werdtrl: /11 tUlIgm Berel­

(hen ileßtII Jedoch {he duu/llgen \V"kltrtriiR,e lmerpreltltlflll1SPltl,iiuffle o/Im. 
Ellli Priizllltrlwg d" ZlIordlllmglknttr'len fiir d1t~ Norm!zoJltnohrfchlJlmgeJJ -
ber'/lhmd sowohl dill dm Ftjfjtelbillgen des RII all (f/lch 111 VtrbllldJlng fllI/ der 
lall/mden \r/tllerenllf'/e!zltmg der KosltllYechnllng turde allf!.tJtreh/. 

Im Ob"/Km habe die ASFINt\G die Abro.·hmm}!,eII der Laiuler I/1llI1er "ur t'Orbe­
hol/lid; emu KtlJdUfn Prii/Jlllf, akZepl1t:rt. 10 d.tl11 kelll U'irlJd;ajtl/fher Schot/frl 
all!t.rtl11d l'fJIJ Jp:iler emdn .. kUll Abr«hl1llllgsnuiflf..c.ln hiilte t:1I1Jlehffl kiJiwen. 

;.4 Der RH anerkanmc die von der ASF I AG ~eseczten Bemühungen lur 

Klärung der offenen Fragen. Im H,nbl"k auf erhobene Ansprüche der 
Länder (zB ehe Übernahme der KOHen für dJ.s VerwJlrungsperson::d in 

den Suaßenmelsrerelen) wlederholee er seine Auffassung, dass sich die 
Vergütungsregelungen des \"{ferl-venragc:s an den zuvor ge~ebenen Rechrs­

grundlagen (insbesondere des Finanzausglelchgr.=scrzes) orientierten und 
Erweiterungen lediglich in den im \Xlerkverrrag rax:Hiv gen;lnnren Berei­
chen (zB Brlickenpriifungspersonal) erfolgeen. 

Erneueru ng von Kraftfah rzeugen und GCl'"ä tcn 

Erneuerungspause haie 6.1 Gemäß den Werh.nrägen scelle. d," ASFINAG den Ländern die ,hr 
vom Bund übereigneten Fahrzeuge und Geräte für oie traßenerhalrung 

zur Vt'rfü~ung. Die Linder hatten für deren Insri.mdhahunA zu sorgen sowie 
den Fa.hrzt'ug- und Gerärcpark zu erneuern. Der Be[fleb der Fahrzeuge 

und GerJre wurde Im Rahmen der ormkosten abge,golren; für ihre Er­
neuerung erhielten die L'inder, wie erwähnt. zlIsiitz!lch eine Pauschale von 
lO cn der Normkosten. 

Anfang 1997 war der valorisierte Buchwert' des Fahneug- und Geräte­
parks der cl .. , uberpriifcen Länder - bezogen auf cl,. Größe cles zu be­
Heuenden erzes - annähernd gleich. Bis zum Jahr 2000 entwickel[e 

sie h UdS mi [[ lere Alte r der Last kraftwJgr:n jedodl unterschi edl ich. 

\Xlährend es In lederös[errelCh von neun auf sech.s Jahre abnahm, sank es 

in Kärnten und Oberösterreich nur von 85 auf',5 Jahre. 

6.2 Der RH verwies auf den engen Zusammenhang zwischen Fahrleugalrer 

und Insrandhaltungskosten. Er empfahl. fi..ir die Erneuerung des Fahr­
zeug- und Geriiteparks anstelle des von den ormkosccn ..lbgeleiretcn 

Pauschales einen auf Basis von standardisierten Bewertungen des Geräte­
parks selbst ermittelten pauschalen Kosreners3rz einzuführen. Der Er­
neuerungserfolg wäre der ASFINAG von den Ländern regelmäßig an hand 
des buchmäßIgen Invenrarvermögens nachluweisen. 

6.3 Die ASFINAG sagte ZN. mJ ZlIgt der Nmt 'erhumlltmgen der \rltr"k''fTträ:~e eWl 

l'nIJprtfhmtie Regtflmg (ll1zIIItreben. 

Das Lmel Kiirmt'll Iltlllt m AIlHiehl, eilt Kraft/ahnell!!.t Zlir Verrltlf,erlOlg der 
\flarttm~1ko1"" fik die ASFINAG kii1/jflg n"ch uhfljohr/gl!T Nutzuflg tJIif B,,­
si! 1/011 Srhiitzglltac!;len zu erU'erbel1. u'otlurch dlt IlIIulere NlllzulIg!tlalitr (111/ 

fihif)ahre Kmflkt uerd.n u'iird,. 
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KrafUahrzeugen und Geräten 

Autobahn" .... und 
Schnelistraßen-f'ln nzierungs-AG 

InStandhaltUngs­
kosren 

Das La"d Oberöst..-r<lch tn/re ",it. d" "'lIIlm IItZ1I1IgSdall<T der La1tleraftu'ag", 
stI sm dtmJahr 2000 ,'O" 7.4 a1l16.7 Jahre gesllllkm. uWllrch SICh die II/Jlo"d­
holtungskos!en t'msprechend t't17l/Jnderf harten. ElIlf u'eifergehemle RflflOnalrSlerllng 
u'n'de tl1Jj!,e.Jtrehl. 

6.4 Der RH verwies im Hinblick auf die Stellungnahme des Landes Kärnten 
darauf, dass auch bei dieser beabsichtigten Vorgangs weISe der wirtschaft­
liche urZf'n ft.ir beide Venragspanner sicherzusrellen sei. Das bedinge 
eine ßesrlmmung der uczung.s.dauer der La.srkrafrwa,gen nach Krirerien 
des Amobahnbetriebes sowie eine Veräußerung derselben unrer Wenbe­
wcrbsbedingungen . 

7.1 Während die durchschnmlichen Inst.ndhaltungskosten für einen Last­
krafrwagen in iederäsrerreich bei achr der insgesamr I .) Srraßenmeisre­
reien 6 000 EUR jährlich becrugen, waren sie in den fUnf anderen mie 
I I 000 EUR pro Jahr fugt doppelt so hoch. Ver~leichsweise lagen die Kosten 
in Kärnten und Oberösterreich bei lediglICh 4 300 EUR bzw 5 200 EUR 
pro Jahr. Fallweise überstiegen die Instandhaltungskosten einzelner last­
kraftwagen den Zeltwen der Fahrzeuge berrächrlich. Häufige Ursachen 
waren Reparacuren der Bremsen sowie Sanierungen an Karosserie und 
Fah rgeste 11. 

7.2 Der RI--' konnrt" [[orz intensiver Analysen keinen signifikanten Zusam­

menhang der überhöheen Instandhaltungskosrcn der Lastkraftwagen in 

iederösrerreich mit Fahrzeugaleer, Fahrteiscung, Räum-. Splirr- oder 
Salzsrreuinrensitär feststellen. Da hlefür vielmehr Form, Intensieät und 
Zeie3ufwand der Warrung maßgeblich waren, regre er organis3corische 
Maßnahmen zur Senkung der Kosren an. \"'(Ieiters wäre bei Repararurem­
scheidungen künrtig Im Sinne der Wirtschaftlichkeit verstiirkt der Zeit­
wert der Fahrzeuge gegen die restliche mzungsdauer abzuwägen. 

7.J Dit ASFt AG kii"dlgtt Oll. die Unuch", df1' 1Iarkt1l Abu,tlfhullgell der 111-

Jlal1dhalul!Jj!,JkoJtell in NiederOJlerreJfh gemeir/Jom filiI dem Land niiher anaf)Jie­
rm 'ZII u'OIIen, 

DaJ Land NuderiiJlff7't/ch teilte mJl. daH dllrrh dlt OOOlldl!Yl mUIUIt/t \f/ortllnl. 
die Jliind'gt EmIatzberellJehalt im \'Vi1/lerdmlJ/ SIChergestellt U'erdm Iolle. Kiillj­
Iig Jollen ober Reparatllre1J t'mllehrt 111 dm u-Ir/Jchajt/;cher arbe,ftllden zell /ralen 
Belriehsu'erksliiflen er/olxen. Allerdings kiilmteJl mlU'irlJehaft/ICbt ReporatllrerJ 
u'egm der /Jejehriinkftll Mllul [ür ErTJeJlerllflgm "iehtlmlller dll.SguchlOJstlJ u'trdm. 

Allch kÖIlI" man Verkallfterlöse. die bei zmgererhtem Verkauf erheblich hiiher 
l~ ·iiren. OlJj hdIIJh",ItJrtchtllCht11 Gründen n/chtfür ErJa/zbtJfha//ul1getJ tlllizen. 

utt! SIe derztll - abhimglg I~m AlIschaflulIg1ullP"1lkt - dem BI/lid oder der 
ASFINAG zl/fließtn "ürdefi. 

7.4 Der RH entgegnete, dass die srändige Einsmzbereirschafr im Wimerdiense 
eine für alle [raßenmelsrereien geltende Anforderung darstelle. Hinsicht­
lich der haushalrsrechrlichen Hindernisse fUr eine wirtschaftliche Fahr· 
zeughaltung emprahl er der ASF I NAG, Möglichkeiren zu prüfen, die 
Zuordnung der Erlöse von Fahrzeugverkäufen im Sinne einer gesamrwirr­
schafrlichen Optimierung neu zu regeln , 
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ßClriebskennzahlen 
zu r Straßen­
erhaltung 

Kostenrechnung 
für die be,riebliche 
Erhalrung 

8.1 DIe ASFINAG fühne das vom damaltgen BMwA für das gesam,e Bun­
desstraßenne" zum Zweck des zWlSchenbecrieblichen VergleIChs geschaf­
fene Becriebskennzahlensystem 1990 weiter. Die Linder ha"en zu dIesem 
Zweck Ihre Kennzahlen jährlich der A FI AG mi,zu,eilen. d .. sie 10 einer 
Kenndatenauswerrung dokumemlerre. 

Die von den Ländern Kärnten, Niederösterreich und Oberösrerreich über­
mi"e1 .. n Meldungen flir \999 erwiesen sich als fehlerhaf .. So endllei, zB 
d .. Meldung des Landes Oberösrerrelch einen um \ ,89 Mill EUR zu ge­
fingen achaufwand, während Kärnten und Niederösrerrelch den Perso­
nalaufwand um 0,85 Mdl EUR bzw 0.5\ Mdl EUR zu hoch anse[lren. 

8.2 Die unkritIsche Übernahme unnch"ger Linderd.«n durch d .. ASFINAG 
Hihne zu unrichtigen Ergebnissen im beuiebswlrtschafdichen Vergleich. 

B.l Oll A FI 'A G ",Ite 0111. dalI Slt mtlllml<,1t Maßnahmen Z/lY VerbeJJtrung dtJ 
Daft""klltrJab IIlId dn- AUJU"IUflg dn- btrrubJuJrIJ(haftllchm Kmnzahlm gt­

JtIZl habt. 

9.1 0 .. ASFI AG ha"e fur die Erhaltung und Verwalrung des ihr übenra­
genen Straßennetzes eine Kostenrechnung einzuführen. Deshalb wurden 
die Länder mittels der mu ihnen abgeschlossenen Werkvenrägt'n ver­
pOlChre" bIS spä,es«ns Ende 1999 elOe auf dem Be<riebskennzahlensys­
tem 1990 aufbauende Kos[t~'nrechnung einzurichten. Die Vergütung die­
ser l.elSwng erfolg .. im Rahmen des 5 t)f-Verwal,ungspauschales . 

DJ(~ überprüften länder Kärnren, iederösrerreich und Oberösterreich 
seezeen diesen Auferag wegen unterschiedlich konfigurierter Software lind 
Datenstrukcuren In verschlffiener Form um . Zur Zeie der Gebarungsüber­
prüfung war das Datenmarerial für Auswerrungen durch dIe ASFI AG 
nur eingesch ränkt verwendbar und insbesondere nur in Teilbereichen ft.ir 
zwischenbecriebliche Vergleiche geeigne,-

Em Im Jahr 2001 übermmelre d .. ASFINAG den Ländern elOen Karalog 
mit Mindestanforderungen an die Kostenrechnung sowie ein Meldeschema 
zur auwmanslerten Erfassung von Kosrencrägern. KostenseelIen und Kos­
renanengruppen einschlteßlich kalkularorischer Kos .. n und Erlöse. 

9.2 Der RH beurteilte die Verpflichtung zur Führung einer Kostenrechnung 
<ro<z der besrehenden Unrerschlede als zweckmäßig. DIe Kos,enrechnung 
srellre sowohl für d .. A FI AG als auch für dIe Länder <10 Ins<rumenr 
zur Beurreilung der Wimchafrlichke" der Becriebsfuhrung dar. Aller­
dIngs fehl«n etnheitliche Kenngrößen zur deradlienen und zweifelsfreien 
Zuordnung der Lelscungen, zur früherkennung von Fehlentwi cklungen 
sowie für vergleichende Beurteilungen . 

We"ers führ« die Einbellehung kalkula,ortScher Kosren für nICh, den 
Ländern zuzurechnende ßetnebsemnchrungen (Gebäude und nderanla­
gen) zu Ergebmssen, die SICh vorerst - ohne Änderung der derzelelgen 
Vergürungsregelungen - nur für berraebswirrschafdlche Bewertungen 
eigneten. 
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chluss­
bemerkungen 

Der RH <mpfahl, d .. d .. betrieblichen Erhaltung zuzuordnenden Tätig­
keiten ,nhahlich besser abzugrenzen und die Datenstrukwr zu standardi­
sieren. Eine derart verbesserte Kostenrechnung könnte In H inkunft die 
BasIS für die Abg<i tung der von den Ländern für d .. betroebilche Erhal­
tung ausg<führr<n leIStungen bilden. 

9.3 Du ASFI AG gab btunnl, dan I1(h dit Rege/ung des Werk"rtragu Iilr du 
Filhru1lg liner KOJlrorrrhnung mangelI tMlat/lrer'er Vorgabtn 1/I(hl bttwh" habt: 
,m Zuge der eut..,.ha1ld/ung Str lIne FtJlltgu1lg tkr Vorgabttl iibrr Führ/mg 111Id 
iIIe/d"",sffl der KOJlt1lrt<h1lu1lg erlorder/ich. HlnIlchllrch der EI1IbtzuIJu1lg der 
ku/ku/a,omchtn Kosten 111 du KOJlffldarsltllung SCh/Ol1 JlCh du A FINAG der 
Am/Ch, du RH an. 

10 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Sei der beabs ichtigten eu fassung der Vergürungsregelung für 
di e be<riebliche Erhaltung wären die be<riebswirrschafrli chen Er­
fo rdernis e von der gebotenen Rücksichtnahme auf besrehende Ver­
hältnisse zu trennen. 

(2) Oie Zuordnungsregeln für di e Rechnungslegung d e r Lä nde r 
über die betriebliche Erhaltung wären zu präzisieren und d ie dies­
bezüglichen achkonrroUen der ASFINAG zu verstärken. 

(3) 1m inne von Zeitnähe und Transparenz sollten die Abrechnun­
gen künftig jährlich erfolgen. 

(4) Oie Ke nngrößen der Kos tenrechnung sollte n für alle Länd er 
e inheidich sein , um eine detaillie rte und zweifelsfreie Zuordnung 
der Leistungen, vergleichende Beurteilungen sowie d ie Früherken­
nung von FehlenrwickJungen zu ermöglichen . 

(5) Das Pau c hale für d ie Erneuerung des Fahrze ug- und Geräte­
parks soU te auf Basis von standardisien en Be wertungen des Geräte­
parks ermineh werden. Der Erneuerungserfotg wäre von den Län­
dern nachzuweisen. 

(6) Zur Vermeidung überhöhter I nstandhalrungskosten von Fahr­
zeugen und Geräten im Land l. iederösterreich wären angemessene 
organisatorische Maßnahmen zu setzen . Bei Reparaturentscheidun­
gen wäre auf den Zeitwert der Fahrzeuge Bedacht zu nehmen. 
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Verwaltung 

Kelag 

Be re ich des Bundesminis reriums für 
Wirrschafr und Arbe ir 

[11 \er\\ irkhchlll1l! [Wl!nftl' l1l' \ 11 rel! 1I 11 I! . , ' 

Teilweise verwirklich, wurde die Empfehlung des RH hinsichdich : 

im Bereich der Burghauprmannschafr \'(Iien 

Beschleu nigung der Vollauss,a([ung der Wiener Hofburg mi, BrandmeIde­
anlagen (TB 1995 S, 4 \ Cf, zule,z, TB 2000 S. 295), 

Dm BAI If/A wiederholte, dan wellJ mehrere ßralldrrhlllzwelrhe fertig gemlll 
lind f lllf! ßetrubI!elltn,'ehr errlchtel li'ordell uien: du UmsetZ/mg al/er ßrond­
srhlltzmaßnahmen sei bis 2006 ZII erU'arten. 

\er\\lrk[ilhtl [lllpfthllll1.1!ll1 

Verwirklichr wurden die Empfehlungen des RH hinsichd ich: 

im Bereich der Kärnene r Elekcriziräcs AG (Kelag) 

(I) Fon setzung des Kosrensenku ngs- und Resrrukrurieru ngsprogramms (TB 
2000 S. 322 Abs 4.2). 

Lallt Afnud,mg dtr Landesregiertlng hiiuf die Kelag filiI dem eigenen Konzer1J 
zlIm Zu'ecke der gt11ltlnJamm trombesrhaffimg lind der Koordl11t11101l des Krafr­
u'n'kJeimal ztJ JOU'te mit der VtrblllldgtJe/!Jcha!t ZIIII/ Zwecke der OprillJlerllllg des 
Krajru-erkseimalzeJ IIlId der SpeirwheU'irlsrhaflllllg Kooperaliom''trlriige abge­
srhlosJe7l, 

(2) Verstärkte Beachtung der Funktionsfähigkeit von internen Koncrollkrei­
sen bzw Oprimierung der Prozessorganisacion (TB 2000 S, 323 Abs 8,2). 

Lallt MilleilulIg der LandtJregurlmg hil/te die Kelag die Jtflrk ausgeballte IIlterlle 
ReviJiomabteilllng lind zlIJiitzlich den WirtschaftJpriifer beauftragt. 1111 Rahmen 
der jiihrlichen AbschluJJprii/llllg allch d,e IIllerllen KomrolikreiIe ZII Imtersllchen. 

(3) Vers tärkung der Strom handels- und - verrriebsaktivitäten und Uncer­
S[ü tzung durch ei ne Zusammenarbeit mit geeigneten Partnern (TB 2000 
S. 324 Abs 10.2). 

Lulll /IIiuei/mlg der LulldeJreglerllflg balle die Kelag Ibretl Slro1llha,ltkl 1111 Rahlllell 
eines fiillfillifigen Konzepts u. iler all!. Gemaß Kooperaliomllft'lrag ,,-erde sie dabei 
VOll der Rlf/E Plm AG 1I111trillilZl, Die Abgabe werde illl GeJrhajlJjahr 2002 "w­
dlmichrlirh /.8 Mrd k lVh belragen. 
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280 

Verwirklichte Empfehlungen 

Verwalcung im Bereich des Wohnungswesens 

(4) Erlassung der Gebarungsri chrlinienverordnung gemäß dem Wohnungs­
gemeinnü[zigkeirsgeserz zur rechrlich verbindlichen Fesrlegung des Eigen­
mitrelbedarfes gemeinnütziger Bauvereinigungen (TB 1994 S. 77 f, zu­
letzt TB 2000 S. 295). 

Das BMWA tti/te mit, dau mit der Wohnr«hlJnove/ie 2002, BGB// Nr /62/ 
200 I, /l11Ier al1derem eil1e rigide Regelullg hinJiehtiieh der Llqlliditiil VOll ge1lJtil1-
l1iitzigefl Bauverel1llgulIgt11 1111 Wohl1ungsgtllleinlliitzigkeitsgesetz selbst normiert 
worden sei. 
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Kurzfassung 

lnsolvenz-Encgelcsicherung -
Vorbereirung der Ausgliederung 

Die Insolvenz-Entgeltsicherung dien< der Absicherung des Arbeit­
nehmers im Falle der Insolvenz seines Arbeitgebers (Konkurs, Aus­
gleich, Konkursabweisung). Die Aufgaben der In olvenz-Entgelt­
sicherung fielen in die Zuständigkei, des SMWA, BMSG und der 
Bundessozialämccr. Mit I. August 200 I wurde ein wesentlicher Teil 
dieser Aufgaben aus der Bundesverwaltung ausgegliedert und auf 
die neu gegründe<e Insolvenz- Ausfallgeld- Fonds Service GmbH 
übertragen. 

Das vor dem I. August 2001 bestehende System der Insolvenz-Ent­
gel[Sicherung wies einen hohen Verbesserungsbedarf auf, konnte 
aber insgesamt seine Funktion, den Arbeirnehmer im Falle der In­
solvenz seines Arbeitgebers abzusichern, erfüllen, Die Schwächen 
in der Aufbau- und Ablauforganisa,ion häuen innerhalb des da­
mals bestehenden SY5lems behoben werden können . 

Mi, der Au.gliederung wurde der Großteil des Personal- und Sach­
aufwands für die Administration der Insolvenz- Encgelcslcherung 
vOm Bund auf den - aus Arbeicgeberbejecägen finanzierten - InA 

solvenz-Ausfallgeld-Fonds verschoben. Der Bund ersparre sich da­
durch unmittelbar 3,20 MJII EUR jährlich. Entsprechend der Entlas­
tung des Bundes trat aber eine rinanzielle Mehrbelastung dieses 
Fonds ein. 

Das Herauslösen der I nsol venz-Entgelrsicherung aus der ~{inis[e~ 
ria1verwaltung führte zu Synergie- und Know- how- Verlusren. Der 
PersonaJsrand im Bereich der Insolvenz- Entgelcsicherung haue 
sich ein Jahr nach der Ausgliederung um mehr als 10 % erhöh,. Es 
konnte nicht ausgeschlossen werden, dass das System der Insol­
venz-Entgeltsicherung durch die Ausgliederung insgesamt [eurer 
wird . Eine abschließende Beurteilung der Ausgliederung wird aller­
dings erst nach einer Konsolidierungsphase möglich sein. 
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ZBZ 

Rechrsgrundlagen 

Aufgaben 

Kenndaten der Insolvenz- Entgeltsicherung 

Insolvenz-Entgelt ,cherungsg=tz (IESG), BGBI r 32·111977 ,dgF; 
IM rvoce-GmbH-G=a, 8GBII Nr 88 '2001 

~Lt dem am I. August 2001 on Kraft getretenen IAF-Servoce-GmbH-Gesetz 
wurde d .. Insolvenz-Ausfullgeld- Fonds 5<rv,ce GmbH (IAF rvi« GmbH) 
errichtet. Der Gesellschaft oblag d,e Vollzoehung des IESG und d,e Verwaltung 
des unver:Jnden weirerbestchcnden Insolvenz-Ausfallgeld-Ponds. Eigenrümer 
der Gesellschaft Ist der Bund. 

Absicherung der Enrgclcansprikhe des Arbcitnehrntrs Im Falle der Insolvenz 
seines Arbeitgebers 

Gebarungsentwicklung des 
I ruol ven.-A u,fallge Id- Fonds 1997 1998 1999 2000 2001 

EI AHME 
on Mlll EUR 

Einnahmen aus Beiträgen (HauptC'nriige) 335,31 347,01 359,34 182.20 396,99 

Rückzahlungen und nstige Einnahmen 80,23 66,03 32,29 23,95 35,9l 

umml!' 415,54 413,04 391,63 406,15 432,92 

AUSGABE 

Summe Leisrungsaus83bcn· 253,65 254,85 249,65 259,71 252.16 

Sonstige Ausgaben 15,35 10,23 5,73 4,11 8,75 

Abschöpfungen 145,3) 268,89 

umme 269,00 265,08 255,38 409,17 529,80 

• Insolvem-Ausfallgcld t'lOschJleßlich Tr:m5fers 

FI A ZSCHULDE 254,60 120,01 83,07 

Personal.s[ände im Bereich der 
I nsolvenz- EntgeLuicherung 

2000 2001 
tlchtag 1.5_ Stichtag 1.7. 

2002 
(lchcag 1.7. 

In Voll~häfu8un8s.äqulvaJenren 

BMWA 6,6 6,1 

3,M 

76,6 

7,0 

2,0 

3,8 BM -Buchhaltung 

ßundessozialämrer 82,2 

Insolven.-Ausfullgeld-Fonds (lAF) 

IAF-&rv,ce GmbH 101,6 

Summe 

PrüfLIngsablau f und 
-gegenstand 

93,0 93,7 107,4 

Der RH überprüfte von Mal bis JUni 2001 das System der Insolvenz- Ent­
geltsicherung on Honblirk auf d .. - zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
in Vorbereitung befindlIChe - AusglIederung doeses AufgabenbereIChes 
aus der MlOlsccnalverwahung . Die Prüfungshandlungen bezogen slCh 
schwerpunktmäßig auf die fachlich zus[ändlgen OrganlS3tlOnseinheiten 
des BMWA und des BMSG . Zu den Im November 2001 LUgeleiteten 
PrüfungsmItteilungen des RH gab das BMWA ,m MärL 2002 eine Stel ­
lungnahme ab, in die auch eine Stellungnahme der In solvenz- Ausfall­
geld- Fonds Service GmbH (IAF- Service Gmb H) eingeurbeiret war. Das 
BMSG verzichtete auf eine teIlungnahme. Im Aprol 2002 erstarrete der 
RH seIne Gegenäußenung. 
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Aufgaben und 
Finanzierung de r 
I nsolvenz-Entge lt­
s ic herung 

In"alvenz-En1leltalcherung -
Varbereltung der AusglIederung 

2.\ Die I nsolvenz-Enrgeltsicherung cl iem der Absichefung des Arbei eneh­
mers im Falle der Insolvenz seines Arbeitgebers (Konkurs, Ausgleich, Kon­
kursabweisung) . Zur Deckung der Ansprü che der Arbeicnehmer ist ein 
Fonds, der Insolvenz-Ausfallgeld- Fonds (IAF), eongerichtet, der sich aus 
Arbeirgebermineln finanziert (Dlen!)[geberbeiträge und Rückzahlungen 
Im Zuge der Insolvenzverfahren). 

Die Leis[Ungsausgaben dt's Fonds bc:trafen die Auszahlung von Insolvenz­

Ausfallgeld an die Arbeitnehmer sowie Transfers (BeHragsersiitze) an d,e 
Sozl.lverslcherungsträger und an die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfem­
gungskasse. Sie lagen seH 1997 deUtlich uorer den Einnahmen des Fonds 
(Im Jahr 2001: 252,16 Mill EUR zu 432,92 Mill EUR). Mit den Einnah­
menüberschüssen konnte eIn - In den Jahren 1992 bIS 1995 aufgebauter 
- Schuldenstand des lAI' im J ahr 1999 zur Gänze abgebaut wetden . 

In den J ahren 2000 und 200 I musS<e der Fonds insgesamt rd 414,2 Mdl 
EUR an Sozialversicherungsträger abfuhren (Abschöpfungen). Der Fonds 
war dadurch gezwungen, neuerlich Kredite aufzunehmen, so dass der 

rand der Finanzschulden Ende 2001 rd 83,07 M,lI EUR betrug. 

u Der RH wies angesichts der Neuverschuldung des Fonds darauf hin. dass 
die von der Bundesregierung angestrebte Senkung des BelCragssarzes zur 
Insolvenz-Entgeltsicherung (Lohnnebenkosren) mcht absehbar war. 

2.3 Will SI<lbl11gnahm, der JA F en'lCt G1IIbH Il,k, au/grllnd der deruillgen Ern­
I/ah",tn-Aliigabell-Enlwlcklllng mit Senkung des ßttlragJIalzes 1111 Jahr 2003 
zu eru'arttll. 

Das Sysrem der lnsolve nz- Enrgelrsiche rung vor der Ausglicderung 

Organisation 

Zuerkennung von 
I nsolvenz-Allsfallgeld 

,., 

3.1 Die Zuständigkeiten im Rahmen der Insolvenz- Emgelrsicherung waren 
- Insbesondere seir der Bundesmlnlsreriengeseclnovelle 2000 - über 

~\VeJ Bundesminisrerien , mehrere Sektionen und eIne Vielzahl von Abtei­
lungen verteile Die LerzrveramwOHung für die inhalrhche Richtigkeit 
der Verwaltungsabläufe trug das BMWA; die OrganISation und die Aus­
Stattung der Bundessozialämter sowie die buchmäßige Erfassung der 
Gebarungsvorgänge fielen dagegen 10 d'e ZuStänd'gkeir des BM G . 

.. L2 Die Zersplitterung der Veranrwortlichkeiten war einer effiZienten und effek­
liven Aufgabenerfüllung abträglich. 

4.1 Die Zuerkenn ung des Insolvenz- Ausfallgeldes oblag den Bundessozial ­
ämtern . Das Verfahren gemäß dem Insolvenz- Emgel<sicherungsgesetz 
( IESG) ges[altete sich aufwendig, weil eine Reihe von Anspruchsvoraus­
setzungen zu prüfen und einige ErminlungsschriHe norwendig waren; eine 
rein aummatisiene Abwicklung des Verfahrt'ns war ni cht möglich . Die 

gelrend gemachten Ansprüche lagen nicht sel .. n über 7 (JOD EUR. Insge­
samt fielen jährlich über 30000 Geschäftsfälle an. Eine Auswertung der 
Erlcf;,hgungszahlen du rch ein privates Beratungsumernehmen zeigte. dass 

die durchschnittlichen Erledigungen pro Beschäftigrem 10 den Bundes­
ländern seh r uneinheiclich waren und zwischen unter 500 und über 900 
schwankten. 
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28. 

Das System der In.olven~-Enl.eltslcherung 

vor der Au.gUederung 

IT -Auss[a[[ung 

Controlling 

4.2 Der RH WIes darauf hon, dass d,e konsequente und sorgral'ige Prüfung 
der Ansprucruvorausserzungen eIn wesendiches Element der Kostenkon­
"olle damellt; diese wird nach der AusglIederung von der IAF-Service 
GmbH wahrzunehmen sein. Er empfahl der Gesellschaf" auf eone Verron­
gerung der bundesländerweisen DIfferenzen In den Erledigungszahlen 
hinzuwIrken. 

4.3 LoIII Stellllngnahmt der IAF et"t'lrt GlllbH sti der EmpJehltl1lg des RH durch 
du Et1tr1chtllng der Talk Forre (A rbemgruppe ZlIr U nttrSliitzllng der BearbeIter 
an dt1l rtglonalen Slandorlm) bereUJ Ittlu'tiJt Rtchflling gtlragtn u1Qrdtn. 

50.1 Die IT - nrersrürzung der Verfahrensabläufe In den BundessoziaJämrern 
war nlch, ausreichend. Es bescand kein elekcronlSches Akcenverfolgungs­
system. Daten mussren händisch mehrfach eingegeben werden, und Be­
rechnungen erfolgten großteils manuell oder mir von den einzelnen Mir­
arbe "ern selb" emworfenen Berechnungshilfen. Im Zuge der Ausgliede­
rungsvorbereitungen (Mai 200 I) sab das BMWA die Entwicklung einer 
neuen Integrierten JT-Lösung zur Umerstürzung des Verfahrens und der 
BescheIderstellung on Auftrag (Auftragssumme rd 77 000 EUR). 

5.2 Der RH erachtete diesen Schritt als zweckmäßig . Er wies darauf hin, dass 
das neue System geeignet sein sollte, die händischen Eingaben zu mini­
mieren, Berechnungen autOmarlSlerr durchzuführen sowie die Daten­
sicherheIt und die Nutzung fur Controllingzwecke zu gewährleisten. 

\ .3 Das BM WA ging dawn alll. daSl dIe tn AUlarbetlllng befindllcbe Software be­
Jllmmttn MlndtstanJortkrungro gmiigen U'iirtk und allch Datm Jiir das Control­
ling luJern u ... de. 

6.1 Kennzahlen zur Effek,ivität und Effizenz der Verfah .. nsabwicklung (durch­
schnottloche Verfahrensdauer, Verfahrensdauer der offenen GeschäftSF.ille, 
Rechtstitel, Zahl der Rechtsmmelverfahren) lagen nichr vor. Die mangel­
hafte Darenlage war nicht zuletzt darauf zurückzuführen, dass nur wenige 
st3nstische Daten automatisiert erstellt werden konnten. 

6.2 Der RH hielt kritisch fest, dass die zuscändige ZentralsteIle im BMWA 
(früher BMAG ) nur wenige Steuerungsmaßnahmen im Bereich der Voll­
ziehung des IESG se"ce. Er empfahl der IAF-Service GmbH, ein Con­
trollongsystem aufzubauen und d,e Möglichkeiten des Benchmarkings 
zwischen den einzelnen Vollzugssrellen zu nutzen . 

6.3 Das BJIIWA veruUl ZNm 'lnm all/ du s,hrlftltrbe WtlJNngssammlung. utkbe du 
Vollzithllng des IESG dllrrh du Bllndessoualizinttr niz"her .. gelte, lINd ZUIII antkmt 
auJ ein In AUJarbeitllng befindlt,htJ Conrrolltngkonupt. 
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Insolvenz ntgellslch rung­
Vorbcre lung d r Ausgl derun 

Vorbereitung der Au,glied erung 

Allgemeines 

Organlsarionsanalyse 
und Rechtsgutachten 

7 Die Ausg liederungsvorbereirungen wurden in sehr kurzer Zeit abge­
wickele. Das BMWA zog zur Unterstützung der Vorbereitung Beratungs­
leistungen externer Unternehmen in beträchtlichem Ausmaß heran (Ver­
tragssummen 1,12 Mill EUR). Die Kosren "ug det lAF. Etwa ein Jahr 
nach der ptlnzipiellen Entscheidung des Minisrerrates im Oktober 2000, 
die Jnsolvenz- Enrgeltsicherung auszugliedern. konnte die neu gegründete 
GmbH bereits ihre Tätigkeit aufnehmen (August 2001 ). 

8.1 Das BMWA beauftragte ,m April 2000 ein externes Beratungsunterneh­
men mit der Durchführung einer Organis3rjonsanalyse für die 10501-
venz- Entgelrsicherung. Das Beramngsuncernehmen uncersuchte mehrere 
OrganISationsmodelle . Es empfahl schließlich, die Aufgaben der Insol­
venz- EntgeitslCherung in eine privatrechtlIehe OrganisatIonsform (GmbH) 
auszugliedern und den Vollzug auf vier Statt bISher zwölf regIonale Stand­
one zu konzentrieren. Das Emsparungsporenzial quantlflzleree es für den 
Bund mit kurzfristig maximal 4,80 Mill EUR (mittel- bis langfriStig mit 
6 ,86 Mill EUR), ftlr den lAF mit 0,87 Mill EUR . 

Aufgrund yon Proresten insbesondere der Beschäftigren der Bundes­
sozialämrer überarbelrete das Berarungsunternehmen im Okcober 2000 
sein Konzept und empfahl sodann - statt der ursprünglich geplanten 
vier - neun regionale randorte. 

Im ovember 2000 beauftragte das BMWA eine Rechtsanwaltskanzlei 
mit der Klärung der rechtlIChen RahmenbedIngungen der Ausgliede­
rung, insbesondere der verfassungsrechtlichen Probleme, die mit der Über­
tragung hoheitlicher Aufgaben auf einen privaten RechtSträger verbun­
den sind. 

8.2 ach Ansicht des RH nahm die Organisationsanalyse zu wenig Bedacht 
darauf, dass es SICh bei der Insolvenz-Entgeltsicherung überwiegend um 
Tatigkeiten der hoheitlichen Voll ziehung handelt, die in enger Bindung an 
die Rechtsnormen und unter der Verantwortung des zusrändigen Bundes­
minisrers abzuwickeln sind . 

Die Darstellung der Einsparungspotenziale hielt der RH insofern llir ver­
zerrend , als sie nicht deutlich machte, dass der Aufwand, der In der Studie 
als Einsparungsporenzial be,m Bund ausgewiesen wurde, auf den Fonds 
überwälzt werden sollre . Darüber hinaus kritisierte der RH, dass das 
geänderte Konzept mit neun (Stau vier) Standorten keiner Bewertung 
und keiner Folgekostenberechnung umerzogen wurde. 

8.3 Die IAF m"ce GmbH vtrWltS auf di, Priifung der rtchl/f(htn Rahmtnbtdin­
gungtn durch di, R«htsanwa/lSkanziti und vertrat di, AnSicht, dms durch di, 
Erhiihung der Anzahl der Gtschizftssltlltn k,in, u>tsmtlich. Änderung rkr Kosttn­
lagt ZII tnl'ar/tn wiirt. 

8A Der RH verblieb bei seiner Ansicht , weil die srundsärzlich ri chrige Be­
dachrnahme auf die verfassungsrechtlichen Schranken erst erfolgte, nach­
dem die Entscheidung zur Ausgliederung bereits gernlIen war. 
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288 
Ziele der 
Ausgliederung 

Aufgaben des 
BMWA nach der 
Ausgliederung 

9.1 Die Materialien lum IAF-Service-GmbH-Geserl nannten die bestehen­
den 'hwächen des ysccms (zerrissene AufslChcssrrukwren. mangelhaftes 
Dacenerrassungs- und Informationssysrcm) als Grund für die Übecn3-
gung der Tätigkeiten der Insolvenz-Emgelrsicherung auf eme KaplcaJge­
sellschafc. Als wesenrllche Zielsetzungen der AusglJederung führten sie 
die urzung von yner~,pep()[enzjalen. die schnellere und effizlemere Ab­
wicklung der Verfahren und die Entlastung des Bundeshaushalres an. Das 
Einsparungsporenzial für den Bund beziffereen sie mir rd 7 Mil! EUR 
jährlIch. 

M" dem IAF- Servlce-GmbH-Geserz era< d .. IAF-Service GmbH als zu­
särz"cher Rechmräger neben den we"erbescehenden IAF und den Bund 
(BMWA). S .. vollzlehr das IESG und verwalrer den Fonds. den der Bun­
desminiSter für Wirrsch~lf[ und Arbeit "'ennct. Der Fonds erserze der 
Gmbll dafür Ihren Aufwand. 

9.2 Der RH VertrJt die Auffassung. dass das alte ysrem der Insolvenz-Em­
geitsIcherung insgesamt geeignet war, die Funktion der Absicherung des 
Arbeitnehmers Im F~llIe der Insolvenz seines Arbeugebers zu erfullen. Die 
genannten Ziele wären auch ohne Ausgliederung erreichbar gewesen. Aus 
seiner icht wären org~JI"usa[Qris(he Maßnahmen Innerhalb des bestehen­
den ys[cms (Zusarnmenführung der gespaltenen Zusrändlgkeircn in ein 
einziges Ressorc) sOWie gezlelre Verbesserungsmaßnahmen bei den Ver­
walrungsabläufen (lT - Unrersrürzung. Con((olllng) einer Ausgliederung 
vorZUZiehen gewe~n. 

Wie auch schon Im Geserzesbegutachtungsverfahren wies der RH darauf 
hIn. dass dIe neue Kos,en((agungsregelung den Personal- und Sachauf­
wand vom Bund auf den lAI' verschob. 

9.; Oft IAF rn'let GmbH hull [m. doJS du AIIJgludmmg auf dml RegltrJIngJ­
proKYtlmm der BlindtJregltrllflg beruhte. 

10.1 Der Bund bileb - ((o'z der Ausgilederung - rur eine R .. he von Aufga­
ben auf dem Gebiet der Insolvenz-EmgelrsJcherung weIterhin zuständig. 
1m \'(fesendlChen waren dies die Legistik Im Bereich der Insolvenz-Ent­
geirsicherung. Weisungs- und Aufsichrsrechre gegenüber der IAF-Service 
GmbH, d .. Ausübung der Gesellschaf,errechre des Bundes und die Ver­
ererung des IAF. 

10.2 Der Ril kritisleree. dass das AusgltederungsgcsctZ eine relativ kom­
plizierte rechdlche Konstruktion schuf. Die neu gegründete IAF-Service 
Gmbll "and zum lAI' und zum Bund (BMWA) in einem Verhältnis ver­
netzter Zu tändlgkejren und Veramwortlichkel[en . 

11.1 Das IAF efVIce-GmbH-Geserz sah elll WelSungs- und Aufsichrsrechr 
des Bundes im Bereich der hohei,j,chen VollzlChung des IE G vor. Nichr 
ausdrück"ch geregeIr war dagegen die Frage, ob dem Bund diese Rechre 
auch hlllSlchrl,ch der nichr-hohe"j,chen Führung der Geschäfre des IAF 
zukamen. 
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Aurgaben des BMWA 

nach der AusglIederung 

Insolvenz ntgeltslchcrung­
Vorbereitung der AU5gll"derung 

IAF ervice GmbH 

Allgemeines 

Standorre 

11.2 Der RH venrat die Ansicht, dass die Letztverantworrung für die Fonds­
mittel beim Bundesminister liegen muss . Er empfahl dem BMWA , zu 
klären, ob dem Bund eine entsprechende WeJSungs- und Aufsichrsbefugl1ls 
über die GmbH zukommt b<w allenfalls auf eme Änderung der Rechtslage 
hinzuwirken . 

11.3 Da, Bill IVA /x/ohtt stillt ZUIIii1uhgkm 111 dltJtl1l Bereich. 

12.1 Die Ausgliederung brachte für die zuStändige ektion des BMWA den 
Verilisr wichriger operatl'\'er TJl1gkelrcn mit SICh, der eine Anpassung der 
inneren Orgamsauon und der personellen Aussfatwng notwendig machre. 

12.2 Der RH empfahl dem BMWA , den für eme effiziente Wahrnehmung der 
AufslChcs- und Ml rwlrkungsn:thre des Bundes erforderlIchen tnnerorga­
nisatonschen Rahmen tu sch.lffen . Ein Konzepr betreffend die Grunclsjrzc 
und hwerpunktf der Aufsichrsüitigkelt wäre zu erarbeiten. 

12.3 Dm Bill WA I trU JtI auf du Anfang !IJIJ! "folg" Ntuordnung der GesfhJjIJ 
und Ptrlonalelluerlllng und Itlllt nUI. dall du AII/JuhIJ-. Kontroll- lind C(}n­
tru!lmger!01'Jermllf Im er!O'f'dtrlniJen Allsmaß u'~lhrg01Qfllfllen u Jirdm. 

13 Mit dem am I. August 2001 111 Kraft getterenen IAF--Service-GmbH-Ge­
setz wurde die IAF- Service Gmbll err ichtet. Eigentümer der Gesellsch"f, 
1St der Bund. Der Gesellschaft oblag die Vollziehung des IESG und die 
Verwa ltung des IAF; sie übernahm dam it Aufgaben, d .. vor der AusglIe­
derung von den BundessozlalJmrern, vom BMWA und vom BMSG wahr­
genommen worden Wdfen, 

Die GmbH verfügte über keine eigenen Einnahmen; der Aufwand, der 
der GmbH aus der Erfüllung Ihrer gesetzlIChen Aufgaben erwuchs, wurde 
aus Mitteln des IAF erset". 

14. 1 Die G ... lIschaft hane Ihren Sitz 10 \Xlien und Insgesamt neun Geschäftsstel­
len In allen BundeslJ:ndern mit Ausnahme von Vorarlberg; In OberÖsrer· 
reI ch besteht neben der eschä.frssrelle In LI02 eine zweite Geschäftssrelle 
in Ried. Die Zahl der Standorre war damIt nur ge ringfügig nlednger als 
vor der AusgliederunS: damals hatce es Insgesamr zwölf Srandorce t!:ege­
ben. \Xlährend In \Xl ien rd 17 Bedienstete [ätlg waren, waren es an den 
and«en tandonen nur ZWischen 4.5 und 10., (Stand I Juli 2002 In 
VollbeschäftIgungsäquivalenten). 

14.2 Der RII erachrete die Einrichtung von neun dezentralen Geschäftsstellen 
Im II,n bilck auf deren geringe Größe als unwirtschaftli ch. Er reg,e an. 
mltrel- bzw langfristig auf eIne Vernngerung der Srandorre hinzuwIrken . 

14 . .3 Das BM \trA glll!!. davotl allS, daSJ fJIIlleljrJ1l1g ll'f /'fTe RaliollaliJlerJllIg1Jfh rllle 
erfolg"l werden. 
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288 

Mierobjekr in Wien 

PerSonal.ahlen 
vor und nach der 
Au.gliederung 

1'5.1 Für den Wiener Standort schloss noch der IA F einen Mietvertrag Hir eine 
Nmzfläche von insgesamt rd 2000 m2 in der Operngasse, 1040 Wien, ab. 
Der vereiobarIe Hauprmierzins lag zwischen 15,99 EUR und 16,71 EUR 
je m2 urznäche (ohne Beeriebskoseen). Im Verglei ch dazu kostere der 
frühere Srandor< in der Geigergas .. , 1050 Wien, nur 5,74 EUR je m 2 

urzfläche. 

15.2 Der RH bemängelte die Anmietung der Büroräumli chkeiren als nicht 
dem Sparsamkeicsgebm entsprechend, weil weder die besonders gute Lage 
(Mehrkoseen von rd 255 000 EUR jährlich) noch die Größe des Objekts 
für die Tärigkeiren der IAF-Service Gmb H erforderlich waren . 

15 .3 Die IAF-Strllirt GmbH fltl'WieJ auf den zeit/ic!xn Druck lind mangt/nde A/ter­
natitltn bti der AlIJwah/ deJ lIIittobjekts. Es bMtiinde die Absicht, die Mittf/iicht 
und damit die K o!ttll ZM r-rduzierm. 

16.1 Im Bereich des BMWA, 3M G und der Bundessozialämter waren zum 
Stichtag I. Juli 200 I insgesamt rd 94 Vollbeschäftigungsäquivalente fur 
spezifisch die lnsolvenz-Entgelts icherung beereffende Tätigkeiten einge­
setzt. Die IAF-Service GmbH übernahm bei ihrer Gründung rd 80 Voll­
beschäftigungsäquivaleme vom Bund . 

16.2 Der RH hielt fese, dass aufgrund der Planungen zum Zeitpunkt der Ge­
barungsüberprüfung keine Verringerung des Personalseandes im Bereich 
der Insolvenz-Enrgehsicherung zu erwarren war. 

16.3 Dit IAF-Stnllct GmbH W/lt dazu mll, da.rs die Pmona/zahlen vor und nach 
der Ausg/ied..-ung wegtn der untmchiedlich", Overheadantti/t nu, rth, einge­
JCh'iJnklvergltichba , wiiren lind daJJ sich der Pmona/Jland fiir ihren Btreich 
verring ... t habt. 

16.4 Eine Nacherhebung des RH ergab, dass die GeseJlschafe zum I. Juli 2002 
über einen Personalsmnd von rd 102 Vollbeschäfrigungsäquivalenren ver­
fügee. Im BMWA und BMSG waren weitere rd sechs VoJlbeschäfeigungs­
äquivalenre eingeserzc. Der Personalscand im Bereich der Insolvenz-Em­
gelcsicherung harre sich damir ein Jahr nach der Ausgliederung um mehr 
als 10 % erhöht. 

Finanzielle Auswirkungen der Ausgliederung 

Kosrenrragung 17.1 Gleichzeirig mir der Ausgliederung wurde die Koscencragungsregelung 
geändert. Während der Personal- und Sachallfwand füt die Administration 
der Insolvenz-Enrgelrsiche rung vor der Ausgliederung - im Wesent­
lichen - vom Bund geeragen worden war, belastere er danach den aus 
Arbeitgeberbeiträgen finanzierten JA F. 

17.2 Die ÜberwäJzung des Aufwandes vom Bund auf den Fonds fuhrre zu einer 
finanziellen Emlastung des Bundes. Der Bund ersparre sich unmittelbar den 
PersonaJaufwand für insgesamt rd 80 VoJlbeschäfrogungsäquivaleme; das 
sind 2,86 Mill EUR jährlich. Die Einsparung bei den Sachkosren lag - be­
rechnet mir einem Pauschalsarz von 12 % - in der Größenordnung von 
jährlich 0,34 MiJl EUR. Entsprechend der Emlaswng des Bundes trar aber 
eine finanzielle Mehrbelasrung des Fonds ein. 
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Fln8ndelle Auswlrkung.n 

der Au.gllederung 

In50lv ß.-Eßtg IIslcbcrung­
Vorber lIung der AusglIederung 

EnrwlCklung der 
Kosten 

17.3 Dlt 110 F-SmJ{(t GmbH gmg davon al<I. dass KOJltn /Nr die Adminiitration tkr 
InJoh'tn%-Elltgtltllr!Juung in Zukunft "duUtrI u'frden kiimltn. 

18.1 Die kunftigen Kosten der Administration des ystems der Insolvenz-Enc­
gelcslCherung hängen von einer Vielzahl von Faktoren ab (Zahl der Be­
dIensteten und Endohnungsschema der GmbH; Mietkostcn; Zukauf von 
FremdleISrungen durch die GmbH; Organisaeion der Aufsiehe im BMWA). 
Diese Faktoren waren zum Zeitpunkt der Beendigung der Gebarungs­
überprüfung noch nichr abzusehen. 

18.2 Die vor der Ausgliederung bescandene Einbe[[ung der Insolvenz-Enc­
geitsIcherung in eine vorhandene gröfkre Behördenscruktur (Bundesmi­
nisterium und Bundessozialämter) hatte den Vorzug , dass Synergieeffekte 
durch die gemem,ame uezung von Infrascrukcu[ (Gebäude, Geschäfcs­
ausstattung) gegeben wa.ren . Für die Jnsolvenz-Ent.gcltsicherung waren 
keine eigenen Overheadscrukcuren (Personalv.rwaleung, Buchhalcung, 
IT -Umersrüezung, Macerialbeschaffung) norwendlg , 

Diese Synergieeff.kee gingen mie dem Herau,lösen der Insolvenz-Enc­
geltsicherung aus der Ministerialverwahung verloren . Daneben kam es 
auch zu Know- how- Verlusten . Es konnte daher nicht ausgeschlossen 
werden, dass das Sysrem der In,olvenz-Enegelcsicherung durch die Aus­
gliederung die Verwaleung,koscen verreuere . Der RH regee an, besonde­
res Augenmerk auf die Enrwicklung des PersonaJ- und 50chaufwands zu 
legen und emer Erhöhung der Verwalcungskosten entgegenzuwirken. 

Der RH verkannee allerdings niche, dass die Au,gliederung auch Chancen 
mIt sich brachte und die Lösung aus der Ministerialverwalcung zu höhe· 
rer Flexlbllltä( und zur BeschleuOIgung von notwendigen Anpassungs­
prozessen fuhren könnte. Eine abschließende Beurceilung der Ausgliede­
rung wird ecse nach einer Konsolidierungsphase möglich $eIn. 

18.3 ulIIl SttllunKnahm. der IAF trlJirr GmbH JtI aufgrl<nd tkr Zl<Jammtn/asJung 
deJ J!.tJaTlJlt7I BertIChtJ der In.soltJtllz-EnlgtllJichtmng IlI1ler tlnt tinlHii/'clJt Orga­
I/IIaIlO'II/orm von pomivnl Synergietff.ktt1l aUJzlIgeh",. Der Oll<1'htadbedar/ habt 
Hch durch die AUJglwlerung d,ullich reduZierl. 

18A Der RH konne. In,sesam, keine RedukClon des Overheads erkennen und 
verblieb bei seiner An,i che. 
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290 
Schlu>S­
bemerkungen 

19 Zusammenfassend empfahl der RH: 

(I) die Verfahrens.bläufe bei der Voll ziehung des IESG IT -mäßig 
bescscr IU untcntülZcn und ein Contfollings)stcm aufzubauen, 

(2) ein Konzept betreffend die Grunds.". und Seh" erpunkte der 
Aufsichtstätigkeit des BMWA über die IAF- n iee GmbH zu erar­
beiten, 

0) auf eine Verringerung der Standorte der IAF- erviee GmbH 
hin/llwirken sowie 

(4) besonderes Augenmerk auf die Enn,,'icklung des Personal- und 
Saehaufwands ZU legen und einer Erhöhung d.r Verwaltungskosten 
entgegenzuwirken . 
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Z9Z 

Prüfungsablauf und 
-gegenscand 

Einle itung 

Organisation, 
Aufgaben und Ziele 

Kenndaten zum Arbeirsmarktservice 

Rech!5grundlage Arbeotsrnarkr .. rvlCe8=a (AMSG). 8G81 Nr 31311994 

Rechtsform DIf'ns[l~is(Un8Sun[l"rnchmen des öffentlichen R~hcs mit 

eigener RechtSpe"f'SÖnlichkeic 

Aufgaben Durchruhrung dtr Arbeirsmarktpoli tik des Bundes 

Gcbarung entwicklung 1999 2000 2001 

in Mill EU R 

Ciesarnrausgaben 256.98 260.31 272,4 

do,'on SachaJlJgabtn 85.63 84.53 90.57 

da.". /T - 11 .,gah<n 43.06 40.8/ 43.62 

daJ.-'fIn Pmoltll/ollJgahm /56.66 /63.49 /68.8/ 

Förderungt"n· 661 .90 636.10 693.20 

Arbtitslosenverslcherungs-
leistungen· 2902.30 2735.30 2899.50 
• ,rn a.rMn und auf Rechnung des Bundes 

Planstellen. je weil 
Anzahl 

zum 
31. Dezember 4180 4 180 4180 

Fö rderungsausgabcnl 
in EUR 

Planstelle 158349 152 177 """ J Arbeitslosenversicherungs-
leistungenIPlansreUe 694 330 654378 693660 

Der RH überprüfte von Ende November 200 I bis Ende J änner 2002 das 
Arbeirsmarkrservice (AMS). Zu den im Juni 2002 zugeleitecen Prüfungs­
mitteilungen gab das AMS im ) uli 2002 eine Srellungnahme ab. Der RH 
erstattete seine Gegenäußerung Im August 2002 . 

2 Das AM hatte als öffentliches Dienstleistungsunternehmen dIe Aufgabe. 
die Arbeicsmarktpolltik des Bundes umzusetzen. Dabei wa r es Ziel des 
AMS. Arbeitskräfteangebot und - nachfrage im Si nne einer aktiven Arbeits­
marktpolitik möglichst vollständig. wimc haftlich si nnvoll und nachhaltig 
zusammenzufuhren . Die Emsendung von Venretern der Sozialparrner auf 
allen Ebenen bewIrkte ihre hohe Identifikation mit dem AMS. 

Seit der 199 erfolg .. n Ausgliederung aus de m Bereich d .. damalIgen 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales stand - wie bereits In der 
Bezeichnung der Organisation zum Ausdruck gebracht - der ServIcege­
danke im Vordergrund . 
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Elnlellung 

Organisacion und 
Führungsins trumentt 

Arbellsmarklservlce 

3 Organisatorisch war das A1V{S in eine Bundesgeschäftsstelle. in eine Lan· 
desgeschäftssrelle für jedes Bundesland und innerhalb der Bundesländer 
in regionale Geschäftsstellen geglieden. 

In jeder Organisa[ionseinhei[ waren jeweils zwei Organe vorgesehen _ In 
der Bundesgt"SchäfrssteiJe waren dies der Vorstand und der Verwaltungs. 
rat, auf Landesebene der LandesgeschäftsRihrer und das Lande<direktorium 
sowie auf regionaler Ebene der Leiter der regionalen Geschäftsstelle und 
der Regionalbeirat. 

4.1 Das AMS setzte zunehmend auch moderne Führungsinstrumenre wie die 
Vereinbarung von Zielen, regelmäßige Mirarbeitergespräche und Füh· 
rungskräf[ebeurtei lungen ein . 

Die 8undesgeschäftsstelle erl ieß aber weiterhin Rir die Landes- und regio­
nalen Geschäftsstellen eine Vielzahl detailliener schriftlicher Richtlinien, 
deren Einhaltung von der Innenrevision des AMS regelmäßig überprüft 
wurde. 

4.2 Der RH empfahl, auf die detaillierten Richtlinien zu verzichten, weil sie 
seiner Ansicht nach den Zielvereinbarungen widersprachen. Die vom 
AM gewünschte Gleichförmigkeit der Entscheidungen wäre auch durch 
Vereinbarungen mir den Landesgeschäfrss[ellen zu erreichen. 

4.3 Laur S/el/llng,wh.m tkr AAlS miiJ!lt l ieh auch tkr Inhalr <kr Vminbarllngen mir 
den LandtJgtJehil/wulltn in Ruhr/initn tkr BundtJlffganiIalion nittkrIChlagtn. 

4.4 Der RH erwiderte, dass eine Führungsscracegie, die auf Vereinbarungen 
aufbaue. auf die von der Bundesgeschäftsstelle einseitig erlassenen und 
detaillierten Regelungen weitgehend verzichten könne. 

Bereich Arbei, mark'poli,ik 

Ziel vorgaben \ Seit 1995 set"e das AMS jährlich für alle Landes- und regionalen Ge­
schäftsstellen im Bereich der Arbeirsmark[poli[ik quan[itarive Ziele fese 
Neben den ach, Bundeszielen bestanden jeweils ein Landesziel und Rir jede 
Region ein Regionalzie!. Der Grad der Zieler<eichung in jeder Organisa­
tionseinheit war durch einen für jedes Ziel festgelegten Indikator objektiv 
nachvollziehbar. 

6.1 Im Jahr 200l wurden beispiel.sweise als bundesweite Ziele die Verhinde­
rung der LangzeirarbeitSlosigkei', die Erhöhung der Arbeitsmarklchancen 
von ÄI,eren und die Erhöhung der Arbeitsmark<chancen von Frauen durch 
Qualifizierung fes<gelegt. 

Die Organisarionseinheiren des AMS legten die zur Zielerreichung erfor­
derlichen crategien und Maßnahmen in eigenen Arbeitsprogrammen 
feS< . Im Jahr 200l standen dem AMS zur Umsetzung der Maßnahmen 
599,33 Mill EUR zur Verfügung , die den einzelnen Zielen am Jahres­
beginn zugeordnet wurden . 
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294 

Bereich Arllieltsm.rkipolilik 

Comroll i n8 

Am Jahresende konnte das AM zwar eine Aussage über die Zielerrei­
chung (Effektivitiit) , nicht jedoch über den Miceeleinsa" rur die einzelnen 
Ziele (Effizienz) rrefTen, weil die Bundeshaushaltsverrechnung, über wel­
che die Förderungen abgewickelt wurden , keine Verknüpfung der Förde­
rungsmletel mir den arbeitsmarkrpollflschen Zielen herstellen konnet' . 
Das AM sagte aber zu, noch 200.2 durch die \Xleiteremwicklung der von 
ihr verwendeten IT die Effizienz von Maßnahmen systematisch messen zu 
können . 

6.2 Der RII erachtete es flir ehe Steuerung der Förderungen als unverllchrbar, 
neben der Effek,ivlCiit auch die Eflillenz der vom AMS gesetzten Maßnah­
men beurteilen zu können . Er Jnerkannre es daher, durch die \'V'eirerem­
wicklung der IT l.lUfend über becn.bswinschafdiche Daren zu verfügen. 
aufgrund derer eine kolltll1ulerllChe Effizienzkontfolle möglich sem wird . 

7. 1 Das AMS hatte ein gur ausgebame~ !iouateglsches Concrolling. Es konnte 
daher die jährlich verell1banen arbt:ltsmarktpolitlschen Zielsetzungen ge­
nau verfolgen und wirksam steuern . Ein operatives FlOanzcontrolling be­
srand nICht, weil das A.M über keine Kostenrechnung verfügte. 

7.2 Das Fehlen eines operativen Flnanlcon Holiings beWirkte, dass d~e Kos · 
ten- utzen-RelatJon der arbeitsmarktpolitIschen Förderungen OIch[ ge~ 
messen und daher auch nlChr gesteuert werden konnte. Der RH regte die 
Einrichtung einer Kostenrt><hnung In allen Bereichen an, weil ohne diese 
ein effekuv .. Concrolhng mcht durchführbar 1St. 

7.3 Noeh tlllI/<Jlllng dlS AAlS t.,.fügt eJ b.rnu übtr Dalm. dtt Guamllwlem'tYglt1eht 
tr11liiglnhm, Elllt L()n/ RH nnpfohltnt KOlftntrligtr1whmmg btsuht ltJ Emldflgt­
Irlllg t/lleJ feJlgtltgWt KOIltnlriigtr""gri/fi 1/fxh mehl. Dwt werdt trIl IImh tnll­
Ifiindrgtr UmStfZung tJnt1/ltlltil kJmdnllJrltnlltrltn Orgafll1olio1lJftJodtlIJ 111 An­

grIff gtr/Omll1t1l. 

7.4 Der RH erwidene. dass aufgrund der fehlenden Koscenträgerrechnung 
dIe bestehenden Ans~i(ze einer Kostenrechnung Im AM Hir ein effek[lves 
Conrrollll1g ni ch, ausreichend selen . Er hielr deshalb die sofo",g. Ein­
rührung der Kosrcmräserrechnung ur norwendlg. 

8.1 Sowohl 111 der Bundes- Wie auch 111 den Landesorgamsa,ionen beschäftig­
ren sich mehrere OrgJOIs3cionselnheiren mH Controllingangelegenhel[en. 

8.2 Der RII empfahl. künf"g nach EII1führung ell1es Kosrenrech nungssys­
tems sowohl In der BundesgeschJrts- als auch 111 den Lanclesgeschäfrsstcl­
len eine Organls3t1onselOhear zu scharfen, die alle onrrollingaufgaben 
bell1haber~ sie sollte das Management in seiner Planungs-, S[('uerungs­
und Kontrollfunkrion Wirkungsvoll un[erstü[Zen. 

8.3 Laul SUilungnohmt dtI AM ""finde mh tlll OrgalllIaltOnItnlUteklungIf'rOjekl 
In der EndphaJt. 1111 Rahmen dlt.ItJ PrOjfklJ werde allch n)fl tlllem aln71f71 EXperlttJ 
allal)Jltrl, ob tUte ßiindelllng aller COlllrollUtXtlu!gabtn smrn'OlI Str. 

8.4 Der RH verblieb unabhängig von der Analyse externer Experren bei sei­
ner Auffassung. 
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Arbeitsmarkts rv co 

Bereich ArbeitsmarktpolItIk 

Berichrswesen 9.1 Grundlage der Steuerung des arbeitsmarktpolatischen Controllings war 
der von jeder Landesgeschäftsstelle monatlich erstellte Soll-1st-VergleICh, 
der meist als "ConuoJlingbencht" oder "Management-Info" bezeichnet 
wurde. QuarcaIsweise wurden zumeist umfangreichere Benehre erstellt. 

Die einzelnen Berichte waren im Aufbau, Inhalt und QualHät unter­
schiedlich und boeen daher der Bundesgeschäfcsstclle nur wenige Ver­
g leichsmöglichkeiten. Der RH hatte schon anläss lich seiner 1999 durch­
geführten Gebarungsüberprüfung auf das Fehlen eines standardisiereen 
Benehrswesens hingeWiesen. 

9.2 ach Ansicht des RH sollten die ControllIngberIchte der Landesge-
schä(rssrellen direkt miteinander vergleichbar sein, um der Bundesge­
schäftsstelle einen raschen Übe rbli ck über die Entwicklung des AMS In 
den einze lnen Bereichen zu verschaffen. Er empfahl daher der ßundesge­
schäftssrelle, ihre Koordinlcrungsaufgabe wahrzunehmen und mit den 
Landesgeschäftsstellen ein einheitliches und standardisiertes Berichtswe­
sen zu entwickeln . Dabei sollte den einzelnen Berichten eine Art Manage­
mem Lerrer vorangestellt werden, aus dem der Handlungsbedarf abzulei­
ten wäre und Alternativen zu r teuerung vorgeschlagen werden. 

9.3 ach ill/S;cht des AtIIS bestehe kelll Standartlwertlngsbedarj Die Bundesge-
schajwltll, belloflgt Zlir ßtllrtetllmg der LandesgtIchajlIIltllro 111cht tltrtll ße­
mhlt. Imllhr dlestlbtn Datettqllellm zur Vtrfügullg stünden. Da mt 111 DlIkllI­
Honett 11111 tim LandtIgtIchajwltllen der Handlungsbedarf lind Altmlalt,..,1 zur 
Stel,trUllg abgekliirt uürdell. sei allch kelll gesollderttr J\talJagefllt1l1 Letttr 1l0tU·t11dlg. 

9.4 Der RH hielt weiterhin in Anbetracht des erheblichen Aufwandes, den die 
Er:ubeitung von zehn unterschiedlichen Berichten veru rsachte, die Stan­
dardisierung des Berichtswesens für zweckmäßig. Auch sei ei n Manage­
mem Letter zur schnel len Informationsgewinnung erforderlich. 

Bereich EU- Förde rungen 

Allgemeine 
Richtlinien 

Förderungen 
sozialökonomischer 
Betriebe 

10 Der Europäische Sozialfonds (ES F) förderte seit dem Beitritt Österreichs 
zur EU arbei tsmarktpolirische Maßnahmen des AMS. Das AMS hatte 
durch eigene Mittel zu diesen Förderungen beizlltragen und die Förde­
rungsbedingungen der EU einzuha lten. 

Die EU-Kommission überprüfte bis zum J ahr 2000 die Einhaltung der 
Förderun,gsbedingungen und stellte Schwachstellen bei der Förderungs­
abwick lung fest. Die ichteinhaltung der Förderungsbedingungen hätte 
zu Rückforderungen durch die EU führen können, was allerdings bisher 
nrcht der Fall war. 

I1 Der RH überprüfte in jeder Landesgeschäftsstelle mittels eines Ablauf­
schemas eine im Jahr 2000 durchgeführte Förderung eines sozialökono­
mischen Berriebes. Sozialökonomische Berriebe ste llten befristete Arbeits­
plätze Hlr all( dem Arbeitsmarkt benachteiligte Personen zur Verfügung. 

ie unterStützten die Arbeitssuchenden bei der Wiedererlangung von 
Fähigkeiten, die Einstiegsvoraussetzungen in den regulären Arbeitsmarkt 
darscellten. 
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288 

Bereich EU-Förderungen 

förderungs­
abrechnungen 

12.1 Die Landesgeschäf,sstellen förderten im Jahr 2000 bundesweit 55 Betriebe 
mi, einem Aufwand von 26,39 Mdl EUR, zu dem der ESF 8,96 Mill EUR 
beitrug. Durch diese Maßnahme konnten 976 Personen in ein Arbeitsver­
hältnis vermiccetc werden. 

12.2 Der RH erm ittel,e unter Berücksichtigung der ErfolgsquOte von 46 % für 
die Begründung eines Arbeitsverhälmisses durch die Förderung von sozial­
ökonomischen Betrieben Ausgaben von durchschnirtLich 27 000 EUR. Da­
bei wies die Landesgeschäf,ss,elle Tirel mit durchschnittlich 40 900 EUR 
die höchsten und die LandesgeschäftSstelie Burgenland mi, durchschni(t­
lieh 18900 EUR die niedrigsten Ausgaben aus. 

12.3 Lalll Almei/llng tkJ AMS kiinnten Jl(h durch die vom RH gewah/re BerechnungJar1 
au/grund nichl IltmdardiJitr1tr periodmgem:hltr Dattnerfa.mmg V....,."."gen ergehen. 

12,4 Der RH erwiderte, dass trOtZ erwaiger Unschärfen deutlich die unterschied­
lichen Ausgaben in den einzelnen LandesgeschäftSstelien fes",ellbar waren . 

13.1 Die LandesgeschäftSstellen wählten hinsichtlich des Abschlusses der För­
derungsvercräge. Aufbereiwng von Umedagen und Nachvollziehbarkeit 
der Förderungen ume~ehiedl iche Vorgangsweisen. Auch die QuaJi[ät der 
Betreuung unterlag unterschiedlichen Kriterien. 

13.2 Der RH empfahl den LandesgeschäftSstellen, einheitliche Standards und 
Quali'ätsk riterien für die Förderungen festzulegen. 

14.1 Die EU sah für die Förderungsperiode 2000 bis 2006 vor, dass Öscerreich 
für die im Bereich des ESF durchgeführten förderungen die Finanzmirrel 
erst nach deren Abrechnung mit den Projek(trägern erhal,en sollte. Da 
den Projeknrägern eine Vorfinanzierung nichc zugemutet werden konnte. 
übernahm diese Vorfnanzierung die Republik Österreich. 

Insgesam, zahlte das AMS bis 30. Juni 2001 Förderungen von 24,59 Mill 
EUR an Projekrrräger aus. Bis zu diesem Zeitpunkt waren aber ers[ Rech­
nungen von 16,44 Mill EUR überprüf, worden . 

Bei den Abrechnungen mir den sozialäkonomischen Betrieben verzöger­
ten sich die Überprüfungen regelmäßig bis zum Ende des auf die Förde­
rungsperiode folgenden Jahres . 

14.2 Der RH regte an, zur Erreichung eines möglichst geringen Vorfinanzie­
rungsaufwands die Endabrechnungen unminelbar nach Projekrende 
durchzuführen. 

14.; Da.s AMS "iI" mit. <I kanne die Berechnung rk.s V ... finanzitrimgIbedarfi nicht 
nachvollziehen. Im Falle der IozialiikonomiIchen Belriebe wtrtk noch die V ... /age 
dtJ JahrtSabIChlllIItI abgeu'artet_ 

14,4 Der RH erwiderte, dass ihm die Be'räge vom BMWA, als der für die Ab­
rechnung aller ESf-Mi(tel zuständigen Zahlstelle, genannt wurden . Wei­
ters bestand seiner Ansich t nach keine orwendigkeit, die Überprüfung 
von Projektkos,en erst nach Vorliegen des Jahresabschlusses zu beginnen. 
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Arbeit.marktservlce 

Bereich Beschaffung und Immobilien 

Organisacion 

Maßnahmen zur 
Kostensenkung 

15 ach der Ausgliederung der Arbeitsmarkrverwaltung aus dem früheren 
ßundesminisrerium für Arbeit lind Soz.iales wurde neben den für die Be­
schaffung bestehenden Organ isariomeinhei ren in den Landesgeschäfts­
stellen in der Bundesgeschäf<sstelle eine Abteilung für Einkauf und Im ­
mobilien eingerichtet. 

Diese Abteilung schloss Rahmenverrräge für den Einkauf von Sachgütern 
und Diensdeisrungen ab. um die Kosrensrcukrur des ~[S zu verbessern 
und den Arbe itsaufwand In den Landesgeschäftssrellen zu verringern . 
Weiters sollte sie die Beschaffungsabtei lungen in den Landesgeschäf<sstel­
len beraten und kontrollieren. 

16.1 Der Vorstand der Bundesgeschäf<sstelle erteilte Ende 1996 den Auftrag, 
den Sachaufwand (ohne Mieren und BerarungslelStungen) zu verringern. 
Zur Erreichung dieses Zieles waren entweder beI gleichbleibender Qua­
I irär die Kosten zu senken oder bei gleichbleibenden Kosten die Qualität 
zu erhöhen. Die Unterlagen für das Controlling sollten dabei von den Lie­
fetanlen beigesteilt werden. 

Der Sachaufwand verringerte sich von 1997 bis 2001 von 12,24 um 24 % 
auf 9.32 Mill EUR . Beispielsweise wurde bei der Vereinbarung von Re i­
nigungsleisrungen teilweise die Reinigungsimensität vermindere oocr bei 
den Büromöbeln auf einfachere Ausst3nungen zurückgegriffen. 

16.2 Der RH erachtete die erreichte Senkung des Sachaufwands als posi,iv, 
wenngleich das Ziel einer gleichbleibenden Qualität nicht durchgängig 
erreicht wurde. Die vom AM vereinbarce Leistungsqualität konnce aber 
durchaus als zufriedenstellend bezeichnet werden . 

17.1 Die lieferanten übernahmen die logistik rur d,e regionalen Geschäftsstel­
len . Die von ihnen bereitgestellcen Kennzahlen hauen aber nicht immer 
die Aussagekraf" um wirkungsvoll lenkend eingreifen zu können . 

17.2 Der RH empfahl, die zur Steuerung erforderlichen Kennzahlen fe«zule­
gen, sie sodann mit den lieferanten zu vereinbaren und le[zrlich auch für 
die Steuerung zu verwenden . 

17 .3 Lalll Sttllllngllahme des AMS er/aublln das Vora1JS(h/agJ(Onirolling sowie :un­
tralt Kennzahlen tin dusreichendes Controllmg der KOJlenarrmpO!irionol. Daru·· 

her- hi"ollJ er/olge dllrch die Jiihrlrche Llt/eronrmhewtrllmg auch ein qllolilallOJe! 
Comrolling. 

17,4 Der RH erwiderce, dass angesichts der bei den einzelnen regiona.len Ge­
schäfcsstellen bei der Bescellung und Lagerh.ltung bestehenden erheb­
lichen Unterschiede die vom RH empfohlenen Kennzahlen eine bessere 
Steuerung ermöglichen würden. 
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28. 

Bereich Besch.ttung 

und Immobilien 

Fachziel 2002 

Rahmenvenräge 

Aufbereitung 
von Entscheidungs­
unrerlagen 

uu Der Vorstand der Bunclesgeschäfrssrelle vereinbarte mi( der Fachabrei­
lung Eankauf und Immobilien für 2002 .. ne nkung der durchschnltr­
lichen tromkoscen von 6,70 EUR auf 5,80 E R Je m2 Bürofläche. Insge­
samt wendete das AM im Jahr 200 1 für den 5trombezug 1,07 Mlil EUR 
auf. 

Die Fachabteilung gab den einzelnen Landesgeschäftss(ellen aber für 
2002 keine Kosten, sondern die zu erreichenden Scromausgaben als Ziel­
wene vor. In diesen blieben aber allfullige Guthaben oder Nachzah lungen 
des Voqahres unberücksichtigt. 

18.2 Der RH w,es daraufhin, dass d,es für d .. LanclesgeschäftSSrelien ungleIChe 
Rahmenbecl,ngungen zur Folge haue. Er regte an, ,n Hankunft den Lan­
desgeschäftSstelien ebenfalls Kosten und keane Ausgaben als Zielwerre 
vorzu,geben und sie In Menge und Preis zu unreneden. 

19.1 Von der zenrralen Fachab teilung In der Bundesgeschäfrss telle wurden 
Rahmenvenräge fur Bestellungen abgeschlossen. D,e reg,onalen Geschäfts­
stellen beStellren über die Fachabteilung der Jeweiligen landesgeschäftS­
stelle Waren und Diensrleisrungen, kontrollierten aber ni chr dllrchgän­
gig die Erbringung der Leistungen . Auch war die Lagerhaltung teilweise 
zu großzügig. 

19.2 Der RH empfahl, sowohl der Kontrolle der Le,stungserbnngung als auch 
der der Lagerhaltung vermehne Aufmerksamkeit zuzuwenden. Im inne 
einer Berawng der Landesgeschäftssrellen sollte die ßundesgeschäfrsstelle 
zB auch die Menge der zu lagernden Produkte bekannt geben. 

19.3 Da; AAl Idg" dw zu. 

20.1 Der Verv..alrungsrar setzee zur Vorprüfung der InvestItIOnsvorhaben einen 
Bauausschuss ein. Die Letzterem vom Vorstand vorgelegten Unterlagen 
berückSIChtigten teilweise bei Kostenvergleichen mchr die unterschied­
lichen leistungen. \'(Ieiters enthielren sie Berechnungsfehler in der Form, 
dass nur bei einer Variante die Umsatzsteuer berückSIChtigt wurde. 

20,2 Der RH empfahl dem Bauausschuss, on Hinkunft vom Vorstand eine sorg­
faltigere Aufbereitung von Unterlagen zU verlangen, um sachgerechte Enc­
scheidungen {reffen zu können. 

ZO.3 'ach MllltJlullK d<I AIIIS u .... d. dufgrllnd der dufg.mw"'l Fthl .. /1/ H/1/kunfl 
zur U1IImlJilzung.m WIr/JrhaffIprüf". bwujtrdgt ,,.,,,n,,. In all,n Filllmittgt 
dhn- ,mt ProJ,ktgm,hmlgung da ßaudllJJchuIItI, dtr A ujt"hubehörd,n und da 
ß,IIF I'tIr. Der VorJland u.,.d, ahn- '" ZIIkunjt n(}(h Jliirk ... darauf ach"". dl1JI 
korrekte. Jrh/iisJlgt und slImm/ge UmtT/agen dem BaUdJlJJchllJJ zlige/flul u'eYmn. 

, ... 
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Bereich Bescha ..... ng 

und Immobilien 

Arbc.lsmarklscrvlce 

Bewertungsmal.\stäbe ll.l ei, dem Jahr 1999 gab das AMS die Suche nach benötigten Standorten 
flir Ihre GeschäftSstellen öffencl,ch bekannt. Die Beurcedung der örtlIChen 
wge als Geschäftsstelle oblag SClt Micce 2000 einem vom Vorstand der 
Bundesgeschäftsstelle beauftragten externen Gucachter. In einem Fall be­
crug d.ls Honorar für oie Beunedung der örcl1(hen La~e einer regionalen 
Geschiifcsscelle 18000 EUR . 

Erst nach der Beurteilun~ der örtlichen Lage des Standorces erfolgte eine 
Berechnung de r Wircschaf,ilchkelt , dIe Jedoch nur mehr für die bei der 
St.lndortbeuneilung erstgereihten Projekte erfolgte. 

21.2 Der RJ J erachtete dlt~· Festlegung der PriOrität des Standortes bei nachran­
giger ßeri..icksich{igun~ der \XllrcschafrlichkeH als nicht zweckmäßig. Er 
regte an, in Hi nkunft eine geWichtete Bewertung von Lage und Wlrt­
schaftllChkeH für alle ProJekte durchzuführen . Weiters könnte die ört­

hche Standortbeurtedung JUS Kostengrunden auch durch Mitarbeiter des 
AMS erfolgen. 

ll.3 um ullungnah= dn AJIIS I"'"t du u trfIch.,jrltcht ßttr"chruflg aller In Frag' 
komlflmdm Slal/dortt llllt maSlltt Erh;ihulIf, der dunlll r-erblllldfflnl tXtn7ltrl Koum 

""ch lIch gnogm. 

llA Der RH erwldertt, dass Sich lwar dllrch die vorgeschlagene Vorgangswel5e 
du: externrn Kosten erhöhen könnten, aber Insgesamt eine Wirtschaft­
lichere Vorgangsweise erzielt werde. weil dadurch das gesamtheltllch beste 
Prolekt ausgewählt wml. 

Bereich J nformaeionstechnologie 

Beschreibung des 
IT yscems 

ll.1 Beim IT- Sysrem des AMS handelee es Sich um eine sekundenaktuelle 
Datenbank. die Angebot und achfrage am Arbeitsmarkt \\ irkungsvoll 
zusammenfüh ren konnte , Oll' mernehmen konmen dadurch besser be­
treue und die offenen teilen ras<:her besetzt werden . 

\'(Ieiters wurde mit H ilfe des IT - ystems die ArbeItslosenversicherung 
administriere. die ösrerrelchweltt' Auszahlung der Arbeuslosenversiche· 
rungslelStungen veranlasst sOWie das Ausländerbeschäftigungsgesetz voll­
zogen. 

Allerdings wurden Im Fachbereich IT weder mit der IT- Abteilung der 
Bundesgeschäf[ssrelle noch mit den Landesgesch.l(tssrellen Zielverei nba­
rungen geschlossen. 

22.2 Da alle BereIChe aufgrund von Zielverembarungen zu messen wären, soll­
ten auch die Fachbereiche - ,nsbesondere der IT - BereICh - In das Z,eI­
verelnb.uungssyseem Integriert werden. 

1l.3 "rh MJlltJillflg dn AMS m dw m(hr trfordtr!tch. litt! fiir dtn IT - ßer.reh du 
u ralt}!.iJe'hm ZitlUtZII1Igtn durch VorUa"d lind Vtrtrallungsrat der BIIl/dtlgt­

Jfha/tssltllt dIJSnlche,Jd !tIttI. 

22.4 Der RII erwiderte, dass diese ZIelseezungen auch fü r die anderen Bereiche 
geleen und dennoch FachzIele vereinbarr werden . 

299 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)308 von 349

www.parlament.gv.at



300 

BerelCb InrlDt"lltaUan.litechnologle 

Vergleich 

Verrragsparrner 
fur die Leisrungs­
erbringung 

AusschreIbu ng 

H-I Im]ahr 2001 gab das AM 43,62 Mill EUR für IT-Leis<ungen aus (16 % 
der Gesa1mausgaben). Um einen Vergleich mit den IT- Ausgaben anderer 
öffentlicher Einrich<ungen zu ermöglIchen, stellte der RH die Ausgaben 
des AMS jenen der 1999 vom RH überprüften Pensionsversicherungsan­
Stalren der Angesrell,en bzw der Arbei,er gegenüber (NTB 1999 S. 127 1). 

Die heiden Pensionsversicherungsuäge r beschäftigten eigenes Personal ; 
das AMS hatte einen externen Aufrragnehmer mit der Leistungserstel­
lung beauftrage. 

23.2 Nach der Berechnung des RH wies das AMS je angeschlossenem Arbeits­
platz mit 9 258 EUR gegenüber den Pensionsversicherungsrrägern mi, 
II 454 EUR einen KoStenvorreii von über 2 000 EUR auf. Die durch­
schni,rlichen IT- Kosren je Mi,arbeirer waren beim AMS mit 12273 EUR 
I,Sfach bzw 2,5fach höher als jene der beiden Pensionsversicherungsträ­
ger t weil das AMS im Gegens.nrz zu den Pensionsversichenmgsrrägern jedem 
Mitarbeiter und auch Kunden lT - Arbeitsplätze zur Verfügung stellte. 
Das lT ystem des AMS hatte überdies auch eine höhere Komplexirät. 

24 Das IT-System wurde aufgrund einer 1980 durchgef.i.hrten öffemlichen 
Ausschreibu ng von der Unu~Tnehmung A gemeinsam mit der Unterneh­
mung E aufgebaur und betrieben . Bereits 1992 grundete die Unrerneh­
mung A (50 %) gemeinsam mit den Unrernehmungen B (30 %) und C 
(20 %) die Unternehmung D, die für die Arbeirsmarkrverwalrung Dienst­
leistungen im Bereich automationsunters(ürz(er Da(en- und Informa­
tionsverarbeitung erbringen soll ce. Ende 2000 wurden die Umernehmungen 
A, Bund 0 in Gesellschafren mir der Rechtsform der GmbH & Co KG 
umgegründer. 

Zur Zeir der Gebarungsüberprüfung durch den RH hielren die Umerneh­
mUng A 60 % und die Unrernehmung B 40 % der Gesellschaf .. ranreile 
an der Unternehmung D. deren einziger Auftragnehmer das AMS war, 

25 .1 1992 erfolgte durch das damalige BMAS neuerlich eine öffentliche Aus­
schreibung. Gegenstand dieses Verfahrens war die Durchführung \Ion 
Dienstleistungen eines Rechenzentrums, Organisa[ion, Analyse und Pro· 
grammierung von IT -Lösu ngen. Es handel re sich um einen der größten 
IT - Aufträge, die vom Bund vergeben wurden . 

Bei der Ausschreibung boten insgesamr zehn Unternehmungen an. Nach 
dem Ausscheiden von Anbietern blieben die Unternehmungen A, B, 0 und 
E über. Alle verbliebenen Angebote sahen aber die Einbindung der Umer­
nehmung D vor. Diese verfüg ce - da sie erSt 1992 gegründer wurde -
über keine Referenzen und Erfahrungen im IT - Bereich. 

Die Ausschreibungskommission beauftragte daher die Überprüfung der 
verbliebenen Angebote im Hinblick auf Preisabsprachen. Eine diesbezüg­
liche Überprüfung durch einen Rechtsanwalt ergab, dass kein kartell recht­
licher Tarbesmnd - insbesondere kein Vereinbarungs- oder Verhaltens~ 
kartell - vorlag . Es konnte kein schlüssiger Hinweis gefunden werden, 
dass es Absprachen zwischen den Anbietern gegeben hätte. 
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Arbeitsmarkts rvlce 

Bereich Inrarntatlanstec:hnologle 

Vertrag zur 
Leiswngserbringung 

Kostenentwicklung 

25.2 Dem RH erschien es - unabhängig von d.r r.eheliehen Würdigung -
fraglich, ob durch die Einbindung d.r Uneernehmung D in alle verblie­
benen Angebote eine Preisermittlung unrer freiem We«bewerb über­
haupt hatte erfolgen können. 

26 Der Aufrrag wurde im Juni 1994 mitreis Werkvertrages noch vor der Aus­
gliederung des AMS an die Unternehmung 8 vergeben . Unmittelbar 
nach der Auftragseneilung übemug diese der Uneernehmung D die Ver­
pflichtung zur Betreuung der laufenden Projekte , Neuentwicklungen, 
ferner Benu<zerberreuung, Schulungen, lnsrallationen, Warrung und Do­
kumentation . 

ach der Ausgliederung des Al'o(S wurde der im damaligen BMAS fUr die 
Aussch reibung verancwonli che Sektionsleiter zum Vorsitlenden des Ver­
waltungs,ates des AMS bestellt. Der damal, mirbefasste Gruppenlei«r 
im BMAS wurde Vorsitzender des für IT - Fragen zuständigen Ausschus­
ses des Verwalcungsrares im AMS. Der Leirer der flir lT- Fragen zus{ändi­
gen Abteilung im damaligen BMAS bzw nach der Ausgliederung in der 
Bundesgeschäftsstelle des AMS übernahm 1997 die Geschäfr,fUhrung der 
Uneernehmung D. 

27.1 Von 1994 bis 1999 waren für das Projekr Kosten von 191,22 Mill EUR 
vertraglich vereinbart. Die abgerechneten Kosten waren mit 234,22 Mill 
EUR um 22,5 % höher, was vom AMS mit Leistungserweiterungen , wie 
zB dem Einsatz von Selbstbedienungsautornaten fUr Arbeirssuchende oder 
der Einführung des elektronischen Zahlungsverkehrs, begründet wurde. 
Weiters seien personenabhängige Kostensteigerungen bei der 5o(t- und 
Hardwarewanung sowie beim Betrieb des Rechenzentrums aufgetreten. 

Es fehlte jedoch eine Kostenrechnung , die eine Ermittlung von Menge 
und Preis und damit auch eine teuerung der Mengen- und Preisabwei· 
chungen erlaubt hätte. 

27.2 Der RH anerkannee die im Rahmen des IT- Projekrs erbrach .. n Leisrun­
gen . Aufgrund der fehlenden Kostenrechnung war aber nichr nachvollzieh­
bar, ob die Kostenüberschreitungen tatsächlich leisrungsbedingr waren. 

Nach Ansicht des RH waren die Ausgabenüberschreirungen vornehmlich 
auf ein mangelhaftes Ausschreibungsverfahren zurückzuführen. 

27.3 LaUI S"lIl1ngnah"" dn AMS "ün alle KOJltnülJ<TIch"illingro "ampartnl lind 
nadw()lIziehhar. Die AUJgabenükrsrhr.ilungm könntm nichl auf ein mange/ha/­
ItJ AIIJ!(hreib,tngs""fahren zurückzuführm stin, weil ein eigens für die Aus­
schreihung gegrüntkltr Proj,klbeiral die AUSfchrtihung heg/eim ha·/It. \!(IeilerI 
ha·um <Xterne Exp",m die Bewertung _gmonl""n lind an d<r VertragstrJlt'''mg 
mitgewirkt. Letzi/ich habe der Vertrag al/ch die ZUJtimmung dn BM F gefuntkn. 

27.4 Der RH erwiderte, dass aber dennoch eine Kostenüberschreitung von 
43,02 Mill EUR vorlag. Das AMS konme dem RH auch wei<erhin keine 
Differenzierung nach preis- und leisrungsbedingten Kostenüberschrei­
tungen nennen. 
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302 

Bereich Information. technologie 

Kostensrrukwr der 28.1 Von 1994 bis 1999 endielen 60 % der IT-Gesam[kosten von 234,22 Mill 
IT -Lelswngen EUR auf den Diensdeistungsbereich (Rechenzentru.m sowie Becreuung 

und Schulung) und 40 % auf den BereIch 5of[- und Hardware. 

28.2 Nach AuFfassung des RH bes<and daher vornehmlich im DienstielStungs­
bereich ein mögliches Einsparungspocenziai. 

29.1 Der 1994 abgeschlossene IT - Venrag sah vor, dass die Be[,euungs- "nd 
Schulungsleisrungen ameilig monatlich Im achhinein auf Basis der errech­
neten Jahrespauschale in der jeweils geltenden Ausbaustufe abgerechnet 
werden soll[en. Das AMS überwies vemag'gemäß monatlich (BasIS 200 I) 
1,,0 Mdl EUR pauschal an den IT- Dienstleister. Eine Aufschlüsselung der 
IT - Kosten nach dem Verursacherprinzip sowie daraus abgelei .. [e Kon[roll­
und Conrroliingmaßnahmen waren nichr möglich. 

Eine Überprüfung der verrechneten Leistungen anhand von Srundenauf­
zeichnungen sowie eine verursachungsgemä.ße Verrechnung der IT - Kosten 
auf die landesgeschäftsstellen waren nich[ möglich. Das AMS begründere 
dies mit der venraglichen Pauschalvereinbarung, die eine Srrukturierung 
der imernen Prozesse nichr vorsah. 

29.2 ach Ansicht des RH sollte mit dem Aufrragnehmer eine Änderung der 
Verrechnung vereinbare werden. die eine Abrechnung nach tatsächlich er­
brachten Leiscungen vorsieht. Das würde eine Überprüfung der erbrach­
cen Leistungen und deren teuerung ermöglichen. 

29.3 Will Miueill/ng de! AAlS habt es bertm mit dem GrofTOlllnltrnthnlU G<1priiche 

über eint Änderung der Verrechnung nach lalIiich/lth trbr-ochten ulJllmgtllund 
derm Kontrollt tJufgroommm. Ziel lfi eitlt fr,"ur!achllngsgtrtLhre Verrechnung der 
",,,pr«hend.n IT- Komn (BfTat"ng. Brtrtlmng ,md Schl/lungi 011/ du wnde!­

organl!allonm. 

Vertragsverlängerung 30.1 Der erwähnte Werkvertrag konme vom Auftmggeber unter Einhalrung 
einer sechsmonatigen und vom Auftragnehmer unrer Einhalrung einer ein· 
jährigen Kündigungsfrist minels eingeschriebenen Briefes zum 31. De­
zember Jeden Jahres gekündig[ werden . Beide Vertrag'paneien verlieh .. [en 
bis einschließlich 31. Dezember 1998 auf die Ausübung des Kündigungs­
rechrs . 

Im Rahmen eines Ende 1998 geschlossenen Zusa[zvertrages verliingenen die 
Verrragsparreien den Kündigungsverzich[ bis zum 3 L Dezember 2003. Die 
Kosren für die Fortführung der IT -Leisru ngen sollren etwa dieselbe Höhe 
aufweisen wie die ursprünglich fUr 1994 bis 1999 091,22 Mill EUR) vorge­
sehenen. 

30.2 Der RH vermochre nicht zu beurteilen, ob die Preisvereinbarung der­
seit der leuten Aussch reibung vor fünf Jahren - verändenen Markr­
und Preissituarion Rechnu.ng: trug . Dies hätte nur durch eine Ausschrei­
bung eruie" werden können. Er empfahl daher, vOr Ablauf des Kündi ­
gungsverzichrs zu überprüfen, ob eine Ausschreibung ein wirrschafdicheres 
Ergebnis bieren könnre. 
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Schluss­
bemerkungen 

Arbeitsmarktservice 

In diesem Zusammenhang war fesrzusrellen. dass im Jahr 1996 d ie - dem 
AMS einige Monate zuvor um 872 000 EUR angebotene - IT- un rer­
srüczce Budget- und Finanzplanung ausgeschrieben worden war. Das A}"1 
erteI lte letztl ich aufgrund der Ausschreibung den Auft rag um ,99700 EUR. 

jO.j um Stellungnahme da AAlS u .. de tJ , .. , Ab/atlf deJ Kii"'''gllngJlm;/chlJ über­

prüfen, ob eine Neuau1!chrelbmlg em gelQlllfU'l rlJrha!"uh luult'olltJ ErJ?ebl1Jj 
brlngm kb"II1It. D" VorJIt",d d" BlindtJgmhdjrJ51fllt führe beret/J mit dem Ge­
nera/Jlnternehm.er GtJpriicht über Vorhaben, die eint fU1(hholtif,l KOJltn0pUflue. 

,,"ng ab 2003 mJ.'arten 100It11. 

j I Zusammenfas end hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( I) Eine wirksanle Kostenrechnung als Voraussetzung zur Durch­
führung eines effektiven Conuollings wäre in allen Bereichen zu 
installieren . 

(2) Um die Angemessenheit der Preise bei IT- Leistungen beurtei­
len Zu können, wäre zu überlegen, diese ö ffentlich ausluschreiben, 

(3) Da alle Bereiche aufgrund von Zielvereinbarungen zu messen 
wären, sollten auch die Fachbereiche - insbesondere der IT - Be­
reich - in das Zielvcreinba.rungssystem integrierr werden. 

(4) tandardisierte Controllingberichte wären einzuführen, um über 
einen direkten Vergleich der Landesgeschäftsstellen w verfügen. 

(; ) Zur Überprüfung der erbrachten Leiscungen und deren Steue­
rung ollre die I)auschalabrechnung des Betreuungs- und Sc hu­
lungsaufwands im IT- Bereich durch leistungsbezogene Abrech­
nungen ersetze werden . 

(6) Zur Verbesserung des Ablaufes der Förderungen wä.re bei den 
sozialökonomischen Betrieben eine Standardisierung des Ablauf­
verfahrens vorzunehmen und die Abrechnung der Förderungen zu 
beschleunigen. 
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Kurzfassung 

Programm~ 

Zi.12 

Ziel 3 

Gn;unt 

Prüfungsablauf und 
-gegensund 

Verwaltung der Minel des Europäischen Sozialfonds 
(Ziele 2 und 3): Teilnahme an der Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische ozialfonds (ESF) beteiligee sich an den österrei­
chischen FÖrderung.maßnahmen bei den Zielen 2 und 3 (Gesamt­
ausmaß von 1,326 Mrd EUR) mit 577,15 Mill E R. In Österreich 
war das BMWA för die finanzielle Abwicklung und die nationale 
Koordlnierung :luständig. 

Das Ziel der EU, die Förderungen in der Periode 2000 bis 2006 effi­
zienter abzuwickeln, konnte in Österreich bisher nicht e rreicht 
werden. Schon die Genehmigung der Programmplanung durch die 
E - Kommission dauerte erheblich länger als vorgesehen und ver­

zögerte den Programms tart. Eine geänderte Abrechnungsregelung 
führte überdies bis Mine 200 I zu einem Vorfinanzierungsaufwand 
des Bundes von 45,90 Mill E R. 

Die für die Kontrolle der FinanzmiHel in Österreich zuständigen 
Organisationseinheiten nahmen ihre Aufgaben nicht ausreichend 
wahr. Die vereinbarte Finanzkontrolle wurde weder von der Innen­
revision des BMWA noch von den für die direkte Förderungsab­
wicklung Verantwortlichen - mit Ausnahme des ArbeilSmarkt­
services - vollständig durchgeführt . 

Kenndaten rur die Programmperiode 2000 bis 2006 

ESF Bundesmluel sonnige private Mittel Gn;unt 
öffemlJche Mittel 

In Mdl EUR 

28,9~ 10,21 17,84 9,49 66,49 

~48,20 581,07 45,12 85,41 I 2~9,80 

~77,I~ ~91 ,28 62,96 94,90 1 326,29 

I Der Europäische Rechnungshof prüfte im Sep«mber 200 I die Gebarung 
des BMWA hinsichtli ch der Verwaltung der Mittel des Eutopäischen 
SoZial fonds (ESF) für die Ziele 2 und 3 in der Programmperiode 2000 biS 
2006. Der RH begleittce die Erhebungen des Europäischen Rechnungs­
hofes In Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung. Zur Prüfungsm",,,­
lung vom März 2002 nahm das BMWA im April 2002 Stellung. Der RH 
verZichtete auf eine Gegenäußerung hiezu , da sich das BMWA seinen 
Empfehlungen im Wesentlichen anschloss. 
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308 
Reform der 
SlruklUrfonds 

2 Die E ,ah für die ProwammpeCiode 2000 bis 2006 eine Reform Ihrer 
Strukturpolitik vor, Neben elOer vereinfachten Gesetzgebung sollten die 

eingesetzten FlnanLffilnel effizlemer venelle sowie die Förderungen rascher 

J.bgewi,kelr und besser konuollien werden . Die Anzahl der Ziele wurde 
auf drei vernngerr : 

Ziel I: Entwicklung und srrukwrelle Anpassung der Regionen mit Ent­
wicklungsrücksranJ. 

Ziel 2: WirtschaftlIChe und SOliale Umsrellung der Gebiele mil Iruktur­
problemen, 

Ziel :.t Entwicklung der llumanressourcen zur Anpassung und Moclernl­
Icrung der nationalen und Europäischen Systeme und PoJlCiken der Bil­

dung und Besch"fugllng. 

Für die drei Srrukwrfoncls - Europäischer Fonds für regIOnale EmwlCk­
Jung , ESF lind Europäischer Ausnchrungs- und Garantlcfoncls für die 
LandwlCtschafl - 'lnd für den Zenraum 2000 bIS 2006 Insgesaml 
19~ Mrd EUR geri.m. Jhezu 7lJ <;f der SrruklUrfondsmlltei end'elen 
auf das Ziel I . 

ESF- Förderungen in Österreich 

FinanzIerungssatz 

ßetealigunt; .im Ziel 2 

J Für eine Bele1l!gung des ESF m Ösrerreich kamen die Ziele 2 und ., m 
Berrachr. Die Gesamrkosrcn der geplanten Färderungsmaßnahmen betru­
gen 1,326 Mrd EUR, wovon der E Femen FinanzierungssalZ von B,~ I <;f 

bzw ~71,I~ Mdl EUR übernahm. Vergleichsweise Irug der E F In der 
Penode 199~ bIS 1999 mJl 58-1 Md l EUR (PreISbaSIS 199~) ~o <;f der 
Gesamtforderungen. 

4 Im Rahmen des Zieles 2 waren Indusrrie- und Diensdclsrungsgeblcce. 
ländliche Geblele mJl rückläufiger Emwicklung, Slädtische Problem­
zonen sowie Gebiete mn dem Problem fehlender wirtschafrllcher Dlversi­
fizlerung forclerb.u. Dabei beteiligte sich der ESF mit einem Mmdestsatz 
von S t;f der insgesamt vorgesehenen i\iitrel ; für Österreich waren Ge­
,amemme) von 680 Mdl EUR geplanl. 

Das ßMWA war für die fln.lI1zlclie Abwicklung und dJt:~ gesamrösrcr­
reichische K oordlnJClon zuständig; die Verantwortung für Programmer­

srellung und - verwJllung lag bei den Bundesländern. LelZrllCh enlSchlos­
sen SICh die Bundesländer Kärnten , Steiermark und Wien zur Tedn'lhme. 
Obwohl die Verhandlungsdauer für die Fe,rlegung der Programme mll 
fünf Monaten vorgesehen war, betrug sie bis zu einem Jahr. Die Beteili ­
gung des ESf beIClIg ,"sgesaml 28,9~ Mill EUR. 
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Verwall der M,llel d s 
Europllisc n Sodalfo ds 

ESF-Forderunlen In OsterTeICh 

Beteiligung am Z,el 3 

Programmdurch­
führung rur Z,el 3 

5.1 Das Ziel 3 sah vornehmlich die Anpassung und Modernasierung der na"'l­
nalen und Europäischen BeschäfClgungs- , Blldungs- und Ausblldungs­
polaeiken und -sysceme vor. ÖSterreach reachte Im Oktober 1999 das Pro­
grammplanungsdokument ean . Obwohl d,e entsprechende Verordnung 
eine Frist von lediglich fünf Monaten vorsah, stimmte die EU- Kommis­
sIOn erst im August 2000 zu. 

5.2 Im Hanblick auf die Dauer der Programmplanung sah der RH die Zael­
setzung der EU hinslchcllch eaner Verwal[UngsverelOfachung der Förde­
rungsabwicklung nicht verwirklicht. 

6.1 Die von der EU-Kommission gewünschte Ergänzung der Programmpla­

nung beschloss der ästerreichische Begleitausschuss im November 2000. 
Obwohl formal keine Zustimmung der EU- Kommission vorgesehen war, 
bestätigte sie erst im August 200 I die Ergänzung zur Progmmmpianullg . 
Dadurch konnten Im Jahr 2000 lediglIch 7 1 lJf der Mierel ausgegeben 
werden. 

6.2 Der RH regte an, d,ese mangelnde Ausschöpfung der Förderungsmmel 
in der verbleibenden Programmperiooe auszugleIchen , 

7 Die m Österreich festgtlegten Förderungsschwerpunkle hauen zum Ziel, 
die Erwachsenen- und JugendarbeItslosigkeIt bzw die Ausgren.lung am 
Arbeaesmarkt zu bekämpfen sowae Flexlballtät, ChancengleIchheit und 
ein lebenslanges Lernen zu umerstützen , 

Der ESF beteiligte sich an der Durchruhrung der Programme beim AMS 
mir 366 Mill EUR, be,m BMSG mae 102 Mill EUR und beim BMBWK 
mit 69 Mill EUR . Weiters trug der ESF II Mill E R für Jenen Färder­
anteal bei, beI dem das BMWA als Endbegünsngter selbst rur dae Pro­
grammdurchführung verantwortlIch war. 

8.1 Das BMBWK war erstmals endbegünsrig, und demnach auch .rstma"g 
mit der Komplexaeät des ESF-Verfahrens konfronClen . 

Die erste Phase der Programmerstellung und Umsetzung fand noch vor 
der 2000 erfolgten euordnung der Kompetenzen der Bundesmllllstenen 
Statt und umfasste demnach das damalige Bundesmmlsterium für Unter­
riche und Kunst und das dumtdlge Bundesmlnlsteraum für \Vissenschaft 
und Forschung. Auch nach der Zusammenlegung zum BMBWK blieben 
grundsäezliche Uncerschicde in der Umst:'czung zwischen den beiden vor­
her gecrennten Bereichen bescehen , 

8.2 Dies barg die Gefahr eaner Überlappung der Förderungsmaßnahmen mit 
anderen Förderungscrägern In SICh , Der RH empfahl, eme nochmalagf 
Überprüfung der Förderungsmaßnahmen vorzunehmen, um allHilllge 
Überschneidungen zu vermelden , 
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308 

ESF-Förderungen In Osterreich 

Finanzielle 
Adminisrration 

9.1 Das BMSG, das vor der Kompe,enzänderung sowohl fur die ESF-Mi[[e1 als 
auch für die Arbeicsmarkcangelegenheiten verantwortlich war, beteiligte 
sich am Schwerpunk, "Bekämpfung der Ausg,enzung am Arbeicsmack," . 
Im Rahmen dieses Projekcs srell,e das BMSG 100 Bera«r (Arbei,sassisren­
cen) in den Bundesländern ein. Nach Planung der ESF- Maßnahmen erhiel, 
das BMSG zusä,zlieh die so genannee "Behindereenmilliacde", die bis Ende 
200 I auszugeben war. Das BM G ha[[e aber Probleme, diese und die 
E F- Mi[[el in dem geplanten Rahmen einzusetzen. 

Das BMSG verera, die Ansieh" dass sich die Arbei,sassisrenz bewährt habe; 
die Budge(mi[{el würden in dem vorgegebenen Zeitrahmen verwendet 
werden. 

9.2 Der RH erach",e den Aufbau eigener Förderungsserukcuren für aufwen­
dig. Diese 8eurteilung sei, seiner Ansichr nach. unabhängig von der Wir~ 

kungsweise einzelner Förderungsmaßnahmen zu sehen. 

10 Das BMWA trug gegenüber dem BMF und der EU für alle ESF-Miccel 
die budgetäre Veranewonung. Es forderee die ESF-Mi[[el bei der EU an 
und leitete sie encsprechend den ProBrammplanungsdokumemen an die 
Endbegünstig,en wei,er. Die EndbegUnstig,en waren verpnich,e" die zu 
fordernden Projekte auszuwählen und bezüglich des n"ionalen Förde­
rungsanreils miczufinanzieren. Für einzelne Förderungsaktivitäten über­
nahm das BMWA auch A"fgaben als Endbegünscig,er. 

11.1 Die Zahlungen der EU an Öscerreich erfolg,en e<S' nach Abrechnung der 
Projektkosren zwischen Pro;eknräger und Endbegünstigrem, wodurch der 
Projekmäger mi, der Vorfinanzierung belas", wurde. In der früheren Peri­
ode wurden die Zahlungen bereits aufgrund von Ausgaben der Endbegüns­
rigren geleiseer. Das BMWA ermi«eIce mi, S,ichcag 30. Juni 2001 die Vor­
finanzierung der ESF-Mjcrel aus dem narionalen Budge, mi, 46 Mill EUR. 

11.2 Der RH wies darauf hin, dass den Projekttcägern eine Vorfinanzierung 
der gesam,en Projek,koseen nich, zugemu,e, werden kann und daher aus 
dem nationalen Haushalt zu tragen wäre. 

12.1 Zum 30. Juni 200 1 haccen die Endbegünseig,en 28,55 Mill EUR für das 
Ziel 3 geleise«. Zum .. Iben Zeirpunkr waren aber bei ihnen nur Zahlun­
gen im Ausmaß von 17,95 Mill EUR a"fgrund geprüfcer Rechnungen 
anerkannt . Die Abrechnung von Förderungen dauerte im Einz.elfall bis zu 

einem Jahr. 

12.2 Im Hinbl ick a"f die gtändenen Abrechnungsmodali,äcen und den für 
Österreich dadurch em:standenen erhöh ren Vorfinanzierungsbedarf regte 
der RH an, mit allen Endbegünseig,en verbindlich Fri"en für die Ab­
rechnungen der geförderten Projekre zu vereinbaren . 

12.3 L"UI Mit/ei/llng Je; BM WA Jei der Aufu'and für Vorfinanzierung hereiu 
zurückgegangen. 
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Verwaltu der Mittel des 
Europilsch n odaUonds 

ESF-Forderunlen In Osierre:lch 

Abrechnungssysrem 

finanzkontrolle 

13.1 Die Endbegünstigten wurden vom BMWA verpnichret, alle Transak,ionen 
gesondert zu erf..ssen. So codierten alle dem Bundeshaushalt angeschlosse­
nen Endbegüns,igten die Ausgaben fur ESF-förderungen. Dies dieme als 
Grundlage für die Zwischenzahlungen der EU; d .. Endabrechnungen 
wurden später nachgereich .. Der Europä.ische Rechnungshof befiirchce .. , 
dass diese Vorgangsweise zu einem nicht zuvtrlässigen Finanzverfahren 
führen könnte, weil in der Ausgabenmeldung an die EU-Kommission 
nur von den Endbegünstigten abgerechne .. Projekte enthalten sein dürfen . 

Das BMWA wies darauf hin, dass durch die Buchung in Phase 5 der amo­
matisierten Phasenbuchhaltung des Bundes die jeweiligen Zahlungen belegt 
seien und somit der EU- Kommission nur r3uächlich getätigte Zahlun­
gen der Endbegünstig .. n gemeldet werden . In der Ausgabenbescheini­
gung müssten diese Zahlungen jedoch durch die Abrechnung der Pro­
jekrkosten ergän.zt werden . 

13.2 Der RH schloss sich der Ansicht des BMWA an, Vertrat aber die Ansieh" 
dass es dem BMWA oblag, d,ese nicht durch das au<omarisierte Buchhal­
rungssystem erfassten Kosten besonders zu überwachen. 

14.1 Eine vom Endbegünstigren unabhängige Organisarionseinheir hatte die 
widmungsgemäße Verwendung der Minel regelmäßig zu überprüfen und 
das Ergebnis dem BMWA zu melden. In der neuen Strukturfondsperiode 
hatte bISher lediglich die InnenrevIsion des endbegünstig .. n AMS regel­
mäßige Überprüfungen der ESF-Förderungen durchgeHihr .. 

14.2 Der RH wies darauf hin, dass alle Endbegünstigten fur die Kontrolle der 
widmungsgemäßen Verwendung der Förderungsmincl in ihrem Bereich 
zu sorgen haben . 

15.1 Der MitgliedStaat trägt gegenüber der EU die Verantworrung für die 
Durchführung einer EU-konformen Finanzkontrolle . Diese sah neben 
dem Aufbau effizienter und ordnungsgemäßer Verwaltungs- und Kon­
trollsyS[eme die Durchführung von Kontrollen an hand einer angemesse­
nen Anzahl von Stichproben (zumIndest 5 % der gesamten Ausgaben) vor. 

Für die Umsetzung war in Österreich die Innenrevision des BMWA zu­
ständig, die in der neuen Programmperiode bIsher noch keine der gefor­
derten Prüfungshandlungen gesetzt hat. 

15.2 Nach Auffassung des RH war es Aufgabe der Innenrevision des BMWA, 
zu überprüfen, ob die Endbegiln"ig«n über emsprechende Komrollein­
richtu ngen verfügen, wodurch eine effiziente und ordnungsgemäße Ver­
wendung der ESF-Minel sichergestellt werden kann. Diese Überprüfungen 
hätten aber gesondert von denjenigen Komrollen zu erfolgen, welche d .. 
Endbegünstigten über die widmungsgemäße Verwendung der Minel Im 
eigenen Bereich durchzufuhren haben. 
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310 

Schluss· 
bemerkungen 

Von der Innenrevislon des B/l.1 WA wäre ein enrsprechender Prüfraster zu 
enrwickeln, um eine zeit- und forderungsbezogene gleichmäßige Vertei­
lung der Kontrolle für die geforderten 5 % der gesamcen Ausgaben zu er· 
reichen. 

11 .3 Das B/\! IIi'A sagie ZII, ein", PriijraSI" ZII"siell", lind regt/maß/ge Fil/anzkon· 
,,.ollm vorzunehmen. 

16 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

(I) Regelmäßige Finanzkomrollen über die widmungsgemäße Ver· 
wendung der Miltel wären durc h die Endbegünstigten und das 
BMWA durchzuführen . 

(2) Es sollte von der Innenrevision des BM\'VA ein Prüfraster festge. 
legt werden, um eine gleichmäßige Verteilung der Kontro llen für 
die geforderten; % der gesamten Ausgaben zu gewährleisten. 

(3) Mir allen Endbegünsrigten wären verbindlich Fristen für die 
Abrechnungen der geförderten Projekte Zu vereinbaren, um die 
Vorfinanzierungskosrcn zu reduzieren . 
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Kurzfassung 

BÜRGES Förderungsbank GeseLLschaft mbH: 
Garamiemechanismus für kleine und mitdere 

nternehmungen; Te ilnahme an d er Prüfung des 
Europäischen Rechnungshofes 

Der Europäische Investitionsfonds (ElF) übernimmt anteilsmäßig 
Rückbürgschaften für die in den Mitgliedstaaten der EU bestehenden 
Bürgschafrsprogramme zur Förderung der In vcsri rionstärigkeit von 
Klein- und MiueJun,ernehmungen. Die BÜRGE Förderungsbank 
Gesellschaft mbH (BÜRGES) fungiert dabei.1 öster reichischer 
Vertragspartner. Die Inanspruchnahme des ElF auS den Rückbü rg­
schaften durch die BÜRGES erfolgte im Jahr 2001 nur in geringem 
Ausmaße. Die Verrragsabwicklung war im Wesentlichen ordnungs& 
gemäß. 

Kenndaten der BÜRGES Förderungsbank GeseUschaft mbH :l 
Eigentümer Republik Österreich 

nrernehmungsgegenstand Förderung von kleinen und mittleren Umernehmungen durch BUrg­
schafts- und Garantieübernahmen 

Gebarungsentwicklung 1998 1999 2000 2001 

in Mill EUR 

Bilanzsumme 108,38 99,48 93,64 90,93 

Anrechenbare Eigenmicrel 17,33 20,07 22.10 22,02 

Verbindlichkeiten aus den Förderungsaktionen· 31,87 14 ,88 5,7) 1,59 

Evemua1verbindlichkeicen·· 322,79 347,61 403,48 442,99 

Becriebsergebnis 0,84 0,14 2,08 - 0,61 

Ergebnis der gewöhnlichen Geschäfuciüigkeic 1,35 0,83 2,20 - 0,41 

• SORG ES-Kleingewer~ktttlitak{ion, J ungunteme:hmer- Förderungsaktion, 
Aktion nach dem (rtwerbtsrrukcurverbtsserungsgesen 

•• Diese Position ~inhahet die von der BORGES gegenUbtr Banken Obernommenen Blirgschafren und Garn.nuen. 

Mitarbeiter zum Bilanzsrichtag 57 

Prü fungsablauf und 
- gegenstand 

Der Europäische Rechnungshof prüfte im Oktober 200 1 die Gebarung der 
BÜRGES gemeinsam mir Verrrecern des Europäischen Inves{jrionsfonds 
(ElF) und der Europäischen Kommission. Die Prüfung beuaf die mic dem 

Garantiemechanismus fl,ir kleine und miulere Unternehmungen verbun­
denen Abläufe. Er nahm dabei Prüfungshandlungen ( tiehproben) vor, 
die der RH in Form einer eigenen Gebarungsüberprüfung begleitete. Zu 

den Prüfungsmitteilungen des RH vom Mä .... 2002 gab die BÜRGES im 
April und Juni 2002 ,ellungnahmen ab. Das BMWA ve .... ieh .. 'e auf eine 
S,ellungnahme. 
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312 

Förderungs­
maßnahmen 

Einzelne 
GeschäftsfaLle 

Schlussbemerkung 

Der RH nlmmr bei der nachfolgenden Darlegung unbeschader der Be­
richlelstalcung des Europäischen Rechnungshofes auf supranationaler Ebene 
auf eIgene Fesrsrellungen bzw Beunetlungen und die diesbezüglichen rel­
lungnahmen d .. überprüfren Sr",le Bewg. 

2 Oie im Rahmen der 'EU-Inillallve für mehr Wachsrum und Beschäfti­
gung" fesrgelegrtn Maßnahmen bezwecken. die Invfsricionscärigkej[ in­
nova[Jver Klein- und Miuelunrernehmungen über eine verstärkte K re­
dirvergabe zu fördern und damit die Schaffung von Arbeirsplärzen zu 
unterstützen. Die Bürgschafcsfazdu:ät (ein vom ElF ve rwaltetes Bürg­
schafrsprogra mm zur Verbesserung de r Kredievergabel fü r kleine und 
miniere Unternehmungen als ein Teil diese-s Finanzhilfeprogramms sieht 
unter anderem die Übe rnahme von Rückbürgschaften durch den El F fur 
die in den Mitglied« .. ren der EU besrehenden Bürgschaltsprogramme vor. 

Der zwischen dem El F und der B ·· RGE vereinbarre höchsre Garanriebe­
rrag betrug 364 Mill EUR; d.r fLir die Rückgamnllen vereinbarte höch"e 
Zahlungsberrag ('Ur die ElF 4,74 Mill EUR. 

3.1 Oie fur die Überprüfung vom Europäjschen Rechnungshof ausgewähleen 
zehn Geschäfrsf,i1le im Gesamrvolumen von rd 2,28 Mill EU R wurden 
von zwischengeschalcfren KredirinS(I[uren als Förderungsmiccler abge­
wlCkelr. DIe ÜberprüfiIng dieser Geschäftsfiille durch den RH ergab, dass 
in eanem Fall eine nicht ausreichende Bonitätsbeuneilung wenige Monate' 
nach Übernahme der Ausfullsbürgschafe den Hafrungsfall ausgelösr halle. 
DIe BÜ RGE wurde daraus mir 6 000 EU R in Anspruch genommen; der 
ElF refundiene aus der Rückbürgschafe 4700 EU R. Die übrigen über­
prüften Geschäfrsfa:lle wu rden ordnungsgemäß abgewickelr. 

3.2 Der RH empfahl, von zwischengeschaleeeen Kredllins"ruren grundsärz­
lieh vollständige UnrerlagC'n zu vC'rlang~n, die ~ine genaue Beurteilung 
der zu fordernden Vorhaben und der Förderungswerber ermöglichen. 

3.3 Lalll Sullllngnahme der BORGES wiiren alle UmJliintk dtJ FalltJ gmall geprüjt 
worden. DIt Gründe für do, rh"um des ProjekltJ lägen in trIUr Lmlt m der 
Prlt'alJphiirt der FO"rderllngJu'trbtrln. Der trforderltrhe Prüfaufwand wiirt ,m 
HinblICk auf dlt Art "nd Hohe des Ru'},oJ narh dem Wirrsrhajtlirhkeirsgrund­
JalZ In e",tm opumol", Vtrhälrnrs zu halu" g<Wt.Jen. DIt BORGES wiirtk ",>eh 
dm gelln/dm Förder""gJrirhtlll"en bti Projekten bis ZII 75 000 EUR ,m AlIge­
m"nm auf dlt BtJullll"K von SICherhtilm verzirhltn. 

3.4 Der RH wies darauf hi n, dass im Fall vereinbareer icherhei ren die bank­
üblichen G ru ndsätze eines Prüfungs- und Beurrei lungsverfahrens einzu­
halten und zu überwachen gewesen wären. 

4 Zusammenfassend stellee der RH fesr , dass die vo m Europäische n 
Rechnungshof als richproben überprüfren Fälle im Wesentlichen 
o rdnungsgemäß abgewickelr wurden. Oie S ÜRGES nahm d en ElF 
aus den Rückbürgsc hafren im Jahr 200 I nur in geringem Maß in 
Ans pruch . 
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Internat-onal 

INTERNATIONALER TEIL 

Internationale Organi ation für Wanderung we en, 
Genf 

Der RH wurde mit der Prüfung der Jahrcsabschll1SSe der Internationalen 
Organisation fur Wanderungs wesen (I nterna[lonal Organ,utlon for M igra­
[Ion, 10 M) fur dIe Jahre 1992 bIS 2000 be,raut. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses 2000 erfolg re ,m M;;rz 200 I am SitZ 
der 10M In Genf. Zu aeglnn des Jahres 200 I wurden weiters Außensrel­
Irn 1m Kosovo. 10 Kalro und In Amman überprüft. Die Bench(e wurden 
vom zunÄ-ndtgen Organ der 10M zur Kenncnls genommen. 

Mit der Prufung des Jahresabschlusses 2000 endere der Prüfungsauf,rag 
an den RH. 
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314 
Bd.lIl:I'alc Ik IIdwngen lil, H li/li .llI,Llnd", hen 
()her'tell I{n hnung,konlfolll1l:hordt'1l 

HinsichtlICh der bilateralen Koncakrc ist hervorzuheben: 

(I) Der RH hat im Rahmen seiner Bemühungen um eine rärkung der 
Finanzkontrolle vorwiegend in den Reformsraaren ZenrraJ- und Osreuro­

pas im Jahr 2001 sowie in den erscen drei Quartalen des Jahres 2002 auf 
Ersuchen der Obersten Rechnungskoncrollbehörden von Albanlfn, Polen, 
der Slowakei, von Slowenien und der Sozialistischen Republik Viernam 
Fachvorcräge gehaleen. 

Auf intensives Interesse bei Obersten Rechnungskomrollbehärden stießen 

Insbesondere die Bundesfinanzgeserzgebung, der Bundesrechnungsab­
schluss, die Überprüfung der Abschlussrechnungen des Bundes sowie von 
Auftragsvergaben (Albanien); 

die Kooperation mit dem Europäischen Rechnungshof, Erfahrungen bei 
der Umsetzung der Europäischen PrüfungslCltllnlen, die Überprüfung 
des Personaleinsatzes. der Einsatz von Statistik, die Funktion der Inneren 
Revision und die Überprüfung des Jusrizwesens (Polen) sowie 

die teilung des RII Im raarsgefüge (SozialiStIsche Republik VIetnam) 
und seme Beziehungen zum Parlament (SozialistIsche Republik Vietnam, 
Polen). 

WeItere Schwerpunkte der Veranstaltungen im Rahmen eines ver[lefren 

Erfahrungsaustausches mit der Obersten Rechnungskontrollbehörde der 
Slowakei bildeten unter anderem Fragen zu Gebarungsüberprüfungen im 
Bereich des Werksrärtenwesens, der rraffalilgenhilre, der Sachwalter­
schaft , von Konsularangelegenheiten, des Kommunalwesens , des Bank­
wesens (einschließlich Überwachung der raarsschulden und Bez.ehungen 
des RH zum BM F), des Bauwesens sowie des Abgabenwesens und der 
Pnvatlsierung . 

Der Obersten Rechnungskoncrollbehörde von Slowenien verminelee der 
RH seine Erfahrungen bei Gebarungsüberprüfungen öffentlIcher Unrer, 
nehmungen (OBB, PosrdlCnsre, Wasser- und Abwasserversorgung) und 
erarbeltete mit Ihr Im Rahmen von Workshops crategien für mögliche 

Prüfungsansärze. 

>" 
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Int rnat onal 

(2) M I[ der Obersten Rechnungskoncrollbehörde von Ungarn begann der 
RH eine parallele Prüfung auf dem GebIet der Umwelt. 

(3) AnlässllCh ihrer Amtsancri"e haben d .. PräsIdenten des deutschen 
Bundesrechnungs hofes und der Oberseen Rechnungskoncrollbehörde Me­
xiko dem RH Arbeitsbesuche abgesca"ec . 

(4) Parl.memarier der SozialistISchen Republik Viemam besuchten den 
RH mit dem ZIelt die rechclichen Grundlagen der staatlichen Finanzkon­
trolle in Österreich kennenzulernen. 

(5) Auf Einladung der Mission der Organisation für lCherhel[ und Zu­
sammenarbeit In Europa (0 ZE) für Bosnien und HerzegOWina zur Unter­
stützung eines Projekts zur Demokracisierung des bosnlschen Parlamencs 
hat der RH In Sara,ewo Vertretern der Parlamente und Rechnungshöfe von 
Bosnien und HerzegowJOa d,e Bedeurung der Unabhänglgkel[ der Obers­
ten Rechnungskontrollbehärden in ihren Bezlehun~en zu Regierung und 
Parlament nahe gebracht. 
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316 

X V II. Kongress der 
INTOS AI 

1 ;itigh.l'lIlk, I{II ,11, (""1<'r,II,,-,h.« [,tri,1I dl'r lll!l'r 

Ilatioll,tkll (>rg;lIlh,IIl1'" dl'r (>lx'r'!('1l I{l',hllllll.L:'­

h.om mllbl' hord<.: n ( 1"\ I ( >~\I) 'fll .1 • .111' ,'00 I 

Anknüpfend an seine Ausführungen im Vorjahr berichtet der RH über 
seine weitere Tätigkeit als Generalsekretariar der Imernationalen Organi­
sation der Oberseen Rechnungskomrollbehörden (lmernarional Organi .. -
tion ofSupreme Audit Insmutlon5 - INTOSAI). 

Vom 22. biS 27. Oktober 2001 fund In Seoul, Republik Korea, der XVII. In­
ternationale Kongress der I TOSAI (Kongress> sran. 

Neben Vemetern der Obersten Rechnungskonrrollbehörden von 139 Mit­
gliedstaaten waren Fllnktionäre von zwölf internationalen Organisationen 
(unter anderem Vereime Nationen) anwesend. 

Der Kongress behandelte folgende Themen: 

Thema I: Die Überprüfung InternaCionaler und supranationaler Einrich­
tungen durch Oberste Rechnungskonrrollbehörden; hiebei wurden dies­
bezügliche Erfahrungen, Methoden und Techniken der Obersten Rech­
nungskomrollbehörden erönen sowie eine Arbelfsgruppe der I TOSAI 
für die Prüfung incernaClonaler Instlrurionen flngerlchrer. 

Thema 11 : Der Beitrag der Obersren Rechnungskoncrollbehörden zur Ver­
walrungsreform; hiebei diskutierten die Kongressreilnehmer die Auf­
gaben der Obersten Rechnungskonrrollbehörden ",wohl bei der Planung 
und Umsetzung als auch bei der Prüfung der Verwaltungsreform . 

Die insgesamt ache Komirees und Arbeirsgruppen der I TOSAl, 

- das Komitee fur die Richclinlen für die Finan.komrolle, 

- das Komm:e für die inct'rne Kontrolle, 

- das KomItee für das Rechnungswesen. 

- das Komitee für die Staarsschulden, 

- das Komitee für die EOV Prüfung, 

- die Arbeirsgruppe Priva(isierung. 

- die ArbeItsgruppe Programmevaluierung und d .. 

- Arbeirsgruppe Umweltprüfung, 

denen auch gr ßreils Venrerer des RH angehörten. präsemienen die seit 
dem lemen Kongress (1998) getätigten Vorarbei,en für die Behandlung 
der Fach,hemen im Rahmen des XVII. Kongresses. 
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xvu. Kungress der INTOSAI 

International 

Der RH hat im Zuge der VorarbeHen des Kongresses eine wesendiche 
Funktion bei der Vorbereirung des Themas 11 übernommen, schrifrliche 
Beieräge geleistet und in Diskussionsgruppen mitgearbeitet. 

Neben der Behandlung der erwähneen Fachthemen OO[ der Kongress den 
Vemerern der regionalen Arbeicsgruppen der INTOSAI Gelegenheit, Be­
richte zu ema"en. Alle sieben regionalen Arbeirsgruppen der INTOSAI , 
nämli ch die Afrikanische, die Arabische, die Asiatische, die Europäische, 
die Karibische, die Lateinamerikanische sowie die Südpa2.ifische Organ.­
s<'1(ion der Obersten Rechnungskomrollbehörden machten von dieser Ge­

legenhei[ Gebrauch . 

Den Jörg Kandutsch-Preis, der in Anerkennung bedeu<ender Leisrungen 
und Beiträge der Obersten Rechnungskontrollbehörden auf dem Gebiete 
der Finanzkontrolle und zur Ennnerung an die wertvollen Verdiensce von 
Dr Jörg Kandursch , dem ehemaligen Generalsekr«är der INTOSAI, ge­
schaffen wurde, erhiel, anlässlich dieses Kongresses die OberSte Rech­
nungskomrollbehörde von Kanada . 

I n Fortführung diesbezüglicher Beschlussfassungen früherer Kongresse 
beschloss der Kongress unter anderem folgende weitere Prüfungsricht­
linien der INTO AI : 

- Pflichten- und Verhal,enskodex und Richrlinien für die Finanzkontrolle; 

- Leitfaden für die Durchft..ihrung von Prüfungen mit umweltbezogenen 

ThemensteIlungen; 

- Richrlinien für das beSte Vorgehen bei der Prüfung des öffenebch-pri­
varen Finanzierungs- und Konzessionswesens; 

- Richtlinien über das beste Vorgehen bei der Prüfung der WIrtschaftsregu­
lierung. 

Du~ Ri chtlinien sind über die I-Iomepage der r fTOSAI www.i mosa.i .org 
verfügbar. 

Sowohl zu Beginn als auch am Schluss des Kongresses fanden Siczungen 

des Präsidiums der INTOSAI «arr. Auf der Tagesordnung standen unter 
anderem die Berichre der Vorsitzenden der Komitees und Arbeirsgrup­
pen, der Vercre[er der regionalen Arbeicsgruppen sowie die erforderlichen 
Beschlussfassungen durch das Präsidium auf der Grundlage der Sta,uren 
der INTO AI , wofür das Generalsekretariar der INTO AI umfangreiche 
Vorbereirungsarbeicen zu leis ren hacre. 

Durch die Aufnahme der Obersten Rechnungskomrollbehörde von An­
dorra, Angola, Belarus, Bosnien und Herzegowina, der Cook- Inseln, 
Dschibutj und Tschad erhöh,e sich der Mitglieders,and der INTO Al auf 
insgesamt 184 . 
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15. VN/ INTOSAI 
Seminar der 
INTOSA I 

Vom 8. bIS 12. April 2002 fand 10 Wien das von den Vereineen Nanonen 
(YN) und der I TOSAJ gemeinsam veransralrere incerregionale Seminar 
zum Thema "D,e Rolle der Obersten Rechnungskontrollbehörden bel 
Prüfungen Im Bereich der Landwirtschafr" se<\([ , 

Bei dieser Veranstalrung handelee es sich um das t 5. incerregJonale Semi­
nar, welches gemeinsam von der Division of Publ ic Economics and Publ ic 
Admin istration, Deparemene of Economic and Sodal Affuirs (DESA) und 
der INTOSAI organisiere wurde. Die DE A harte in der Vergangenheit 
schon mehrfach hulungsmaßnahmen iniriierr, um Entwicklungsländer 
bei der Srärkung Ihrer Sl3adlChen Finanzkontrolle zu unrersrürzen. 

Im Rahmen dieser SchuJungsakriv lrären waren von den VerelOren 3(10· 

nen In Zusammenarben mit der I TOSAJ im Abstand von zurnet$[ zwei 
Jahren Imernarionale Schulungsprogramme zum Thema sraatliche Finanz­
konerolle veranStaltet worden . In den vergangenen 30 Jahren fanden 14 
derartige VeranStaltungen start. Der TB 2000 (S. 330 I) enehält eIOe Liste 
der Themen der bisherigen V I INTO AI-Semi nare. Begi nnend mit dem 
Jahr 2002 wird Jährlich ei n VN/INTO AI-Seminar abgehalten werden . 

Die Hauptthemen des 15. V 11 TO AJ-Seminars waren: 

- Die Rolle der Obersten Rechnungskomrollbehörden bei der Prüfung 
öffenthcher Mittel auf dem Gebiet der Landwirtschaft ; 

- Die Kontrolle der Ausgaben für die Landwirtschaft durch den Europä­
ischen Rechnungshof, veranschaulicht an zwei Bei'pielen (Getreide, Mdch­
quoten); 

- Umfang und Methoden der Prüfung der Landwirtschaft in ÖSterreich ; 

- Die Prüfung der Landwirtschaft und der anrungsminclsicherheH in 
den Veremigten Staaten; 

- Der durch die öffentliche Finanzkontrolle erzielte Mehrwert (BeISpoeI 
Kolumboen). 

Darüber hinaus präsentierten Vertreter der tei lnehmenden Obersten Rech­
nungskontrollbehörden ihre Erfahrungsberichte über die Rechnungs- und 
Gebarungskontrolle auf dem Gebiet der Landwirtschaft. 

Insgesamt nahmen etwa SO Personen an der VeranstaJtung red, darunter 
vor allem Mitarbeiter von Obersten Rechnungskontrollbehörden aus Ent­
wicklungsländern und Reformscaaten Osceuropas . Voncagende wurden 
von den Vereinten Nationen sOWie von Obersten Rechnungskoncroll­
behörden (einschließlich Europäischer Rechnungshol) gestellt. 

Di e Ergebnis e des 15 . V I INTOSAI Seminars wurden in einem mehr­
sprachigen Bericht zusammengefasst und den Mitg liedern der INTOSAI 
zur Verfugung gestellt. Dieser Bericht iSt über die Homepage der INTOSAI 
www,in(Qs31 .org verHjgbar. 

Wien, im Dezember 2002 

Der Präsident: 

Dr Franz Fiedler 
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ANHANG 

Entscheidungsträger 

[Aufslchtsratsvorsluende und 
deren Stellvertreter 
sowie Vorstandsmlt,lIeder) 

Entsc".ldun,stri,.r 

der überprüften Unternehmungen 

Anm~rkung : 

Im AmI befindliche Enrsche,dungs[räger In I h J..: 
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Aufsichtsrat 

Vorsitzender 

Stellvertreter 
des VOrSItzenden 

Vorstand 

Vorsitzender 

Stellvertreter 
des Vorsitzenden 

Dkfm Kar! HOLLWEGER 
(14.)uni 1996 bis 31. August 1999) 

Ing Dr )osefSINOELKA 
(31. August 1999 bis 22. Mai 2000) 

Or Johannes OITZ 
(22. Mai 2000 bis 2 . Okmber 200 I) 

Il, PUl' r ~II( IIMUS 
(seit 6. ovember 200 I) 

Dkfm Dr Erich BECKER 
04 . Junl 1996 bIS 31. August 1999) 

Mag Josef TI EGLER 
(31. August 1999 b,s 22. Mai 2000) 

Prof Oipl- Ing Dr RudolfSTREICHER 
(22. Mai 2000 bis 26.Juni 2001) 

Dr Pete, MICHAELI 
(2.Juli 2001 bis S. November 2001) 

DHm Dr Max SCHACHI GER 
(6. November 200 I bis 20. Juni 2002) 

D,pl 111." R ... II<· ' \\ 1I 1'[ ,( I1 
(seit 8. Juli 2002) 

Ing Dr )osef INDELKA 
(25.)uli 1996 bis I.)ull 1999) 

Il r AllIOn \\ AI" 

(sei, I . Juli 1999) 

D r J oha nnes D ITZ 
(S. Augusr 1996 bis I.Juli 1999) 

~!.l ." Dr Ru""I I.!1 rJ\I\R 
(sei , I . August 1999) 

ANHANG 

Entscheidungstriger 

.. Abspaltl"lng der Unrernehmungsbereiche Post und Posraum von der damaligen 
POSt und Telekom AUSUI3 AG mu bllanzleller RückWIrkung 2um 1. Jänner 1999 
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322 
Mitglieder Gerhard MARTI EK 

(25. Juli 1996 bIS I. Juli 1999) 

Dipl-Ing Dr Walther RICHTER 
(25 . September 1996 bis 23.Juli 1998) 

[)r J"rn KA!\ lAI,. 
(seit I. Juli 1999) 

\I.l,e .10'''' 11,\1.11,\1,\\1\ 
(seit I. Juli 1999) 
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Beira[ 

Vorsi,zender 

rellvenre[er 
des Vorsi[zenden 

Geschäftsführung 

Ei nze Igeschäf<sfüh re r 

Prokurist 

ANHANG 

Entscheldun •• lri.er 

Ing Dr ) osefS INDELKA 
(3. Sep,ember 1997 bis I 1. Okrober 1999) 

Dr Amoll \\ A h 
(sei, 11 . Okrober 1999) 

Dr )oh.nnes DITZ 
(3. Sep,ember 1997 bis I 1. Okrober 1999) 

~l.lg I)r Ru"oll.JIT I"\I·\R 
(sei, 11. Okrober 1999) 

.\1.11' ,\l.lrtttl h.l T~( 111 RA 
(sei, 28. August 1997) 

.\1.1." Jltt1ll1." '11\( 11 U R 
(sei, 21 . März 2000) 

• von 20, Dezember 1996 bis I. Sep[ember 1997 POS[ Immobilienservice G~mbH 
von I. September 1997 bis 18. November 1998 PTA ImmobiliengesmbH 
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Geschäfrsführung 

A HANG 

Po, & Telekom Immob,llengeselischaf, mbH 
(einzeiverrrerungs- und tlnzelgesch:ifrsführungsbefugr) 

325 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)334 von 349

www.parlament.gv.at



326 

III-1 der Beilagen und Zu III-1 der Beilagen XXII. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original) 335 von 349

www.parlament.gv.at



Aufsichtsrat 

Vorsi[lender 

Stellvertreter des. 
Vorsitzenden 

I. S«lIvemecer 

2. Stellvertreter 

Vorstand 

,. 

Dipl-Vw Dr Joser TARIBACIIER 
(6. März 1984 bis 17. M.11 2000) 

Altrcd IIEIK/TL 
(;en 1-. Mai 2000) 

Dlpl-!ng Horst P !-[IIACKER 
(25. April [986 bis [7. Mal 20(0) 

JlIr):cn [1l'BBFR'[ 
(seit 17. Mai 2000) 

Prol DDr [1.10' Ildlwl): TORC.(.I.I R 
(seit 17. Mai 2(00) 

ANHANG 

Entscheldungstr'ger 

Prof Dipl-Ing Dr RudolfSTREICHER 
(I . September 1999 bis "\ I. Jänner 2(01) 

Dr Johannes DITZ 
(Mitglied vom I. September 1999 bis -' I. J änner 200 I; 
Vorsi<zender vom I. Februar 200 I bis .11. Dezember 200 I) 

Dr Peter MIClIAFLI~ 
(Mitglied vom I.Juli 2001 bis:ll. Dezember 2001; 
Vorsi[Zender sel[ (. Jänner 2(02) 
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Aufsichurat 

Vorsitzender 

Stellvertreter des 
Vorsitzenden 

Geschäftsfuhrer 

Dr Carl HOFRICHTER 
(22. Jänner 1998 bis 13. Okmber 2000) 

[)r \\ dlntd TRABOl.ll 
(Seit 14. Okmber 2000) 

Ing Em,l MAURER 

ANHANG 

(22 . Jänner 1998 bis 13. Okmber 2000) 

Dr Manfred LESACHER 
(14 . Oktober 2000 bis 29. Jänner 200 1) 

\1.'. I >'-oIt\ (. RO" 
(seit 30. Jänner 2001) 

Ing Egon PAWUK 
(1. Jänner 1964 bis 31. Dezember 1998) 

In· Jo.-JrI \\0,([111/ 
(seit l. Jänner 1999) 
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Vcrwalrungsrar 

Vorsitzender 

Seellverrrerer des 
Vorsitzenden 

I. Stellvertreter 

2. Stellverrrerer 

3. Stellvertreeer 

Vorseand 

Vorsitzender 

Mi,glieder 

(,nh.art! W L()DKO\V~Kl 
(sei('O. Dezember 1994) 

A HANG 

Entscllelclungsträg.r 

Dlpl In,': M.orIJ lJl I R(.~TALLr:R 

(seu 18. Februar 1998) 

De Ulrich HRI TALON 
(18. Februar 1998 bis 23. Jänner 2002) 

Dr Djmdj Al\ t)RAT~( 11 
(sei, 27. Februar 2002) 

MJg ('tor,': KOVARIK 
(se,e,1 . )iinner 1991) 

Dipl- Ing Josef PLANK 
(l. Oktober 1996 bis 28. Juni 2000) 

M.I,': (,eurg ,( IIÜPPt. 
(seie I. Sepeember JOOO) 

De L<'ulx,IJ SI~IPrRL 
(seie l. Februar 199» 

1)'1,1 Ing \'''''rlll'r \\ I' IIIS 
(sei, l. Februar 1993) 

M.I,': Dr SCl'ph.In MIKINOVI( 
(sei, 6. Mai 199» 
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332 
5raatsaufsichc 

In Vememng des Bundesministers fur Land- und Forstwirtschaft. Umwelt und Wasserwimchaft 

in rechdichen 
Angelegenheilfn 

für den Bereich des 
Finanz-, Personal-
und Verwalcungswesens 

in fachlichen 
Angelegenhei .. n 

Sektionschef Or Johannes ABE TUNG 
(J4 . Jänner 1995 bis 31. Juli 2001) 

~'krlllll"\ ]' .. :1 [)1pl In,l.! J)Dr R"':1I1furd \IA '\,;C, 
(seit 1. August 2001) 

Ministerialrat Ing Or Rudolf DONHAUSER 
(9. OklOber 1992 bis 31. Dezember 200 1) 

Il, IIl"Ol1o,c 1)ll. rJ J{~J)OIUI R 
(seit 1. Jänner 2002) 

~11Il1"'(:r1.dr.1t DIl'l lOh ~\I.mlll lU-li I 
(seit 4 . Juni 1997) 
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Aufsich[srat 

Vorsl[zender 

Stellvertreter des 
Vorsl[zenden 

GeschäflSführer 

A A G 

Ent.ch ...... n •• tri •• r 

( )'{l'rr<' il h I 'c hl" h Ir" h llll1--"cO trum 
cllwr,dllrt (rc,mhll 

Dipl-Ing Albert HOCHLEIT ER 
(6. Mai 1994 bis 14. September 2001) 

DHm Helmuth HAMMI GER 
(6. Mai 1994 bis 14. September 2001) 

Sektionschef Dr Narben ROSZENICH 
(27. Mai 1999 bis 14. September 200 1) 

DDr Hans TUPPY 
(6. Mai 1994 bis 27. Mai 1999) 

Dipl-lng Günther KOCH 
(16. Mai 1998 bis 14 . September 2001) 

Dlpl-Ing Mag Wolfgang PELL 
(16. Mai 1998 bis 14 . September 200 I) 

Kommerzialra, Dipl-Ing Ernst ruTSCHEK 
(18. März 1998 bis 15. Mai 1998) 

Dipl-Ing Dr Franz LEBERL 
(I. September 1996 bis 17. März 1998) 

Or Winfried SCHE K 
(I. Jänner 1988 bis 13. November 1996) 

Dr Pe,er KOSS 
(I. April 1981 bis 31. August 1996) 

• g~llschaftsrt'Ch[l,c~ Änderung lx:l glclchn'lllger amenundcrung 
auf Aus[nan R~rch uncen GmbH-ARe 1m FIrmenbuch eingetragen 
3m 14. September 200! 
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Aufsichtsrat 

Vorsl runder 

S[ellvenr('ccr des 
Vorsi rzenden 

Vorstand 

VorSitzender 

Ing M"g Christi"n TRATI ER 
(27. J uni 1996 bis 9. Augus[ 200 I ) 

Dr Fmnz KUBIK 

AN A G 

Enlscbeldunlslriller 

(9. Augus[ 2001 bis 16. Febru"r 2002) 

Dr O[hm.r ßRUCKMÜLLER 
(1 3. März 2002 bis 12. Juni 2002) 

J)r Joh,,"n QIIENDLI"R 
(seit 12 . Jun i 2002) 

Sek"onschefDipl-lng Hans MÜLLE R 
(2. Juli 1999 bis 19. April 200 1) 

DDr K"r! GOLLEGGER 
(29. Seprember 1997 bis 21. J uni 1999) 

Dr O[hm.r BR CKMÜL1ER 
(7. Mai 200 I bis 13. März 2002) 

1)'1,1· In): Mod,.oel RA.\IPRFClIT 
(se ir 13. März 2(02) 

Dipl- I ng Bernh.rd E GLEDER 
(I. November 1997 bis 15 . September 2001) 

Dr Engelben SClIRAGL 
(I. Nove mber 1997 bis 15. September 2(01) 

Dr \\ dl[er 1\[( 1.;:1 
(seit 15, September 200 I ) 

1)01'1 · In" h.on< Ll CKUR 
(sei r 15 . September 200 1) 

In" ~!.o" eh",,,.on TRATrr-..rR 
(seir 11 , Februar 2002) 
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VerwaJtungsrar 

Vorsirzender 

S<ellveme,er des 
Vorsirunden 

Vorstand 

Vorsi ezender 

Mi'glied 

'lek!""" hd Ilr("",,lwr:-III"BAUI 
(sei, l. Juli (994) 

I)r \\,,11 .11' TRITRI .\1\111. 
(se" l. JulI (994) 

\1.'1' ("·,,r~ /1"11"1 
(sei, l.Juli 1994) 

I)f 1 krl"T! 111 ( 111'(,1 R 
(sei, l. Juli 1994) 

~I.I;' I krl"·,, BOI 1 M 
(sei, l.Juli (994) 
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Auf ichrsra[ 

VorsilZende 

I. Srt'lIvertrererm 
der Vorsl [zenden 

1. rellverrr{'r{'rin 
der VorslCzcnden 

Geschäftsführer 

ANH N 

Enlselle.dung.lräger 

Mini sre rialrärin Dkfm Mag WaJpurga EINleHER 
(von 6. M.li 1999 bis '\0. Seprember 2002) 

MM.!; Enka UMMENßERGER 
(von ~. Mai 1999 bis 30. Sep,ember 2(02) 

Mag Connna FEH R 
(von I. J ul, 1999 bIS 30. Seprember 2002) 

Okfm Or Helmut DOR N 
(von I. Apnl 1984 bis 30. September 20(2) 

Mag Dipl- Ing Johann FEYERTAG 
(von I . Apnl 1990 bIS 30. September 2(02) 

• Doe BÜ RGE Förderung,bank Gesellschaft mbll wurde gemäß BGBII 

Nr 1 .~O 2002 ml( der Fma.nzlf'rungsgaranrJe-Geselischafr mbll rückwirkend 
mit _~ I Dt-umbtr 200 tim \'(fege der Gesamtrechrsoachfolge zur Ausrrla 

Wirtschaftsservice Gesellst"h.afr mbH verschmolztn. laur Gesellschaftsvertrag 
vom 23 . September 2002 wurden die Geschäf(e mir \Vlrkung "on 

I. Oktober 2002 von den Geschäftsführern der Ausrna Wlrrschafrsservlce 

Gt-sellschaft mbH wahrgenommen. 
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